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Einleitung 



§ 1. Die Stellung der Republik in der allgemeinen 

Staatslehre. 

L Solange es eine Lehre toiq Staate gibt, gehört die 
begriffliche Abgrenzung der Staatsformen za ihren um- 
strittensten Fragen. Ob die Dreiteilung mit ihren Nebenformen 
verfochten wird oder ob Aristokratie and Demokratie zosammen 
als Republiken der Monarchie gegenfibergehalten werden, ob 
daneben die Theokratie als Staatsform aufgestellt wird, immer 
bat die allgemeine Staatslehre im Anschlüsse an die Frage nach 
dem Begriffe des Staates die Staatsformen und ihre Unter- 
scheidung behandeln müssen. Die heutigen Yerfassungsgesetze 
kennen nur die Bezeichnungen Monarchie und Bepublik, und 
entsprechend können diese auch fflr die Theorie als die am 
meisten aufgestellten Grundformen (mit den Unterarten abso- 
lute und konstitutionelle Monarchie, aristokratische und demo- 
kratische Bepnblik) bezeichnet werden, wenn man den herrschen- 
den Faktor als den wichtigsten Einteilungsgrund ansieht; die 
Gegenüberstellung von Einheitsstaat und Bandesstaat, souveränen 
und nicht soaverftnen Staaten beruht auf anderen Eintcilungs- 
gr&nden. Aber auch jetzt noch besteht keineswegs genfigende 
Klarheit über anscheinend so feste Begriffe wie Monarchie und 

Waltber, Stafttthaapt im Bepnblik«« 1 
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fiepnblik^X insbesondere der demokratischen Bepnblik, der vor- 
herrsclienden Form*); man kann sogar sagen, dass in der 
neueren Staatslehre die Unsicherheit in der Scheidung 
dieser beiden Staatsformen besonders gross ist. 

II. Der Hauptgrund ist hier die Einffihrnng des Kon- 
stitutionalismus, der natürlich besonders in der rechtlichen 
Struktur der Monarchie eine grosse Wandlung hervorrufen mnsste. 
Bepubliken, auch solche wie etwa die antiken griechischen 
Stadtstaaten, sind immer konstitutionelle Staaten. Sie bedürfen 
fQr die Schaffung ihrer Organe, die Abgrenzung der Funktionen 
und die Begelung der Teilnahme des Volkes an der Kegierung 
immer einer Verfassung, die Republik „tritt nur durch ihre 
Verfassung and mit derselben ins Bechtsleben ein""). Unter 
dem Worte Verfassung lassen sieh Terschiedene Begriffe ver- 
stehen. Im weiteren Sinne bedeutet Verfassung die Summe 
der Lebensbedingungen eines Staates und der die Ausübung 
seiner Funktionen regelnden Normen*). In diesem Sinne hat 
jeder Staat eine Verfassung, und es ist deshalb zu weitgehend, 

>) Es gilt fait noch, was Hoffmftnii, Artikel «RepaMik* im Staats^ 

lezikoii von Rotteck- Wclcker, 3. Aufl., Leipzig 1805, Bd. 12 S.609, lagt: .Kein 
Staatarechtliclier Begriff ist von dorn Sprachgebrauch scliliinnier entstellt, keiu 
rechtlicher Kunstausdruck in ilcr politi^jchen Sprachverwirrung anderer Zeit 
ärger missdeutct worden als — Republik" 

•) Andere Terminologie %. B. bei de Laveleye, Le gouverneuieut daua 
la dimocratie, 8. Mit, Paris 1898, Bd. 1 S. 195, 196, wo die Bepnblik der 
Aristokratie g^;eiittbei^;ebalteii und die Demokratie als Abart der Republik 
aageseben wird, wie oben Georg Meyer, Lehrbuch des deutschen Staats^ 
redlts, 6. Aufl , bearbeitet von AnschUtz, Leipzig 1905, S. 30. 

•) Bornhak, Allgemeine Staatslehre, Berlin 1892, S. 46. 

*) Vgl. Haenel, Deutsches Staatsrecht, Leipzig 1892. Bd. 1 S. 119 ff.; 
Schlief, Studien Uber Verfa^ung^eächichte und Verfassungsrecbt der Ver* 
einigtoi Staaten Ton Amerika, im ArehiT fttr öfEentliebes Becht Bd. 2 S. 98; 
Habler, Die Organnation der Verwaltung in Preusaen (alte Lande) und im 
Deutschen Reich, Berlin 1898, S. 1: ,V. if,\<sung ist der Inbegriff aller staat- 
lichen OriDiane''; Loening, Lehrbuch des deutschen \'erwaltungsrechts, 
Leipzig 1884, S. 1: ^Staatsverfassung ist die Organisation der Staatsgewalt" : 
de Laveleye a. a. 0. Bd. 2 S. 201; Combos de Lestrade, Droit politique 
oontemporaui, Paris liKX), S. 65, 66; Ouoley, The geueral piiuciples of oon- 
sUtntional law in the Cnited States of America, Boston 1880, S. 22; auch 
Cooley, Treatise on the constitntional limitations which rest npon tbe legis- 
lative power of the states of the Amorican Union, 4. edit., Boston 1878, 
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wenn liuruliak a. a. 0. fortfährt, dass die absolute Monarchie 
begi'iflflicli verfassungslos sei. Nach heuliger Anschauung wird 
als Staat nur der Rechtsstaat anerkannt. Es wird gefordert, 
dass Staat und Recht in Wechselbeziehung stehen; das Recht 
findet nicht nur durch den Staat und im Staate allein seine 
Durclisetzung, sondern es ist anderci seits auch der Staat selbst 
Glied der Rechtsordnung, er ist recliLlieli beschränkter, unter 
dem Recht stehender Staat '). Die notwendige Verfassung jedes 
absoluten Staates besteht daher nicht nur, wie Affolter^) 
Born hak gegenüber bemerkt, in dem „tatsächlich geltenden 
Satze, dass der Monarch die in ihren Kompetenzen unbeschränkte 
Behörde des Staates ist", sondern es vollzieht sich die Geltend- 
machung des Staatswillens nach bestimmten, wenn auch jeder- 
zeit von dem Souverän abänderlichen Rechtsnormen; anderer- 
seits muss der Bestand der Herrschaft anerkannt sein, denn 
das Qesamtvolk ist stärker als der einzelne. Es wird jedoch 
meist in engerem Sinne unter dem Verfassnngsstaate ein saldier 
Staat verstanden, in dem das Volk an der Regierung teil hat^). 
Im engsten Sinne heisst Verfassung dann auch das die Rechte des 
Volkes festlegende Grundgesetz. Die absolute Monarchie ist 
natürlich nicht ein Verfassungsstaat in diesem Sinne; das Volk 
hat an der Kreation des Herrschers keinen Anteil, und der 
in einer Einzelperson verkörperte Staatswille braucht nur 
Organe, die von dem absoluten Herrscher allein abhängig 
sind. Die demokratische Bepablik bedarf, wenn nicht 
Anarchie bestehen soll, wie gesagt, nicht nur fester 
Rechtsnormen Uber die Bestellung der Staatsorgane und die 



8.8,3: «... 8ome leadlng prineiple . . . like the hercditary priuciple in 
most monarchies, and tbe eostom of cboouog the chieftain hy the body of 

the people". 

V;;!. ilbor diese Jetzt allgeiiieiu übUche Ikdeutuug des Reehtsstaats- 
begriffes'^ E. Schmidt, Allgemeine iStaatslcbre, Leipzig lüOl, Bd. 1 S. IR)!).; 
ferner Loening, Artikel «Staat* im Handwttrterbnch der Staatswiasen- 
schaften, 2. Anfl., Jena 1901, Bd. 6 S. 917, 918; auch Oierke, Die Grand- 

begrifle des Staatsrechts and die neuesten Staatsrei-htstbeorien, in der Zeit- 
schrift für die gesamte Staatswisgeiischafi, Bd. 3Ü S. .'$28. 

») Archiv für öffentliches ll-'-ht Bd. 12 (181t7. S. 30.3, :{0l. 

•) S. a. B. 0. ilayer, Deutsches V'erwaliungarecbt, Leipzig 18üü, 
Bd. 1 S. 3. 

1* 
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Scheidung ihrer Kompetenz, also einer ausgebildeten Verrassnng 
im weiteren Sinne, sondern sie ist ancli begi ifflich Verfassnngs- 
staat im engeren Sinne, denn das V'olk ist alleiniger herrschen- 
der Faktor. Seit der Eintiilirunfr des Konstitutionalismus, seit- 
dem auch in der Monarchie das Volk staatsrechtliche F'nnktionen 
wahrnimmt, besteht zwi.sclien der konstitutionellen Monarchie 
nnd der (demokratischen) Republik, den am meisten unter den 
heutigen Kulturvölkern vertretenen Staatsformen, eine bemerkens- 
werte Ähnlichkeit, die die eigentlichen Unterscheidungsmerk- 
male nicht so deutlich hervortreten lässt. Die Beteiligung des 
Volkes an der Eegierang und seine Repräsentation durch das 
Parlament, der Gan^r der < Je.setzgebung, das Verhältnis der 
Legislative zu der Kx> kutive, finden sich in den monarchischen 
und republikanischen Verfassungen oft übereinstininu nd geregelt. 
Man kann sagen, dass diese nivellierende, viele der bisher als 
Unterscheidungsmerkmale geltenden Eigentümliclikeiten der einen 
oder der anderen Staatsform verwischende Tendenz sich bei- 
nahe jedesmal zeigt, so oft ein Staat seine Form ändert. Die 
belgische Verfassung erhält z. B. durch die Betonung der Volks- 
souveränität ein wesentliches Merkmal der republikanischen 
Staatsform; in dem Königreiche Norwegen ähnelt die Stellung 
des Monarchen in seinem Verhältnisse zum I'arlamentc sehr 
der eines republikanischen Staatsbauptes. Die konstitutio- 
nellen Einrichtungen gewähren andererseits einem kraftvollen 
Präsidenten oft Spielraum genug, so dass sein £influss den eines 
konstitutionellen Herrschers übersteigt. 

III. Die heutige Republik schliesst sich ferner in einer 
Beziehung noch mehr an die konstitutionelle Monarchie als 
an die antike Republik an. Es besteht, wie in der geschicht- 
lichen Entwicklung der Spitze der Republik zu verfolgen ist, 
die Tendenz, eine Einzelpersönlichkeit an die Spitze 
zu bringen. Otfenbar j^^eht dies von einem besonders in 
grösseren Republiken zu Tage tretenden praktischen Bedürfnis 
und der Erkenntnis aus, dass es für eine energische und erfolg- 
reiche Durchführung der Staatszwecke besser ist, einem Manne 
die Staatsleitung in die Hände zu geben, als sie der schwer- 
fälligeren Handhabung eines mehr oder minder vielköpfigen 
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Kollegiums anzuvertrauea*) oder sie gar, was höchstens in sehr 
kleinen Republiken möglich wäre, dem Volke selbst bezw. 
seiner fiepräsentation zu überlassen. Auch hier gilt: orx o/a/Zoi' 
nolvxotgavlf;, sig xoigavoi: i'ojot, oder wie Saint Girons*) diese 
Ei*8cheinang kennzeichnet: _Les masses ne s'attachent jamais * 
A nne abstraction, ä. une collectivitc^: c'est ce qui fera toujours 
la force de la royante ou de la presidence. L'incarnation du 
pouvoir dans un homme de valeur est une nöcessit^ pour le 
pe.uple". Diese Wahrheit hat Frankreich in der Revolutions- 
zeit Ende des 18. Jahrhunderts erfahren müssen. Ebenso ent- 
schied man sich bei der Beratung der Verfassung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika dafür, zur Leitung der Exekutive 
eine einzelne Person und nicht eine kollegiale Mehrheit zu be- 
rufen'), weil auf diese Weise allein „die dem Staatsorganismus 
notwendige Einheitlichkeit des Entschlusses zu wahren sei" 
So haben denn gerade die grösseren Republiken an ihre Spitze 
Stoatsbäupter gestellt mit Befugnissen, die oft darcbaas denen 



') Bompard, Le veto da Pr^sidont ilc hi Kepubliqne et la sanctiou 
royale, Paris 1906, S. 228: ,La creatiuu <l uu veritable puuvuir exäcutif, 
indfpendant el toergique moM toe luarpateur, est la priucipale difficaltd 
d*ane eoBBtitntion rtpubliealne' ; Gonsales, Lecciones de d«r«6ho oomtitn- 
donal, 3. ed., Paris, Mexico 1679, S. 278 uud S. 280. 

-) Essai sur la si'paratlon des ponvoirs. Parl^ 1881, S. 267. 

') Dennoch bestand auch in doii er-^ttu Jahrzehnten der Union eine iiugst- 
liche Abneigung gegen monarcheuuhuiicho Macht dea Präsidenten , wie z. 13. 
die Oescbichte des BeamtenemennniigsreohtB zeigt (Youug, Der Staatsdienst 
in Dentsdiland, der Schweix nnd den Tereinigten Staaten als Bondewtaateni 
Halle 1896, S. 5); s. a. Bryco, Tbe American Commonwealth, 2. edit., London 
and New York 1889. Bd. 1 8. 35. 

*) Schlief, Die Verfassung der nordanierikauischeu Union, Leipzig 1880, 
S. 13^. Über die Notwendigkeit einer sturkeu uud einheitlichen Exekutive 
in den Vereinigten Staaten a. a. die AaefOhruiigeu im Föderalist Kap. 70 
(Hamilton, Hadison and Jay, The Federalist or the new constitation 
written in the ycur 1788, H ill vell 1837; es besteht auch eine französische 
Ansgabe unter dem Titel: Le Fed6raliste ou collection de (luelriues fccrits etc., 
publifcs i)ar Hamilton, Madison et Gay, Paris 1792) und bei Story, Comraen- 
tarieä ou the Constitution of the United Stateä, 4. edit. by (Jooley, Boston 
1873, Bd. 2 S. 870, 271, wo n. a. auf di» Lehren der Geschichte (Diktator in 
Born) hingewiesen wird; f«rner Kent, Commentaries on American law, 11. edit. 
by Comstock, Boston 1807, Bd. 1 S. 28G; Bontmy, Stüdes de droit consti- 
ttttionnel (Fianco-Augleterre-^tats-Unis), Paris 1886, S. 163. 
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eines Monardien ähnlich nnd nachgebildet sind: nn chef roi 
sauf le nom et la durto^). 

IV. Staatsfornien wie die Wahhnonarchie (altes deutsches 
Kaiserreich nnd Königreich Polen), die Erbstatthalterschaft in 
den Niederlanden, zwei Erscheinongen, deretwegen Erblichkeit 
nnd Wahl nicht mehr als Unterscheidungsmerkmale fftr Monarchie 
nnd Bepublik gelten können, femer der Prinzipat, das Ver- 
bergen einer absoluten Monarchie unter republikanischen Formen 
(römische Cäsaren und Napoleon Bonaparte), gehören der Ge- 
schichte an, behaupten jedoch in der Theorie der Staats* 
formen noch immer ihre Bedeutung. Dies trägt dazu bei, die 
hauptsächlich durch die beiden aufgezeigten Momente, die Ein- 
fährung des Konstitutionalismus in die Monarchie und die 
Schaffung eines monarchenähnlichen Staatsoberhauptes in der 
Republik, verursachte Unsicherheit in der Abgrenzung der Be- 
griffe Monarchie und Republik und dementsprechend der recht- 
lichen Stelhmg der Staatshäupter zu vergrössern, und veranhisst, 
uach neuen rechllichLii Uiiler.scheidungsnierknialen zu suchen. 

Mit der Lehre vom Verfassungsstaate ist eine Reihe mit 
dem Konstitutionalismus, der Beteiligung des Volkes an 
der Aui^übung der Staatsgewalt, zubannneuhängender neuer 
Begriffe in die Staat>.ltlire eingeflihrt werden, und auf diese, 
wie (ü'Sttzgtljuugsrecht , Sanktion, Legitimation durch eigenes 
oder abgeleitetes (übertragenes) Recht, neben anderen um- 
strittenen Begriffen, wie Souveränität, wird gewülinlich der 
Unterschied zwischen I\Ionarcliie und Republik oder deren Staats- 
liäuptern abg( stclii. Dass diese notwendig gewordenen Unter- 
suchungen über die Theorie der Staatsformen aber auch abseits 
haben füliren können, zeiLren Folgerungen wie: Belgien sei eine 
Republik mit dem Königtum an der Spitze ; die parlamentarisch 
regierte Demokratie sei tatsächlich eine Wahlmonarchie-); und 
das Deutsche Reich sei, da die Sanktion der Gesetze durch ein 
Kollegium, den Bundesrat, erfolge und nicht durch eine Einzel- 

M Vi^l. Es Dl ein, EKiocnt.'» <le droit constitutionnel, Paris 1896 S. 495, 
uuil Saint Girous, JUauuel do druit cuustitutionuel, 2. C'dit., Paris 1885. 
8. 346, 356. 

*) Behm, Allgemehie StMtalebre, Fnibnrg 1899, S. 356, vgl. aaeh 
S. 181, 183. 
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[»eiMiii, juiislisch betrachtet eine Rei»ublik. Aiulere Schrift- 
steller') iulireu die Weseiisglelcliheit von ^lonarclien und 
republikanischen Prähidenlen aus und behauiitt-n, ein Unter- 
schied sei nur diircli die Versrliiedenheit des Grades ihrer 
Maclitbefu^iiib^e gegeben; dtin Volke creo-enüber sei in diesem 
Staate der Präsident, in jenem der konstitutionelle Fiirst 
reicher als der andere mit tatsächlichea Gewaltbefuguiääeu 
ausgestattet 

Es kann hier noch nicht näher auf das Problem ein- 
gresraiigcn weiden. Die Fra^re nach dem Verhältnis der Rechts- 
stellmi«^ lies rei>ubiikanischen zum monarchischen Slaatsliaupte 
liäimt enL,' zusammen mit der grundlegenden Frage des Staats- 
begrilles und kann daher erst nach ihrer Erledigung oder im Zu- 
sammenhange mit ihr erörtert werden. Jedenfalls haben Theorien, 
die zu Solchen Folgerungen führen, schon das gegen sich, dass 
sie sich mit dem Spraehgebrauche in Widerspruch setzen. Wenn 
einmal unter Monarchie und Republik zwei verschiedene Be- 
griüe verstanden werden, und Belgien als Monarchie, eine 
Demokratie mit einem Präsidenten an der Spitze aber als 
Republik gilt, so muss es auch entsprechende üntersclioidung.s- 
merkmale geben, und es kann nur die Aufgabe sein, diesen 
Merkmalen nachzuforschen und den gef^ebeiien Tatsachen ge- 
recht zu werden, nicht aber diese TatsacUeu für ein aufge- 
stelltes System zurechtzustutzen 

V. Trotzdem die Republik als begrifflich konstitutioneller 
Staat nicht eine Umwandlung wie die eines absolut monarchi- 
sclien Staates in eine konstitutionelle Monarchie mitxuniaclien 
brauchte, und man also annehmen sollte, die republikanische 
Staatsfurm sei durch diese fast alle heutigen Mouarchieu er- 

1) s. B. Lin^g, Empirische Unleraichiiiigeii nur allgemeinen Statte- 
lehre, Wien 1890, S. 13, 14. 

*) Vgl. Batbie, Trait»' theorique et pratique de droit public et ad- 
ministratif. 2. edit , Paris 18S.')— 9t, Bd. 7 S.351: .Lc rui coustiiutionncl ii rtait 
qu'uu prt'äideut beröditaire et ic prcüiüeut de la Kcpablique Cät uu roi con- 
stitationnel teuiporaire^ 

*) Daae etaatsrecbtliebe Begriflfe dch poUtiiohen Wirklichkeit an- 
passen sollcu, betont anch Änschtttz, Deutsches Staatsrecht (Holtzendorff- 
Kohler, Enzykloiiädie der KeditHwisseuschaft, Leipzig uud Berlin 1904, S. 471); 
Tgl. noch T. Marti t2, Die ILonarchie als Staateforuii Berlin 1903, S. 23. 
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greifende Vei äiulei'ung nicht berührt worden, gibt es eine 
Republik im heutigen Sinne*) doch erst seit der Einführung 
des Konstitutionalismus gegen Ende des 18. Jahrhunderts. Die 
Verfassungen der beiden bedeutendsten und in dieser Zeit ent- 
stehenden Republiken, der Vereinigten Staaten von Amerika 
und Frankreichs, haben zueist bestimmte Formen und Rechts- 
normen über die Volksvertretung, das Staatsoberhaupt, über 
beider Entstehuno:, Befugnisse und Verhältnis zueinander» 
teils von dem schon konstitutionell regierten England entlehnt, 
teils neu aufgestellt, die in der Folge in gewisser Weise All- 
gemeingültigkeit für alle republikanisclien Staaten und auch 
fttr konstitutionelle Monarchien erlangt haben. So haben auch 
die Lehren (besonders die von der Gewaltenteilung) der Staats- 
theoretiker dieser Zeit, Montesquieu, jEU)USseau und des einer 
früheren Zeit angehörenden Locke, zuerst hier ihre volle prak- 
tische Anwendung gefanden Nur die deutschen Freien 
Stftdte und San Marino stammen aus früherer Zeit *) und haben 
wegen der besonderen VerhAltnisse, insbesondere des kleinen 
Gebietsnmfanges dieser Bepnbliken, ihre Organisation im wesent- 
lichen beibehalten können. 

VI. Hiemach ist es aneh möglich, wie hier Tersneht werden 
soll, den Begriif des republikanischen Staatsoberhauptes zn 
konstruieren und allgemeine Normen Uber seine Stellung aus 
den positiven Staatsrechten^) der einzelnen Bepnbliken, die 
zusammen sozusagen ein allgemeines republikanisches 



') Nach Bebiu, Allgcmciue ötaaulebre S. 285, lebeu von den 440 
MSniOMn Heafloiwii, d!e m den KtdtorrOlkeni sa lechneii sind, 170 Millioncii 
m RepnUÜMii mit Prliidentsdwft, ebemoviel m Bepnblikon mit monandiischar 

Spitze und etwa 100 Millionen in konstitutionellen Slonarchieo. LetStere Zahl 
wird sieb jetzt, sofern man Russland zu den KulturstMten mit oinor Ver- 
faasong zählen kann, anf etwa 20ri Millionen belaufen. 
«) Vfjl. Rchm, Allcjcineine Staatslehre S. 247. 

') Vgl, Ulrich, lue Bestellung der Gerichte in den modernen Repu- 
blikm, Zttrieh 1904, S.X. 

*) Haenel, DentsehM Staatmcht Bd. 1 8. 73: den VerfaMnngen, 

als den Grundgesetzen, welche das dentschc Staatswesen beherrschen, spiegeln 
sich in den obersten Linien die rechtlichen (fruiidverhältnisse ab, welche durch 
das Wesen dos '^tnntes in seiner Allgemeinheit und in seiner positimchtlicben 
Form bedingt sind". 
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Staatsrecht bilden, aufzustellen Selbstveistüudlich sind 
viele, den einzelnen Verfassungen zugrunde liegenden Prin- 
zipien und erst recht die positiven Bestimmungen nicht immer 
dieselben. Der Umfang der Befugnisse des Präsidenten, be- 
sonders auch sein Verhältnis zur Volksvertretung, ist oft sehr 
verschieden^). Manche Republiken, wie die Schweizerische 
Eidgenossenschaft und die Schweizer Kantone im Gegensatze 
zu dem nordamerikanisclien Bundesstaate und seinen Glied- 
staaten haben keinen grossen Wert auf die Schattung eines 
selbständigen Oberhauptes gelegt, so dass B^mktionen, die sonst 
von dem Präsidenten wahrgenommen werden, hier einem Kol- 
legium zufallen. Solche Modalitäten, so rechtlich bedeutsam 
sie sind, sind geschichtlich begründet oder gehen auf politische 
Erwägungen zurUck, die häufig den Grund für diese oder jene 
auffallende Erscheinung des positiven Rechtes abgeben werden. 

Die Behandlung einer Frage des allgemeinen Staatsrechtes 
ist aber eine rein juristische. Sie darf historische und poli- 
tische Betrachtungen nur insoweit bringen, „als die Verwirk- 
lichung der allgemeinen Rechtsgrundsätze eine Erklärung be- 
nötigt, wenn anders die Ausführung nicht im Sande politischer 
Subjektivität verlaufen soU"^). Eine geschichtliche Dar- 



') Affolter ((irundzüfre 'Im allgemeinen Staatsrechts. Stuttgart 1892, 
Vorwort) beweist rirlitig die Existenzbererlitit^uni;- des allgciueinon Staiit^^- 
recbts durch die TaiäacUe, dass der Staat nicht Einzel-, souderu allgcuaiiie 
Encbeiiraog ist. Ferner Dngait, L'^tat, le» gonvemants et les ageuts, 
Paris 1903, 8. 236: .Qaels que soient les divers noms que porteut les chefs 
d*£tat, qnelqne difßients quc soient lenrs pouvoirs et leur sitimtiou juridiquc, 
il y a entre eux tous nn fonds commun qu'il faut di-gager", und Relnn An- 
ualen 1885 S. fi:)): „Das allgcineinii Staatsrecht ist eine Theorie, !UlI^eiJAut 
auf einer vergleichenden Untersuchung der hcäuudereu Staatärechtc der ciu- 
selnen Staaten". Tesner (Annalen 1908 S. 664) dagegen sebfttst das Finden 
allgemeiner Begriffe fflr das Seiende gering ein. Ober die Begriffe allgemeines 
nnd vergleichendes Staatsreclit vgl. Rossi, Die neuere Literatur des Ver- 
fassnngsrechts bei den romanischen Völkern, in der Kritischen Vicrteljahrs- 
achrift für (lesetzgelniug und Rechtswissenschaft 181)ö, Bd. 37 S. 49ö, 52"J ft. 

Einen Vergleich zwischen der Rechtsstellung des französischen und 
des nordamerikanisclien Präsidenten gibt Brie, Die gegeuwfirtige Verfassung 
Frankreichs (Festsehrift fttr Qneist), Breslau 1888, S. 37 ff. 

') Affolter a. a. 0.; Saint (lirous, Manuel de droit constitutionnel, 
prgface IV: „Le jarisconsulte se dimiuue qoand il se trausforme en politiden". 
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stelluiif? der Eiilwicklung der Spitze in den Republiken, wie 
sie weiter unten zu f,'eben ist, ist dalier aucli tiir die V(>rlie^:ende 
Aufgabe bereclitigt, weil sie den geniein.sanien Urspi uii;j, sowie 
die Gründe der Ähnlichkeit oder Verschiedenheit der Staats- 
orgauisationen und damit der Stellung der Staatshäupter auf- 
zudecken imstande ist. Von politischen Betrachtungen, 
die sich mit der Anwendung der Staatswissenschaft beschäftigen, 
in subjektiver Weise die staatlichen Verhältnisse kritisieren 
und zu beeinflussen suchen 'j, ist jedoch zu unterscheiden eine 
Beriicksiehtigung der Politik, insufern sie, die praktische 
Staatswissenschaft, eine gewisse allgemeine Anerkennung ge- 
funden hat und in Ueluiug ist. Die (Quellen des allgemeinen 
Slaaisrechtes sind nicht nur die einzelnen Staatsverfassungen, 
sondern es gibt neben diesem gesetzten Rechte auch ein aus- 
gebildetes Gew oh n In itsreclit. das ausschliesslich der Praxis, 
nicht wie das \'t i 1 Lis.>uiig>iLcliL auch theoretischen Erwägungen 
sein Dasein VLT lankt. Eine Verfassungsui kiiiide vermag au 
sich nicht das staatsrechtliche Leben eines Staatsorganismus 
vollkommen zu ordnen; überdies bestehen für ihre Abänderung 
auf o^dnung^lllä^siglill ^^'ege erschwerende Bedingungen. Es 
bilden sich also Normen nicht nur zur Ergänzung des Ver- 
fassungsrechtes, sondern auch gegen seinen Inhalt: die Ver- 
lasbung „wandelt" sich Gerade lur die heutigen Republiken 
sind diese Normen von nicht zu unterschätzender Bedeutung. 
Werden sie nicht untersucht, so bleibt z. B. die sich in der 
Neuzeit zeigende Tendenz '^j, die Macht der Regierung und des 
Volkes gegenüber der des Pailaiuentes ohne Veränderung der 
Verlassungsgeselze zu stärken, verbürgen und werden wichtige 
staatsrechtliche Institute, wie die Ausschüsse des nurdamerika- 
nischen Kongresses. Ministerrat und Ministerpräsident in an- 



') fl)er diesen BoirrifT >\(i I'ulitik luiJ ihr Verhältnis zur Staatslohre 
vgl. JcUiuck, Das Hecht dcä moderueu Staates, Bd. 1: Allgeoienic btaata- 
lehre, 2. Aufl., Berliu 1905, S. 13 ff. Vgl. auch Rosii a.a.O. 8. 553 ff. 

*) Vgl. Jellinek, VerfassmigiSnderuiig und VerfassuDgewandlong, 
Berlin 1906, S. 3, 28ff. (die , konventionelle* Verfassung). Rossi a.a.O. 
S. 549 betont ebenfalls die Widitigkeit des GewohnheiUrechteB für das staa(> 
liehe Lt'hd! 

») Jeiliuek a. a. ü. i>. 73—80. 
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deren Bepnbtiken, nicht berücksichtigt. Eine vollkommene 
Negierang dieses, wie gesagt, in gewisser Weise auch not- 
wendigen ungescbriebenen Becbtes ist nicht möglich. Schwierig 
jedoch ist die Abgrenzung der bereits zn Reclitsnormen ge- 
wordenen Regeln, nach denen sich das politische Leben richtet, 
von solchen politischen Betrachtangen und tatsächlichen £r* 
eignissen, die vielleicbt dazu beitragen, das erwähnte ange- 
schriebene Recht zu bilden, aber noch nicht Allgemeingültig- 
keit oder Bedeutung für ähnlicbe Fälle beanspruchen können. 
Politik in letzterem Sinne gehört wohl in eine Darstellung der 
Staatslehre hinein, ist aber für eine positivrechtliche Frage 
nicht zu berücksichtigen. 

Vn. Die rechtliche Stellaug der Oberhäupter der 
heutigen Republiken ist bislaug') noch nicht der Gegen- 
stand erschöpfender monographischer Darstellung gewesen. 
Der Grund wird hauptsächlich darin zu suchen sein, dass die 
Möglichkeit, ein allgemeines republikanisches Staatsrecht, von 
dem die vorliegende Darstellung der Exekutive einen Teil 
bildet, ans einer vergleichenden Untersuchong der einzelnen 
republikanischen Organisationen zu gewinnen, verkannt ist. 
Die Lehrbücher der Staatsrechte der einzelnen Republiken und 
die Systeme des Völkerrechts begnügen sich meist damit, die 
positiven Verfassungsbestimmungeu wiederzugeben oder die 
republikanischen Staatsoberhäupter kurz als oberste Staats- 
organe, Repräsentanten der Staatsfrewalt, Beamte, Chefs der 
Exekutive oder dergl. zu charakterisieren, oline jedoch auf die 
grundlegenden Begriffe zurückzugehen. Mit der Behandlung 
der allgemeinen Staatslehre, der ja in der neueren Zeit er- 
höhtes Interesse zugewendet ist, hat man die republikanische 
Staatsform neu untersucht und dabei die rechtliche Stellung 
der republikanischen Staatshäupter zuweilen zusammenfassend 
vom Standpunkte der allgemeinen Staatslehre aus beleuchtet, 
wobei freilich dann wieder die Einzelheiten des allgemeinen 
Staatsrechtes zu kurz kamen Dagegen besteht eine Reihe 

'j wie auch Jelliuek, System der subjektiveu üffeuilichcu Hecüte, 
8. Anfl, mugea 1905, S. 164, feststellt. 

*) Die Literatur wird in den §§ 2 und 14 angegeben werden. 

*) Ausser den Werken ttber allgemeine Staatslelire von Jellinek, 
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von meist erst in neuester Zeit erschienenen Werken, die ein- 
zelne Teile unserer Aulgabe, bcsondeis bestimmte Funktionen 
der Exekutive, teils mit Beschränkung; auf ein .Staatswesen, 
teils im Vergleiche mit anderen Republiken, behandeln 

VIII. Wenn sich die folgenden Ausfiihrungen mit dera 
Begrifl'e und der Rechtsstellung der republikaniscUen Staats- 
liänpter befassen sollen, so ist es zur Gewinnung der erforder- 
lichen Unterlagen, insbesondere auch zar Feststellung des Be- 
griffes Republik und zur Abgrenzung dieser Staatsform von der 
monarchischen, notwendig, zunächst sich über den Begriff 
des Staates klar zu werden*). Für diesen Zweck ist zu den 
wiehtigsten Staatstheorien Stellung zu nehmen, and im Zu- 
sammenhange damit sind andere einschlägige staatsrechtliche 
Begriffe zn ei'Ortem* 

Gegen&ber der Tatsache, dass die heutige Staatslehre 
nicht eine allgemein anerkannte unangefochtene Definition des 
Staatsbegriffes geben kann, auf dem aufbauend man bald zu 
sicheren Besultaten bezQglich der Stellung des Staatshauptes 
kommen wtti-de, vermag der Umstand ein Trost zu sein, dass 
die Staatslehre mit allen Wissenschaften das Schicksal teilt, 
dass gerade die letzten und allgemeinsten Begriffe, auf denen 
die ganze Wissenschaft ruht, der Erkenntnis die grOssten 
Schwierigkeiten darbieten und vielleicht für immer der vollen 
Erkenntnis sich entziehen'). Andererseits ist aber auch der 
Ansicht entgegenzutreten, dass es einen einheitlichen Staats- 
begriff Überhaupt nicht gebe. Mit der Tatsache, dass unter 
dem Staate, der Bepublik, dem republikanischen Präsidenten, 
bestimmte Begriffe verstanden werden, ergibt sich immer 

Rebni, R. Scinnidt. Boruliak, (Jareis, Affolter. Seytlel sei iic b !iin- 
},'L'wiL'sen auf .lollinck. System (lor .subjcktivt'ii i^lientliiheu Hechle S. Iä41t'.; 
Lingl^, EiiiiiiriM lie Untcr.sucluui;^en zur allgeith;iiit;ii Stant.slehre; licruatzik, 
Kepiiblik uiiil 3Iumirciiie, Ficiburg 18U2. Duguit, LEtat, les gouveruauts 
et les agents 8. 316 ff. 

Sie werden an geeigneter Stelle erwähnt werden. 
*) Combes de Lcstrade, Droit i)uliti(iiie contemporaia 3 3: .L'ne 
«lötinitioii de l'l^tat doit 8e troaver an döbnt de tonte oenvre qai traite dn 
droit l)olitif|t1c^ 

^) Luciiiug im Uaudwürtcibucb der Ötaatswi^^üeuäcbaltoa Bd. 6 S. 909. 
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wieder die nerecbügnngf, diesen Begrilfen auf den Q-rnnd za 
gehen und sie zu erfassen zu suchen. Es mnss aber, wie 
Haenel *) sich scharf ausdrückt, „bei der vollkommenen, Praxis 
und Wissenschaft behemchenden Zuchtlosigkeit und WillkQr 
in den Begriffsbestimmungen und in der Terminologie aller 
Haupterscheinungen des Staatslebens jeder Schriftsteller sich 
den Weg auf eigene Faust bahnen". Ausserdem ist eine stets 
erneute Untersuchung der öffentlicbrechtlichen Grundbegriffe 
auch deshalb geboten, weil der Staat selbst in steter Umbildung 
begriffen ist, die, wie bereits betont» sich nicht nur in der Ab- 
änderung von Verfassungsgesetzen zeigt, und wir daher „Gefahr 
laufen, das Leben der Gegenwart mit den Kategorien der Ver- 
gangenheit zu erfassen; fortwährend entstehen neue Erschei- 
nungen im Staatenleben und treten andererseits Unterschiede 
in bisher für einheitlich gehaltenen Institutionen niclir oder 
minder deutlich hervor" ^). So sei nur auf die durch die Ent- 
stehung der neueren Bundesstaaten hervorgerufenen Theorien 
und die infolgedessen von vielen Schrifistellern Torgenommene 
Elimlnierung des Begriffsmerkniales der Souveränität aus der 
Staatsdefinition verwiesen. 

In jedem Staate besteht eine Gemeinschaft mensclilicher 
Individuen, das Volk, und ein räumlich abgegrenzter Teil der 
Erdobei-fläche, das Staatsgebiet, die zunächst zwei allgemein 
anerkannte Begriffsmerkmale des Staates darstellen. Dadurch, 
dass die Personengemeinschaft Bezieiiungeu zu einem bestimmten 
Gebiete liat, unterscheidet sie sich von anderen privat- oder 
öffentlichrechtlichen Genossensdiaften, die keine Gebietskörper- 
schaften sind '). Aber auch jedes Gebiet, das von einer Ver- 
einigung von Menschen bewohnt ist, ist noch nicht Staatsgebiet, 
da der Unterschied z. B. von der Provinz oder der Stadt nicht 



>) Deutflches Staatsneht Bd. 1 S. 119. 

*) Jellinek. Über Staatsfragmflotc, in der Fe.<tj?abe der Jurist. Fakultät 
Heidelberg z. 1' ii< s (Jmssherroirs von Baden. Heidelberj? 1H96, S. 202. 

Das P.<':;nttsiiieikinal (i- bit t, da.s .Snbsfrat." des StaafsViopriffcf«. fehlt 
in Cicero.s äuatädctinition: Res publica est ctietuä nmltiiudiuis juriä cuunensu 
et utilitatis commonione loeiatiiB, ao dass sie wohl kaum das ihr von 
Friedrich v. Martens (VSlkeirecht, Dentsehe Ausgabe tou Carl Bergbobm, 
Berlin 1683, Bd. 1 S. 232) gespendete Lob verdient. 
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gegeben ist. Es muss zw Personengemeinschaft und Gebiet also 
noch mindestens ein drittes Begriffsmerkmal liinzutieten. 

Hier begioDt der Streit der Meiunngen, die auf verschiedene 
Weise den Staat aaf der Grundlage seiner Substrate Volk und 
Gebiet zu erklären suchen. Die für die Lösang der gestellten 
Aufgabe wichtigste Frage, die sich aus der FfiUe der Tlieorien 
herausheben lässt, ist die, ob der Staat als ein eigener Organis- 
mus, als eine einheitliche Juristische Person, aufzufassen ist 
oder nicht. Je nachdem wird sich anch die Stellung des Ober- 
hauptes im Staate verschieden gestalten. Zugleich gibt die 
Untersuchung des Begriffes Organismus ein Urteil fiber die 
sich so oft findende Bezeichnung des republikanischen Staats- 
hauptes als eines staatlichen Organs, besonders des höchsten 
Staatsorgans. Zu diesem Probleme, wohl dem meistumstrittenen 
in der heutigen Staatslehre, muss deshalb hier Stellung ge- 
nommen werden; es soll jedoch erst geschehen, nachdem ein 
Überblick fiber die geschichtliche Entwicklung der Spitze in der 
Bepublik gegeben ist. 

IX. Zuletzt noch einige Bemerkuugeu Uber das Wort 
Staatsoberhaupt'). Unter dem Staatsoberhaupte verateht 
der Sprachgebrauch die an der Spitze des Staates stehende 
Einzel persönlichkeit. Die Spitze der Republik nimmt Funk- 
tionen an Stelle des Staates wahr; ob sie dies als Organ, Be- 
amter, Beauftragter, Repräsentant, Herrscher tut, bleibe vor- 
läufig dahingestellt. Und zwar sind dies — woraus sich der 
Begriff der Spitze des Staates ergibt — (liejeuigen Funktionen, 
die als die höchsten Vei w ullungsfunktionen, die Regierung, be- 
zeichnet wenlt 11 ohne dass sie überhaupt unter allen staat- 
lichen Funkt iuneii die höchsten, d. h. von keiner höheren In- 
stanz reclitswiiksam abhängig wären. Denn wie ausdrücklich 
festgestellt sein mag, wird durch die Bezeichnung als Spitze 
und insbesondere als Oberiiauiit des Staates durchaus nicht ein 
L berwies^en der Macht vor andi ieu Faktoren präjudiziert ; es 
liegt weder im Wurte noi li ist es notwendig, dass das Staats- 
haupt „dasjenige Organ ist, in dem sich die gesamte Staatsge- 



') Vf»!. Affolter, Grundzüge des allgemeinen Staatsrecht« S. 34; 
Qareia, Institutionell des Völkerrechts; Giesaeu 1901, &. 100 ff. 
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walt konsentriert* Oerade in der Bopnblik spielt, wie ee 
anch rechtlich begrßndet ist, die legislative Gewalt, die beim 
Volke selbst oder einer repräsentierenden Versammlung liegt, 
die ausschlaggebende Bolle. Die Funktionen des höchsten Ver- 
waltungsorgans umfassen hauptsächlich auch die sogenannten 
laufenden Geschäfte^ und können selbst in sehr kleinen Bepn- 
bliken kaum vollkommen von dem Volke selbst, von den Staats- 
bürgern abwechselnd oder von der Bepräsentation des Volkes 
wahrgenommen werden. Heute bildet die Spitze der Bepublik 
aus dem oben aosgef&hrten Grande meist eine EinzelpersOnHch- 
keit, das Staatsoberhaupt. Aber auch wenn rein juristisch be- 
trachtet ein Kollegium die Spitze des Staates, die liöchste re- 
präsentierende und rentierende Beliürde bildet, kann ein Ober- 
haupt doch nur der sein, der in diesem Kollegium der priraus 
inter pares und reclitlich uit ht mehr ist. 

Es soll also hier zwischen Staatshaupt und Spitze des 
Staates untersehieden werden. Beide Begriffe fallen in den 
Monarcliieii und den meisten, wie gesagt grösseren, Republilven 
zusammen. Ein Kollegium, das die Spitze in anderen Repu- 
bliken bildet , Soll aber nicht als Staatsoberhaupt bezeichnet 
werden^). Allerdiiifis wird der sitzende eines Kollegiums, 
der den iibrigen Mitulicilcni gegenüber nicht Vorgesetzter ist, 
nur selten dessen oder der repräsentierten Gebietskörperschaft 
Oberhaupt genannt , doch widerstreitet es weder dem Sprach- 
?:ebrauclie noch den tatsächlichen Verhältnissen, wenn der 
Schweizer Bundespräsident, die höchsten J^oaniten der eidge- 
nössischen Kantone und die hanseatischen Bürgermeister als die 
Oberhäupter ihrer Republiken angesehen werden. Ihre Rechts- 
stelluog lä&st sich jedoch nur im engsten Zusammenbauge mit 



*) wie Gareis a. a. 0. das Staatslianpt definimrt. 
Dubs, Pas öffentliche Recht der SchweiMcisoIien Bidgenossenschafk, 
8. Aufl., Zttrich 1878, 1. Teil S. 79: ^ein Rat kann sich in grossen Zeitpansen 
versammeln ... die eigentliche Staataieitnng aber mnss täglioh and stüniUicb 
ihrer rilicht. obliegen*. 

') wie bei Hübler, Organisation der Verwaltung in Prcusseu ^alte Lantlej 
nnd im Deutschen Reich S. 2, und Heilborn, Völlserreeht in Holtnendorif- 
Kohler's Bn^klopädie, Leipsig nnd Berlin 1904, Bd. 2 S. 1000: .In Bepnbliken 
ist Staatsoberfaani»! entweder eine physische Person oder ein Kolleginm*. 
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der (l^r Kollegien, deren ^litoflieder sie sind, und die zusammen 
die Spitze der Republik bilden, darstellen. Der Titel der 
meisten Kantonsoberhäupter (Präsident des Regierungsrates bzw. 
Kleinen Rates, pr6sident du conseil d'Ktat) weist direkt auf die 
engen rechtlichen Beziehungen zu dem Exekutivkollegium hin. 
Sonst wird schon äusserlich durcb den Titel — Präsident der 
Republik oder Nation, governor, Landammann, Bftrgerraeister 
— sowie durch die Ehrenrechte die iiöchstgestelite Einzelper- 
sönliclikeit al.s Staatshaupt gekennzeichnet. 

Die Verfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft kennt 
z. ß. nur die besondere Bezeichnung als Bundespräsident, ob- 
wohl dessen Rechtsstelinng unter der des Bundesrates behan- 
delt wird, nicht aber einen Präsidenten dieses Bates^). Es 
kann aneh nicht gegen die Eigenschaft als Staatshaupt die 
wenig einflussreiche Stellung des Vorsitzenden eines EoUeginms 
angefahrt werden. In der Schweiz haben die Regiernngs- 
kollegien der Legislative gegenüber selbst in ihrer Gesamtheit 
wenig Macht. Der Bundesrat der Eidgenossenschaft ist nur 
ein „simple comitö pr6pos6 & Texp^dition des affaires, plutöt 
qu'nn v6ritable ponvoir"*); er kann also nicht mit grösserem 
Rechte als Staatshaupt bezeichnet werden. 

Die Senate in den Hansestädten haben dagegen wichtige 
Funktionen der Staatsgewalt wahrzunehmen. Ihre Gleichsetznng 
mit monarchischen Staatshänptem beruht auf obJektiTem Rechte 
(z. B. Art. 66 der Reichsverfassung). Bemerkenswert ist jedoch, 
dass die hanseatischen präsidierenden Bürgermeister das Recht 
haben, wie die deutschen Fürsten auf Privatfahrzeugen die 
Reichskriegsflagge zu führen. 



') wie nach Frccinan, President ial governmcnt, in Histoiical c.«says, 
2. e«l., Loinlmi 1872, S. ,')7(>, ciL'ütlicli der Titel ."oiii nui«?;to. Dubs a. a. <>. 
2 T*'il .S. Ht iler obcu au-s^^etuluten Ansicht, wenn er auch teststellt, da.>s 
III t>raktiächer Beziehung der Ciedanke, dass in dem Bundesprüäidcnten nicht 
imr ein PrSsident des Biind«inites sa seben sei, nUßit weiter ausgebildet sei. 
Vincent, State aud federal government in Switserland, Baltimore 1891, 
S. 135, erlilftrt die Präsidenten der liantonalen Exekntivbehttrden fflr die 
higbe^f roitrnst'ntativcs «if tlie State. 

l'upriez. Les ministres dana les yriucipanx pajä tl'Europe et d'Amv- 
rique, Paris 1892,98, Bd. 2 S. 181. 
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Dass Staatsoberhaupt oiebt nar der Monarch^), sondern 
auch ein Angehöriger einer Bepublik sein kann, dttrfte wohl 
unbestritten sein. 

§ 2. Die gesehlehtlielie Entwicklung der Spitze der Bepublik. 
gellen des geltenden Yerfassnngsreclits. 

I. Auszugehen ist von der Tatsache, dass die heutigen 
Republiken sich sämtlich aus ^lonarchien bzw. Teilen 
oder Kolonien von solchen entwickelt haben Auch die 
Scliweizerische Eidgenossenschaft ist aus Teilen der habbbiu- 
gischen Hausniadit , den Besitzungen anderer, besonders deut- 
scher Fürsten, Lehen der Kirche und Freien Rcichsstiidteu ent- 
standen; das alle deutsche Reich ist aber, wenigstens zur 
Zeit der Entstehung und ersten Entwicklung der Eidgenossen- 
schaft, als Einheitsstaat aufzufassen; die reiclisfreien Städte 
waren nicht, wie die Hansestädte im lieutigen deutschen Reiche 
als einem Bundesstaate, selbständige Republiken, sondern ebenso 
wie andere tatsächlich deoiokratiscU regierte Kantone rechtlich 
nnr mit besonderen Privilegien ausgestattete Teile eines allein 
souveränen Gemeinwesens. 

Die Grundlage der Repuiilik. die demokratische Volks- 
souveränität, erhält zugleicli ilurch diese Feststellung in ge- 
wisser Weise ihre Erklärung. Denn wenn das Volk durch die 
Kevolution sich der Dynastie entledigt oder sich vom Mutter- 
lande losgerissen hatte, war es natiirlich, dass in dem nicht 
mehr von einem Monarchen regierten Staatswesen der flbrig- 
bleibende als Souverän in Betracht kommende Faktor, das Volk 
in seiner Gesamtheit, in seltenen Fällen auch eine Mehrzahl 
von Volksgenossen, selbst die Staatsgewalt sich aneignete 
Weitere Schl&sse lassen sich jedoch aus der Tatsache, dass die 
heutigen Republiken aus Monarchien entstanden sind, nicht 
adehen. £s kann z. B. eine Republik sich auch aus einem Ge- 
meinwesen entwickeln, dem bis dahin die Bezeichnung Staat 

wie S( biil/i>, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes, I^eipzig 1881, 
Bd. 1 y. 188. ;ii]/.uniiiinen .Scheint. 

*) Bmaliiik, Allgeuieiuo Staatslehre S. 42, 43. 

Vgl. Bornhak a. a. 0. und Cooley, Treatiie on the constitational 
limitations efec. 8. 7. 

Walther, StaaMiaapt in Sei^lrillceii 2 
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oder Teil eines Staates iiberlianpt iiirlit zukam, t-inei l^esieilc- 
liinff okkupierten (lebietes; so wurden die ehenuilige südatVi- 
kaiiische Republik (Transvaal; und der Or&ujefreistaat ge- 
gründet. 

Bemerkenswert ist die Entstehung von RepubJikeu aus 
städtischen Konimunalwesen (deutsche Freie Städte). 

Die alrikanisciie Negerrepublik Liberia ferner hat sich aus 
einer im Jahre 1816 von einer amerikanischen Kolonisatious- 
crosellsrhaft zur Ansiedelung freier Farbigen gegründeten Kolonie 
eilt wickelt. Das Abhängigkeitsverliältnis zu der Gesellschaft be- 
stand, bis diese auf die Verwaltung verzichtete und Liberia iui 
Jahre 1847 selbständige, auch in Europa anerkannte Republik 
wurde Liberia uud die neueren nordanierikauischen Glied- 
staaten, die zunächst abhängige Territorien waren und erst 
nach und nach Staatscharakter erhielten, sind dann die einzigen 
jetzt bestehenden Republiken, die ihren Ursprung nicht direkt von 
Monarchien bzw. monarchischeii Besitzungen herleiten können, 
sondern auf unselbständi^^e. unter republikanischer Staatshoheit 
stehende Gebiete zurückgelien. 

Die Entwicklung der Spitze in den neu entstandenen 
Republiken ist sehr verschieden gewesen. Auf iliie Schaftung 
und Weiterbildung sind von Kinllu.ss gewesen vor allem die 
Entstehung und die besonderen Verhältnisse der betreffenden 
Republik selbst, sodann hei i sehende Staatstheorien, hervorragende 
Persönlichkeiten und das Beispiel anderer Republiken. 

TT. Wir wenden un.s zunächst der Eutwickluug der repu- 
blikanischen Staatsform in Amerika zu. 

1. Die ersten neuzeitlichen Republiken sind die 
Staaten, die die nordamerikaiiische Union gründeten. 
Auf die Aufforderung des Kongresses vun Philadelphia im 
Jahre 1776. auf dem zwölf der zum .\bfall vom Mutterlande 
entschiosseinn Kolonien vertreten waren, gaben sich elf der 
Staaten Veifassungen . nämlich Virginia, ^^fassachusetts, Dela- 
ware, Penn.sylvania, New Yersey, Maryland, .South Carolina, 
New Hampshire, North Carolina, Georgia und New York. Zwei 



') Meyer.s Grosses Koiivcrsatittn>lcxiki>n, 6. Aufl., Leipzig und Wien 
1905, £d. 12 S. &06 ^luit weiterer Literatur). 
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Staaten behielten die ihnen von der britischen Krone verliehenen 
Eolonialcharten bei and benatsten sie bis zum Jahre 1818 bzw. 
1848 als Verfassungen, nftmlich Gönnecticnt den Charter von 
1662 und Rhode Island den von 1663. Diese sind somit die 
ältesten geschriebenen Staatsverfassungen im modernen Sinne ^). 
Virginia gab sich die erste eigene Verfassung*), die anderen 
der elf Staaten folgten, manche wechselten in der Zeit bis zur 
Grflndnng der Union ihre Verfassung*). 

Diese ersten Verfassungen lehnten sich erklftrlicherweise 
an die bisherigen Kolonialverfassungen an*). So blieb die 
Exekutive in der Hand eines Govemor (in Pennsylvania und 
New Hampshire war der Titel zunächst Präsident); nur waren 
dessen Befugnisse, wohl im Andenken an die höchsten Exekutiv- 
beamten der britischen Krone in den Kolonien, in manchen 
der ersten Verfassungen ziemlich beschränkt worden. Der 
Govemor wurde in den meisten Staaten von der Legislative 
gewählt, nur in einigen vom Volke; denn ein Staatshaupt, das 
der Volksgunst seine Stellung verdankt, gilt als mächtiger und 
gefährlicher, als wenn es indirekt bestimmt wird. Ihm zur 
Seite stand in allen der dreizehn Staaten ausser in Sttd-Carolina 
ein Rat (Executive coundl, in Delaware Privj coundl) „as a 
check on the powers of the executive' ^). Allmählich ist dieser 
Hemmschuh verschwunden, ein Rat besteht nur noch — zu- 
weilen bat sich aus ihm der Senat als Teil der Legislative 
entwickelt — in wenigen Staaten, und ,the govemor remains 
in solitary glory the official head and repi-esentative of the 
m^jesty of the State*"). 

') Jellinek. I)io Erklänm^' der Menschen- lunl Hüiijeiri'L'hto, Leipzij; 
189Ö, S. lü, 11. Jooster, fouiiueutaries ou tlie cuustitution (»i liic United 
Sutes, London 1896, fid. 1 S. 27, scheint auch völkerrecbUiche Verträge als 
Yerfassangen anzusehen. 

'1 Jellinek a. a. 0. S. It, 12 

^1 8. <lie Tabelle tiei Fisk. Stiminrecht und Einselstaat in deu Vereinigten 
Staaten vou Nordameiik.), Leipzii: 18'Jü. S. ins 

*) Foäter a. a. 0. 8. 37; Dareste, Lea constitiitions niodenies, lieeneil 
des constituUons en viguear dans tes divm £tat8 d'Enroiie, d'Aiuerique et du 
monde dvilisfi, 2. 6dit., Paris 189L, Bd. 1 8. VI. 

^) Foster a. a. 0. ; älmlich der Uitvoercnde Raad im eheuialigon Oranje- 
freistaatp (narestc, t'onstitutions modernes IM. ü S ')(»()}, 

Bryce, The American common wealtb Bd. 1 S. 473, 474. 

2* 
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Die dreizehn Staaten waren, nachdem sie sich fiir imab- 
hängig erklärt hatten, selbständige souveräne Gemeinwesen 
geworden. Sie bildeten nach den „ Articles of Conl ederation 
and Perpetual Union" von 1777 einen Staatenbund, nii^ht 
einen neuen soiivpräuen Bundesstaat; das Organ di<"S( s Bundes, 
der von den Vertretern der einzelnen Staaten beschickte 
Kongress, trägt durchaus völkerrechtlichen Charakter und ist 
nicht als Spitze und Exekutive eiues Staates anzusehen^). Es 
lag aof der Hand, dass die Zentralgewalt dieser soaveränen, 
aber aufeinander angewiesenen Staaten zu schwach war^. Es 
wurde daher 1786 die Revision der Articles of Confederation 
beschlossen in der ausgesprochenen Absicht „to render the 
Föderal Constitution adeqnate to the ezigencics of govemment 
and the preservation of the Union* 

2. Die Verfassung vom 17. September 1787 machte 
dann ans den Vereinigten Staaten einen einheitlichen 
Bundesstaat. Sie f&hrte das Prinzip der Teilung der Gewalten 
(Funktionen der Staatsgewalt) sofort bei dementsprechender 
Disposition möglichst konsequent durch und bestimmte in Art. 2 
Sect. 1 § 1: The executive power shall be vested in a President 
of the United States of America. Gegen die Übertragung der 
Exekutivgewalt an eine Einzelperson wurden zwar verschiedene 
Bedenken geltend gemacht, doch sprachen andererseits Er- 
wägungen und die Erfahrungen des letzten Jahrzehnts daffir^); 
von einem Ezekutivrate wurde abgesebeoi dafür aber der Senat 



\) Bryce a. n. 0. S. 17; Fisk a, a. 0. S 36ff. ; Kcut, Cominentaries 
OD Auiorican law, 11. ed. by Cumstock, Bostuu 1667, Bd. 1 S. 213ff.; Story, 
Omamentaries on the constitation of the United States, 4. ed. Bd. 2 S. 269. 

') CleToUnd, Presidential Problenu, London and New York 1904, S.6; 
Föderalist, Anfang: «After fall cxpcrionce of the insufficieni^ of the 
existing federal government, you are invited to deliberate npon a new con- 
BtitatioD for tlie l'uiteil States of America". 

>) Bryce Bd. 1 S. 18. 

*) S. oben S. ö Aiuu. 4, Bryce S. 35, 36, Jb'ederalisl Kap. 23; 
Bancrof t, Histoiy of the formation of the consUtatton of the United States 
of America, London 18S2, Bd. 1 S. 146, gibt aneh Qrttnde wirtschaftlicher 
Art für deu Znsammenschlass der Union an; vgl. femer für die Entwicklungs- 
gestliiclue Scott, The rcimblic .-x** a form of govcrument or the evolation of 
democracy in America, London lÖüO, S. ü7 ä\ 
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mit manchen Kontrollbefugnissen ausgestattet. Die Stellung 
dieses; ßundesprüsitlenteii ist eineistiis der des Governor der 
Gliedstaaten, andererseits der des ei)*;lisclieii konstitutiunellen 
Königs nachgebildet^;. Die Veifassuiig der Vereinigten Staaten, 
die (Jladstone ,.the niost wonderful work ever Struck oft' at 
u given tinie by tlie brain and piirpose of man" nennt ^, 
zeichnet sieb vor anderen Gi luulgesetzcn dadurch aus, dass sie 
noch in ihrer urspriiiiglichen Form in Geltung ist. Sie ist nur 
durch eine Anzahl von Amendments ergänzt bzw. inhaltlich 
abgeändert worden, von denen eins auch die Wahl des Präsi- 
deuten und Vizepräsidenten betrifft Sonst hat die Stellung 
des Bundespräsidenten im allgemeinen im 19. Jahrhunderl keine 
rechtliche Änderung erfahren. Die Beamteneruennungsbel'ugnis, 
bezüglich der sich in der ersten Zeit der Union die Abneigung 
gegen monarchische Macht des Pi äsidenten bemerkbai' machte, 
ist schon zeitig zur Entwicklung gelangt *). 

3. Seit Gründung der Union ist zu den ursprünglichen 
dreizehn Staaten eine ganze Anzahl neuer Staaten hinzu- 
getreten, die sich dann, meist durch eine Kongressakte des 
Bundes ermächtigt*), Verfassungen gegeben haben. Der Bundes- 
staat besteht heute aas fünfuudvierzig Staaten; dazu kommen 
noch sechs Territorien und ein Bundesdistrikt. Im Gegensatz 
zu der Bundesverfassung sind die Verfassungen dieser Glied- 
staaten fortwährenden Veräudcrungen unterworfen gewesen, sei 
es dass sie durch neue Grundgesetze ersetzt, sei es dass sie 



Fester 8.39; Bryce S. 35; Dognit, L'^tat, lea gouveraants et 
les agenta S. 348, 349. 

') Foster S. 22; Duc de Nuailles, Le centenaire li'iine Constitution, 
Rovno ilex Deux Mondes 1889, S. 7üß: . eile est la doyenne des constitn- 
tious icritcs, reguliereuient diacatees et formulues . . . un chef d*tieuvre 
dclaaticit6'. 

*) Die Verfassnug und die Amendments befinden sich n. a. in Kents 
Gommentaries Bd. I S. 638 ff., 650 ff., sowie in der unten altierten Sammlnng 

von Pooro. Ausserdem ist die Verfassung abgedruckt bei Bryce, eine 
deutsche Übersetzung gibt Schlief (als Anhang snr «Verfaisnng der nord- 

»merikan Ischen Union"). 

*) Young, Der Staat «idieust in Deutachlaud, der Schweiz und den Ver- 
einigten Staaten als Bundesstaaten S. 5. 

■) Cooley, TreatiBe on the c<Histitational limitations S. 35. 
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durch Amendments ei-gänzt oder teilweise abge&ndert worden % 
Die Vereinigten Staaten und in der Reihenfolge ihres Eintritts 
in die Union — bei den ersten dreizehn Staaten der Batifikation 
der Bandesverfassnng — mit hinzugesetztem Datnm der jetzt 
geltenden Verfassung'): Delaware (8. November 18S1), Penn* 
sylvania (16. Dezember 1873), New Yersey (13. Angnst 1844), 
Georgia (11. H&rz 1877), Connecticut (1818), Massachusetts (1780), 
Maryland (18. September 1867), South Carolina (16. April 1868), 
New Hampshire (1792), Virginia (1870), New York (November 
1846), North Carolina (1876), Rhode Island (23.Novembtt* 1842), 
Vermont (4. Juli 1793), Kentucky (1850), Tennessee (26. M&rz 
1870), Ohio (18Ö1), Louisiana (1879), Indiana (1851), Mississippi 
(I.Dezember 1868), Illinois (2. Juli 1870), Alabama (16. No- 
vember 1875), Maine (1819), Missouri (1875), Arkansas (13. Ok- 
tober 1874), Michigan (1850), Florida (Mai 1868), Texas 
(17. Februar 1875), Jowa (S.August 1857), Wisconsin (März 
1848), Califüniia (1879), Minnesota (1857), Oregon (1857), 
Kansas (4. Oktober 1859), West Virginia (22. August 1872), 
Nevada (1864), Nebraska (12. Oktober 1S75), Colorado (I.Juli 
1876), North Dakota (1889), Soutli Dakota (1889), Montana 
(1889), Washington (1889), Idaho (1889), Wyoming (1889), 
Utah (1894). 

*) S. die Tabetten bei Fisk, Stimnurecht und EuuteletMt ui den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika S. 108 fif., sowie Hitchooka Bera(di&nn^ 

bei Dareste, Les constitutioos modernes Bd. 1 S. XIV. 

Die Verfassuugeü der nordaracrikauischeo Einzelstaateu finden sich 
in der bis zum Jahre 1877 reiclieudeu uinfivssenden Sanniilunu : Tlic föderal 
aud State constituiious, colouial cliartera, and otber urgauio law.s ot the United 
States, conipiled «nder an order of the United Statea Senate by Ben. Perlegr 
Poore, Washington 1877 (8 Bände). Ausserdem ist die Verfassong Penn- 
sylTanias in franzüäischer Sprache bei Dareste, Le.s cottstitutions modenies 
Bd. 2 S. 408 ff., diu ('ailfornias bei Brycc, The American Commonwealth Bd. 1 
S. (>8.S ff., und eine ältere Verfassung New Yorks vom 10. November 1821 bei 
de Tocqueville, De la democratie en Amfrique, 8. cd , Paris 1840. Bd. 1 
S. 332 ft., abgedruckt. Wegen der Daten vgl. auch Dareste Bd. 2 S. 377 Ii'.; 
Bryee Bd. 1 S. XVIU, XIX; Fisk, Stimmrecht und Binselstaat S. 107ir.; 
Kempin, Die Beehtsqnellen der Gliedstaaten und Territorien der Vereinigten 
Staaten von Amerika. 7, 'u kh 1892, S. 27 1)'. Die Daten werden oft verscliieden 
angegeben, je nachdem die .Annahme durch den ICinzelstaat, die Zulassung 
durch die l'.undpsrrewalt oder die Publikation tur maj<sfrebend gehalten, oder 
eine ubgeuuUertc Vcrtasauiig aUt uoue oder als alte zitiert wird. 
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4. Die Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika 
ist von grossem Einflasse niebt nar auf die späteren Ver- 
fassungen der nordamerikanisehen Gliedstaaten, sondern ancli 
anf die Verfassungen der im Laufe des 19. Jahrhunderts ent- 
stehenden mittel- und sttdamerikanischen Bepubliken 
gewesen. Dies zeigt sich schon in Einseiheiten, wie der meist 
vierjährigen Amtszeit des Präsidenten, dem Institute des Vize- 
präsidenten, der wie in den Vereinigten Staaten auch Präsident 
des Senates Ist, der Gestaltung der Ijegislative, wie auch in 
der äusseren Disposition der Verfassung, die meist in vier Ab- 
schnitten allgemeine steatsbfirgerltche Rechte, die Legislative, 
die Exekutive und die richterliche Gewalt behandelt. Eine 
besondere Entwicklung der Spitze in den neueren nordameri- 
kanischen Gliedstaaten und den mittel- und sttdamerikanischen 
Bepubliken ist daher nicht zu erOrtem. Diese Staatswesen 
haben einfach die nordamerikanische Bundesverfassung mit 
dem Präsidenten (oder Govemor) als Chef der Exekutive und 
Steateoberhaupt als bewährt mit meist rechtlich wenig be- 
deutsamen Änderungen fibemommen; man kann deshalb von dem 
Typus der amerikanischen oder Präsidentschaftsrepublik sprechen. 
Es ist sehr bemerkenswert, dass in Mittel- und Südamerika die 
häufigen Staatsumwälzungen*) weniger einer Abänderung der 
bestehenden Verfassungsgesetze oder gar der Umwandlung in 
eine andere Staatsform als dem Sturze bestimmter Persönlich- 
keiten gegolten haben, und dass hier trotz der Bevolntionen 
viel weniger Verfassungsänderungen festzustellen sind als z. B. 
in den Schweizer Kantonen. 

Die Bepubliken Mittel- und Sftdamerikas haben sich meist 
aus dem spanischen und portugiesischen Kolonialbesitze ent- 
wickelt. Die fftnf mittelamerikanischen Bepubliken Guatemala, 
Salvador, Nicaragua, Honduras und Coste Bica trennten sich im 
Jahre 1821 von Mexico und gründeten als vereinigte Provinzen 
von Zentralamerika eine Föderativrepnblik. Die mittelameri- 
kanische Union ist jetzt aufgelöst; die zahlreichen Versuche, 
die romanischen Bepubliken zu einigen, sind ohne dauernden 



') Mesico hat 1821— 18&3 acbtnndvienig vencliiedMie Begierungaformen 
gehabt (J el 1 i n ek , VerfaMnngsftndemiig imd VerfaasangswMidliuig 8. 4 Aon. 1). 
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Erfolg ^f^Wf'.scn. Die letzte Veibiuduug in der „Republica 
niayor de Ceiitiu America- (Honduras, Salvador und Nirfirnizua 
seit 1895, seit 1897 auch Guatemala und Costa Rica) hatte 
nur his 189R Bestand >). Mexiko. Brasilien — das bis 1889 
Monarchie mit einem Kaiser an der Spitze war — . Arirentinien. 
Venezuela und die Dominikanische Republik sind Duiidt s^^taaten 
(Estados üuidos de Mejictj, do Brasil, de Venezuela); Mexiko 
hat z. B. 27 Staaten und zwei Territorien, Argentinien besteht 
aus vierzehn, Brasilien aus zwanzig, Venezuela aus neuu und 
San Domingo aus fünf Staaten. 

Der Charakter dieser Gliedstaaten als vollkommener 
Staaten ist bestritten. Ks wird behauptet, sie seien eigeiilliidi 
nur mit ziemlicher Selbständigkeit beg'abte Provinzen Hierfür 
spricht, diiiis sie in Argentinien auch provincias genannt werden, 
dass ihr Gesetzgebungsiecht durch die Kompetenz der Bnndes- 
gewalt stark beschränkt ist und dass Art. 110 der argentini- 
schen Verfassung vom 25 S<^pteniber 18G0 in den Gouverneinen 
der Provinzen die natürlichen Beamten der Bundesregierung iu 
bezug auf die Ausführung der Verfassung und der Gesetze des 
Gesamtstaates sieht. Dpui ist entgegenzuhalten, dass das Wort 
Provinz ''; zur Bezcichumig von Gebietskörperschaften verwandt 
ist, die wohl nnbestrilten Staatseigenschaft haben, wie z. B. die 
oben erwähnten vereinigten Provinzen von Zentralamerika; auch 
auf die vereinigten Provinzen der Niederlande ist hingewiesen 
worden. Die Organisation dieser Gebietskörperschaften, vor 
allem der Besitz einer eigenes staatliches Leben verbürgenden 
Verfassung (im engeren Sinne), genügt aber, ihnen den Charakter 
von Staaten zu geVien, wenn auch z. B. in San Domingo die 
Gouverneure der Einzelstaaten von der Bundesgewalt, nicht wie 
in den Gliedstaaten Argentiniens vom Volke bestimmt werden. 
Dass im iil)rigeii die Grenzlinie zwischen Staat und Verwal- 
tungsbezirk in gewisser Weise nur willkürlich bestimmt werden 

>) Unvollständig v. Liszt, Völkerrecht 4. Aufl. 1906 S. 45. 

*) Vgl. Meyer, Li;hrbucb des deutäclicu Staatäreclits, ü. Aufl. vou An- 
acbütz S. 44 Attiii.3» 

*) Westerkanp, StMtenbimd und Bandesataat, Leipzig 1898, S. 117, 
bftit den Nnincn Provinz nicht ftir ents' hoi l nd für das Hau der Unter- 
Ordnung des BundesgUedes unter die Gesamtheit. 
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kann, lehrt das venezolanische Staatsrecht: Im Jahre 1881 
Warden die bis dabiu bestehenden zwanzig Staaten in Sektionen 
umgewandelt und unter acht Staaten verteilt; doch können 
seit 180.') diese Sektionen wieder Staaten werden, wenn sia 
100000 Einwohner haben und zwei Drittel ihrer Distrikte es 
verlangen 

Die Verfassungen datieren heute für die mittel- und süd- 
amerikanischen Republiken: Mexiko vom 12. Februar 1857, 
Kuba vom 21. Februar 1901, Guatemala vom 11. Dezember 
1879, Salvador von 1883, Honduras vom 1. November 1880, 
Nicaragua vom 11. Juli 1894, Costa Rica vom 22. Mai 1903, 
Haiti vom 9. Oktober 1889, Dominikanische Republik vom 
12. Juni 1896, Kolumbien vom 5. August 1886, Venezuela vom 
27. April 1904, Ecuador von 1830 (1897), Peru vom 18. Ok- 
tober 1856, Bolivia vom 23. Oktober 1899, Chile vom 25. Mai 
1833, Brasilien vom 24. Februar 1891, Uruguay vom 10. Sep- 
tember 1829, Paraguay vom 18. November 1870, Argentinien 
vom 25. September 1860. Die Provinzen Argentiniens sind mit 
den Verfassungsdaten: Buenos Aires (21. Oktober 1889), Santa 

(& Januar 1900), Cordoba (11. Januar 1883), Entre Rios 
(1. September 1883), Corrientes (25. Mai 1889), Tncnman 
(16. September 1884), Santiago del Estero (28. April 1884), 
Salta (28. September 1886), Mendoza (23. Februar 1900), Oata- 
marca (27. Juni 1895), San Juan (20. September 1879), San 
Luis (12. April 1871), La Rioja (2. April 1865), Jujuy (12. Sep- 
tember 1893)*). 



*) Le Fiir ond Poaener, BiudesBtaat onil Staatoiibnnd, Bd. 1: Bandei- 
Btoat nnd Staatenbnnd in geschichtlicher Entwicklung. Breslau 1902, S. 233. 

•) Die Vprf;\«9nntrsnrltnn(len Arsrenllniens uml der Provinzen hrin-rt 
Carranza, Ctm-stiincion nacionfil y constituciones proviuciales vigeutes», Buenos 
Aires 1898. Ausgaben der VerlHäsung Chiles: Coustituciuu politica de 
la B«pablica de Chile Jurada y piomnlgada el 25 d« Jlayo de 1833 eon las 
refomaa efeetnadas hasta el 10 de Agosto de 1688, Santiago de Chile 1888; 
Hnneens. La consf ittirion ante c1 congroso o sea comentario positivo de la 
coustitncion Chilena, 2 Uäude, .Santiago 1H75>— 80. Englisch: Constitution of 
tho Kopnblic of Columbia, with an historicul iatroduction , translated by 
B, Mu)<üs rhilndeii»hia 1893 (Supplement to Anuals of the American Acadeniy 
of PoKtteal and Social Sdenoe, January 1893). lu fransOsiacber Sprache gibt 
Dareste (ConsUtatioiu moTemcs Bd. 2) die Verfassimigen Mexicos (S. 457 ff.), 
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Liberias Vei fassnng ist ebenfalls iler noidamerikanischeii 
liadigt^bildet; als ihr Datum wird der 26 Juli 1847 angegeben. 

III. Während diese Grnppe der amerikaDischen Freistaaten, 
die alle denselbeu Typus des Staatsbauptes baben, sieb von 
vornberein fttr eine Einzelperson entscbieden und keine tief- 
greifenden Änderangen in der Entwicklang der Spitze des 
Staatswesens erfabren bat, ist fftr die franzGsiscbe Re- 
publik, die ungefäbr gleicbzeitig mit der nordamerikaniscben 
Union entstand, bezeicbnend, dass man sieb nur mit Wider- 
streben nnd anter ständiger Betonang des Grundsatzes der 
Volkssonveränität dazu verstand, ein Staatsoberbaopt anstatt 
einer Personengemeinscbaft an die Spitze zu bernfen and ihm 
die notwendige selbständige Stellung zu geben. Dies ergibt 
sieb ans dem Wortlaute der oft schnell aufeinander folgenden 
Verfassungen und es war der Fall sowohl Ende des 18. Jahr- 
hunderts als auch nach dem Sturze des Kaiserreichs im Jahre 
1870. 

1. Nach der Abschaffung des E6nigtums, dem noch 
in der Verfassung vom 3. September 1791 Kap. 4 Art. 1 ge- 
währleistet war: Le pouvoir executif supreme r(?side exclusive- 
ment dans la roain du RoiM, beschloss der Konvent in der 

Sitzung vom 15. Februar 1793 -), dass die Exekutivgewalt einem 
Kate von sieben Mili;liedirii übergeben werden und je<les Mit- 
glied ein Minisiterium bekommen solle (Constitution Girondine 

Argentiniena (S.518ff.) und RrariiieiiB (S.627ff.); Janvier, Les constitations 

d*Haiti (1801— 1R8Ö). Paris 1886. 

Wegen der Daten vgl. auch den Ciothaisclien Genealogischen Hof- 
kalender mit dii'l »TU ,ti>;(.h-sfatistisrliem Jahrbuch für 11)07 ; Dareste a.a.O. 
S. 457 li.j üaibie, Traite thioriiiue et pratique de droit public et aduiini- 
stratif Bd. 3 8. 165—167. Ferner Le Für nnd Posener, BnndettUat nnd 
Staatenbund Bd. 1 S. 186 ff., 816 ff., 229, 243 ff., 862 ff., 316 ff., und Wester- 
kamp, Staatenbund un*! I' imle.s.staat. Untersuchungen Uber die Praxis und 
«las Recht der inüderiien 15iiude, Leipzig 1892, wo sich auch Angaben über 
Literatur und geschichtliche Entwi<klnng der roniani-iclieu Bundesstaaten 
lindoii. Es gilt auch hier und uiitea bezügli- h der Schweizer Kautonsver- 
l'aääungen das oben S. 22 Anm 2 am Schluas Gesagte. 

') Dugnit et Monnier, Lee constitatiens et les priucipalee lote 
politiqnes de la F^ce depnis 1789, Paris 1898, 8. 23. 

-) TTciie, Les eonsUtnUons de la France, avec an conmentaire, Paris 
1875—79, S. 38ö. 
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de 1793 ^) : La nation fran^aise se constitne en R^publiqae nne 
et iodivisible; Utre V sect. 1 art. 1: Le conseil extoutif de la 
B^pnbliqae est compos^ de sept minigtres et d*an secrttaire). 
Die Verfassnng vom 24. Jonf 1793") bestimmte dann im 
Art. 62: II y a nn conseil ex6ciitif composö de Tingt-qnatre 
membres, und über deren Wabl im Art. 63 : L'assemblöe ^lec- 
torale de cbaqne d^partement nomme nn candidat. Le corps 
lögislatif eboisit snr la liste g6n6rale les membres da conseil. 

Ans den Verfassungen seien weitere Stellen angefQbrt*): 

Constitution du 5 fmetidor an m (22. Angnst 1795) 
art. 132*): Le ponvolr ex^cntif est d^l^gnö & nn directoire de 
cinq membres, nommfo par le corps l^gislatif, faisant alors les 
fonctions d*assemblte ^lectorale, an nom de la nation. 

Constitution dn 22 frimaire an VIII (13. Dezember 1799) 
art. 39*): Le gouvemement est confl6 & trois consnls nomm^s 
ponr dix ans. Über die Befugnisse des ersten Konsuls und des 
Gouyernement vergleiche dort die folgenden Artikel. 

SÄnatns-consulte organiqne dn 28 flor^al an XII (18. Hai 
1804) art. 1^: Le gouvemement de la Röpnbliqne est confl^ 
k un empereur qui prend le titre d'empereur des Francis. 

Sodann Constitution du 4 novembre 1848 art. 43^): Le 
peuple firangais döl^ue le pouvoir ex6cutif k un citoyen qni 
re^it le titre de Pr6sident de la R6publique. Nach dieser Ver- 
fassung war der Prilsident nur vollxiehender Beamter. Con- 
stitution du 14 janvier 1852 art. 2*): Le gouvemement de la 
B^publiqne fran^ise est confiö pour dix ans au prince Louis- 



*) Dngnit-lloniiier S. 38, 46. 

») Duguit-Moiinier S. 74; H61ic S. 381. 

'i Vixl. auch Poelitz, Hio onropSisclien Verfassinigcn -seit dein .Inlirc 
17H".), Loijizis: lKi2 ;i3, und Terrin, De la rc!«|»onsabiljtc puuale du cliof de 
1 Ktat et des miniätren eu Fiauuc, Paria 1900, ä. 6 ff. 

«) Dugait-Honiiier S.94; Hille S.448, 470, 471. 

<0 Dngnit.HoDaier S. 128; Hilie S. 580, 589. 

^ Dnguit-Münnier S. 144. 11.'); IIMic S. 717, 718, 7:i') ff. 

^ r> u gu i t - M 0 u u i 0 r S. 2H8 ; H o I i e S. 1 1118 IV. ; vgl an. li S t y d e 1 , 
Staat.sreclitliche und pulitUche Abhaudluugen, Freiburg und Leipzig WSi, 
S. Iö8 ff. und 180. 

*) Duguit-Monnier 8.275; H61ie S. 1168, 1173, Seydel, Abband- 
Inngeii S. 181, 182. 
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Napoleon Bonaparte, presideiit actnel de la ßepubliqiie. Der 
Präsident war jetzt das Oberbanpt des Staates, nicht bloss ^l^v 
ToUziehendeo Gewalt; er konnte stets die Berufimg an das Volk 
ergreifen; der gesetzgebende Körper war Organ des Präsi- 
denten, in seinem Namen wurde Hecht gesprochen, ihm stand 
die Initiative und Sanktion der Gesetze zu. S^natnsconsnlte 
dn 7 novembre 1852 art. 1 La dignitö imperiale est r^tahlie. 
Louis- Napoleon Bonaparte est empereur des Fran^ais, sous le 
nom de Napoleon III. 

2. Im Jahre 1870 wurde nach dem Sturze des Kaiser- 
tums die Republik erkl&rt und, den Knegszeiten entsprechend, 
znnftclist nur ein gonvemement de la defense nationale einge- 
richtet, dessen Vorsitz der Gouverneur von Paris, 6enei*al 
Trochn, Übernahm *). Durch Dekret*) der dann in Bordeaux 
zusammentretenden Nationalversammlung vom 17. Februar 1871 
wurde Thiers zum ,chef du ponvoir ex6cutif de la fiöpublique 
franijaise" ernannt. Er sollte seine Funktionen unter Mit- 
wirkung der Minister ausüben, die er selbst zu wählen und 
unter denen er den Vorsitz zu führen hatte. Er war also 
eigentlich nur Ministerpiitsident, ähnlich wie im Jahre 1848 
Genera] Gavaignac zum „Präsidenten des Ministen'ates" ernannt 
war. Ausserdem war er der Kontrolle der Nationalvei"samm- 
lung in bczug auf die Ausübung der Funktionen unterworfen. 
Im ganzen stellt dieser Pacte de Bordeaux nur eine proviso- 
rische Regelung der Staatsleitung dar, Regierung und Natioiial- 
versaninilung suchten mit gemeinsamen Kräften zu arbeiten und 
zunächst die durch den Krieg bedingten äusseren Verhältnisse 
des Landes zu bessern. 

Die Reclitsstellung des Staatshauptos wuide ei'st durch 
Dekret"*} vom lU. Au^rust 1871 (Constitution Rivet) seljärfer 
bestiiniiit. Thiers erliielt den Titel eines Präsidenten der Re- 
publik, seine Befugnisse und seine Verantwortlichkeit wurden 



*) Pnguit-Monnier S. 2L>Ü; H6Iie S, 1219 0. 

») Duguit-Monnicr S. CXV, CXVI; Hfelie S. 1333. 

>) Dagnit-Hounier S. 314; H61ie S. 1360. Vgl. bierfttr und fttr 
das Folgende auch Brie, Die gegeuwRiilge Verfassung Frankreichs 8. &ff.; 
I)are;^te, Constitutions modernes Bil.lS.7flf.; Diiguit-Monnier S.CXVff. 

*) Duguit-Monnter S. älö, 316; U61ie S. 1381 ff. 
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festgelegt. Atif (ine Aufturdeiuiig ') des Piäsideiitcu an die 
NationalversanniiluniJ:, die Regierung des^ Landes zu oigani^^ieren, 
wurde eine Konnnission zur Priitung des Vorschlags eingesetzt, 
und am 13. März 1873 nahm die Nationalversaninilung ein be- 
setz -) über das Verhältnis dos Pi iisideutea zur Legislative uud 
über die Ministerverantwortlichkeit an. 

3. Nach der Demission Thiers wurde Mac Mahon zum 
Präsidenten ernannt (24. Mai 1873)^) und ihm durch Gesetz ■*) 
vom 20. November 1873 die Exekutivgewalt auf sieben Jahre 
tibertragen -'). In demselben Gesetze wurde die Ernennung einer 
Kommission zur I^iütung der Verfassung.sgesetze angeordnet. 
Dif I'oratiiiipcn dieser Kommission währten das folgende Jahr 
durch, und im Jahre 1875 wurden, nachdem ein Amendement 
Naquef^j, die Exekutive einem Ministerpräsidenten ohne Porte- 
feuille zu übertragen, abgelehnt war, die noch heute, mit einigen 
Änderungen uud Nachträgen ') versehen, in Geltung belindlichen 
Grundgesetze*) von der Nationalversammlung angenommen: 
loi du 25 fevrier 1875 relative ä Torganisatiun des Pouvoirs 
publics, loi du 24 fevrier 1875 relative ä l'organisation du 
Senat, loi constitutionnelle du 10 juillet 1875 sur les rapports 
des Pouvoirs publics und zwei lois organiques vom 2. August 
und 30. November Uber die Wahlen der Senatoren und De- 
putierten. 

Diesen Schwankungen in der geschichtlichen Entwicklung 
eutsprecbeud, gibt die französiscbc Verfassung^) nickt ein so 



0 Dareite Bd. 1 S. 7 

*) Dngnit-Monnier S. .317; IIMie S. 13%. 
••»i iMignit-Monnier S. .'UH; Urlie S. 13%. 
*) Duguit-Monnier S. 319; lit lie S. 1397. 
Über andere Vorsehläge, die Amtedeuer Tbiera nnd Mae Ilabons sa 
bemeesen ?gl. Dngnit-Monnier S. CXXI, CXXII, CXXin, CXZXI, CXLII. 
•) Dugnit-Monnier .S. CXLV. 
') Pügnit-Monnier S. 335 ft". 

•) Dupuit-ilounier J?. 31?l 11 Ht' Iic S. 1409 fl. Sic sind ausserdem 
u.a. abgedruckt bei Lefebvre, Kuulo sur les lois consiitutionuelleä de 1875, 
Paria 1882, iu der bei Hiviöre in Paria encbienenen Ausgabe des Code civil 
sowie in les codes francais collationn^ anr les textcs officiels, herausgegeben 
von Tripier und Monuier (wiederholt aufgelcj;f ). 

*) In der .Oescbichte der Fraulcfnrter Zeitung' (18ö6 bis 1906, berans- 
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klares einheitliches Bild von der Aulfassang der Spitze der 
Republik wie in den ameiikanischen Republiken dies der Fall 
ist. Sie ist auch nicht in einer einzigen Urkunde niedergelegt. 
Die aufgezählten Grundgesetze stellen kein stieug duichge- 
fnbrtes System dar, sie bringen auch nicht prinzipielle S&tze 
über die Volkssouveränität und die Grundrechte der Staats- 
bürger, sondern sie begnügen sich damit, die notwendigsten 
Bestimmungen über die Staatsorgane, ihre Entstehung (Wahl), 
Kompetenz und ihre Funktionen zu geben'). Im allgemeinen 
kann man wohl die Verfassung ein Kompromiss*) zwischen 
englischen und amerikanischen Verfassungsgesetzen nennen, 
indem ersteren das parlamentai-ische System und letzteren die 
Stellung des Pr&sidenten entlehnt ist. Dies ist auch geschicht- 
lich verständlich. Denn mit dem Sturze des Kaisertums war 
keineswegs die Republik für immer begründet; es wurde lango 
gestritten, ob die Staatsfoim endgültig eine monarchische oder 
eine republikanische werden sollte und es ist wohl erklärlich, 
dass, als man sich endlich für die Republik entschloss und sich 
dem Einflüsse der für so viele Republiken vorbildlich gewesenen 
amerikanischen Verfassung nicht entziehen konnte, man doch 
auch die Stellung des Staatshanptes durch einige S&tze des 
konstitutionell-monarchischen Staatsrechts modifizierte. 

IV. Den amerikanischen Staaten und Frankreich gegenüber 
steht eine dritte Gruppe von Republiken, die nach geltendem 
Verfassungsrecht nicht wie jene nur eine Einzelperson, sondern 
eine Personenmehrheit an ihre Spitze gestellt haben. Zu ihr 
gehören die Schweizerische Eidgenossenschaft, die Schweizer 
Kantone und die deutschen Freien Städte. 

1. Die Entwicklung in der Schweizerischen Eid- 

f^egeben vom \'erlag der Frankfurter Zeitung, Frankfurt a. M. lilOG) S. 3()0 
fiutlet sich über die dritte iic^jublik das l^rteii: „Sie ht vom Volke gewacht, 
nicht mit leinen natürlichen Fübreru, wundern gegcu dieselben". 

*) t^bor die Lddcenhaftigkeit der fransOitischen Verf assnngKgesetse s. a. 
Jellinek, Verfassungsändeniiig und Verfaasongswandlung S. 4. 

^1 Ksuioiii. Kli'iiiL'iits de droit constitntlonnel S. 378 ; vgl. Brie, Die 
gegeuwiirtiu'e \'ertasf uiii; Fiaiiki einhg S. 4. 

Thiers hielt die iiei»ublik liir diejenige Form, wclclie die Parteien am 
wenigsten trennte (Geidiiebte der Frankfurter Zeitung 302). 
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goiiiisseii schaff ist bedingt dnrcli den streng durrligefiilnlen 
repulilikaniscli-deinokratisc'luMi Charakter und die Eig'enschaft 
als ein Bund von Staaten. Wie die Einzels,taattn der nurdanieri- 
kanischen Union so haben auch die Kantone der Schweiz innner, 
auch schon vor ihrer Vereinigung zu einem selbständigen Bundes- 
staate, in nielir oder minder festem Zusammenhang gestanden. 
Ihre Verfassungen haben sich als die republikanischer Staaten 
daher im Kähmen dieser Vereinigung und gleichzeitig mit der 
Verfassung der Eidgenossenschaft entwickelt; vor dem Zu- 
sammenscbluss bestanden recUtlicU selbstäudige Staaten noch 
nicht. 

Obwohl nach der Verbindung der Urkantone und der Los- 
reis.sung vom T>!*utsclien Reiche der zunächst lose gefügte Bau 
der Eidgenossensciiatt schon bald auf die Sc]iaffung einer festen 
Zentralgewalt hinwies, so verzögerte sich ein engerer Zusanimen- 
schluss der Kantone doch im Laufe der folgenden Jahrhunderte '). 
Die kirchliche Reformation des lü. Jahrhunderts trennte die 
Eidgenossenschaft in zwei Bundesvereine mit eigenen Organen 
und eigener Politik. Es blieb sodann die Tagsatznng das 
einzige, die alte Eidgenossenschaft zusammenliallende lockere 
Band"). Sie war ein Kongress von Gesandten der Kantone, 
die ihre Instruktionen austauschten. Der Vorort fiel mit der 
Regierung eines der grösseren Kantone zusammen. Die Kom- 
petenz der Tagsatznng war bei dem Mangel einer festen ge- 
schriebenen Verfassung unbestimmt, ihr (iescliäftskreis bald 
enger bald weiter gezogen. Im allgemeinen vertrat die Tag- 
.satzung die F]idgenossenschaft dem Auslände gegenüber, sie 
empfing fremde Gesandte und ordnete eigene (Tosandte ab, be- 
schlo.ss über Krieg und Flieden und unterhandelte mit aus- 
wärtigen Staaten; ausserdem sorgte sie für die Beilegung 
innerer Streitigkeiten und erwog gemeinsame Interessen der 
Kantone. Ks fehlte also durchaus eine einheitliche urkundlich 



') Vgl. aucb für das Folj(ciule be^^. 151 um er, lliimlbucli des Schweize- 
riäcbeu Bundesütaatsrechts , zweite Aufgabe vou Mürel, ScUaffhausen 1877, 
BMel 1860-87, Bd. 1 S. llfL 

*) Vincent, State and federal Govemmmt in Switserland S. 20, liält 
den ((emeinsamen fiesit/. unterworfenen Landen (der Gemeinen Vogteien S. 17) 
für das einiige einigende Band. 
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normierte Bnndesgewalt und eine Spitze der Eidgenossenschaft. 
Die ünzniänglicbkeit dieser alten scliweizerischen Verfassung 
erkennt auch ein Verfassungsentwurf an, der im Jahre 1799 
nnter dem Eindruck der um die Wende des Jahrhunderts ein- 
getretenen Ereignisse angefertigt wurde und in dem es heisst: 
„Die verschiedenen Staaten waren nur durch gewisse, mehr oder 
weniger ausgedehnte Bftndnisse, durch die Erinnerung gemein- 
schaftlich geführter Knege und durch einige gemeinsame Be- 
Sitzungen zusammengehalten. Die Einheit der Eidgenossenschaft 
selbst gegen das Ausland existierte im Grunde mehr in der 
Idee als in der Wirklichkeit, weil sie durch keine dieselbe 
handhabende Autorität vorgestellt war''. 

Dies zeigte sich auch bei dem gewaltsamen Umsturz, der 
mit dem Einfalle der französischen Armee im Jahre 1798 er- 
folgte. Am 12. April 1798 wurde die Helvetische Republik 
proklamiert, eine Nachahmung französischer Verfassungsformen 
Die gesetzgebende Gewalt, der Grosse Rat und der Senat, 
wählten das Vollziehungsdirektorinm, das ans fänf Mit- 
gliedern bestand. Dies, unterstützt durch die von ihm ernannten 
vier Minister, war die eigentliche Regierung der Schweiz. 
Diese erste helvetische Verfassung versuchte, aus der Eid- 
genossenschaft einen Einheitsstaat mit blossen Verwaltungs- 
bezirken zu machen. Sie konnte, da sie den besonderen Ver- 
hältnissen der Kantone und dei* geschichtlichen Entwicklung 
nicht Rechnung trug, nicht von langer Dauer sein. 

Napoleon Bonaparte, in Fi'ankreich zur Herrschaft gelangt, 
erkannte dies an. Er genehmigte im Jahre 1801 einen Ent^ 
wurf, nach dem die Zentralgewalt von der Kantonalgewalt 
scharf geschieden und in die Hände der Tagsatzung, des 
Senates und des Kleinen Rates gelegt wurde. Letzterer, vom 
Senate aus seiner Mitte gewählt und aus dem Ersten Land- 
ammann und vier Räten bestehend, die die verschiedenen Ver- 
waltnngszweige unter sich verteilten, hatte die Vollziehungs- 
gewalt. Ähnlich bestand nach der zweiten helvetischen 

't Die erste holveti^irlie Verfassung i!^t aliireilruckt bei Kaiser »iiiil 
Strick 1er, üescbiclite und Texte der Bundesverfassungcu der schweizer iscbeu 
EidgenosMDseliaft von der helvetischen Staataumwälsaiig bia xor Gegenwart, 
geMinmdt nnd dargestellt, Bern 1901, S. 8 ff. 
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Verfassuug vom 25. Mai 1802') die Exekutive aus einem 
Vollziehungsrat, den der Landammann und zwei Landstattlialter 
bildeten. 

Die Vormittlnngsakte'*) vom 19. Februar 1803, die 
Bonaparte der Scliweiz gab, stand wieder ganz auf dem Boden 
des Föderalismus. Die Schweiz blieb niclit mehr ein in Kantone 
abgeteilter Einheits.staat — nacli der ei-sten helvetisclien Ver- 
fassung waren die obersten Kantonalbehörden Regierungsstatt- 
halter und Organe des Vollziehungsdirektoriums — , sondern sie 
bestand wieder aus souveränen Kantonen, die ihre eigenen 
Verfassungen hatten. Die starke Hand Napoleons machte eine 
streng einheitUche Exekutivgewalt des Bundes entbehrlich. Die 
Tagsatzung war wieder das einzige Organ der Eidgenossen- 
schaft, dessen Präsident der Schultheiss bzw. Bürgermeister des 
wechselnden Vorortes (canton directenr) war und der zugleich 
als Haupt der Eidgenossenschaft den alten Titel Landammann 
f&hrte. Seine Befugnisse waren jedoch bei dem steten Wecfasri 
des Vorortes nicht sehr bedeutend. Er vertrat die Schweis 
nach anssen hin, wahrte den Kantonen gegenflber die Rechte 
des Bundes und führte die eidgenössischen Geschäfte allein 
oder mit seiner Eantonsteglemng'). 

Nach dem Sturze Napoleons erfolgte die endgaitige Rege- . 
long der Schweizer Angelegenheiten durch den Wiener Eongress. 
In dem BundesTertrage vom Jahre 1816*) wurde ausser 
der Regelung der Gebietsrerhältnisse die Unabhängigkeit der 
Kantone festgestellt Die Tagsatzung blieb bestehen und bildete 



■) Kalier-Strickler, Ttote S. 99ff. (Art 47 ff.). 

*) Kaiser-Strickler, Texte S. Hoff. 

•) Artikel IR der Mediationsakte: Der Schultheiss oder Bürf^ermeister 
lies DirektorialkantoTT^ veiliindet mir seinem Titel denjenigen eines Land- 
ammanns der Schweiz; er hat das .Siegel der helvetiaclien Republik in Ver- 
wahrung; er kann sich nicht aus der Stadt entfernen. Der Grosse Hat seines 
KMtonB tetst ihm «inen beBonderen Gdudt ans und bestidtet die mit der 
oMgkeidiehen Würde (magistratnre) verlrandenen auserofdentlicheD Aus- 
graben. Vgl fltor diese Zeit auch Joh. t. Uttllers Geschichten der Schweize- 
riacben Eidgenossenschaft, fortgesetzt von Monnard, Zürich 1848—53, Bd. I.-Jff 

*) Abgedruckt bei Snell, Handbuch des Schweizerischon Staat««rechts. 
Zürich 1839, Bd. I S. 5ff., aud Fleischoianu, VülkerrechtstineUeu, Halle 
1905, S. 13, 22. 

WaKlier, SUatsbaupt la fiepubliken 8 
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mit dem Landammanne und den als eidgenOmiscber Staatsrat 
fungierenden Oliedern der Begierang des Direktorialkantons 
die Zentralbundesgewalt; von der Befugnis, znr Besorgung 
wichtiger Bandesangelegenheiten sechs eidgenftesisebe Beprftsen* 
tanten anfinistellen, hat die Tagsatzuug keinen Gebranch ge* 
macht. 

Bechtlich charakterisiiert sich die Schweiz nach dem Bnndes- 
vertrage als ein Staatenbund. Erst allmählich nach manchen 
Kämpfen und kantonalen Aufstäiukn und Streitigkeiten, die 
hauptsächlich durch die französische Juliievolution von 1830 
veranlasst wurden, und ferner nach einem zeitgemässen aber 
wieder fallen gelassenen Versuche, den Bundes vertrag zu 
leformieren, entwickelte sich die Eidgenossenschaft weiter zu 
einem Rundesstaate. Durch die Buudesreform vom Jahre 
1848 \) wurde die Tagsatzung verdi ängt und das Zweikanniicr- 
sy.stem nacli nordamerikanischem Vorbilde eingeführt. Als 
Vollziehende Beliörde wurde der von den beiden Kammern ge- 
meinschaftlich zu wählende Bundesrat aufgestellt, dessen Vor- 
sitzender der Bundespräsident war. 

Die jetzt geltende Bundesverfassung vom 29. Mai 
1874^) trittt bezügliili der Spitze de^' Republik dieselben Be- 
stimmungen. Die Verfassungsänderungen seit l!^48 (Partial- 
revisionen von 1865/66, 1879—98)^) kommen hier nicht in 
Betracht. 

2. Die Kantone waren zunäclist Teile verschiedener Länder 
und von Terschiedenen Herren abhängig. Soweit sie schon anir 
Eidgencssenschaft gehörten, bezeichneten sie sich noch zu 
Beginn des 16. Jahrhunderts als Glieder des Reiches. Die 
sclion damals längst vollzogene Trennung vom Reiche und die 
Unabhängigkeit der fiidgenossenscliaft .warde nach dem dreissig- 



*) Bnndemrerfusting vom 12. September 1848, bes. Art. 83 f. (Kaiter- 

Strickler, Texte S. 271 flf). 

') Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Kommentar 
mit Einleitung von Schollenbcr^'or . Berlin ltM}5. Sie i.ot nm^h in Her 
nuten »'rwiiljnton amtlichen Samn)luni^ iler ünndesverfassung uml »Irr Kantons- 
verfasäungcn euthalteu und iu der Kecluinschcn Universalbibliuiliek erschienen. 

*) Kaiser-Strickler 8.348 ff.; Supplemente I— X zn der erwShnteai 
Sammlnng. 
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jährigen Kriege im Frieden von Osnabrück 1648 auch rechtlich 
anerkannt. Der ursprüngliche Bund der drei Waldstätte, der 
Bund der acht alten Orte und der der dreizelin Orte clmrak- 
terisieren sich als Staat eiibimde. wiihrond die tunl'undzwanzif]^ 
Kantone, aus denen jetzt die Eidgenossenschaft besteht, einen 
Bundesstaat bilden. 

Für die einzelnen Kantone als verhältnismässig kleine Staats- 
wesen ist es erklärlich, dass sie, auch als sie noch nominell 
anter monarchischer Oberhoheit standen, tatsächlich republi- 
kanisch regiert werden konnten, indem ohne sichtbare Ver- 
änderung der Staatsform die eigentliche Staatsgewalt all- 
mählich von dem abwesenden Monarchen anf eine demokra- 
tische oder aristokratische Herrschaft überging. Seihst in dem 
F&rstentnme Neuenbürg bestanden bis in die neueste Zeit 
monarchische, ständische und repnhlikanische Einrichtungen 
neheneinander, obwohl der König von Preussen staatsrecht- 
lich SouTerftn Neuenbürgs war'). Heute sind die Kantone 
sämtlich Bepubliken. Der Bund fibemimmt die Gewähr- 
leistung für ihre Verfassungen, „insofern sie die Ansftbnng der 
politischen Rechte nach republikanischen (repräsentativen oder 
demokratischen) Formen sichern" (Bundesverfassung Art. 6), 
ebenso wie die Verfassung der Vereinigten Staaten (IV 4) be- 
stimmt „The United States shall guarantj to every State in this 
Union a repnblican form of govemment". Eine aristokratische 
Regierungsform war in der Schweiz schon im Entwürfe vom Jahre 
1833 ausgeschlossen Die innere staatsrechtliche Organisation 
der einzelnen Kantone ist mithin kaum heftigen Schwankungen 
ausgesetzt gewesen and entsprechend hat die Spitze dieser 
Staatswesen keine bedeutenden Wandlungen durchgemacht. Sie 
hat schon frühzeitig ihre jetzige kollegiale Form erhalten. Und 
zwar geschah dies, ebenso wie bei den deutschen Freien Städten, 
unter dem Einflüsse besonderer Verhältnisse dieser Freistaaten, 
zumal ihres streng ausgeprägten demokratischen Charakters und 
ihres beschränkten Gebietsumfanges, beides Umstände, die eine 

>) Bis zum Vertrage vom 86. Mai 1867 (FleiichniAnn, Völkerrecbte- 

qodlen S. 61). 

„Kein V^orrecht der ricbuit, der Pt^rsnueii oder Familien*, Blunier- 
Morcl, Uandbncb des Schweizerischeo Buude^staaterecbtd Bd. 1 S. 18ti. 

8» 
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aktive 'reilnalinie des Volkes an der Regierung vor der Herr- 
scliiiti eiiior Einzelperson begünstigten. 

Die Kantone sind mit dem Datum der jetzt geltenden Ver- 
fassungen, in der lleilienlolge, wie sie im Art. 1 der Bundes- 
verfassung anfgezHhlt sind: Zürich (18. April 1869), Bern 
(1. Juni 1893), Luzorn (28. Februar 1S75). Uri (G.Mai 1888j. 
Schwyz (23. Oktober 1898), ünterwalden üb dem Wald (27. April 
1902), Unterwaiden nid dem Wald (2. April 1877), Glarus 
(22. Mai 1887), Zug (31. Januar 1894), Freiburg (7. Mai 1857), 
Solothurn (23. Oktober 1887), Basel Stadt (2. Dezember issi»), 
Basel T.andscliaft (4. April 189l>), ScIiafTliausen (24. März 1876), 
Ai)penzell Ausser-Kiinden (15. Oktober 1876), Appenzell Inner- 
Rhoden (24. November 1872), St, (lallen (16. November 1890), 
Graubünden (2. Oktober 1892), Aargan (28. Aiiril 1880), Tliur- 
orau (28. Februar 1869), Tessin (2. Juli 1892). Waadt (1. März 
1885), Wallis (26. November 1875), Neuenburg (21. November 
1858), Genf (24. Mai 1847) '). 



') Es besteht eine amtliche .Ausgabe der KautoiisverfassnntrPTi : Sainni- 
luii^ eiilhalteiKl die Bundesverfassung und die in Kraft bcstehcn«U!u Kantonn- 
verfassuugen, mit den bis 15. August 1891 vurgekummeaen Abänderungen, 
im Auftrage des Schweix. Bundesrats von der Bundoskanxlei lierauigegeben, 
Bern 1891. Die seit 1891 angenommenen neuen Verfassungen und Abiode- 
rangen sin ! in den Supplementen I X (Jahrgänge 1892 bis 1905) enthalten. 
Von (1, 11 Abänderungen einzehier Vorfassungsartikel kommen hior nur in B6- 
irailit die vom 2(5. Februar 18V»9 iZiirichi, I.Dezember HK)4 iLuzern). 11. Juli 
lüt)4 i^Aargauj und 18. Juli VMU (Tes!>iu), die Uber ürgaui.sation und Wahl 
der Vollslebnngsbehurde Befitimiuuugeu treflen. Bis zum Jahre 1880 reicht 
die Samminng der BnndesTerfassnng und der auf 1. Jftnner 1880 in Kraft 
bestehenden Kantonsverfassnngen, Amtliche Anegabe, Bern 1880; bis 1864: 
ITeimann, Die Bnndesverf a.ssung der Schweiserischen Eidgenossenschaft und 
dif Stanr^vprfassnnrrPn der Kantone, Nidau 1HH4 'jedoch nur in dent-scher 
Sprailif, walireiid die aintiirhc Ausi^abe die Verfiissun^en in der betrelVcnden 
Landvü.sprachti und die itaiicuiäciien Texte noch ausserdem in deutscher und 
fnunOsiscber Übersetsnng bringt). Dareste, Constitntioiis medemes Bd. 1, 
gibt in französischer Sprache Verfassungen Berns (S. 518 ff.)t AmmumUs A. B. 
(S. 547 ff.) und Genfs (S. 579 fT.); de Clapar6de, La Constitution et les bis 
oonstitutionnelles de la Kf'publique et Canton de Oeneve 1888. Wegen der 
Datf-n vgl. auch Dare.ste n. a <> S .öUlfF rnnl von Salis. Schweizerisches 
r.undi'?r(r-|it, Staats- und vtiwaltuugsrochtlielR' Praxis ilo!< i»unde.*?rats und 
der i>unde.sver.saninilung »eit dem 2ii. Mai 1874, im Auftruge des Schweize- 
rischen Bundesrats bearbeitet, 2. Aufl., Bern 190S, Bd. l 8. 201 it 
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3. In den drei deutschen Freien Städten vollzog sich 
die Entwicklung der Spitze im Kähmen des Kommunallebens. 
Diu kommunalen Organe versehen in diesen Stadtstaaten zu- 
gleich staatliche Funktionen Ebenso bedurfte es bei der 
Entwicklung dieser Gemeinwesen zu selbständigen Staaten nicht 
der Schaflfung besonderer staatlicher Organe. An der Si)itze 
stand von jeher, nach der Organisation der Städte überliaupi, 
ein Kollegium, innerhalb dessen ein oder einige-) Personen 
hervorragten, als Bürgermeister den Vorsitz dieses Rates oder 
Senates hatten und teils mit teils ohne Mitwirkung der Senatoren 
die Verwaltung führten. Die Staat.sturni war lange Zeit aristo- 
kratisch, indem der sich selbst ergänzende Eai allein die Iki i- 
schaft inne hatte. Dann aber erlangte, oft erst naeli vielen 
Kämpfen, auch die Bürgers liaft Anteil an der Staatsgewalt 
nnd verfassungsmässige Festleuimg ihvcv iicciiU' in den sog. 
Reze-ssen. Je nachdem war auch die Stellung des Senates ver- 
schieden. Die Eigenschaft als alleiniger unumschränkter liine- 
haber der Staatsgewalt hat dies Kollegium verloren, doch be- 
sitzt es der Bürgerschaft gegenüber noch immer eine derart 
bevorrechtigte Stellung, dass der Senat der Hansestädte als 
allein berechtigter, allerdings durch die Hechte der Bürger- 
schaft beschränkter Inmliaber der Staatsgewall erscheint, der 
niciii nur Funktionen einer obersten Verwaltungsbehörde wahr- 
zunehmen hat. 

Die erste nn)dcrne Verfassung Lübecks — nach Konkor- 
daten zwischen Rat und BürgerschalL von 1416, 1534, 1535. 
dem Rezesse von 1665 und dem Hauptrezesse vom 9. Juli 1669 
— datiert vom 8. April 1848. Eine ucuv Verfassung vom 
29. Dezember 1851 wurde im Jahre 1875 revidiert, um sie mit 



') Sicvcrs. Da.s Slftatsrecht iler Freieu iin<l llansestaitt Bremen 
(Marquardääus Han<ll)iichi, Freihurg uud Tiitiiiüron 1884, S. 81, 82 Anin. H, 
betont, daas für wirklichem staatlichoa Lci>en kaum Raum uud lubalt vor- 
huidea sei; uacb dem, was im bistoriBcb •politischen Sinne den Staat au- 
muhtf mebtt man vergebens; die Kleinstaaterei swinge den Joristen yielfacb 
mit leeren Begriffen zn operieren. 

') Nach der Verfassung IIambiu>(S zu Anfang de.s IH. Jalirliunderts 
setzte sich der Kat aus vier Bürgermeistern uud 24 Senatoren zusammen 
(V. Melle, Das Uauborgiscbe Staatäreckt, Hamburg uud Leipzig ü.i)). 



Digitizcd by Gc.iv^^i»^ 



38 



der Verfassung des Deutscben Beichee in Einklang zu bringen^); 
sie trfigt in der jetzt geltenden Form das Datum des 7. April 
1876. 

In Bremen bestanden die alten politiseben Einrichtungen 
anf der Grundlage der Tafel von 1483, der neuen Eintracht 
Yon 1634 und der kfindigen Bolle von 1489 fast nnverftndert 
bis zur Verfassung vom 6. Mära 1849. Die revidierte Ver- 
fassung vom 21. Februar 1864 trAgt, mit sieben Grundgesetzen 
vereinigt und modifiziert, als heute geltendes Grundgesetz das 
Datum des 17. November 1876. In den Jahren 1879, 1882 
und 1884 erfuhr sie verschiedene Abftnderungen: eine neue 
Verfassungsredaktion datiert vom 1. Januar 1894. In den 
Jahren 1877/78 gestellte Anträge, dem Präsidenten die materielle 
Leitung zu geben und ihn zur einheitlichen Spitze des Staates 
zu madien*), waren ohne Erfolg. 

Hamburg besass nach den Rezessen von 1410, 1629, 
1603, 1633 und 1663 in dem ünionsrezesse von 1710 und dem 
Hauptrezesse vom 16. Oktober 1712 bis zum Jahre 1860 eine 
Verfassung. Nach dieser war der Senat Mitinhaber der gesetz- 
gebenden und Inhaber der vollziehenden Gewalt; er vertrat 
den Staat nach aussen hin und hatte eine umfangreiche Juris- 
diktion in erster, zweiter und dritter Instanz. Ausserdem hatte 
er so gut wie ausschliesslich das Recht der gesetzgeberischen 
Initiative; doch standen zwischen Senat und Bürgerschaft die 
drei EirchenkoUegien, die nacheinander die der Bürgerschaft 
zu unterbreitenden Antrflge des Senates vorberieten. Die „Ver- 
fassung des Freistaates Hamburg' vom Juli 1849, ein Entwurf 
der Ende 1848 zusammentretenden Konstituante, gelangte nicht 
zur Durchführung; hiemach sollte die Bürgerschaft einziger 
gesetzgebender Kttrper und der Rat, abgesehen von einem ihm 
zugestandenen Veto, nur vollziehendes Organ und oberste Ver- 
waltungsbehörde sein; aus der Mitte seiner neun Mitglieder 
sollten jährlich zwei Bürgermeister gewählt werden. Auch 
einem Verfassungsentwurfe, der neben der Konstituante be- 



') Jelliuek, VerlasäiuigsanderuDg uud Verfassougswaudlung S.8 Aum.l, 
rOhmt ihren T«xt als komkt, da er nur noch landeareohtUche Sfttse enthalte. 
Bollnann, Bremiaehes Staats* nnd Verwaltiingarecbt S. 49 Anm. 1. 
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rateuden Neiuierkommis.sion vou demselben Jahre, der im 
Gegensatze zu tler Konstituante an der Ltbenslänglichkeit des 
Seuatorenamtes festhielt, dagegen die Lebenslänglichkeit der 
Bürgermeisterwttrde und die Selbstergänzung des Senates aufgab, 
stellten sich Hindernisse entgegen. Es wurde erst am 28. Sep- 
tember 1860 eine neue Verfassung veröffentlicht. Sie ist 
revidiert wordeu und unter dem Datum des 13. Oktober 1879 
in Geltung^). 



V) Ausgaben der gelteuden hanseatischen Verfassungen : Deatscbe Staats- 
gruiulgesetse in diplomatisch genauem Abdrucke, heransg. von Binding, 
Heft X: Vcvfairaiigwiilniideii Ar die flrd«i und HaoaeiCSdte LObeckt Bremen 
und Hamburg. Mit allen Abiademngen bis zu den Gesetzen Ton Hitte 1897, 

Leipzig 1897 (also nicht mehr ausreichend seit den Verfassungsänderungen in 
Hamburg 1906, in Lübeck 1899 und 190.')); Stoerk, nandbuch der deutschen ' 
Verfassungen, Leipzig 1884, S. 571 ff. Zu der geschichtlichen Entwirklnng vgl. 
V. Melle, Das Hauiburgiscbe Staatsrecht S. (i— ^IH; Seclig, Ilamburgisches 
SUalandit auf geschiebtHebef Gnndlage, Hamburg 1902, S. 9— 15, 52 ft'., 
73 ff.; Klflgmami, Das Staatsredit der Freien und Hanaeatadt Lfibeek; 
Sievers, Das Staatsrecht der Freien nnd Hansestadt Bremen; Wolffsou, 
Pas Staatsrecht der Freien und Hansestadt Hamburg (die letzten drei in 
M.irqitardscns Handbiuli des i>fY('iitlichen Rechts, Freibnrg und Tübingen 1884); 
Mf vcr. Lehrlmrh <l^•^^ deutsclien Staatsrechts, 6. Aufl , .'^ l.'jH, 154; Zachariii, 
Deutsches Staats- und Biuidesrecht, 3. Aufl., Göttingen 1865, Bd. 1 S. G95ff. ; 
Sclmlae, Lebrbnch des dentaebea Stutnecbts, Leipzig 1881, Bd. 1 S. 600 ff. 
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Die staatsrechtliche Stellung 

des republikanischen Staatsoberhauptes 



§ Orsiaiischaft und Staatsl)Ofi;riff. 

I. Wie schon bemerkt, lassen sich die Staatstheorien der 
neueren allgemeinen Staatsichre in der Hauptsache auf die 
Streitfrage zurückführen: Hat der Staat eine von der Samme 
seiner Mitglieder verschiedene Eigenpersönlichkeit, ist er eine 
VerbaudspersoD, ein Organismus? Bejaht wird die Frage von 
der sog. organischen Lehre und der Persönliclikeitsthcone, ver- 
neint von der Herrschertheorie, der empirisch-individualistischen 
Lehre und xun der den Staat als ein BecbtsverhAltnis auf- 
fassenden Theorie. 

1. Wenn die organische Lehre auch heutzutage immer 
mit dem Namen Gierkes verbunden ist, so ist der (Manke, 
dass der Staat ein eigenes Lebewesoi, ein Organismas sei, doch 
nicht ganz neu'). Schon Piaton spricht von dem Staate als 
einem Menschen im grossen, und Blnntschli*), im Anschlüsse 
an die Lehre Böhmers, stellte ihn sich vor als Mann mit den 
sechzehn Gmndkr&ften des menschlichen Organismus. Diese 
anthropomorphische Lehre hat in neuerer Zeit Gierke') um- 
gestaltet, und sie zu der organischen Theorie, wie sie beute 



Über die BntwicUong der otganiadieii Lehre und ihre phUowiditiehe 
Üinndlage (Kaut) vgl. Locniug, Artikel „Staat" im Handwörterbuch der 
Staatswissenschaf teil IM f3 S. 911 ff.; R. Scliini«lt, Allgemeine Staatslehre 
Bd.I S löRff : sodauu Preuss und Schlossmanu in Iherings Jahrb. Bd. 44. 

*) Vgl. auch seine spätere Aulfassung (Lehre vom mudernen Staat, 
1. Teil: Allgemeine Staatslehre, 5. Auflage, Stuttgart 1875, S. 18, 19). 

') Das deatselie Qenosseneeliaftneclit Bd. 1—8, Berihi 1868—1881; 
AvMWf z, B. in Schmollers Jahrbocfa 1888 (B4. 7). 
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formuliert zu werden pflegt, entwickelt, die dann weiter noch 
besonders von PreussM vcrfocliten und auf den Staatsbegriff 
angewandt ist. Die organische Lehre hat sowohl für das pri- 
vate wie für das öffentliche Recht zahlreiche Anliänger ge- 
funden, so dass Gierke'^j „den vollen Durchbruch eines selb- 
ständigen Rechtsbegriffes des gemeinheitlichen Organs als des 
sichtbaren Werkzeuges der unsichtbaren Lebenseinheit des Ge- 
meinwesens in der deutschen Rechtspraxis- feststellen konnte. 

Die jetzige organische Theorie geht davon aus, dass iiiclit 
alles das, was sei, auch sichtbar und mit den Augen oder 
Händen ergreifbar sein müsse; dem „geschulten juristischen 
Geiste'' erschlössen sich ganz andere Gebiete. „Hat man je 
etwa einen Eigentümer, einen Gläubiger oder Schuldner ge- 
sehen? Herr Müller, der dies alles sein kann, sieht iu allen 
diesen Eigenschaften ganz gleich aus" Im besonderen ist 
dann der Grundgedanke der uns hier interessiei'enden staats- 
rechtlichen Lehre der, dass der Staat etwas nicht mit den 
Angen Wahrnehmbares, nicht die Summe der in ihm vereinigten 
Staatsbürger, sondern eine über den Einzelwesen stehende Per- 
son sei, die dementsprechend auch einen eigenen, von dem der 
Einzelpersonen verschiedenen Willen habe; von anderen ^Ver* 
bandspersonen* nnterseheide sich der Staat dadurch, dass er 
Trftger der höchsten Herrschergewalt sei. Wie ein physischer 
Organtsmos, z. B. eine Pflanze, nicht nnr die Summe seiner 
einzelnen Bestandteile, des Stengels, des Saftes, der Blfttter 
(wie dies der Fall bei einer Haschine sei), sondern auch mit 
der inneren lebendigen Eraft, sich aus sich selbst weiter- 
zuentwickeln, begabt sei, so sei auch der Staat ein rechtlicher 
Organismus, entstanden aus der rechtlichen Verbindung organi- 
scher Teile. 

Da nun der Staat die Fähigkeit haben muss, seinen Willen 
zu ftosseni und durchznsetzen, andererseits die Ftthigkdt, Oe- 



') OemeiDde, Staut, Beieh als Oebietskaipeneliaften, Berlin 1889; Das 
itidUsdie Amtsncbt in Prenssen, Berlio 1908; StellYertntimg oder Oiigan- 
Schaft? in Iherings Jahrbflehen Bd. 44; Über OfganpersOnUehkdt in SchmoUers 

Jahrbuch, Leipzig 1902. 

») in Iherings Jahrbüchern Bd. 35 S. 221. 

") Preusa in Iherings Jahrbttcbera Bd. 44 8. 440. 
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danken zn fassen und einen Willen zu bilden, nnr den mit 
einem Gehirn begabten physischen Personen zusteht, so kann 
auch der Staat seinen Willen nnr dnrcb den Willen Ton Indi- 
viduen bilden. Insofern also die Handlangen von Individuen 
solche des Staates sind und der Wille des Staates mit dem der 
diesen Willen bildenden Individuen zusammenfällt, nennt man 
diese die Organe des Staates. .Unter Staatsorganen sind 
jene Individuen oder Kollegien zu verstehen, deren Wille be- 
rufen ist, innerhalb der gesetzlichen Kompetenzen unmittelbar 
staatlichen Willen zu erzeugen oder an dem Prozeas der Bil- 
dung und Vollziehung staatlichen Willens teilzunehmen" Die 
betreffenden Organe nehmen für den Staat dessen Funktionen 
vor"). «Wie die Spraehapparate Organe eines Menschen sind, 
sind die Organe des Staatswilleus werkerzengende Glieder des 
Gemeinwesens"*). Wfthrend Stellvertretung, Mandat, Bevoll- 
mächtigung die Bechtsverhftltnisse zweier gleichgeordneter Per- 
sonen zueinander bestimmen, setzt die Organschaft grundsätz- 
lich eine Person, die Kollektivperson, voraus, die durch ihre 
Organperson handelt. Mit grosser Entschiedenheit verwahren 
sich die Organiker gegen den Vorwurf, einen naturwissenschaft- 
lichen Begriff ohne Berechtigung und Nutzen in das Staatsrecht 
herflbergenommen zu haben: ,Der Begriff organischer Entwick- 
lung ist kein spezifisch naturwissenscbaflUcher, er gehört zu 
den Begriffen, welche infolge der scbliesslichen Wesenseinheit 
allen Ijebens Gemeingut aller Wissenschaften sein mOssen, 
deren Gegenstand irgend eine Gestaltung des Lebens ist**). 
So wird denn die Oiganschaft auch als Bechtsbegriff in An- 
spruch genommen; Preuss^) spricht sogar von organschaft- 
lichen und individualrechtlichen Vertretungsverhältnissen. 



*) Jellinek, Über Staatsfiragmente, Festgabe S. 275. 
^ Vgl. auch Hftenel, Deutschea Staatarecht Bd.l 8.76it, und Hae&elj 
Stadien nun deutscheu Staatsrechte, Leipzig 1880, Bd. 8 8.866; Olerke 

in Schmollers Jahrbuch Bd. 7, 1883, S. 1189. 

^) <iarcis, Allgemeine» Staatsrecht (Marqaardseus üandbodi des üffent* 
licbea Becbts BU. 1), Freiburg 1883, S. 3ö. 

*) PrensB, Gemeinde, Staat, Reich als Qebietskörpersckafteu S. 35. 

*) Iherings JahrMcto Bd. 44 S. 488. 
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2. Dieser Theorie verwandt üit die von Labaud und 
Jcllinek vertretene PersOnlichkeitstheorie. Auch nach 
ihr ist der Staat eine reale Einheit, ein Rechtssubjekt, eine 
jaristische Person nnd unter den Begiif der Köiperschaft zu 
reebnen. Laband^) definiert: „Staat ist organisierte Einheit, 
eine Person, kein Becbtsverhftltnis"; Jellinek*j: „Als Rechts- 
begriff ist der Staat die mit urspiünglicher Herrschermacht aus- 
gerüstete Körperschaft eines sesshaften Volkes oder mit ur- 
sprünglicher Herrschermacht ausgestattete Gebietskörperschaft" ; 
Esmein*): L*6tat est 1a personnification juridique d'une nation". 
Die organische Lehre nnd die Persönlichkeitstheorie stehen 
also in einem Verhältnis zueinander. Preuss^) bezeichnet so- 
gar den Begriff der Organschaft als mit einer bestimmten 
Lehre von der juristischen Person, nämlich der organischen, 
absolut identisch, protestiert aber dagegen, Lab and als den 
leitenden Vertreter der anorganischen individualistischen Per- 
sönlichkeitstheorie trotz seiner organischen Ausdrucksweise, 
andererseits Jellinek und Bernatzik 'j unter die Organiker zu 
rechnen*'). Demgegenüber behauptet Lingg'), die Identität 
der beiden Theorien nachgewiesen zu haben. 

Wie dem auch sei, beide Theorien haben jedenfalls das 
Gemeinsame, dass sie den Staat als .selbständiges Lebewesen, 
als einen Organismus oder als eine juristische Persuu aut- 
fassen, und da fragt es sich naturgemäss zunächst, ob es nötig 
ist, diesen Begrift" einer nicht individuellen Persönlichkeit zur 
Erfassung des Staatsbegriffs einzuführen und dann, ob sich 
dieser Begrift' rechtlich stützen liisst. Den Staat als ein Eigen- 
wesen anzunehmen, hat allerdings von vornherein etwas Be- 
stecheudes durch die Einfachheit, mit der staatliche Beziehungen 

I) Das Staatsrecht des Dentschen Beleliea, 4. Auflage, Tübingen nnd 
Leipsig im, Bd. 1 S. ö3. 

*) Das Recht des modernen Staates, Bd. 1: Allgememe ätftatolehre S. 176. 
*) ^i6meut« de droit couatitutiounel S. 1. 
«) Ihwings JahibOcher Bd. 44 S. 430. 

^ Vgl. Bernfttsik, Die Jniistiflcbe PenSnUchkeit der BehSrden, Fiei- 
bnig 1890 (auch im Archiv für öifentliclie.s Hecht Bd. 5). 

') Vgl. aacli Laban da Kritik von Preuas' Stttdt. Amtsrecht im Archiv 
tfü öff. Recht Bd. 18 S. 75. 

Empirische Uutersuchiuigen zur allgemeinen Staatslehre, 1902. 
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wie das Staatseigentam und das Verhältnis des Staates zum 
Beamten sich erklären lassen wfirden. 

3. If. E. ist mit Hilfe der organischen Lehre der Staats- 
begriff nnd das Verhältnis des Oberhauptes zum Staate nicht 
befriedigend zn konstmieren. Wie Schlossmann ^) richtig 
bemerkt, wird wohl jeder, der zuerst von der organischen Lehre 
Kenntnis nimmt, zunächst nicht anders glauben, als hier einen 
Vergleich vor sich zu haben, durch den das Wesen und die 
Stellung dcM- zur Wiiksanikeit für den Staat verfassuncrsniässig 
bestellten Personen verdeutlicht werden soll. 60 wiid eine 
Zeitung als das Organ einer Partei bezeichnet, in dem Sinne, 
dass sie das Sprachrohr ihrer Ansichten ist. Wie von vorn- 
herein festgestellt sein mag, steht einer Anwendung des Organ- 
begrififes in diesem Sinne nichts entgegen, und es wird auch 
hier die Organschaft als allgemeiner Begrift' für das Handeln 
einer Person (Personenmehrheit) flir eine Personcngesamtheit, 
deren Mitglied sie ist, gebrauclit werden, (»hue Kiuksicht auf 
das dieser Bezieiiung zugrunde liegende Rechtsverhältnis^). 

Nun behauptet die organiscbo Lehre, dass die Organschaft 
ein Kechtsbegi ilV sei. In den rechtlichen Beziehungen zwischen 
Organ und Vei bandsperson sieht die Theorie das unterscheidende 
Merkmal zwischen rechtlicliem und pliysi.schem Organismus. Der 
Einwand Linggs '), dass der Staat keine eigene Willensfähig- 
keit haben könne, da er kein Gehirn habe, ist deshalb nicht 
berechtigt, weil die Oriraniker für die Willensbildung die Funk- 
tion des Gehirns durch die anderer Organe ersetzen M. Dennoch 
beruht die Annahme einer unsichtbaren, über den Einzelpersonen 
stehenden und aus ihnen zusammengesetzten organischen Kin- 



>j iu IheriDgs Jahrbüchern Bd. 44 S. 292. 

') Heilbom, Dm System des Völkerrechts entwickelt aus den fOlker- 
techtlicheii Begrilfen, Btrlm 1896, S. 170, bemerkt, das« jeder das Wort 
Staatsorgan in emeni besondere SUme gebrancben dttrfe, unter der Vorans- 

uetzung ( im r vorliciigen Aufklärung über <lie Bedeutung und einer das Sprach- 
gefiUil nicht verletzenden konsequenten Anwendung. Affoltor, Studit ii zum 
Staatsbegriffe (ini Archiv fttr öfi. Kecht Bd. 17 S. 97), ist gegen obige Ter- 
minologie. 

*) Empirische Untersachuugeu zur allgeui. Staatslehre, 1902, S. 121, ISO. 
') Br. Schmidt, Der Staat, Leipaig 1896, S. 46. 
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lieit auf einer „traii.szeiulenten, jenseits der wissenschaftlichen 
Erkenntnis liegenden Voraussetzung" 

Sie ist durch nichts bewiesen, denn es ist ungerechtfertigt, 
aus dem Handeln einer Einzelperson für eine Personengeniein- 
schaft. also den angeblichen Wirkungen der Organschaft, ohne 
weiteres auf das Vorliandensein einer Verbandspei'son, wie sie 
die organische Theorie auffasst, zu schliessen. Ks ist ja wahr, 
dass die Merkmale uiul die Mittel, an oder mit denen wir die 
Erscheinungen erkennen, mannigfaltig sind. Unserer Erkenntnis 
zugänglich sind jedoch nur die mit den Sinnen wahrnehmbaren 
Gegenstände und die Vorr^änge des Selbstbewusstseins -j. Für 
die Erkenntnis eines angeblich vorhandenen unsichtbaren Lebe- 
wesens existiert kein Organ, und deshalb ist die Annahme eines 
solchen wissenschaftlich nicht begründet. Es ist allerdings 
einem lodividaam die Gläubiger- oder Sdiuldnereigenschaft 
nicht anzQseheD, und es brauchte ebensowenig die Organeigen- 
Schaft sichtbar zu sein. Gläubiger bzw. Schuldner sein be- 
deutet nichts anderes, als in einem entsprechenden Rechtsver- 
bältoisse zn einer Person stehen. Diese Eigenschaft ist frei- 
lich änsserlich nicht sichtbar, wir eikennen sie höchstens etwa 
an dem Vorhandensein einer den einen Teil verpflichtenden nnd 
den anderen Teil berechtigenden Schnldurknnde oder weil wir 
vielleicht die Parteien einen entsprechenden Vertrag haben 
abschliessen hOren. Beamter zu sein heisst ebenso, dass die 
Persönlichkeit dieses Individuums durch Bechtsbesnehnngen 
qualifiziert wird, die in ihrer Gesamtheit fftr das Beamtenver- 
hältnis begrilbwesentMch sind. Dementsprechend würde die 
Eigenschaft als Organ dann vorhanden sein, wenn die Be- 
siehnngen, in denen das sogenannte Organ zu der sogenannten 
Vei*bandsperson steht, organische sind nnd in ihrer Gesamtheit 
als Organschaft bezeichnet werden kdnnen. Genügend ffir die 
Benennung als Gl&nbiger, Schuldner, Eigentflmer, Beamter, 
Organ ist mithin das Vorhandensein eines entspi'echenden 
Rechtsverhftltnlsses. Ffir die Begrifiisbildung darf aber nicht 

•) Loening im Handwörterbuch der Staatswisseiisclmf ten Bd. G S, 914 ; 
Schlossmann, Organ tiiiil Stellvertreter, in Iherinc:^ .TahrbttcheiU Bd. 44 
S. 314, gpricht Mjgai- von ctuem sOUg^nden Mystiziainos'*. 

^) Loening a. a. 0. 
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die Folgerung ningekehrt werden. Das Vorliegen eines Eigen- 
tamsverhftltnisses ist die Folge der Existenz einer Eigentümer 
genannten Person nnd einer dieser gehörigen Sache. Ohne 
diese beiden Substrate besteht kein Eigentumsyerhältnis und 
folglich kann dann anch nicht auf die Existenz der Person oder 
Sache geschlossen werden. Wir nennen vielmehr eine Peraon, 
die zu einer Sache in einem bestimmten Verhältnisse steht, 
den Eigentfimer dieser Sache und danach das RechtsTerh&ltnis 
Eigentum. So setzt auch der Gebrauch des Organbegriffes die 
Existenz der organischoi Verbandsperson voraus, nicht kann 
aus den Bezieliungen zwischen Einzelperson und Personengemein- 
schaft, wie Staatsoberhaupt und Staat, geschlossen werden, 
daes letztere eine organische Qesamtperson ist. Ebensowenig 
dürfen diese Beziehungen organische genannt werden, denn es 
ist, wie gesagt, die Existenz einer Verbandsperson als eines 
einheitlichen unsichtbaren Lebewesens niclit zu beweisen. 

Die Bezeichnung des Staates als Organismus reicht nicht 
aus, diesen Begriff befriedigend zu erschöpfen. Es ist auch 
abzulehnen, das republikanische Staatshaupt ein Organ im 
Sinne der organischen Lehre zu nennen. Der Staatsbegriff ist 
nun anderweitig zu bestimmen, derart, dass die der mensch- 
lichen Erkenntnis gezogene Grenze nicht überschritten wird. 

4. Jedenfalls stellt der Staat eine Einheit dar. Dies be- 
rücksichtigt niclit genügend die Theorie, die den Staat als 
ein Rechtsverhältnis auffasst'). Trotz des Bestehens un- 
zähligei- Rechtsverhältnisse zwischen den den Staat bildenden 
herrschenden und beherrschten Personen kann man zwar eine 
jrewisse pjnlieitliclikeit in der Identität der Beziehungen zwischen 
Herrscher und Beherrschten finden^). Spiiiht man aber von 
Staatseigentum, Beamtenernennnng. Staatsverträgen, so kommt 
als der eine Faktor dieser Rechtsverhältnisse doch immer nur 
die betretfende handelnde Person oder der von ihr repräsentierte 
herrschende Teil des Staatsganzen in Betracht; denn ein Rechts- 
verhältnis kann nicht mit Personen, Sachen und anderen Rechts- 
verhältnissen im Bechtsverhäitnisse stehen. Ausserdem fehlt 

*) »Sie wird vou Loeuing, Artikel , Staat" im Haudwürterbnch der 
Staattwissenschaften Bd. 6 S. 907 ff., Tertreten. 
") Loening «. a. 0. 8. 911. 
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eine ReehtoDacht, die ttber dem Staate steht nnd die fttr die 
Annahme eines RechtsTerhäUnisses zur Begelangr seiner Normen 
onbedingt notwendig ist^). 

5. Die Herrseher- oder Maebttheorie yermeidet die 
Inkonsequenz, dass der Staat zwar BeehtsTerbftItnis zwiseben 
Herrscher und Beherrschten ist, aber dass als Staat nnr der 
Herrscher handelnd anftritt, indem sie nur auf das herrschende 
Glied Rfickstcht nimmt. Nach ihr ist der Staat die sonverftne 
Herrschaft ttber Land und Leute; die Tatsache der Herrschaft 
fiber die Herrschaftsobjekte wird ahnlich Staat genannt, wie im 
Priyatrechte eine Sache Eigentum genannt wird, wenn sie einen 
Herrn, Eigentümer, hat Von ihren beiden Hauptvertretem 
bezeichnet Bornhak *) den Staat als das Subjekt, Seydel") 
als das Objekt der Herrschaft. Wenn aus dem Satze, die 
Einheit des Staates verkörpere sich in dem den Staat dar- 
stellenden Herrscher, gefolgert wird, es mflsse sich beim Wechsel 
des Herrschers auch jedesmal der Staat verändern nnd beim 
Tode des absoluten Herrschers gehe der Staat Überhaupt unter, 
so kann diesem Vorwurfe wieder mit dem Hinweise auf die 
Identität des Rechtsverhältnisses des Herrschers (Staates) zu 
den Beherrschten begegnet werden. Damit wird aber auch 
gleichzeitig der Hauptfehler dieser Theorie gefunden. Sie ver- 
nachlässigt nämlich fttr den Staatsbegriif das dem Staate in 
dem von ihr nicht geleugneten Rechtsverhältnisse gegenüber- 
stehende Glied. Die Lehre widerstreitet vollkommen den 
heutigen Anschauungen vom Staate. Wenn Staat und herrschen- 
der Faktor identisch sind, dann hat dieser Herrscher keine 
Rechtsmacht Aber sich, er ist selbst Rechtsordnung. Die Nicht- 
herrschenden .die Gegenflberstellung beider Kategorien hat 
zur Folge, dass.. es immer solche geben mnss — wären dann 
rechtlos. Die ausschliessliche Betonung des Merkmals der 
Macht ist ftberhaupt anfechtbar; sie berftcksichtigt nicht die 
Tatsache, . dass eine Herrschaft, besonders die. einer Einzel- 
person, sich nur dann halten kann, wenn sie von den Be- 

') Jellinek. I>as Redit des modernen Staates Bd. 1 S. 161. 
^) Allgemeine Staatslehre ; Preiuaiaches Staatsrecht, Freibarg 1888, 
Bd. 1 S. 63. 

>) (Jnmdiflge einer allgemeinen Staatslehre, WUnbnrg 1878. 
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herrachten in dem Bewmstsetn ihrer Legitimität oder üner Not- 
wendigkeit ertragen wird Eine Republik ist dann eret Staat, 
wenn eine rechtliclie Organisation, ein sich ans der Eigenschaft 
als Gemeinwesen ohnehin ergebendes Erfordernis*), Torhanden 
ist, und ans der Rechtsordnung folgt anch die gewaltsame 
Durchsetzung der Rechtsnormen. Allerdings gibt es keinen 
Faktor, der stärker als der Herrscher, das OesamtstaatsTolk, 
wäre und ihn zur Beobachtung von Oesetzen anhalten könnte. 
Die Verfassung einer Republik ist eine Summe von Nonnen, 
die das souveräne Volk allein und sich selbst gesetzt hat und 
die es daher jeden Augenblick abändern oder aufheben kann 
Wie wenig klar die Hemchertheorie ferner den Staatsbegnff 
aus den vorhandenen Substraten bestimmen kann, zeigt die 
Folgerung, dass für den Herrscher der Staat das Objekt der 
Herrschaft ist, und dass derjenige, der die staatliche Gewalt 
aus eigenem Keclit inne hat, eben selbst der Staat ist*). »So- 
wenig wie Eigentum und Eigentümer gleiche Begriffe sind, sind 
Heri'scher und Staat identisch. 

Als eine Machttheorie besonderer Art sei noch angeffdirt 
die Ansicht Duguits''), der den Staat, ohne jedes rechtliche 
Merkmal, als die Unterdrückung der Scliwacben durch die 
Starken bezeichnet. 

Eine Art Mittelstellung zwischen der Rechtsvoi hältnis- 
und der Herrschertheorie nimmt die von Lingg*"') vertretene 
empirisch-individualistische Lehre ein. Nach dieser ist 
der Staat der Zustand der Beherrschung. Doch auch sie be- 
friedigt nicht, da sie die an den beiden angeführten Theorien 
gerügten Fehler besitzt. 

0. Es ist oben schon festgestellt worden, dass Gebiet und 
Volk zwei Begriffsmerkmale des Staates sind, ihre Nebenein- 



>) Loealog i. s: 0. S. 911. 

*) Brie, Theorie der Staatenverbinduiigen, Stuttgart 1886, S. 7. 

*) Tgl. nmh Kontor. Conimcntarie.s Bil. 1 S. l: ^Tlie legisirttive lion 
will not liL> eiitaugled in thc meshes of a logical nei . . . Tlie iilea of biuüing 
legiälator.H hy oatbs is puerile*. 

*) Bornbak, Allgemeine Staatslebre S.S. 

^ L'£tot, les gonvernanto et lea ageota 8. 1. 

*) Binpfatecbe UntenndniiigeB mr allgemeiMn Steatelekie; 
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anderstelluiig jedoch nicht zur Bestimmung des Staatsbegriffes 
genügt. Das Gebiet bleibt bei allen auf einem bestimmten 
Gebiete ansässigen Persouengenieinscliaften, die durch den Ge- 
samtwillen das Gebiet beherrschen und die sämtliche, aber 
grands&tzlich auch nur diese, auf dem Gebiete ansässigen Indi- 
?idaen umfassen (Gebietskörperschaften), wie Stadt- 
gemeinde, Provinzialverband, Staat, ein unveränderlicher Be- 
griff. Es zeigt selbstverständlich bei der Umwandlung eines 
Terwaltungsbeziikes in einen Staat keine Veränderung. Aach 
die Tatsache, dass der Gebietsurafang von Staat, Provinz und 
Sladt gleich sein kann, zeigt, dass bezüglich des Begriffsraerk- 
males des Gebietes dessen Vorhandensein genflgt. Die Unter- 
sachong nach weiteren Merkmalen wird sich also auf die Per- 
sonengemeinschaft innerhalb des Begriffes der Gebietskörper- 
schaft beliehen mfissen. 

Von anderen Personenmehrheiten wie dem keinen Staat 
bildenden Volksstamme und der sich Uber mehrere Staaten hin- 
erstreckenden oder ein BrachstDck des Staates umfassenden 
Nation unterscheiden sich Gebietskörperschaften dadniHsh« dass 
in ihnen rechtliche Beziehungen bestellen, die die Einzelpersonen 
zu einer rechtlichen, jedoch wie ausgeführt, nicht organischen 
Einheit zusammenfassen. Dies geschieht zur Erreichung tou 
Zielen, die den Interessen einer solchen Gemeinschaft dienen 
und auch nur von ihr en*eicbt werden können. Die Stellung 
jeder ESinzelperson innerhalb dieser Gemeinschaft ist rechtlich 
normiert So bestimmt sich der Status eines Staatsbürgers nach 
der Verfassung, der eines Beamten nach den betreffenden Ge- 
setzen bzw. einem geschlossenen Dienstvertrage. 

Ks ist aber nicht nur die Stellung jeder Einzelperson inner- 
halb des Staatsj^Miizeii reclitlich bestimmt, sondern dies Staats- 
ganze tritt auch selbst als Einheit in die Erscheinung. Und 
zwar tut es dies nicht nur'), wenn es unter seinesgleichen 
anderen Staaten gegenüber Subjekt des völkerrechtlichen Ver- 
kehrs ist, sondern es stellt auch nach innen hin den einzelnen 



'j Wie Affolter, Studien zum Staatshpgriffe ( .\rcbiv für öff. Recht, 
19()2, Bd. 17 S. liiüi, uuil Staat uml Recht, Versuche Uber allgeiueiuea StaaU- 
recht (Aunalen «les Deutschen Reiches, liKJü, J>. bd, Gü, 67), meint. 

Walthof , suaubaopt In &«pubUkeii . ^ 
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Staatsbürgern gegenüber eine Einheit dar. Wenn der .Staats- 
beamte vom Staate angestellt wird, so sind es nicht nur die 
anderen Staatsbürger mit Ausuahme des Anzustellenden, die 
die Ernenniiiir^ vollziehen, sondern dieser ist selbst aktiv 
als Staatsliiir^'^er bei seiner Ernenimng beteiligt. Und das 
republikanisclie Staatshaupt, das in seinen Funktionen als solches 
dem Volke gegenübersteht, findet ebenfalls im Parlamente 
seine Vertretung. Hier interessiert natürliclj f^erade dieses 
letzteie Problem des inneren Staatsrechts, die Frage nach deu 
Beziehungen des Staates zu seinen eigenen Mitgliedern. 

7. Personengeraeinscliaften, die im Rechtsleben sowohl 
nach aussen wie nach innen als Einheiten auftreten und in 
ihrer Gesamtheit rechts wirksam berechtigt und verpflichtet 
werden, nennt die Rechts Wissenschaft juristische Personeo. 
Dieser Begriff ist insoweit durchaus gerechtfertigt, als er nicht 
ein eigenes selbständiges organisches Leben und eigenen selb- 
ständigen Willen voraussetzt und verlaugt. Der Wille, der als 
der Wille der juristischen Person bezeichnet wird, ist der 
Wille von Individualpersonen. Und zwar ist er entweder der 
Ubereinstimmende Wille aller oder der Mehrheit der die 
jui istische Person bildenden Einzelpersonen oder der Wille nur 
einer bzw. weniger Einzelpersonen, denen satznngs- oder ver- 
fassungsgemäss eine entsprechende Ffthigkeit, Willen ffir die 
Gesamtperson bilden, beigelegt ist Diese Einzelpersonen und 
Personenmehrheiten sind, insofern ihr Wille für die Gesamtheit 
bindend ist und daher als der Wille der juristischen Person 
gelten kann, in dem oben festgestellten, der organischen Theorie 
gegenüber unverbindlichen Sinne') Organe der jnristischen 
Person. Der als Staatswille geäusserte Wille ist nicht 
der durch Organe geäusserte Wille eines selbständigen mit 
eigenem Willen begabten Wesens, sondern er ist der Wille 
'von Einzelpersonen, die allein innerhalb der Grenzen der 
menschlichen Erkenntnis der Willensbildung fähig sind und 
innerhalb ihrer Kompetenz fttr die Gesamtheit ihren Willen 



') Die iJezeicbmu)^ als Oiiran vt ilaiigt »liuohaus nicht ein Annplnncu 
ilei urganiscben Tlieorit* uiul • iia- sLlbstiimligeii lebeutligen Orgauidtuuü, wie 
l'reuss in SchiuoUers Julnbiuli, liK)2, S. 557 ff., 5üU, behauptet. 
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abgeben. In besag aaf Willens- und Handlangsf&bigkeit tritt 
nicbt die juristische Person, sondern ihr Organ, nicht der 
Staat, sondern das Staatsorgan auf 0- Es ist zwischen Willens- 
nud Handlungsfähigkeit einerseits und Rechtsfähigkeit anderer- 
seits zu unterscheiden. W&hrend erstere nur menschlichen 
Individuen zusteht, sind rechtsfähig auch Personen, die im 
Rechtssinne nicht willens- und handlungsfähig sind, z. B. Geistes- 
kranke. Die Rechtsfähigkeit kann aber auch von der Rechts- 
ordnung Personengemeinschaften und Anstalten, den juristischen 
Personen, verliehen werden, gerade so wie auch die Rechts- 
fähigkeit des Individuums sich auf positives gesetztes Recht 
grOndet. Juristische Personen sind also nicht, wie sie die 
organische Lehre konstruiert, selbständige Lebewesen, sondern 
nichts weiter als Körperschaften und Anstalten, dio durch einen 
Rechtssatz rechtsfähig gemacht sind und die dadurch als Ein- 
heiten in der Rechtsordnung auftreten können"). 

Der Staat ist nun auch in seiner Gesamtheit rechtsfähig 
und darum juristische Person. Es ist jedoch weiter zu unter- 
suchen, wodurch er sich von anderen juristischen Personen 
unterscheidet. Durch das bereits festgestellte Begiifl&merkmal 
des Gebietes wird zunächst der Kreis enger gezog^i; der Staat 
ist in dem oben bezeichneten Sinne eine Gebietskörperschaft 
wie die Stadt und der Provinzialverband. Von diesen scheint 
er sich wiederum dadurch zu unterscheiden, dass er eine höhere 
Gewalt, ja die höchste, keiner anderen mein* nntertane Gewalt, 
die Souveränität, hat. Wenn eine Gebietsköiperschaft, die bis 
dahin einem Staatsganzen als Teilgebiet, vielleicht als Provinz 

*) Vgl. Affolter im Arebiv für itlTentliehes Recht, 1902, S. 13«), 131. 

''j ßernatzik, Die jiiristuche Persönlichkeit der Behörden, wirft (8.20) 
der organischen Staatsthcorie vor, sich mit der blossen Erkenntnis, dass der 
Staat ein Organisinns sei , befi;nügt und durch diesen Bej^riff sich vor der 
„uiedereu Jurisprudenz " und der reräouUchkeilslehrc lür bevorzugt gehalten 
m haben; S. 106 ff. dagegen aebieibt er aacb dem menaeUiehen Verbände« 
organismas ein «Leben* n» da «r eboiio wie der phjäUeha Oi^(«nismu8 eine 
Zweckcinhc'it sei ; „im Gebiete des Verbaodslebens fallen die Begrifife Persön- 
lichkeit unil Organismus vüllifj zusammen". Man sieht, wie notwendig: eine 
Feststellung dieser Begriffe ist ; es ist oben das Wort ürgani^uiu.-s luuner 
nur im Siuue der orgauischen Lehre uebraucht, waiirend der ürgaubegriff 
beute anch in weiterem Sinne allgeuiein angewandt wird. 
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oder Kolonie gegenttberstand, zn einem Staate sich entwickelt, 
80 beisst es, sie bat ibre Selbständigkeit gewonnen, sich unab- 
hängig gemacht. 

8. Dero SouTeränitätsbegriffe ist in neuerer Zeit im 
Zusammenhange mit dem Bundesstaatsbegi ifte, den festzustellen 
sieb die Wissenschaft schon seit dem westfälischen Frieden be- 
müht hat ^) und um den von neuem seit Orflndnng des deutschen 
Reiches Streit entstanden ist, erneute Aufmerksamkeit zu- 
gewandt worden. Bodin*), der Begründer der Sonveränitftts- 
lein e, erklärt die Souveränität für die höchste dauernde, eigene, 
von den Gesetzen entbundene Gewalt über die Untertanen. 
Dazu ist zu sagen, dass heute auch diese hijchste Gewalt sich 
in rechtlichen (Jrenzen bewegen niuss, wenn auch diese Grenzen, 
wie bereits bemerkt, von dem Souverän beliebig veiändert 
werden können; die Rechtswissenschaft berücksichtigt rein tat- 
sächliche, aber nicht rechtliclie, Abhängigkeitsverhältnisse nicht. 
Rosin ") stellt daher als den positiven Begritt' der Souveränität 
diejenige Kechtsstelhmcr einer Persönlichkeit fest, vermöge deren 
sie auf (irrund des besleln mlen Rechts durch dun Willen keiner 
anderen Persönlichkeit reciitlich bestimmt werden kann. Die 
Lehre von der geteilten Souveränität ist zu verwerfen. Denn 
wenn es auch möglich ist, dass eine Gewalt in manchen Be- 
ziehungen die oberste ist. in manchen aber nicht, so ist doch 
die Souveränität als eiü absoluter Begrift' nicht teilbar; der 
Staat, der einem anderen Staate für immer einen Teil seiner 
Gewalt abgegeben hat, besitzt nicht mehr die höchste Gewalt 



') Brie, Goschidite der Lehre vom Biiudesstaate , Leipzig 1874, S. 5. 

*) Vgl. Haiicke, Bodiii eine Studie über den Begriff der Souveränität, 
Breslau 18Ü4, S. 9; Dock, Der >unveräuitiitisbegrift vun Bodin bi.-* zu Friedrich 
dem Oroasen, Strassburg 1897, ;S. 5; Landmaiin, Der SouveräuitäUbegriff 
bei 4en f^ausOiiiclMii Tbeoretikem tou Jean Bodin bis nnf Jean Jacqaes 
RoiMwau, Lelpsig 1896. 

') Soaver&mtät, Staat. Gemeinde, Selbetverwaltnng S.4ff. (Annalen 1883); 
er leitet Souveränität aus den Begriffen „Wacht" und .Hikhsten' her. 
Vpl. auch die Definition bei Jellinek, Die Lehre von den Staaten Ver- 
bindungen, Wien 1882, 8.34; Br. Schmidt, Der Staat S. 60; Anschütz 
in Boltsendorir-Kohlers Enzyklopädie Bd. 2 S. 46»: Souveränität ist die Un- 
ftbbftBgitkeit des Staat« von Hllcht«i, die ttber und aasser ibm stehen. Über 
diese Materie ferner Jellinek, Allgem. Staatslehre (8. Anfl,)^. 421 ff. 
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schlechthin. Hieiuach gibt es sowohl soiiveiütie wie uicht sou- 
veräne Staaten. Zu letzteren gehören die sog. halbsouveränen 
Staaten und die Einzelstaaten eines Bundesstaates. Ihre Kom- 
petenz ist durch die anderer Staaten beschränkt, docli ist ihr 
Charakter als Staaten meist unbestritten. Insbesondere werden 
die Gliedstaaten der nordanierikanischen Union und die Kau- 
tone der Schweizerischen Eidgenossenschaft durchweg als 
Staaten, Republiken, anerkannt, während wie erwähnt (S. 24), 
der Staatscharakter der Glieder der südamerikanischen Bundes- 
staaten oft schwer zu bestimmen ist. Die Souveränität kann 
Jedenfalls nicht als Begnffsmerkinal des Staates verwertet 
werden 

9. Der Unterschied des Staates von anderen Ge- 
bietskörperschaften (Kommunalverbänden) kann also in be- 
zug anf den Umfang der innewohnenden Kompetenz nnr rela- 
tiver Katar sein. Ein Kommaualverband kann eine weiter- 
gebende Autonomie besitzen, als der Gliedstaat eines Bandes- 
staates oder ein sog. halbsoover&ner Staat; er kann anch in 
vielem die Straktur eines Staates besitzen. So ist z. B. Elsass- ' 
Lotbringen als Staat angesehen worden. 

Verschieden ist jedoch der Uraprnng der in den Oebiets- 
körperschaften ansgetkbten Gewalt. In einem Eommanalver- 
bande and Verwaltnngsbezirke herrscht nnr die Gewalt des 
Staates, dem diese Teilgebiete angehören; der Staat flbt seine 
Gewalt entweder selbst durch seine Organe aas oder er hat 
seine Gewalt zom Teil der von ihm abhängigen Gebietskörper- 
schaft znr Ansftbang durch Organe, die sie selbst bestellt, dele- 
giert; bezüglich der Kompetenz streitet die Vermutang fOr die 
des Staates. In einem Staate dagegen herrscht grundsätzlich 
dessen Gewalt. Bei dem Typus des nnabhängigeu Einheits- 
staates ist dies klar. Aber auch fHr den Staat, der sich in 
rechtlicher Abhängigkeit von einem andern Staate befindet, 
besonders also dem Gliedstaatc eines Bundesstaates, trifft dies 
zu. Die Gewalt des übergeordneLeu SiaaLes kommt zwar in 



') Fichte, Die Republik im Monarchismus, Halle 1848, S 11, spricht 
von (IfT Souveriinitiit des Priisidenteu der Vereinigten Staaten von Amerika; 
dieser üebrauch des Wortes wird beute wohl allseitig abgelehnt. 
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dem iiuabliHDgigen Staate zur Aiisüliuii},^ iiikI l'escliräiikt den 
Umfang der G(;walt des letzteren. Sie vernichtet sie niclit 
ganz, wenn auch die Kompetenz-Kompetenz des iihei geordneten 
Staates die Kompetenz des Unterst aats leciitlicli verändern 
kann. Es bestehen in dem ruterstaate mitliin zwei Staats- 
gewalten nebeneinander, diejeniu^e d^s Oy)erstaates, die die 
höhere und auss(dilao:c;ebende ist, weswegen die Eigenschaft der 
Souveränität diesem Staate zukommt, und sodann die des Unter- 
staates, die zwar von der des oberstaates beschränkt werden 
kann, so dass dieser Staat nii lit souverän ist, die jedoch ihren 
ürspiung niclit vom Oberstaate herleitet. Das Ergebnis ist 
also: In einer Gebietskörpersciiaft herrscht nur Staatsgewalt, 
und zwar in einem Kommunalverbande und Verwaltungsbezirke 
die Gewalt des diese Gebiete mitum fassenden Staates, soweit 
sie nicht der Ausübung nach i'ibertragen ist; iu einem ab- 
hängigen Staate die Gewalt dieses Staates, soweit sie nicht 
durch die des Oberstaates beschränkt ist. lui Staate und in 
seinen Teilen herrscht dieselbe eine Gewalt, im abhängigen 
Staate herrschen zwei Staatsgewalten. Unter den Gebiets- 
körperschaften zeichnet sich der Staat ans durch das Begriffs- 
merkmal der eigenen Gewalt'). 

Ni Iit zu verhehlen ist allerdings, dass die meist Ternach- 
lässigte Frage, wie denn diese eigene Gewalt erkannt werden 
soll, Schwierigkeit macht. Ihre Beantwortung ist aber selbst- 
verständlich nicht zn umgehen, wenn das aufgefundene Be- 
grii&merkma] von Nutzen sein soll. Oft ergibt sich die Ant- 
wort auf die Frage, ob eine Gebietskörperschaft Gewalt za 
eigenem Bechte besitzt und somit Staat ist, aus ihrer geschicht- 
lichen Entwicklung. Dass die nordamerikanischen Einzelstaaten, 
die zun&chst souverän waren und dann bei GrQndung der Union 



*) Seidler, Das juristische Kriterium des Staates, TUbiugen 1905, 
nimmt nidit die Staatsgewalt, sondern die konstitnüven Organe als Element 
des Staates an; er kommt dann sn der Definition: Der Staat ist ein mit 

Personal-, Gebiete- und Organliolieii ausgestdttetes Hoheitssubjekt. Auch 
wenn die OrLrunc .qnalifizierte Teile der V'dksgcmcinschaft" sind (S. 66), so 
ist ihr Voi liiimkn-'ein ^chon durdi liit? Eii;enM hati des Staates nl» einer 
juristischen Person bedingt. Staat^tgewalt komuii dagegen nicht jeder Ge- 
bietsk5rpenckaft m. 
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einen Teil ihrer Staatsgewalt anf den Bmul Übertrugen, die 
ihnen verbliebene Gewalt zu eigenem Rechte besitzen, ist wohl 
nicht za bestreiten; trotzdem die Bnndesgewalt jederzeit ihre 
Kompetenz auf Kosten der Gliedstaaten erweitem kann, wftre 
die Annahme gekünstelt, die Bandesglieder hätten ihre sämt^ 
liehen Rechte dem Bunde übertragen und übten die ihnen jetzt 
zustehende Oewalt fOr diesen aas. Ebenso verhält es sich be- 
züglich der sehweizeriscben Kantone und der deutschen Staaten. 
Anders dagegen, wenn ein Teil eines Staates sich allmählich 
1111 abhängig macht oder ein Einheitsstaat dadurch, dass seine 
Teile immer grössere Selbstftndigkeit erlangen, sich zum Bundes- 
Staat entwickelt. Greifen wir auf die Provinzen der südameri- 
kanischen Republiken zurück, deren Staatscharakter ja be- 
stritten ist, so drängt sich notwendig die erwähnte Frage auf. 
Mit der Feststellung, dass sie Staaten sind, wenn sie eigene 
Qewalt haben, ist noch nicht viel gewonnen; es fragt sich zu- 
nächst, ob sie eigene Gewalt haben. Diese Frage lässt sich 
dahin beantworten, dass das Vorhandensein einer Verfassangs- 
nrknnde mit ziemlicher Sicherheit für den Besitz der eigenen 
Staab^gewalt spricht. Grundsätzlich ist es zwar möglich, dass 
eine Gebietskörperschaft, ohne ein selbständiger Staat zn 
werden, aaf die Erlaubnis and Anweisung des Staates hin, 
die ihr übertragenen Rechte in einer Art Verfassnngsarknnde 
regelt; sie besitzt natürlich dann keine eigene Staatsgewalt. 
Derartige Änssernngen, in denen ein Staat den ganzen Umfang 
der Staatsgewalt der AnsÜbnng nach einer ihm nntergeordneten 
Gebietskörperschaft für diesen Teil seines Gebietes überträgt, 
existieren jedoch nicht. Die sich in manchen republikanischen 
Verfassungen findende Bestimmung, dass die Bundesgewalt für 
die Verfassungen der Gliedstaaten die Gewährleistung über- 
nimmt oder für ihre republikanische Form Sorge trägt, gehört 
nicht hierher; sie ist nnr ein Ausfluss der auf Wahrung der 
Bundesinteressen gerichteten Sorge des Gesamtstaates. Da- 
gegen stellen die Gesetze, durch die ein Staat einem bisherigen 
Verwaltungsbezirke den Staatscharakter zuspricht^), nicht eine 

*) In den Verewigten SUaten vofr Amerika eaabling acta genannt; 
8. a. oben S. 25 (Venemela). 
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Übertragung der Staatsgewalt au den neueu Gliedstaat dar; 
es versiebtet vielmehr der Oberstaat auf die Ausübung der 
Staatsgewalt in dem betreffenden Gebiete nach Massgabe der 
BundesyerfasSQDg, und der Einzelstaat &bt seine Gewalt auf 
Grund der aus eigenem Reclite gegebenen neaen Verfassung aus, 
Gebietsköi'perBcbafteu , die sieb Verfassungen in der Ablieben 
Form geben, oft — wie dies gerade bei den Verfassangen der 
amerikaniscben nnd scbweizeriacben Gliedstaaten der Fall ist 
— in den ersten Artikeln die SouTer&nit&t and Selbst&ndigkeit 
betonend, besitzen eigene Gewalt und somit Staatscbarakter 

Jede Gebietskörperschaft besitzt als eine Organisation 
und noch dazn als juristische Person nnd Körperschaft eine 
Verfassung in weiterem Sinne. Je mehr sie aber ans einem 
sozialen sieh zu einem rechtlichen Gebilde entwickelt und Staat 
wird, desto mehr ergibt sich die Notwendigkeit, die Organisation 
fester zu gestalten und f&r die Funktionen der eigenen Staats- 
gewalt bindende Normen zu scbaifen. Eine Verfassung in 
engerem Sinne, auch gleichbedeutend mit Verfassungsnrknnde, 
ist ein solcher Komplex von Regeln, fttr den sich in den 
heutigen Staatsrechten eine gewisse Obereinstimmung in der 
Form und den Gmndzägen herausgebildet hat. 

Hit den jetzt festgestellten vier Elementen*) Personen- 
gemeinschaft (Volk), Gebiet, eigene Gewalt, Organisation (Ver^ 
fassnng) ist der Begriff des Staates gegeben. Der Kreis der 
Personengeraeinscbaften wird durch die Eigenschaft der Or- 
ganisation und rechtlichen Einheit enger gezogen, von anderen 
juristischen Personen sondert sich durcii Hinzutreten des Merk- 
mals des Gebietes die Gebietskörperschaft, die, wenn sie eigene 
Gewalt besitzt. Staat wird. Der Staat ist dalier die auf 
einem Gebiete ansässige, durch seine Organisation zu 
einer rechtlichen Kinlieit entwickelte und eigene Ge- 
walt ausübende Persoueugemeiuschaft. 

') Jellinek, Aiigem. ätaatdehre ä. 475fi., bezeichnet dies Begriffs- 
ntfluml des Staates als die Fihigkeit der Selbstoiganisation und Selbst- 
benadiaft. 

*) Cumbotheca, La ruiicepticm jorldiqne de Tl^tat, Paris 1899, S. 155, 
162, löst die Definition des Staates als .penonne coliective sonYeraine* in 
zehn Elemente auf. 
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II. Eine Einteilang der Staaten, die B^estetelliing der 
Staataformen , ist nach verschiedenen Gesichtsponkten 
möglich. 

1. Die Gesamtheit der Betätigungen des Staates seinen 
Gliedern oder anderen Staaten gegentther ist die Staats- 
gewalt^). Der Staat nimmt seine Funktionen nur durch seine 
Organe walir, die rechtliche Ehiheit der Verbandsperson als 
solche ist handlungsunfähig. In * dieser Eigenschaft ist er 
selbst Subjekt der Staatsgewalt, doch stehen alle seine Organe 
nicht im gleichen Verhältnisse zu iiim. Sie sind zwar Glieder 
des Staates und ihm eingeordnet, das Verhältnis beider zu ein- 
ander hat auch in der dem Staate notwendig zustehenden Ver- 
fassung seine Regelung gefunden. Es gibt jedoch Organe, denen 
gegeniiber der Staat zur Durchsetzung eines abweiclienden 
Willens keine Organe besitzt und die er nicht zur Venuit- 
wortung ziehen kann. Diese Orgaue kann mau herrschende 
Organe oder Träger der Staatsgewalt^) nennen und ihnen 
einerseits untergeordnete Organe, die von ihnen abhängig 
sind, andererseits Ausiil)er der Staatsgewalt (ausübende 
Organe im engeren Sinne) gej^eniiberstellen. Die Eigenschaft 
als Träger der Staatsgewalt braucht nicht durch ein „Recht 
auf Organsteliung" oder einen „eigonen Anspruch auf Oi-rran- 
schafl" o;estritzt zu werden. Bernatzik sieht in dem lie- 
griÖ'e des eis tuen Ret hi.s das unterscheidende Merkmal 
zwischen MonaicLie iiml Republik; der Monarch habe eine 
Stellung zu eigenem Rechte inne, während das republikanische 

') Auachütz, Deutscbes Stnatsreclit in Holtzeiulorft-Kuhler, Euzyklopü- 
die der Rechtswissenschaft Bd. 2 S. 4ti4: , Staatsgewalt ist die dem ätaate 
aasflcbliesslich zustehende Fähigkeit, Lud mid Leute in beherTflchen*. 

Anschttts ft. a. 0. 8. 472: .Trüger ist di^enige Penen oder Mehr- 
heit von Fefflonen» wdcbe den Staat voll repraaentiert and im Zweifelsfalle 
die VernuUnng der AUeinberechtignng zur Ausübung der Staatsgewalt auf 
ihrer Seite hat"; Meyer, Lehrbuch des Deutschen Staatsrechts Aufl ) 
S. 17, 18, und die dort angeführte Literatur; Hühl er. Oitraui<ati.'U d» r 
Verwaltung 6.8. Jelliuek, AUgeui. Staatslehre S. 638 ff., lehnt den Begritl 
des TrSgers ab; doeh ist nach einer FestateUnng des Begriffes als eines 
qaaUflxierten Organs und bei Ablehnnng dnes eigenen Rechts eine dnalisti- 
sehe Staatsauffassung wohl nicht zu befttrchtea. 

*) BepubliJc und Monarchie S. 38. 
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Staatsoberhaupt sie der Wahl, also dem Willen des Volkes 
verdanke. Rosin') bemängelt diese Unterscheidung, weil der 
Gegensatz von eigenem Rechte nicht abgeleitetes Übertragenes, 
sondern fremdes,, vertretungsweise ausgeübtes Recht sei. Es 
ist zu diesem Begriffe jedoch Oberhaupt zu bemerken, dass ein 
Recht auf die Staatsgewalt weder auf Seiten des Monarehen 
noch des Volkes vorliegt Ein solches Recht ist seiner Her- 
kunft nach nicht nachzuweisen; das Recht ist erst durch den 
Staat selbst möglich ; es mflsste sonst ein Qbergeordneter Faktor 
vorhanden sein, der dies angebliche Recht verwirklichte und 
schützte. Ein Staatsorgan aber, auch ein herrschendes Organ 
oder Träger der Staatsgewalt, kann nicht ein eigenes Recht 
haben auf etwas, das ihm erst durch den Staat gewährt wird. 
Ein Recht auf die Staatsgewalt gibt es höchstens in dem rela- 
tiven Sinne, dass keine höhere Person vorhanden ist, die den 
Anspruch des angeblich Berechtigten bestreiten könnte. 

S. Der herrschende Faktor ist der wichtigste Einteilungs- 
grund für die Staaten, nach ihm bestimmt sich die Staatsform 
Je nachdem Träger der Staatsgewalt eine Einzelperson oder 
eine Personenmehrheit ist, unterscheidet man Monarchie und 
Republik. Die Republik zerfällt, je naclideni eine beschränkte 
Personenmehrheit oder die (lesanitheit der Aktivbürger die 
Staatsgewalt trägt, in Aristokratie und Demokratie. Bezüglich 
der drei Bezeichnungen Republik, Aristokratie und Demokratie 
sowie ihres Verhältnisses zueinander ist der Sprachgebrauch 
schwankend. Es ist in der Tat oft schwierig, festzustellt^n, 
oh die Eigenschaften, die von einem Staatsbürger für die Teil- 
nahme an den Rechten eines solchen vorausgesetzt werden 
(Alter, Einkommen, Grundbesitz. Bildung), ihn nur als Aktiv- 
bürger oder auch als Mitglied einer herrscheuden Klasse quali- 

*) Sonveränität, Staat, Gemeinde, SelbetTerwaltong S. 12; Tgl. anater- 
dem ttber dieseu Begriff Br. Schmidt, Der Staat S. 96, 97; Preass, Ge- 
menide, Staat, Reich als Gebietskörporachaftea S.66; Prensa, Oaeitldtieehe 

Amt«reclit in Prengsen S. 28. 

-') Vgl. Affolter. Gniinl/ügo des allgeuicinen Slaatörecbttä S. 43. 

') Seidler, Duä juriät. Kriterium (lc^! Staates S. 68, nennt dieä die 
fvnktionelle Bigenart der konatitntivea üigane; Volk wd Gebiet ttellten 
dagegen die für die Benrteilang der Identitftt dea Staatea OMaagebende 
materielle Snliatau dar. 
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fizieieii^). Es darf aber niclit für die demokratisclie luiiublik 
die Gesanitlieit der Volksgenossen als Träger der Staat ^«glj\valt 
bezeichnet werden, denn diese bildet den Staat selbst, kann 
also niclit Organ sein. Eine weitere genauere Einteilung wird 
erzielt, wenn man auch die Ausülunig der Staatsgewalt beriick- 
sicbtigt und untersucht, ob herrschendes und ausübendes Organ 
identisch sind oder nicht. Dass der Träger der Staatsgewalt 
auch Ausüber ist, ist nicht begrifflich notwendig; andererseits 
ist es möglich, dass neben dem Träger oder an seiner Stelle 
die Ausübung der höchsten Staatsgewalt in den Händen von 
staatliciieu Orgaueu liegt, die nicht Träger der Staatsgewalt 
sind. 

3. Eine Monarchie, in der dt-r Träger der Staatsgewalt 
allein oder durch von ihm abhängige Organe die Staatsgewalt 
ausübt, ist eine absolute Monarchie. Ist der Tiäger jedoch 
in der Ausübung tU r Staatsgewalt durch Organe beschränkt, 
die niclit von ihm abhängig sind, aber auch nicht als lierrschende 
Organe bezeichnet werden können, so spricht man von einer 
konstitutionellen Monarcliie. Hier hat das Parlament 
dem Monarchen gegenüber be.^uudere Rechte. Lukas-) fühlt 
aus, dass der Monarch und das Parlament in der Erfassung 
des staatlichen Gesetzwillens koordiniert seien, doch spricht 
dafür, dass dem Parlamente nur eine beschränkende Mitwirkung 
gegenüber dem Monarchen als dem eigentlichen Träger der 
Staatsgewalt zukommt, sowohl die geschichtliche Entwicklung 
dieser Staatsform als auch positivrechtlich der Umstand, dass 
die Kompetenz grundsätzlich für den Monarchen streitet. 

Wenn eine Personenmehrlieit oder die Aktivbürgerschaft 
zugleich Träger und Ausüber der Staatsgewalt ist, .so kann 
man von einer absoluten Aristokratie bzw. absoluten Demo- 
kratie sprechen. Diese Staatsform besteht heute jedoch nicht. 



') Waicker, Politik <ler kou.stitutiouelioii Staaten. Karlsruhe 1880, 
S. 55. erkHirt die all<i;euiein als reiue Demokratien beaeicbneten kleineren 
Kautoue der .^diwciz für Bpsitzaris^tokratien 

^) Die recbtiiche Stellung des Tarlameutes io der Gesetzgebung Öäter« 
nkbi und der konstitutionellen Monarcliien des Deutschen Reiches, Orai 1901. 

') Für Prensseii vgl. s. D. Fleischmann, Der Weg der Gesetagebnng 
in Prensaen 1898 S. 3. 
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Es koiiunt liOcli.steii.s die sug. reine Deiiiukiatie vor, nämlich 
in einifren klciiit iHii Kantonen der Scliweiz; allerdings ist es 
beniLi k( iiswei t. dass die neuere Verfassungsgesetzgebiinj^ in der 
Schweiz die Tendenz zeigt, die direkte Teilualnne des Volkes 
an der Regierung, besonders durch die Erweiterung des Refe- 
rendums auszudehnen ' i. 

Aurh die deutschen freien Städte sind nicht als Aristo- 
kratien mit der Biirgersehaft als l)eschränkendeni Element an- 
zusehen, wie es den Anschein hat und wozu die mit ausserordent- 
lich weitgehenden Funktionen und Vorrechten ausgestattete 
Stellung des Gesamtsenates leicht verführt. Das einzelne Mit- 
glied des Senates ist Staatsbeamter, es wird heute vom Senate 
und der Bürgerschaft gewählt und ist deren abhängiges Organ, 
einerlei, ob man diese beiden Körperschaften als Aktivbürger- 
fichaft oder deren Repräsentation ansehen will. Obgleich für 
die passive Wahl der Senatoren besondere Eigenschaften ver- 
langt werden und nicht alle Bürger aktiv wählen, so darf man 
hier nicht von einer herrschenden Klasse sprechen, denn bei 
allen Wahlen, auch in der ausgesprochensten Demokratie, wird 
aas naheliegenden Gründen unter den Staatsangel\örigen eine 
gewisse Auslese nach Alter, Geschlecht, oft auch nach Ver- 
mögen, Grundbesitz und anderen Eigenschaften, stattfinden. 
Auch der Senat als solcher ist nicht Trftger der Staats- 
gewalt und etwa in seiner Gesamtheit mit einem gewählten 
Monarchen zu vergleichen, denn seine Hitglieder sind nicht 
ihm allein, sondern dem ganzen Volke verantwortlich. Die 
Teilnahme an der Gesetzgebung ist ferner nicht unvereinbar 
mit der Eigenschaft eines abhängigen Organs. 

In den heutigen Republiken sind also Träger und Aus- 
ttber der Staatsgewalt nicht identisch. Herrschender Faktor 
ist immer die Aktivbiirgersehaft, die aber kaum selbst in die 
Ausübung der staatlichen Funktionen eingreift. Hierfür sind 
andere Organe verfassungsmässig bestellt, in erster Linie die 
parlamentarischen Körperschaften. Die UnterscheiduDg von 



') Vgl. ilie Supyleiiic'Ute üu der erwähnten Sauimhing <ler Schweizer 
Buudeä- uud Kantonäverfasäuiigeu ; Coiubeä de Lestrade, Droit politique 
cootemporidD S. 137. 
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Träger und Ausüber, die zu der Bestimmung zweier wiclitiger 
lieute bestehender Stuatsloiiuen , der absoluten und der konsti- 
tutionellen Monarchie. ITihrte, bringt also, auf die heutigen Re- 
publiken angewandt, kein ahidiches praktisches Ergebnis. Man 
hat daher, wohl in dieser Erkenutuis, andere Eiuteiluugeu 
versucht. 

4. Hier wird am meisten eine Einteilung nach der 
Spitze der Republik interessieren, zumal dieser Einteilung.s- 
grund auch den zunächst ins Auge fallenden äusseren Unter- 
sclieidungsmerkmalen gerecht wird. Es lassen sich drei Haupt- 
lypen der heutigen Republik unterscheiden, wie .sie auch oben 
in der geschichtlichen J)ai Stellung zusammengefasst wurden. 
Die nordamerikanische Bundesvei lassuug, die sich in wesent- 
licher Übereinstimmung mit den vor uud nach ihr entstehenden 
Verfassungen der Gliedstaaten der Union befindet, ist vorbild- 
lich geworden für die Veitassungen der mittel- und süilameri- 
kanischen Republiken und die Verfassung des einzigen afri- 
kanischen Freistaates Liberia. Man kann also von einem 
amerikanischen Typus sprechen. Die Verfassung der französi- 
schen Republik legt in ihrer jetzigen Form das Schwergewicht 
der tatsächlichen Macht in das Parlament; dadurch, dass der 
Präsident z. B. seine Minister der Parlamentsmehrheit ent- 
nehmen mu.s.^5 und die Gültigkeit seiner Regierungshandlungen 
von ihrer Mitwirkung abliiingt, ist seine Stellung weniger ein- 
flussreich als die des auiei ikanischeu Präsidenten. Man nennt 
daher diesen Typus die parlamentarische Republik im 
Gegensatz zu der amerikanischen oder Präsidentschaf ts- 
republik\). Die dritte (-Jruppe bilden die Republiken mit 
kollegialer Spitze wie die Eidgenossenschaft uud die Kau- 
tone der Schweiz und die Hansestädte. 

Unter diese drei Typen wird sich jede der heutigen Re- 
publiken einreihen lassen -). Die Aufstellung weiterer Abarten 
oder die Einteilung nach anderen Merkmalen kann daher nur 
den Zweck haben, auch Staatsformeu, die der Geschichte oder 

*) Uervien, Im ministres, lenr röle et lenn attribnUons dans les 

diff^rents ^tats organisg.^, Paris 1893, S. 56: ^ ... une forme de gouverne- 

ment prC'sidentielle, dt-tnooratiiine ou siniplenieut am6ricainc". 

') Eine weitere Eiuieilaug bei Jclliuek, Allgem. ^taatslelire S. 6i>üfi. 
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der Tlieorie angeliüren, mit iintei- deu Begriff der Republik 
einzubezielieii. Die plebiszitäre KepuMik ist eine Abai t der Prä- 
sidentsrbaftsrepiililik ; iiieilier gfliiateii auch die siidafrikauisclie 
Republik und der Oianjet'reistaat, nach deren Verfa.s.suiig neben 
dem Piä.suleuten ein Rat stand; der Freistaat Frankfurt-) war 
deu Republiken mit kollegialer Spitze zuzurechnen, wenn in 
ihm der Senat odei- Rat nur beant t rngter Exekutor des Rechts 
der Gesamtheit war und nacli dem Verfassungsentwürfe von 
1848 ein aus sieben Mitgliedern bestehender Regierungsrat 
die ausführende Behörde sein S(dlte. Eine weitere Einteilung 
nach den Kollegien, wie sie in Frankreich und der Schweiz au 
der Spitze dieser Republiken gestanden haben und in den Kan- 
tonen noch mit verschiedenen Bezeichnungen existieren, ist 
unnötig*). Es ist noch zu erwähnen, dass die Geschichte ab- 
solute Demokratien und Aristokratien gekannt hat Die heutigen 
Bepubliken dagegen sind, wie gesagt, sämtlich konstitutionell 

5. Die bisherigen zur Feststeliuag des Begriffes der 
Republik führenden Untersuchungen mussten sieb notwendiger- 
weise auf breiterer allgemein-staatsrechtlicher Grundlage aiif- 
banen, da in der allgemeinen Staatslehre eine Übereinstimmung 
über die Begriffsmerkmale dieser Staatsforni und ihre Ab- 
grenzung von anderen Siaatsformen nicht besteht. Unter- 
scheidnngsmerkniale wie Erblichkeit und Wahl, die bei einer 
Betrachtung ausschliesslich der heutigen Republiken nahe 



Die aüeäcbicbte tler Fi aukfurter Zeitaug* S. 792 spricht davou, daas 
der Name Bonhuigen snr tjpiecben Beoenntmg des polititchea Systems der 
plebiBsitäreD Bepublik geworden ed. 

«) Zachariau, Iteutsches Staats- und Bundesrecht 3. Aufl. Bd 1 S. 704. 

*; erwähnt in der ^(Jescliichte der Frankfurter Zeitung" S (i; er sacht 
die demokratisilio AnfTassung ilor Republik •irnixl-'iitzlich festzulegen. 

•) Schvaroz, Elemente der Pulitik ( ÜUilaiiest, Wien, Leipzitf I880j, 
teilt den Freistaat ein in die luouarchisch-zugespit/te, Ausschuss-, Konvent- 
und nnmittelbare Volkstagsrepablik; Unterarten der ersteren rind nach ihm 
unter anderen die erbmonarchisch sngespitcte Republik nnd die Wablnmiarehiel 

*) Combes de Lestrade, Droit politiqne contemporain S. 70, 71: 
,Le gouvernement «lirect — i'identification entre gonvernant« et «rfinvor- 
n('S — n'oxisto plu.s daus amuno des nations iIiiuik'i's d'uu droit politiiiue. 
Aucune d'elles u'est dans les conditions oü la tutaiitc de ses lucmbrcs deli- 
b^raient sur les iut^rets de T^tat". 
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liegen'), kuiiiiiien schon deblialb zur Kennzeichnung der recht- 
lichen Stellung des Staatshauptes nicht in Betracht, weil es 
sowohl Wahlmonarchen (z. B. die deutschen Kaiser des Mittel- 
alters und die Päpste als souveräne Beherrsclier des ehemaligen 
Kirchenstaates) als auch erbliche republikanische Staatshäupter 
(z. B. den Erbstatthalter der Niederlande) gegeben hat. Ebenso 
• wie Wahl und Erblichkeit sind Verantwortlichkeit und Un Ver- 
antwortlichkeit zwar regelmässig heute Kennzeichen der Re- 
publik bzw. Monarchie, sie sind sozusagen Reflexe des l'nter- 
scheidungsgrundes, sie sind dieser aber nicht selbst. Dass die 
Meinung Siey es" -), eine RepiiMik ]ä*,^e vor, wenn ein ernannler 
Vollziehunjj;si at nacii der Meiiriieit beratschlagend an der Spitze 
der Staaisniaschine oder der vollzieliencicn Gewalt stehe, da- 
gegen eine Monarchie, wenn ein die unverrückbare Einli»-it der 
Regierung darstellendes Individuum im Namen des Volkes un- 
verantwortlich eini'^^e Anitsverrichtuugen ausübe, nicht mehr 
dem heutigen Stande der Wissenschaft entspricht, bedarf keiner 
weiteren Ausführung; sie ist aber interessant dafi\r, dass in 
Frankreich es in der ersten Zeit der Republik selbstverständ- 
lich erschien, eine Personenmehrheit au die Spitze der Exe- 
kutive zu stellen. 

Mit dem hier aufgezeigten Unterschiede zwischen Monarchie 
und Republik erledigt sich die Ansicht derjenigen Schriftsteller, 
die behaupten, ein rechtlicher Unterschied zwischen monar- 
chischem und republikanischen Staatsoberhaupte bestehe 
nicht, höchstens sei der Grad ihrer Befujrnisse verseliieden. 
Wie ein Vergleich der Verfassungsgesetze dei Republiken, ins- 
besondere der drei Typen, zeigt, besteht schon unter ihnen eine 
grosse Mannigfaltigkeit in bezug auf den Umfang der Macht 
des Staatbhauptes. Stellt man ihnen ausserdem monarchische 
Verfassungen gegenüber, so zeigt sich unschwer, da.^s nicht all- 
gemein gesagt werden kann, das Staat^liaupt der einen Staats- 

*) Vgl. aucb Burnhak, Preuäsidcbeä äuatsrecht 13d. 1 S. G4: „Je oach- 
d«n dM mit der Bidnitive betnnte Staatsorgan «rbUch oder periodiseh be- 
•teilt wird, Ist der Staat der YollKeMnrerftnitftt parlaroentarieclie Mooarchie 

oder Republik \ 

Poliiiscbe Schriften, vollstSndig gesammelt Ton dem deutscben Über- 
seUter, 17%, Bü. 2 2lb, 
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form habe mehr bzw. weniger Macht als das der andern Staats- 
form. Der repablikanische President kann ein materielles 
Sanktionsrecht haben; er kann sogar die gesamte Staats- 
gewalt ansfiben einschliesslich der Oesetagebnng, nnd der EOnig 
kann praktisch der Saoktions- nnd Vetorechte entkleidet sein, 
denn der Trftger der Staatsgewalt, AktiTb&rgerschaft bzw. 
Monarch, braucht die Staatsgewalt nicht aasza&ben, sondern 
kann sie in beliebigem Umfange — daher hat in diesem Staate 
der Monarch, in jenem der Präsident die grt^ssere tatsächliche 
Gewalt — der Aosftbang nach übeitragen. Die Rechtsstellung 
des monarchischen nnd des republikanischen Staatshauptes bleibt 
dennoch verschieden: entre la monarcbie et la röpublique il y 
a cependant plus qn'nne difförence de mots'). Das Volk kann 
auf verfassungsmässigem Wege dem Präsidenten seine Funk- 
tionen jeden Augenblick entziehen und sie beliebig abändern, 
dem Monarchen ohne seine Zustimmung aber nicht; denn 
dann erschiene nicht mehr der Monarch als Träger der Staats- 
gewalt, und aus der monarchischen würde eine republikanische 
Staatsform ^. 

III. Das Ergebnis dieser grundlegenden £!rOrternngen 
ist für unsere Aufgabe ein doppeltes. Zunächst ist die Auf- 
fassung des Staates als eines Organismus abgelehnt worden, da 
die Existenz einer organischen Verbandsperaon nicht zu be- 
weisen ist. Das republikanische Staat^haupt ist daher nicht 
als ein Organ im Sinne der organischen Theorie zu bezeichnen. 
Gebraucht man dagegen das Wort Organ in dem erwähnten 



*) Cftsimir-Pörier, Vonrort sn Bonpard, Le veto da prttideiit de 

la r^pablique et la sanction royale, Paris 1906, S. Till. 

*) Conibes «le Lcstraile, Droit politique contemiioraiii, hält zunächst 
eiue glatte Silieiiliing zwischeu Monarchie und Ke|)ublik lür unmöglich, da 
das Verfasäungsrecht, besouders das uiigeächriubenu, zu versihioden sei (S. 73); 
die viehtigite EinteUang maaste dch riebtea uadi dem grösseren oder ge- 
ringeren ümfang der den Delegierten des Volkes flbertragenen Rechte, und 
zwar übertragen «non pta seulement par des textes Berits, luais par l*eqirit, 
le g6nie de cettc nation^ (S. 85). Er kommt jedoch zu dem Schlüsse: ,en 
n<5gligcant les diftVronres de degrf*?«, rexaiiicii des coustitutions contemporaiues 
fait douc recounaitre qnatre tjpes: la mouarchic absulue, la monarcbie cou« 
stitntionoelle, le r<!>gime parlemenCaire, le rC'giine pr^sidcntiel*. 
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weiteren Sinne, so genflgt die Feststellung, dass das Staats- 
banpt Glied einer Personengemeinscbaft ist und für die Ge- 
samtheit mit Wirkung fQr diese bandelt, natllrlich nicbt, die 
Rechtsstellung genau und erschöpfend zu bestimmen. Nach 
Jellineks Terminologie') sind unmittelbare Organe solche, 
deren Organstellnng unmittelbar durch die Verfassung des Ver- 
bandes gegeben ist und die niemandem als dem Staate selbst 
unmittelbar verpflichtet sind; Organe, die die Fähigkeit, Organ- 
fnnktionen wahrzunehmen, von unmittelbaren Organen ableiten, 
heissen mittelbare, solche, die zu einem anderen Organe sich 
derart verhalten, dass sie dieses primäre Organ reprisentieren, 
sekund&re Oi^^ne. Wierde hiemach das i'epublikaniscbe Staats- 
oberhaupt etwa als ein unmittelbares, sekundäres, kreiertes 
Oi*gan bezeichnet werden, so teilt es die hierdurch von ihm 
ausgesagten Eigenschaften mit anderen Organen, kann also eben- 
sowenig eine genauere BegriffsbesUmmung entbehren, wie die 
oft sich findende allgemeine Bezeichnung als höchstes Staats- 
organ. Femer ist der Begriif des Staates und im besonderen 
der der Republik mit ihren verschiedenen Formen festgestellt 
worden. 

Innerhalb der Republik, der Staatsform, in der die Aktiv- 
bflrgerschaft Träger der Staatsgewalt ist, ist nun dem Staats- 
oberhaupte in der Reihe der Staatsorgane, d. i. der f&r die 
Oesamtperson mit rechtlicher Wirkuug handelnden Einzelper- 
sonen oder Personenmehrheiten, seine Stellung näher anzu- 
weisen. Dies soll in dem folgenden allgemeinen Teile geschehen, 
während ein weiterer, besonderer Abschnitt im einzelnen die 
Fnnktionen des so festgestellten Begriffes bringen wird. 



1) Dm SMht des moderneii StaatM, Bd. 1: Allgemeine Staatilehre 

S. &30flr. Jelliiiek selbst erklärt das repabUkaiÜMbe Stuttsbaupt flr den 
BepräsenUnten des Staates; darttber unten. 



Waith er, StaaUbaupt In Rapobltkwi 
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Erster Abschnitt 

Der Begriff dos repiiblikaiiiHclien Staiitsliauptes 
und seine {Stellung im allgemeinen. 

§ 4. Die Personen des Kechtsverbttltnlssos. 

I. Aus der Bezeichnung .Oberhaupt des Staates* wie auch 
ans dem Bestehen rechtlicher Beziehungen geht hervoi*, dass 
das republikanische Staatshaupt in einem Rechtsverhältnisse 
zum Staate steht. Ebenso sind alle Konstruktionen der recht- 
lichen Stellang des repnblikanischen Staatschefs — er wird 
0. a. als Organ, Herrscher, Beamter, Repräsentant, Mandatar, 
Delegatar des Volkes angesehen — durch die Bestimmnng dieses 
Bechtsverhältnisses gegeben. Unsere Aufgabe wird sich zn- 
nftchst auf eine Feststellung der Parteien des Rechtsyerh&lt- 
nisses so richten haben. 

IL Auf der einen Seite steht das Staatsoberhaupt, eine 
dem betreffenden republikanischen Staate angehörende Einiel- 
persönlichkeit. 

1. Der Titel ist heute meist der des Präsidenten (Presi- 
dent, President, presidente). Es gibt PiiUidenten der Bepublik 
in Frankreich') und in den meisten mittel- und sttdamerikani- 
sehen Freistaaten'), Präsidenten der Vereinigten Staaten (von 
Amerika *), Mexiko, Venezuela, Brasilien), den Präsidenten der 
Argentinischen Nation, den Bundespräsidenten der Schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft, Präsidenten des Regiemngsrates in 
den Kantonen Zärich, Bern, Basel Stadt und Landschaft, Schaff- 
hausen nnd Thui'gan, Präsidenten des Staatsrats (Gonseil d'Etat, 
Consiglio di Stato) in den Kantonen Freiburg, Waadt, Neuen- 
burg, Genf nnd Tessin, sowie einen Präsidenten des kleinen 



») E. B. Gegptz vom 25. Februar 1875 Art. 2. 

'1 7. R. .\it. ;>0 der Verfassung Chiles: ,Uii dadadano, con el Ütiilo de 
Presidente de la Republica de Chile'. 

Art. II Sect. 1 § 1 der Verfassung: ^Thc execiitive power sball be 
vested in a President of the United States of America". 
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Rates im Kanton Qranbfindan. Der alte Schweizer Titel 
Landammaon findet sieb in den Kantonen Scbiivyz, Unterwaiden 
ob und nid dem Wald, Zug, Glaras, Solothurn, Appenzell 
Ansser-Rbodeii und Aargaa. Appenzell Inner-Rlioden hat an 
seiner Spitze einen regierenden Landaniinann der Kanton 
Liizern einen Schultheiss. Die nonlamerikauischen Glied:>taaten 
liaben den (Tovernor beibehalten. Ebenso heisf^t auch in den 
Einzelstaaten der romanischen Bundesstaaten Amerikas der 
Staatschef Gobernador. Die Freien Städte des Deutschen 
Reichs haben den Bürgermeister als Vorsitzenden des Senats- 
koUegiunis, iin<l zwar wird dieser znm Uiiters(;liiede von einem 
zweiten Bürgermeister in Bremen Piiisident des Senates, und 
in Hamburg erster Bürgermeister genannt - 1. Die Verwaltung 
des Freistaates San Marino liegt in den Händen des grossen 
und des kleinen Rates und zweier Capitani reggenti. 

2. Die Verfassungen stellen mehr oder weniger bestimmte 
Erfordernisse für die Eigenschaft als Staatshaupt auf. Im 
allgemeinen wird nicht mehr als männliches neschlecht, ein 
gewisses Alter und Besitz der Staatshürgen echte verlangt. 

Das für die Wählbarkeit erforderliche Alter ist von der 
Verfassung der \'ereinigten Staaten auf 35 Jahre festgesetzt 
worden. Ihr schliessen sich die Grundgesetze von Kentucky 
und Missouri an. Alle anderen nordamerikanisclien Staaten 
verlangen HO Jahre, ausser Kalifornien, Minnesota und Nevada, 
die sich schon mit 25 Jahren begnügen , und Florida und 
Wisconsin, die allgemein aktive Wahlfähigkeit fordern. 30 Jahre 
sind auch vor^^^schrieben in Chile (Art. 51 der Verfassung) 
und Argentinien mit seineu Gliedern (nur in La Rioja sind es 

*) Auch der Kanton Tessin hatte vor der Verfassung vom 26. Juui 183Ü 
einen «Landamano Preaidente", wie aus dem Anfang und dem Schlais dieser 
Y^fiuning (SaamliiDg der Kantonsrerfaerangen 3. 791 ff.) hervorgeht. 

Als Qaellea sind hier wie auch oft weiterhin, wenn es sieh lediglich 

nm Verüusiuigsbestlmmungen handelt, die oben im § 2 erwähnten Ausgaben 
der Verfassungsurkunden <1or verschiedenen Repnbh'keii zu vergleichen. Die 
betreffenden Bestimmungen linden sich li iclit ; seiles matenae ist der mit 
£xekatiTgewalt, Vollziehungü- oder Verwuituug.sbehorde Ubcrschricbeue Ab- 
sdnitt, den gewtthnlich swei Hanptteile aber allgemeine staatsbürgerliche 
Beehte nnd die LegisIaUve Toransgefaen, nnd nach dem die richlerliehe Ge- 
walt behandelt winl. 

5* 
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25 Jahre) 0, sowie in den drai HanMst&dten^; Bern (Art. 13) 
and Schwys (Art 4ö) setien 25 Jahre fest, Genf 27 Jahre 
(Art 67). Die Qaaliflication des Bnndesprftsidenten der Eid- 
genossenschaft ergibt sieh ans seiner Eigenschaft als Mitglied 
des BnndesratSi und als solches mnss er nach den Artikeln 96, 
75 nnd 74 das 20. Alten^jahr zurückgelegt haben. Ähnlich ist 
das Alter des Staatshanptes durch seine Eigenschaft als stimm- 
fähiger Bürger in den meisten Kantonen auf 20, in Unter- 
waiden nid dem Wald anf nnr 18 Jahre festgelegt. Dem gegen- 
über fordert die meiste Ansahl von Jahren, nftmlich 40 Jahre, 
die Verfassung Haitis (Art 108). 

Ein weiteres Erfordernis ist die Eigenschaft als Staats- 
bürger. Die nordamerikanisehe Bondesverfassang spricht von 
einem eingeborenen Bürger, der 14 Jahre in den Vereinigten 
Staaten ansässig gewesen sei. Entsprechend verlangen auch 
die nordamerikanischen Gliedstaaten die Eigenschaften eines 
Wahlmannes (qualified elector), den Besitz des Bürgerrechtes 
der Vereinigten Staaten, zuweilen einen mehrjährigen Aufent- 
halt in der Union (z. B. Florida 10, Delaware 12, Georgia 15, 
Mississippi 20 .Talire) und regelmibMg iiiehrjülirige Ansiissigkeit 
in dem betretYendeu .Staate (meist 5 bis 7 Jahre, in Minne.sota 
nur ein Jahr); in Maryland muss der Gewählte auch drei Jahre 
in seinem Wahldistrikte ansässig gewesen sein. In den Pro- 
vinzen Argentiniens wird ebenfalls Gebürtigkeit als .Argen- 
tinier, mehrjähriges Domizil in der Provinz, und ausserdem 
ein gewisses Einkommen oder entsprechender Grundbesitz 
vorausgesetzt. Andere Republiken Amerikas bestimmen, dass 
das Staatshaupt Mitglied einer der parlamentarischen Körper- 
schaften gewesen oder als solrlies wählbar sein müsse, des 
Senats iz. B. Argentinien All. 70 und Kolnmbien Alt. 115) oder 
der Depuliertenkammer (z. B. Chile Art. 51): dies ist bedingt 
ausser durch den Besitz der Staatsbürgerrechte noch durch den 



*) Carranza, Constitucioo nacioual y coiLstitncionesprovinciales vigentcs, 
gibt S. XXI bis XXIV eiue übersichtliche Zusamuieüstelluug der in deu Ar- 
gentiiiiBGhtii ProTinsen fflr die QoaltilkAtioii als Slaataoberliaiipt beitehend«ii 
VerfumDgabttitiiiiniiiiigoii. 

-I von Melle, Hamlnirgisches Staatsrecht 8. 56; Verfawniig Bremern 
% 23; \'erfassung Lübecks Art. 6. 
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Nachweis eines MiiKiesteinkommeiis (in Argentinien 2000, in 
Chile (Art. 19) 500 Pesos). In Haiti (Art. 103) muss der 
Präsident Grundbesitzer sein. In lier Scliweiz, der Eidgenossen- 
schaft und den Kantonen, muss, wie gesagt, das Staatshaiipt 
die F^ifrt'uschaft eines stininibereclitigten Aktivbiirgers liaben und 
als sülrlipr ausser dem erwäluiten Alter auch das Schweizer Bürger- 
recht besitzen; die Verfassungen zälilen die Fälle auf, in denen 
das Bürgerrecht verloren geht. Die Bürgermeister der Hanse- 
städte werden aus der Reihe der Senatoren gewählt. Die 
passive Wahlfähigkeit ist daher ebenfalls indirekt bestimmt 
durch die Wählbarkeit zur Bürgerschaft, durch den Besitz des 
Staatsbürgerrechts, durch mehrjährigen Aufenthalt in der be- 
treffenden Stadt (drei Jahre in Hamburg) und durch den Voll- 
besitz der bürgerlichen Ehrenrechte: auch darf der zu Wähleude 
nicht entmündigt sein oder sich im Konkurse befinden. 

Ausser diesen allgemeinen Erfordernissen, ein gewisses 
Alter und die Eigenschaft als Staatsbürger, in manchen Re- 
publiken durch Ansässigkeit und Wahlfähigkeit zum Parlamente 
qualifiziert, enthalten die Verfassungen z. T. noch andere beson- 
dere Voraussetzungen. 

Dass das Staatshaupt weltlichen Standes sei, fordern die 
Eidgenossenschaft (Art 75) und Genf (Art. 67). Der Governor 
von Massachusetts muss sich für einen Angebdrigen der christ- 
licben Religion erklären, der Governor von New Hampshire 
mnsste der protestantischen Konfession (jetzt aufgehoben), der 
Präsident Ton Argentinien muss der römisch-katbolischen Kirche 
angeboren. Die Verfassung von SQd-Karolina Art. III Sekt. 3 
schliesst Atbeisten aus: No person sball be eligible to tbe 
Office of governor wbo denies tbe existence of the Supreme 
Being. Der Begiemngsrat des Kantons Bern soll der beiden 
Landesspracben kundig sein (Art 83). FQr die Bttrgermeister 
der Freien St&dte ist Bechtsknndigkeit verlangt. Nahe Ver- 
wandte dfirfen nicbt su gleicber Zeit Senatoren sein (Hamburg 
Art. 8, Bremen § 28 Abs. 3 ff., Lfibeck Art 6 Abs. 2). Ebenso 
dürfen in anderen Kollegialrepubliken Verwandte nicht Mit- 
glieder desselben Rates sein, z. B. Schwyz § 47, Bern Art 12, 
Olams Art. 28 (Abänderung vom 1. Hai 1898). Sogar fttr 
den Nachfolger ist Verwandtschaft ein die Wählbarkeit aus- 
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schliessender Qrnnd (Brasilien Art. 47 § 4). Eine besondere, 
ans politiscben ErwSgnngen sieh ergebende Yerfassnngsbestim- 
mnng ist die, dass in Frankreicb Mitglieder der ebemals dort 
regierenden Familien der passiven Wahlfftbigkeit entb^ren 
(Gesets vom 25. Febmar 1875 Art. 8 Abs. 5) Weitere Be- 
dingungen stellen die Verfassungen, insbesondere auch die fran- 
zösischen Grundgesetze, nicht auf, Nach republikanischem 
Staatsrechte kann also im besonderen jeder Staatsbeamte oder 
Nichtbeamte, sowie jedes Parlamentsmitglied zum Staatsober- 
haupte gewählt werden. Doch gilt der Grundsatz der Inkom- 
patibilität; der Gewählte kann nach seinem Amtsantritte nicht 
weiterhin sein bisheriges Amt fortführen oder Abgeordneter 
bleiben. Aucli darf er als Staatshaupt keinen anderen Beruf 
auisüben oder einen Erwerb betreiben (Art. 1 Sekt. 6 der Ver- 
fassung der Vereinigten Staaten, Illinois V 5, Indiana V 8, 
Nebraska V 2, Texa.«; IV 6, Art. 97 der eidf^enossi.schen Ver- 
fassung, Zürich Art. 39, Luzern Art. 65, üiarus Art. 49, Aar- 
gau Art. 37, Waadt Art. 54). 

Die Bestininiuiigen der Verfassungsurkunden werden jedoch 
nicht unerheblich durch unge sc Ii rieben es Recht ergänzt; 
teils werden fehlende, sich in anderen Verfassungen findende 
Erfordernis>^e ebenfalls vorausgesetzt, teils bildet sieh neues 
selbständiges Gewohnheitsreclit. Beispielsweise wird die Mit- 
gliedschaft des Sehweizer Bundesrates nicht schon in dem die 
Keclite eines Aktivbüi g-ei-s verleihenden .\lter erworben werden. 
In Hamburg iiat sich die Praxis gebildet, dass die Biirger- 
meisterwürde von den drei ältesten juristischen Mitgliedern des 
Senates je ein Jahr lang al)wecliselnd bekleidet wird '^j. Ferner 
scheint sich in Frankreich ein Gewohnheitsrecht — sofern man 
bei dem geringen Alter der jetzigen Verfassung und der verhältnis- 
mässig langen Amtsperiode des Präsidenten von einem solcheu 
sprechen kann — dabin zu bilden, dass das Staatshaupt dem 
Senate entnommen wird. Gerade das Beispiel Frankreichs zeigt, 
dass auch mit wenigen positivrechtlichen Bestimmungen über die 
Wahl des Staatsoberhauptes durch die staatsrechtliche Praxis 

^) über die Rechtslage der Ti üteuderiteu vgl. v. Martitz, lutenmtiuiiale 
Rechtshilfe in StnfiMben fid. I 1888 S. 14. 

') Seelig, Hamburgisches Staaturecht S. 82. 
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dasselbe ei*reiebt wii^d wie io Repabliken, dem Verfassangea 
sieb bemühen, durch eine enge Begrenzung der Zahl der passiv 
Wahlf&higen die Angen der Wähler auf den WIkrdigsten zu lenken. 

3. Die heutigen Verfassungen kennen nur noch eine Prä- 
sidentschaft auf eine beschränkte Zeit, nicht mehr auf 
Lebenszeit Eine möglichst kurze Dauer der Präsidentschaft 
ist bedingt durch die Besorgnis vor einer zu grossen Macht 
und durch eine drohende Usui*pation des Staatshauptes. Anderer- 
seits liat man sich auch der Erwäg-uiif; nicht verschlossen, dass 
die Staatsgewalt im Interesse ihrer Beständigkeit und energischen 
Durchsetzung nicht zu oft vun der in den Wahlen sich mani- 
festierenden Volksgunst abhängig gemacht und einer vielleicht 
andere Bahnen einschlagenden Politik des Nachfolgers über- 
antwortet werden darf. 

Die längste Dauer der Präsidentschaft ist sieben 
Jahre, in Frankreich (Gesetz vom 25. Februar 1875 Art. 2 
Abs. 2) und in Haiti (Art, 101 der Verfassung). Sechs Jahre 
lang sind im Amte die Oberhäupter von Mexiko, Kolumbien 
(Art 114) nnd Guatemala, fünf die von Chile und Alabama. 
Eine vierjährige Periode findet sich in den Vereinigten Staaten 
von Amerika^'), Louisiana, Tennessee, West- Virginia, Texas, 
Panama, Nicaragua, Argentinien, Costa Rica, Venezuela, Sal- 
vador, Brasilien, ßolivia, Ecuador, Peru, Paraguay, Uruguay 
und der Dominikanisehen Republik. In den Argentinischen 
Provinzen regiei t das Staatshaupt drei oder vier, in den Einzel- 
staaien von Brasilien drei bis fünf Jahre lang. Drei Jahre 
ist die Amts<lauer in Delaware, Minnesota, Xew Yersey, Penn- 
sylvania, zwei Jahre in Kalifornien, Florida, Jowa, Kentucky. 
Maine, Massachusetts, Missouri. Nevada, Ohio, Süd-Karolina 
nnd in Liberia. Auf nur ein JaUi* wird das Staatshaupt ge- 



*) Ib Mexiko und KolnmbieB ist die Amtsperiode der jetzt regienoden 
Ptäsidenteu uur fUr ihre Person auf Lebenszeit festgelegt worden. 

-') Bei der Beratung der Verfassung wurden zu der Amtsdauer Vor- 
schläge von sieben, elf und mehr Jahren geuiacht; auch ein Belassen des 
Präsideuten im Amte . during good behavior" stand in Frage, doch wurde 
dagegen geltend gemacht: ,it is only a Boftened name tat an eaobMfb foi 
tife; Iba wa eaqr atep will b« to lienditaiy nonawliy* (Banoroftt Bia- 
toiy of tbe fonnatkm of the coostitntion of the United Sutea Bd. 2. 8. 166^ 167). 
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wählt in Arkansas, ('(»lorailo. ( oimecticut , Georgia, Illinois, 
Indiana, Kansas. Maryland, Michigan, Mississippi, Nebraska, 
New Hampshire, New \nvk, Nord-Karolina, Oregon, Rhode Is- 
land, Virginia, West-Virginia und Wisconsin. In den Repu- 
bliken mit kollegialer Spitze i.st die Amtszeit des Vorsitzenden 
des Koilegiams verhältnismässig sehr kars bemessen. Sie be- 
trägt meist ein Jahr, wie in der Eidgenossenschaft, den Kan- 
tonen, Hambarg und Bremen; in Lttbeck zwei Jahre. In 
San Marino werden die capitani reggenti anf je ein halbes 
Jahr gewählt^). 

4. Über die Wiederw&hlbarkeit eines Staatshanptes 
nach Ablanf seiner Amtszeit finden sich verschiedene An- 
schaaungen in den Verfassangen vertreten. Je nachdem die er- 
wähnten fftr eine lange oder kurze Dauer der Präsidentschaft 
sprechenden Gründe hier fttr massgebend erachtet sind*). Es 
ist dem Staatsoberhanpte nur in den Staaten Delaware und 
Missouri die Aussicht genommen, eine längere Zeit als die ver- 
fassungsmässige Anzahl von Jahren an der Spitze des Staates 
zu stehen; hier ist ausdrücklich eine zweite Wahl fftr unzu- 
lässig erklärt Meist besteht nur eine Bestimmung, nach der 
eine unbegrenzt häufige Wiederwahl ausgeschlossen ist Es 
ist deshalb die Wiederwahl unmittelbar nach Ablauf einer 
Amtsperiode untersagt: Kentucky Art. 3 Sekt. 3, Louisiana 
Art. 50, Pennsylvania Art. 4 Sekt. 3, Virginia Art. 4 Sekt. 1, 
West -Virginia Art. 7 Sekt. 4, Schweizer Bundesverfassung 
Art. 98 Abs. 2, Bern Art. 35, Liizei ii Art. 09, Freiburg Art. 5L 
Solothuni Art. 33, 28 (ausgenommen, wenn das Staatsbaupt iu 



') Nach der Verfassuug des Kautons Tessin vou 1830 (Sammlttng der 
KftntoiiBTerfaasiuigeii S. 798) wechselte die PrSddentedMft sogar alle Monete: 
La Pve&ideBtt gb« di loro per turno di mese in meee (Art 23 g 15). 

>) ▼. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, Tübingen 1860, Bd. 1 
S. 568, tadelt dta Verbot der Wiederwahl; vgl auch S. 490 mr frage der 
Amtedauer. 

') Delaware Art III Sekt. 8: „. . . aod sliall nut be eligiblc a secoud 
time to Said office". Missouri Art. V Sekt. 2: , . . . and the guvemor and 
State treararer iball be ineligible to reSlectIon ae tbeir own snoceason". 
Versteht man jedoch, wie es im Vergleich mit den anderen Verfassungen der 
Gliedstaaten wohl berechtigt ist, nnter .^ucccssors nnr unmittelhate Nachfolger, 
80 wftre in Missouri eine spätere Wiederwahl mOglioh. 
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der Zwischenzeit einer Amtsdauer gew&blt worden war), Aai'- 
gau Art. 38, Thnrgan § 37 , Unterwaiden ob (Art. 35) nnd nid 
(Art 38 ,in der Regel") dem Wald, Waadt Art. 57, Neaen- 
barg Art. 44 (nicht wiederwählbar w&hrend derselben Legis- 
lator), Genf Art. 78 nnd Granbfinden Art. 25, Appeuzell Ausser* 
Rhoden Art. 27 (Landammann nicht mehr als drei Jahre hinter- 
einander). Femer sind nicht sofort wiederwählbar die Bürger- 
meister in Lübeck (Art. 14 Abs. 4) nnd Bremen (§ 3 Abs. 4). 
Nach der Verfassung Hamburgs (Art. 17 Abs. 2) darf kein 
Bürgermeister länger als zwei Jahre nacheinander fungieren; 
er dürfte also zweimal liintereinander den Vorsitz bekleiden, 
wenn sich nicht bereits ein den Wechsel begünstigendes Ge- 
wohnheitsrecht gebildet hätte. Etwas weitergehend ist der 
vun Oregon (Art. 5 Sekt. 1) und Tennessee (Art. 3 Sekt. 4) 
vorgezogene Modus, nach dem der Governor, dessen Amts- 
zeit vier bzw. zwei Jahre beträgt, nicht mehr als acht 
bzw. sechs Jahre in einer Periode von zwölf bzw. acht 
Jahren im Amte sein darf. Mangels besonderer — Vereinigte 
Staaten von Amerika und Mexiko^) — oder kraft ausdrück- 
licher Bestimmungen — Frankreich (Oesetz vom 25. Febrn;ir 
1875 Art. 2 Abs. 2)^) und Tessin (Art. 15 Abs. 2) ~ ist in den 
übrigen Republiken eine Wiederwahl und damit eine even- 
tuell lebenslängliche Amtszeit möglich. Doch ist auch hier zu 
bemerken, dass staatsrechtliche Praxis und Gewohnheitsrecht 
modifizierend wirken. So ist es in den Vereinigten Staaten 
nach Washingtons Beispiel üblich geworden, die zweite Wieder- 
wahl (dritte Wahl) abzulehnen^). In Frankreich wird bei der 
langen Amtsperiode von sieben Jahren nnr selten ein Präsident 
wiedergewählt werden. 

*) Oesetz vom Dezember ^Ilcrvieu, Les miuistres, leur rüle et 
leors attribntioDB dMU les dUftreat« Etats orgsnis6s, Paris 1893, S. 68). 

*) Nach der VerfassoDg yom 4. NoTembw 1848 war der auf vier Jahre 
g^wiUte Prisident nicht wiederwählbar. Die Folge war der Staatsstreich 

Tom 2. Dezember 1861, uachdem Priuz Ludwig Napoleon Bonaparte eine Re- 
vision der Verfii.'ssiing, die ihm eine Wiederwahl ermöglich hätte, nicht hatte 
•hin iHctzcn k'iniien Lebon, l>as Staatsrecht der französischen Republik| iu 
Mari^uardsens Handbuch des üfl. Kechts, Freiburg lUtiö, S. 16). 

*) Hervieii, lies ministice S. 68; Westerkamp, Staatenbund nnd 
BoDdesstaat S. 240 Anm. 18. 
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III. Dem Staatsoberhaupte gegeoftber steht der 
Staat. Hftafig findet sich die Bezeichnnng als Republik dem 
Titel des Staates hinzngesetat, 2. B. in Frankreich und in Sfid- 
amerika. Die Bandesstaaten nennen sich Vereinigte Staaten, 
und ihre Glieder heissen meist Staaten. In betrelF besonderer 
Bezeichnungen ist ausser anf die „Provinzen* Argentiniens 
noch darauf aufmerksam zu machen, dass die Kantone der 
Schweiz auch „Stand' genannt werden (daher die Bezeichnung 
„Ständerat*^ fQr die Gesamtvertretung der Kantone; sowie 
Standeskonimission, die Regierungsbehörde in Appenzell Inner- 
Rhoden). Die Benennungen als Eidgenossenschaft. Kanton. 
Freie und Hansestadt deult ii auf die eigenartigen Veihakiii{>t;e 
und die <;e.scliichtliche Eiitwickhing dieser Staatswesen hin. 

1. Wie oben in den grundlegenden Erörterungen aus- 
geführt ist, ergibt sich die Möglichkeit, dass der Staat als Ge- 
sanitlieit in ein Keclitsverliältnis zu einer ihm angehörenden 
Einzelperson treten kann, aus seiner Eigenschaft als reclitliche 
Einheit, als juristische Person. Es ist hier nur noch darauf 
einzugehen, wie und in weicher Gestalt er dem Staalshanpte 
gl lüibertritt. Das Staatsvolk in seiner Gesamtlieit ist 
hautUungsunfähig. \\ enu es lieisst, dass in den sugenauiiten 
Urdeniükratien, « iiiip:t'ii klt ineren Landkantonen der iSchweiz, 
das Vulk seli)st die Herrschaft ausiibe, so handelt doch nur 
die Gesamtheit der Stimmberechtigten, also der männlichen 
Staatsbürger, soweit sie ein bestimmtes Alter erreicht haben 
und nicht durch einen der verfassungsmiissiueii (Tiiinde vom 
Stimmrechte au.sgeschlossen sind Diese A k t i v b ii 1 g c i s e Ii af t 
handelt auch für die nicht das Stiunurecht ausübenden und da- 
durch staatliche Funktionen wahrnehmenden Staatsbürger, sie 
vertritt das ganze Volk, ist Organ. Bei der Schwerfälligkeit, 
mit der die Aktivbürgerschaft nur zu handeln imstande ist, ist 
ihr Wirkungskreis im heutigen Staatsrechte sehr eingeschränkt. 
Sie tritt meist nur nach längeren Zeitperioden in Tätigkeit, wenn 
sie sich selbst Organe schafft; ausserdem in anderen Fällen 
in den Urdeniokratien, neuerdings in der Schweiz in weiterem 

*) Vgl. V. Mühl, ötaatsrecht, \ ölkerrecht und Politik Bd. 1 S. 524, sa 
der Frage „wer dos Volk sei"; daselbst S. 488 and 555 die gegen die yer- 
scbiedenen Kreationaoigane iprechendeti Bedenken. 
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Umfange vermage der Initiative nnd des Referendam. So werden 
in den heutigen konstitotionellen Staaten Parlamente (Volks- 
Tertretuiigeu im engeren Sinne) gew&hlt, teils direkt durch 
die Aktivbttrger selbst, teils indit*ekt, indem die Aktivb&rger- 
Schaft Wahlmftnner w&hit, die dann die Mitglieder des Parla- 
mentes w&hlen. Aktivbftrgerschaft nnd Volksvertretang sind 
also zwei Organe des StaatsTolkes, entere ein prfanftres, letztere 
ein sekundäres Organ. 

Beide sind Repräsentanten des Staates, d. h. ihr Wille 
wird unmittelbar als Wille des Staates angesehen, so dass 
Repräsentant und repräsentierter Staat beide rechtlich als eine 
Person zu betrachten sind Die or|2:aMisi lie Theorie wendet 
auf die konstitutiuiielle Kti»! äsenlatiun den i^egiirV der un- 
mittelbaren und notwendigen Organstellung -| an. Duch ver- 
mag die Tatsache, dass das Volk nur durch bestellte Ver- 
treter handelt und nicht anders handeln kann, ebenso auch 
wie andere angefiihrte Grunde die Richtigkeit der organischen 
Lehre nicht zu beweisen. Wenn eine (physische oder juristische) 
Person handlungsunfähig ist, so bedarf sie zur Willensbildung 
anderer physischer Personen, sie braucht darum nicht selbst ein 
Oi'traiiisnHis zu sein. Es kann deshalb dahingestellt bleiben, 
oll es wenigstens histoj-isch oder theoretisch Staaten gibt, in 
dt iieii das Gesanitvolk selbst ohne Organe handelnd auftritt. 
Die konstitutionelle Repräsentation ist zunächst nur eine nach 
den Verhältnissen und dem Umfange der heuligen Staaten not- 
wendige und darum ständige staatsrechtliche organschaftliche 
Stell veitretung. Jedenfalls genügt vorläufig, wo es sich nur 
um die Eigenschaft von Aktivbürgerschaft und Parlament als 
Repräsentanten handelt, im unsere Zweeke diese Keststellung 
des Repräsentationsbegrities. Das Verhältnis des Volkes zu 
seinei' Repräsentation braucht weiter nicht rechtlich begründet 
zu werden. Die Existenz der beiden Repräsentanten ergibt 
sich aus der Verfassung des betreffenden Staates. Da sie 
teruer notwendige Staatsorgane sind, so werden sie uns auch 



*) Jellinak, Allgemeine Staatslehre S. 662. 
Über die nnmittelbare Orgenttellnng jedes Orgiws Tgl. Preass, 
Das städtische Amtsrecht in Prenssen 8. 67, 68. 
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Iiier begegnen, wo das republikanische Staatfloberhanpt in ein 
Verhältnis zum Staate tritt. 

Die Repräsentation des Staatsvolkcs steht dem Oberhanpte 
bei zwei, ihrem Charakter nacli verschiedenen Gelegenheiten 
gegenlkber, bei und nach der Begründung des Rechtsver- 
hältnisses. 

2. Bei der Begrdnduug des Rechtsverhältnisses lassen sich 
wiederam drai Kreationsorgane unterscheiden, indem zu der 
Aktivbfirgerschaft und dem Parlamente noch die Wahlmänner 
hinzutreten. 

Die Aktivbflr gerschaft zunächst wählt in Kantonen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft unter dem Namen Lands- 
gemeinde den Landammann sowohl wie das ganze an der Spitze 
des Staates stehende Kollegium, in Uri Art. 52, Unterwaiden 
ob dem Wald Art. 24, Unterwaiden nid dem Wald Art. 38, 
Glarus Art. 48, Appenzell Ansser-Rhoden Art. 27 und Appen- 
zell Inner- Rhoden Art. 20; die Landsgemeindc wird als die 
oberste, souveräne und gesetzgebende Behörde bezeichnet. Die 
Verfassung Delawares lässt ebenfalls die Staatsbiirger das 
Staatshaupt wählen: The goveiiiui sliall be choscn by tlie 
Citizens of the State (Art. 3 Sekt. 2) Eine direkte Waid 
durch das Volk findet ferner statt in Brasilien Art, 47, Peru, 
Salvador, Bolivia. Ecuador. Guatemala und Nicaragua. 

In den Verpiji igten Staaten von Amerika finden alle vier 
Jahre unter BeLcüif^nug des Volkes die W alileii iles Pi'äsideuleii 
und des Vizepiäsidenteii statt. Das Volk wählt selbst nur 
die Wahlmänner (electorsj. welche ihrerseits erst das Staats- 
haupt wählen. Diese Bestimmuncr ist natürlich aus der Er- 
wäguuf^ in die Verfassung aufgenummen worden, die Wahl des 
Staatshauptes nicht dem fiir jtülitiscli niclit reit eracliteten 
Volke y.n iihpila<<en. sondern mC besonderen Vertrauensmännern 
zu übertragen. Heute maclien allerdings die tatsächlichen 
Verhältnisse diese Absicht zunichte. Das Volk entscheidet sich 
schon bei der Wahl der Elekturen selbst für die Person des 
Präsidenten und gibt dein entsprechend den als Waklmänueru 



•) Bemerkenswert ist je<loch, dar^s nach der VerfassnnK Ton 1776 Art 7 
(Poore S. 274) der Präsident vom Parlament gewählt wurde. 
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Aafgestellten seine Stimme ; es ist bei der Wahl durcli Elek- 
toren möglich ond anch schon voi-gekommen, dass der Präsi- 
dent von der Minorität des Volkes gewählt wird^. In den 
Verfassungen der nordamerikanisclien Einzelstaaten findet sich 
ebenfalls (ausser in Delaware) durchgehends bestimmt: Tiie 
govenior shall Ite chosen by the electois ((|ualifieil clectors) of 
tlie State. Auch in Mexiko, Argentinien. Cliile und der Domi- 
nikanischen Republik wird indirekt gewählt •'). 

Die Absicht, die Wahl des Staatshauptes der gesamten 
Volksniasse zu entzielien, wird besser erreicht, wenn die Wahl 
einem Organe iibert ragen ist, das nicht nur zum Zwecke der 
Wahl des Staatshauptes bestellt wird. I)aher ist in vielen 
Republiken das Parlament, die Legislative, Kreationsorgan. 
In Frankreicii (Gesetz vuni 25. Februar 1875 Art. 2 Abs. 1) 
treten Senat und Deputierten kaiinner als assemblee nationale 
zusammen uiul wählen den Präsidenten; auch in Haiti (Art. 102) 
wird der Präsident durch die Nationalversammlung bestimmt. 
Ebenso können in der Eidgenossenschaft nur beide Ab- 
teilungen der Legislative, Nationalrat und Ständerat, zur 
Bundesversammlung vereint, den Bundespräsidenten benennen 
(Art. 98, 71). Sonst .»^teht in der Schweiz nur einer der reprä- 
sentierenden Kürperschaften die Wahl des obersten Landes- 
beanjten zu. Meist ist es der grosse Rat, wie in den Kantonen 
Bern Art. 35. Luzern Art. OD, Freiburg Art. 51 , Schatl'hausen 
Art. 62, Aargau Art. 38, Turgau Art. 37, Wallis Art. 34, Grau- 
bQnden Art. 25, Schwyz Art. 36, Zug Art 46. In den Kantonen 
Znricli Art. 38, Solothurn Art. 33, Waadt Art. 57, Neuenburg 
Art. 44 und Genf Art. 73, wo der Regierungsrat (Conseil d't^'tat) 
wählt, sowie in den deutschen Freien Städten (Hamburg Art. 17. 
Bremen § 30 Abs. 2, Lübeck Art. 14), in denen die Senate die 
Bürgermeister wählen, kreieren diese GxekuiivkoUegien das 
Oberhftopt ans ihrer Mitte. 

') Fisk, StnumrucliL uiul Einzelstaat in deu Vereiaigten Staaten vuu 
Nor^nerika 8.S1; Holst, Das Staatsrecht der Vereinigten Staaten toh 
Amerika (Marqnardsens Haodlracb), Freiburg 1885, S. 48; Br jee, The Ameri- 
can Commonwealth Bd. I S. 38. 

*j Cleve Und, Presidential problcras S. 12. 

^) ArKoiitiiiien .\rt. Hlff. ; Mexiko .\rt. 7('i; tiottiaisclier Hofkalendemebst 
d{plottiati.<ich-.statiäti.sclien) Jahrbucb für liK)7. 
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Die Kollegien selbst werden in den Kollegial republiken 
als Spitze des Staates gewählt entweder vom Volke (ZQrich 
Alt. 37, Tessin Art. 15) oder von der Legislative (wie von 
der eidgenössischen Bundesversammlung, Bern Art. 33). In den 
deutschen Fraistaaten werden die Mitglieder des Senates durch 
Znsammenwirken von Senat und Bürgerschaft bestimmt (Lfibeck 
Art. 7, Bremen 1 22, Hamburg Art. 9). Senat und Bürgerschaft 
sind in ihrer Gesamtheit der Aktivbflrgerschaft gleichzustellen; 
der Senat abt nicht etwa bei seiner Ergänzung eigene Rechte 
aus, sondern ist Bepr&sentant des Volkes, sowohl in gesetz- 
gebenden wie in verwaltenden (z. B. bei der Senatorenwabl) 
Funktionen 

3. Nach der Wahl scheint der Staat mit seinen Orgauen 
dem Oberhaupte gegenüber zunächst zurückzutreten. Die Bolle 
deijenigen Repräsentanten, die lediglich Kreationsorgane sind, 
ist beendet. Die Funktionen der Wahlmftnner hOi'on also natür- 
licherweise auf. Die Rechte und Pflichten des republikanischen 
Staatsoberhauptes sind bereits in der Verfassung niedergelegt, 
das Staatsvolk hat daher die Stellung seines Oberhauptes nicht 
mehr im einzelneu zu bestimmen, es wird sie auch nur selten 
abzuändern suchen. Die erwähnten Repräsentanten des Staats- 
volkes, Aktivbürgersehaft und Parlament — insbesondere das 
Parlament, die Volksvertietiinp' im engeren Sinne - , nehmen 
minmehr nur nocli Funktionen wahr, die zusammen herkönini- 
licherweise als die der Legislative bezeichnet werden, wenn sie 
aucli niclit nur gesetzgebende, sondern auch verwaltende und 
richterliche B^inktionen nn)lassen. Hiervon wird unten im Zu- 
sammenhange mit den anderen Staatsorganen und der Kompe- 
tenz des Staatsliauptes zu spreciien sein. 

Nach einigen Verfassungen hat die Lef^islative durch Ent- 
geßfennahni«' der Demission des Staatshauptes Auteil an der 
Losung dt s Kechtsverhiiltnisses. 

Akiivbiu gerschaft, Wahlmänner und Parlament (Legislative) 
repräsentieren den Staat in seinem Verhältnisse zum republi- 
kauischeu Staatsoberhaupte. 



*) Vgl. dagegen Jeilinek, Allgemeine Staatelehre S. 714 Anm. 2. 
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§ 5. Die Begründung: der Stellung dureh die Wahl. 

I. Um genauer den Begriff des repubiilianischen Staats- 
lianptes und sein Verhältnis zum Staate festzustellen, müssen 
wir nns zunächst vergegenwärtigen, wie das Staatsliaupt zn 
seiner Stellung gelangt, nnd welche rechtliche Folgen 
sich daran knftpfen. 

1. Die Legitimation als republikanisches Staatsoberhaupt 
wird erworben durch die auf Omnd der Verfassung Tor> 
genommene Wahl dureh eines der eben besprochenen Kre- 
ationsorgane. Es ist zwar möglich, dass ein Präsident dureh 
Gewalt in den Besitz der höchsten Staatsgewalt gelangt nnd 
in der Folgezeit die Funktionen nach Massgabe der Verfassung 
attsttbt, doch gibt es rechtlich nur die eine Möglichkeit, die 
Stellung eines republikanischen Staatschefs zn erlangen, die 
verfassungsmässige Wahl, Kein republikanisches Grundgesetz 
kennt heute Erblichkeit dieser Wärde. 

2. Der Wahlvorgau g wird meist in den Yerfassnngs- 
urknnden, teils aber auch in besonderen Wahlgesetzen dar- 
gestellt. Die Aufstellung der Präsidentschaftskandidaten hat 
nicht eine verfassungsmässige Regelung gefunden; sie bleibt 
den politischen Parteien überlassen^). Die Schweizer Bundes- 
nnd Kantons Verfassungen enthalten keine Bestimmnngen über 
das Wahlverfahren; es heisst: der Präsident wird f^:e wählt, 
der Regierungsrat wäldt den Landanimann. Nur Appenzell 
Ausser- Rhoden Art. 27 bemerkt, dass die Landsgcmeinde 
„auf freien Vorschlag" den Landammann erneimt. Es wird 
anzunehmen sein, dass die Wald, wie es bei der Natur der 
Kreationsorgane möglich ist, in einfachen Formen vor sich geht. 
Dasselbe gilt von der Wahl der lianseatisciien Bürgermeister, 
während für die Wahl der Senatsmitglieder genaue Vorschriften 
in den Verfassungen sich fiiulen. Auch das französische Grund- 
gesetz (vom 25. Februar 1875 Art. 2) fordert nur absolute 
Majorität für eine erfolgreiche Wahl. 



In der Verfassung des eheiiiaiigen Oraujefreistaates Art. 29 (Dareste, 
Constitotiona moderues Bd. 2 S. 559} findet sich angeordnet, dass der Volks- 
naä ein oder mebrere Penosen den stiminberechtigten Blirgeni sar Wahl 
▼oneUagen aolle. 
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Eingehendere Voi'scbriften sind dagegen notwendig, wenn, 
wie in den amerikanisclien Fi-eistaaten, an der Wahl des Staats- 
hanptea alle stimmberechtigten Bürger beteiligt sind. In den 
nordamerikanischen Republiken werden die Ergebnisse der Ab- 
stimmungen der Elektoren nach der Hauptstadt gesandt, wo 
der Sprecher des Repr&sentantenbauses sie in Gegenwart des 
Parlamentes öffnet und nach der ffir eine Person abgegebenen 
bochsten Stimmenzahl den Gewählten feststellt. Bei Stimmen- 
gleichlieit entscbeidet das Parlament, das in diesem Falle so- 
mit auch in Nordamerika zum Kreationsorgane wird. Es kommt 
aikh vor, Uass das Los oder das höhere Alter den Ausschlag 
gibt 

3. Durch die Waiil erlangt das Staatsoberhaupt den Um- 
fang der durch die Verfassung dei- bet reifenden Republik näher 
festgesetzten Reclite und PflichttMi. Unmittelbar geschieht dies 
in denjenigen Republiken, in denen bei einem Fortfalle des 
Präsidenten vor Abiaul der Amtsperiudu sofort eine Neuwahl 
stalUindet und einem Aufang der Amtszeit nichts weiter 
entgegensteht, wie z. B. in Frankreich. Sonst heginnen natlir- 
lich die Funktionen des neuen Präsidenten erst nach Abiaul 
der Amtsperiode seines Vorgängers. Flir den Wechsel des 
Staatsliauptes, den Anfang des „political year" (Massachusetts 
Amendment X) sind in manchen Verfassungen bestimmte Tage 
vorgeschrieben, z. B. der zweite Dienstag des Januar nach Be- 
endigung der Wahl in Colorado (Art. 4 Sekt. 1), der erste 
Mittwoch des Mai in Connecticut (Art. 4 Sekt. 1), der dritte 
Dienstag im Januar in Delaware (Art. 3 Sekt Hi, der zweite 
Montag des Janaar in Kansas (Art. 1 Sekt. 1). Ist in den 
Vereinigten Staaten von Amerika die Wahl nicht bis zum 
4. März beendet, so wird der Vizepräsident Staatshaupt*). In 
Hamburg fällt die Amtszeit des Vorsitzenden BQrgenneisters 
mit dem Kalenderjahr zusammen'). 



') Vereinigte Staaten von .\roerika Verf. Art. II Sekt. 1, Alabama V 4, 
Arkiin.siis \ l :\, California V 4, Georgia IV 2, New York IV 3, Brasilien 
Art. 47. Für Mexiko besteht ein be.sonderes Wahlgesetz (Dareste, Les con- 
stitutions modernes Bd. 2 S. 407, 478); Argoatinieu Art. 81 ff. 

*) Westerkamp, SUAteDlmud nnd BnndeatUet 8. 235. 

*) Seelig, HambnrgiscbeB Staatsrecht S. 82. 
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4. In verschiedeiuMi (Jruiulgesetzen wird die Leistung 
eines Eides verlangt, wenn der Gewählte seine Funktionen 
als JStaatsliauiit wahrzunehmen beginnt. Dies ist der Fall in 
den Vereinigten Staaten von Amerika (Art, 2 Sekt. 1 § 7), in 
denen der Eid lautet: I do solemuly swear for affirm) that I will 
faithfully execute the office of President of the United States, 
and will to tlie best of my ability, preserve, protect and de- 
fend the (Konstitution of the United States. Eine äbolicbe 
Eidesformel findet sich z. B. in den Verfassungen von Georgia 
Art. 4 Sekt. 5, Illinois Art. 5 Sekt. 25 und Minnesota Art. 5 
Sekt. 8; die Governors schwören, die Verfassung des Staates 
und die des Rundes beobachten za wollen. Femer ist der Eid 
vorgeschrieben in Mexiko (Art. 83), Argentinien (Art. SO), Bra- 
silien (Art. 44), Kolumbien (Art. 116), Haiti (Art. 106), Chile 
(Art. 71, wo der Präsident verspricht, die römisch-katholische 
Religion, die Unabhängigkeit und Integrität der Republik und 
die Verfassung schützen zn wollen). Der Eid wird gewöhnlich 
durch den Präsidenten einer der Kammern oder des obersten 
Gerichtshofes in Gegenwart des gesamten Parlamentes ab- 
genommen. In den Kollegialrepnbliken wird von den Staats- 
häuptern ausser dem Eide, den sie als Mitglieder des obersten 
BegiemngskoUeginms zu leisten haben, kein besonderer Eid 
yerlangt. Für die Freien Städte finden sich die Eidesformeln 
in den Grundgesetzen von Lübeck Art. 10, Bremen § 26 (und 
Gesetz den Senat betreffend § 18), Hamburg Art. 15. 

Dies Erfordernis bat jedoch fltr die Begründung der Stellung 
des Staatshauptes keine konstitutive Bedeutung. Der Eid soll 
einerseits, yor der Volksvertretung geleistet, dem Volke das Gefühl 
der Sicherheit, dass seine Bechte unangetastet bleiben werden, 
geben, andererseits in dem Staatshaupte selbst das Gefühl 
seiner Verantwortung und seiner Pflichten dem Volke g^n- 
über stärken Dass dem Eide in derart igen Fällen, dem Be- 

') Vgl. Story, Gommentaries on the consUtntion of the United States, 

4. Aufl., Bd. 2 S. 313. Mit der jetzt herrschenden Meinung betont ßornbak, 
Prenssischcs Staatsrecht , 1888, Btl. 1 S dass die Eidesloistung: dc3 

prenssischen König» rechtlich irleichgültig sei und nur eine ninralisciie Garantie 
für die gesetzmässige Kegioniag bilde. Übersicht un<l Kritik der An- 
sichten bei Schwarte, Verfawrangstirkiindo Ittr den preasB. StMt S. 166— 168. 

Waltber, äuaisiiauiit in Uopublikon C 
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amteueide, dem Eide des Müiiarchen auf die Verfassung, dein 
Huldiguiigseide, dem Treueide des Soldaten, keine besondere 
rechtsbegründende Wirkung mehr zukommt, entspriclit der An- 
schauung des lieutigen üffentliclien Rechtes, das Anfang, Rechte 
und Pflichten einer entspreclienden Stellung aus anderen Akten 
herleitet. Wenn z. B. die Verfassung der Vereinigten Staaten 
Art. 2 Sekt. 1 nur bestimmt: The person having the greatest 
nnniber of votes shall be the President, so ist mit Feststellung 
des Wahlei'i^^ebnisses die betrt'ftende Person ausreichend als 
Präsident und Staatsoberhaupt legitimiert. Ich halte daher 
auch nicht ^) die Leistung des Präsidentenoides fiir eine Vor- 
aussetzung für die Vornahme von Regiei iiiij;saktPii, su dass vor 
der Leistung vorgenommene Handlungen keine Regierungs- 
nkte wären und nicht vom Präsidenten verantwortet zu werden 
brauchten. Eine Eidesverweigerung verstösst jedoch gegen eine 
ausdrückliche Verfassungsvorschrift und stellt eine Verletzung 
der Pflicliten des Ciewiihlten und darum als Staatshaupt Anzn- 
sebeudon dar. Da die nordamerikanische Verfassung die zum 
Impeacbment führenden Staatsvergehen nicht einzeln aufführt, 
sondern nur umfassende Bezeichnungen kennt so wäre hier 
in. E. die Verweigerung des Präsidenteneides als Verfassnngs- 
verletzoog im Woge des Impea^-])inont verfolgbar. Wenn ein- 
mal das republikaniscbe Staatsoberhaupt verfassungsmässig 
gewählt ist, so ist es zur Wahrnehmung seiner Funktionen be- 
rechtigt und verpflichtet. £^ findet sich keine Handlmbd, ihn 
hiervon fernzuhalten, ebensowenig wie eine andere Verfassnngs- 
verletJEUDg ohne weiteres den Verlast des Amtes nach sich 
zieht. Das kOnnte nur angenommen werden, wie die Beispiele 
einzelner monarchischer Staaten zeigen, wo nach positiver Ver- 
fassungsvorschrift der Efinig vor der Eidesleistung keine Re- 
gierungsrechte ansftben darf). 

') wie Steinbacli fliie reolitliche Stellung (le:s ilentschen Kaiserei ver- 
gliclieii luii der de3 Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika, 
Leipzig 1U03, ä. 16, 26) meint; vgl. auch Bornhak a. a. 0. S. 184 Anm. 6 
gegen BOnne. 

') Vgl. allerdings über eine enge Intcri»retation der high crinies aud 
misdemeanors Ulrich, Die BestelluDg der Uerichie in den modernen Bepa- 

blikeu, Zürich 11« M, S. :iS. :W. 

*) Nach dem Vorbilde der belgischen Verfassung Art 79 aacti iu 



I 
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5. Die Rechtsstellung des Oberhauptes einer Republik 

gründet sich also nur auf die verfassungsmässige Wahl. Das 
Oberhaupt gelangt dadurch, dass die Wahl von Repräsentanten 
des Gesamtvolkes vorgenommen wird, dem Staate gegenüber 
in eine abhängige Lage, die sowohl politischer wie rechtlicher 
Natur ist. Die Beziehungen zwischen Staat und Oberhaupt 
bleiben auch nach ßegi üudung des Rechtsverhältnisses bestellen, 
doch erscheint seine Stellung weiterhin, da sie sich im einzelnen 
auf die Verfassung stützt, selbständiger und der eines kon- 
stitutionellen Monarchen ähnlich, so dass aucli das Staatshaupt 
iu der Republik als Herrscher angesehen worden ist. 

Wie jedocii die Reihe der vertretenen Ansichten zeigt, er- 
gibt sich weder aus der tatsächlichen Stellung innerhalb des 
Staatsganzen noch aus der Wahl unmittelbar und zwingend der 
Begriif des republikanischen Staatsoberhauptes. 

II. Ein Begrifft) ist „eine abstrakte Zusammenfassung 
einer Reihe konkreter Erscheinungen nach einem ihnen allen 
gemeinsamen Merkmale". Die Art und Weise, wie das Ver- 
hältnis zwischen den Eisclieinungen und dem Begiitfe zwecks 
dessen Feststellung hergestellt wird, kann bekanntlich eine 
doppelte sein. Man geht induktiv zu Werke, wenn man aus 
einer möglichst grossen Reihe gegebener Erscheinungen die 
diesen gemeinsamen Merkmale heraushebt und aus ihnen 
den Begriff zusammensetzt. Man verfährt deduktiv, wenn man 
einen bestimmten Begriff als feststehend annimmt und von ihm 
ausgehend, eine Reihe von Erscheinungen daraufln'n prüft, ob 
sie onter diesen Begriff fallen, also die im Begriffe schon stn- 
sammengefassteii Merkmale enthalten oder nicht. 

1. Bei einem induktiven Vorgehen m&ssten wir also aus 
den einzelnen Verfassungsbestimmungen Begriffsmerkmale her- 
aussuchen und zu dem Schlüsse zu kommen trachten: bei dem 
Vorhandensein dieser und jener Merkmale kann das repnbli- 
kanische Staatshaupt nur ein Herrscher, Beamter,: Mandatar- 

Sarhsen-Koburg-Gotha Staat3q:rundgesetz § 159 und iu Oldenburg Staatsgroud- 
gesetz Art. 197; nnklar Reusa ii. L. Verfassung 88 (Abdruck in Stocrks 
Handbuch d. deuuclteu Verfassungen). Vgl. im Übrigen Meyer, Lehrbuch 
d. dentsohMi Staatsnehto (6. Aufl.) § 91 Anm. 9 und 10. 

■) nach Roain, Sonreiiiiität, Staat, Gemeinde» Selbstverwaltnng S.d. 

6» 
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oder sonst ein anderer Begriff, auf den diese Merkmale passen, 
sein. Die Verfassnngsbestimmnn^en gewähren in dieser Hin- 
siebt nnn aber nur eine geriuge Ansbente. Sie begnügen sich 
— ein Gesetz soll ja aaeh kein Lehrbuch sein — meist damit, 
eine AnfzAhlung der Rechte und Pflichten des Staatshauptes 
zn geben, wie die Beamtenernennung, Bernfang der Kammern, 
Ansschreiben der Wahlen, Veröffentlichung der Gesetze, Ober- 
befehl Uber die bewallhete Macht, Begnadigungsrecht. Hier- 
aus wflrde sich ohne MIkhe der Schloss ziehen lassen, dass der 
Präsident bei einer herrschergleicben Stellung Monarch sein 
müsse, was jedoch den aus den bisherigen grundlegenden Er- 
örterungen ^^ewonnenen Ergebnissen widerspricht. Die Ver- 
fassung, iiiul, wie eben gezeitrt, auch die Begründung des Ver- 
liältnisses durch die Wahl und die tatsächliclie Stellung des 
Oberhauptes führen auf induktivem Wege nicht zu dem ge- 
suchten Begriffe hin. 

2. Wir weiden daher besser die deduktive Methode an- 
wenden, haben also den festzustellenden Begriff als gegeben 
anzunehmen und zu sehen, ob dessen Merkmalen die Rechts- 
stellung des StaaUhauptes entspricht. 

In der Verfassun«^ der Vereinigten Staaten von Amerika, 
die im zweiten Artikel die Exekutivgewalt des Präsidenten 
behandelt, heisst es bezüglich des Impeachments in der Sek- 
tion 4 dieses Artikels: The Presiilent, Vicepresident, and all 
civil otticers of the United States shall etc. Nach der Fassung 
des Textes wäre an und für sich der Präsident in einen Gegen- 
satz zu den Zivilbeamten gestellt, wie dies auch behauptet 
worden ist. Man nimmt jedoch wolil mit Recht an . dass dem 
Sinne nach zwischen all und civil officeis ein other einzu- 
schieben ist; es hiesse dann -tUi l'iiisident und alle andern 
Zivilbeamten" Das Wort Amt in Verbindung mit dem 
Präsidenten findet sich auch sonst in dieser Verfassung: Art. 2 
Sekt. 1 § 1 : Ue sball hold his office dnriug the term of four 
years . . . § 5: In case of the removal of the President from 

') So auch Rüttimano, Das iiordamerikauisclie Bandesstaatsrecbt T6)^ 
glicheii mit den polititchen BinrlchtiiBsai der Scbwvis, Zürieh 1867/72/78, 
S. 281, und $cblief| Die Verfasanng der OArdiunerikaiiiielieii ünion, in der 
ÜfaeneUnng der VerfusongsaTkiinde, S. 474. 
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Office ... Ol' inability to discharge the prowers and dnties of 
llie Said office ... § 8: Before lie entere on the execution of 
Iiis Office . . . und scliliesslicli in dei Eidesformel: ... I will 
faitfully execute the office of President of the United 
States. Auch die Grundgesetze der nordanierikanischen Glied- 
staaten sprechen in vielen ähnlichen Bestimmungen von dem 
Güvernor als officer und magistrate, z. H. Alabama Art. 5 
Sekt. 2: . . . shall he vested in a chief magistrate . . .; Louisiana 
Art. 49: Nu person shall be eligible tu the office of governor . . .; 
Ohio Art. 3 Sekt. 3: . . . the officers nanied in the foregoing sec- 
tion. Ferner die KoHegiali epubliken: Schweizer Bundesverfassung 
Art. 97; Die Mitglieder des Bundesrates dürfen keine andere 
Beanitung . .; Zürich Art. 39: Das Amt eines Mitgliedes des Re- 
gienin^srates . . .; Basel Landschaft § 67: Die Amtsdauer 
der Kegierungsräte . . .: Lübeck Art. 11: Die Mitglieder des 
Senates bekleiden ihr Amt lebenslänglich; Art. 14: Der Vor- 
sitzende des Senates . . . fllhrt walirend dieser Amtsführung 
den Titel Bi'irgermeister; Bremen § 30: Geht ein Bürgermeister 
während seiner Amtsführung ab . . . Dieser bekleidet alsdann 
das Amt . . .; Hamburg Art. 13: Mit dem Amte eines Senats- 
mitgliedes ist jedes andere öfi'entliche Amt . . . uavereiabar. 

IIL Wenu die republikanischen Verfassungen aach nicht 
ausführlich genug gehalten sind, um ans ihnen eindeutig den 
Begriff des Staatshanptes als eines Beamten zu bestimmen, so 
geben die angeführten Stellen immerhin einen Hinweis für die 
weitere Untersnchnng; es muss noch festgestellt werden, ob der 
Begriff des Oberhauptes der Bepnblik sich mit dem des Staats- 
beamten deckt, ob der Beamtenbegriff den positiven Yerfassungs- 
bestimmungen nnd der tatslicblichen Stellnng entspricht 

Ein Beamter ist eine Einzelperson, die zu einer Person 
oder Personenmehrheit in einem dauernden, auf beiden Seiten 
Rechte nnd Pflichten erzeugenden Abh&ngigkeitsverhaitnisse 
steht Der Beamtenbegriff ist also enger als der Begriff des 
Organs, da das BeamtenyerhMtnis durch gewisse vereinbarte 



*) Eine Reibe von Detiiiitionen des Beauileu tiudet sieb bei Mftller, 
Pkraniaclie JnatisrinnUtaug , 6. Aufl., Berlfai 1901, Bd. 1 S. 98, soMmmen- 
gNtellt. 
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oder gesetzliche Nonnen geregelt und von einer gewissen Dauer 
ist; die Organschsft erfordert diese beiden Eigenschaften nicht. 
Ein Staatsbeamter ist insbesondere eine Einzelperson, die 
2om Staate in einem dauernden AbhAngigkeitsyerhiltnisse stebt 
und staatliche Funktionen innerhalb eines abgegrenzten Wir- 
kungskreises wahrnimmt^). 

1. Ein Staatsbeamter gelangt zu seiner Stellung 
durch Ernennung oder durch Wahl. Die Ernennung setzt 
gewöhnlich eine einzige Peraon voraus, die — unter ümst&nden 
mit Zustimmung eines anderen Faktors wie des Senates in den 
Vereinigten Staaten von Amerika — ernennt, d. h. welche die 
Persönlichkeit« die sie in die betreffende Stellung bringen will, 
mit der Wirkung namhaft macht, dass diese Persönlichkeit un- 
mittelbar durch die Ernennung zu der Stellung bestimmt wird. 
Eine Personengemeinschalt, wie das Parlament oder die Aktiv- 
bflrgerschaft, dagegeo wfthlt, d. h. jedes Hitglied bezeichnet die 
zu kreierende Person, es findet eine Abstimmung statt, und ei-st 
nach deren Ergebnis bestimmt sich die kreierte Persönlichkeit. 
Ein anderer Unterschied zwischen Ernennung und Wahl lässt 
sich nicht aufweisen. Der Sprachgebrauch kenut allerdings 
auch ein Ernennen durch eine Personenniehrhcit, z. B. Art. 9t) 
der Schweizer Bundesverfassung: Die Mitglieder des Bundes- 
rates werden von der Bundes versauimUing . . . ernannt; sogar 
„nominal! dal pupolu ' iTessin Art. 15). Dies zeigt nur, wie 
wenig tief der Unterschied zwischen Ernennung und Wahl 
ist. Beide können als genauere Bezeichnungen für den all- 
gemeinen Ausdruck der Bestellung als Staatsbeamter ange- 
sehen werden. 

2. Was ist nun aber der die Rechtsstellung be- 
gründende Akt der Ernennung und Wahl, worin liegt das 
ausschlaggebende Moment? Die WillensäusseruDg des Staats- 
volkes oder des sonstigen ernennenden oder wählenden Faktors 
kann die Wirkung haben, entweder, dass nur sie allein das 
Beamteuverhältuis begründet, oder dass sie nur den Willen 

Über die Begriffe Staataamt und Staatebeamter vgl. Hflbler, Die 
Orgaaieatioii der Yerwaltung S. SIT.; Mayer, Theorie des fraasBelflebea Ver- 
waltmigerecbts, ätrassbnrg 1886, S. 27; Loening, Lehrbuch d. deatadten 
Verwaltiiognechts, 1884, § 2i. 
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dieses Faktors kuDdgibt, dem gegenüber der zam Beamten zu 
Bestelleilde seinerseits noch seinen Willen erklären moss. F&r 
jenes wfirden z. B. eine fiberreichte Bestalinngsnrknnde oder 
die Süsseren Formen bei der Ernennung eines Staatsbeamten 
durch das Staatshanpt sprechen; auf einen Verü'agssehlnss 
denten die einer Bestellung vorhergehenden Verhandinngen 
und die ansdrftcklich erklärte Annahme der Wahl hin. Die 
umfangreiche Literatur*) fiber die rechtliche Natnr des Be- 
amten- and Staatsdienstverhftltnisses, die allerdings meist 
die Verhältnisse in monarchischen, nicht republikanischen 
Staaten im Auge hat, schwankt dementsprechend zwischen der 
Annahme eines einseitigen Bestellungsaktes , eines Veiiraltungs- 
aktes, und eines zweiseitigen Vertrages, Dienstvertrages oder 
Offentlichrechtlichen Vertragt s. Ans der Beantwortung dieser 
Frage ergibt sich f&r unsere Aufgabe die Bestimmung dea 
Zeitpunktes, mit dem das Oberhaupt der Republik seine Stell aug 
erlangt, mit der erfolgten Wahl oder erst mit der Annahme 
des Amtes. 

Die Auffassung des Staatsbeamten als eines Privatbeauiten 
des absoluten Monarchen auf der Grundlage eines zwischen 
beiden bestehenden Dienstvertrages wird jetzt, da sie allgemein 
staatsrechtlichen Anscliauiiiigeii widerstreitet, niclit mein- ver- 
treten-). Von den erwähnenswerten Theorien-'), die zum Teil 
schon der Geschichte angehüreu, sei zunächst angeführt die 

Siehe die Bibliographie bei M6sard, Theorie jnridique de lafonetioD 

publique, Paris 1901, S. 7ff. Vgl. auch Frbr. t. Stengel in fleinem Wörter- 
buch des (Icutacheu Verwaltung« rechts II 701 fg. 

*) I reu.ss, Das städtische Aintsrecht in Pnussen S. 22: „Im absoluten 
Staate ist ein rein privatrechtlicher Vertrag zwischen der Individualperson 
des Hern imd des Dienen die Omndlage dei RechtiverlilltnineB, mag man 
diesen Vortrag als preearinm, als loeatio condnetio operamin oder soostirie 
lKnl8tnlieren^ 

*) Vgl. hierzu Rehni, Die rechtliche Natur des Staatsdienstes nach 
dentscheni Staatsrecht, in den Annalen des Deutschen Reiches, 1884, S. 5B5, 
188Ö, S. 65ff. ; Preus.s, Das städtische Aintsrecht in Preasseu S. 17 iF.; 
Mayer, Zar Lehre vom üffeutlichrecbtlichen Vertrage, im Archiv f. öff. Recht, 
1883, Bd.S 8.86ff. ; Labend, Das Staatareeht des Dentschen Beiehes, 4. Anfl., 
Bd. 1 8.406, 406, 412 ff.; Dngnit, L'^tat, les gonvemanu et les agents 
S. 393 ff ; L a b a Ods Kritik in Dugni t, L'fiut, im Archiv f. Sff. Recht, 1908, 
Bd. 18 8. 9iS. 
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von Seafi'ei t vei-tiettjue Lehre, nach der dadurch, dass der 
ErDannte seine Pflicht zur Übernahme anzuerkennen hat, eine 
Art Anstellungsvertrag zosUinde kommt; sodann die Lelire 
Gönners, der die Übernahme des Amtes für eine oflfentliche 
Pflicht erklftrt und deshalb die Anerkennung für entbehrlich 
bAlt, nar mit AosUndern wird nach ihm ein Vertrag geschlossen. 
Seydel and Laban d nehmen wiedemm die vollen Iferkmale 
des Yerti'agsbegriffes ffir das Staatsdienstverhftltnis in Ansprach. 
Laban d nimmt ein öffentliches Dienstverhältnis an. das er 
Jedoch von der Amtsfflhrnng selbst unterscheidet; Loening 
kommt zu dem Begriffe eines öffentlichrechtlichen Ver- 
trages*). Mayer fasst die Übernahme eines Amtes als die 
Übernahme eines Mandates auf, eine Ansicht, die schon 
in der älteren Literatur häufig vertreten sei. Er verwahrt 
sich gegen den dieser Theorie gemachten Vorwarf, dass sie 
ungerechtfertigt einen privatrechtlichen Begriff benutze; denn 
das BechtsinsÜtut des Mandates gehöre keineswegs aus- 
schliesslich dem Privatrechte an*). Den Anspruch auf Gehalt 
lässi Mayer nicht aus dem Mandatsverhältnisse, sondern als 
dessen Folge entstehen; diese Unterscheidung hat wohl nicht 
die ihr beigelegte Bedeutung. Sodann hat Mayer*) die An- 
stellung im Staatsdienste als das Hauptbeispiel des Verwaltungs- 
aktes auf Unterwerfung- untersucht. Für ein aus einseiti<rem 
Verwaltungsakt und Vertrag gemisclites Kechtsiusütut spricht 
sich Rehm*) aus. 

') Lebrbucli des deuLscheu Verwaltungsrechts, S. 119. 

*) Ähnlich tadelt Bernatzik, Die jurwtische Pcrsüiilit hkcit der Bc- 
hürden S. 10, durchaus berechtigt die falsche Systematik, uacii der dem ge- 
aanten Reehtsgebiete «igehVreBd« Materien nur im Privatreehte behuideU 
wordeiL Fleleehmann, Entflchädigong der SffentlicheD Betriebeniiter- 
nehniungeu bei pulizciliiher ätrassensperning (Sonderabdrack ava Bgers Zeit* 
Schrift für Ei-senltalinnjcht, 1904 üo, S. 26) betont die .geraeinsarae WurzL-i 
der durch die Systematik gespaltenen Teile des Rechtslcbcns' und spricht 
von „üesichtspuukteu. die nur herkömmlich in dem reicher anj^^ebuuf en ZivH- 
recbtasy Sterne ihre Formulierung gefuudeu, dem Weseu uach aber allgemeine 
Bedeatnng haben*. 

*) DentBches Venrtftnngsrecht, Leipaig 1896/96, Bd. 1 8. 96, Bd. 2 
8. 196, 220, 221 (vgl auch anten 8. 96), 

«) Vgl. S. 87 Anm. 3. 
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3. Die Verfassungen bieten in bezug auf das republikaiiisclie 
Staatehaupt keinen Anhalt dafür, dass seine Stellung nur bei 
einer ausdrücklichen Annahme der Wahl begründet wird. 
Im Gegenteil bestinimt z. B. die Verfassong der Vereinigten 
Staaten Yon Amerika knraiveg: Tbe peraon havlng the greatest 
nnmber of votes eh all be the President. 

Der Staat erscheint nach innen hin den Staatsbflrgera 
gegen&ber grundsätzlich als mit ftbergeordneter Gewalt begabt. 
Er hat die Macht, die Einzelpersonen zur AusfÜhrang seines 
Willens zu berufen und kann im konkreten Falle den Ge- 
wählten zum Antritte seines Amtes zwingen. Die Grundlage 
dieser allgemeinen Staatsdienstpflicht oder, genauer gesagt, zu- 
nllcbst Dienstfibernabmepflicht, ist die Erkenntnis der Ver- 
pflichtung des einzelnen gegenüber der G^mtheit. So nimmt 
sie Prenss^) an als allgemeine Dienstpflicht der Gliedperson 
gegen&ber der Gesamtperson, als Steigerung des Status und 
Qualifizierung der Orgauperson, im Gegensatze zu dem von den 
älteren Theorien statuierten Prinzipe einer allgemeinen Staats- 
dienstpflicht, das „im Banne des absoluten Fürstenstaates zn der 
Unerträglichkeit einer Art von allgemeinem Zwangsgesindedienste 
der Untertanen" führen musste. Ei .spricht />\var weiterhin von 
einer naiven Ableitung der Existenz des ganzen Beamtentums 
aus der physischen Unzulängliclikeit des herrsclienden Indivi- 
duums und von dem „tiefsinnigen Grundgedanken, dass der 
Monarch leider nicht alle öffentlichen Geschäfte allein erledigen 
könne und sich deshalb die Beamten als Werkzeuge und Ge- 
hilfen zulegen müsse" '); doch ist gegen die organische Lehre 
zu sagen, dass aus der Eigenschaft als Organ noch nicht die 
Notwendigkeit der Existenz jedes Orj^ans folgt und dass der 
Bestellungsakt nicht unberücksichtigt bleiben darf. 

Es besteht also grundsätzlich eine Dienstübernahme- 
ptlicbt '). Der Staat kann jeden Staatsangeliiirir^en zwingen, 
ihm zugewiesene staatliche Funktionen wahrzunehmen. So- 
wenig es ein fiecht auf Organschaft gibt, sowenig gibt es 

<) StlddidiM Amtirecht, S. 46. 
8.56. 

*) Loening, Lelirbaefa des deutschen Verwaltuiig»rechtä S. 116 Anm. 8| 
liilt die Dienstttbenialunevflielit fttr den Beemtenbegfilf ittr nnerheblioh. 
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ein Beeilt, sich dem Staate gegenüber seiner Pflichtcu als Or- 
gan zu entziehen. Die Übertragung eines Amtes ist nur au 
einen einseitigen Akt der Staatsgewalt gebunden und grund- 
sätzlich nicht von einer Zustimmung des Grnannten abh&ngig. 
Etwas anderes ist es aber, ob der Staat von der ihm giuud- 
s&tzlich zustehenden Gewalt Gebrauch macht Wenn praktisch 
hei der Übernahme eines Amtes, besonders eines Bernfsamtes 
ein Zwang nicht angewendet wird, so liegt dies darin be- 
gründet , dass es zur AnsfUlung eines Bemfsamtea gewöhnlich 
besonderer Qnaliilkation bedarf und der Staat bei dem ge- 
nügend vorhandenen Angebot sich nicht veranlasst sieht, unter 
seinen Angehörigen Organe zur Wahrnehmung staatlicher Funk- 
tionen zu zwingen. Die Anstellung eines Berufsbeamten mag 
daher oft in den Formen eines Veitrages vor sich gehen. Es 
ist anzunehmen, dass der Staat, auch wo er nicht ausdrttckllch 
dies bestimmt hat, auf seine grundsätzlichen Bechte in dieser 
Beziehung verzichtet hat und dass er nicht verlangt, dass der 
Bestellte wider seinen Willen ein Amt antritt^). 

Das republikanische Staatshaupt gelangt somit zu seiner 
Stellung nur durch die Wahl als einziges ausreichendes Er- 
fordernis; eine Annahme der Wahl ist nicht notwendig. 
Daraus folgt, dass der Gewählte, wenn er stirbt, ehe er sein 
Amt angetreten oder seinen Willen, das Amt zu ftbernehmmi, 
kundgetan hat, oder auch ohne dass er den Amtseid geleistet 
hat, als Staatsoberhaupt oder als Mitglied des Reglemngs- 
kolleginms stirbt, so dass Ansprüche fllr die Hinterbliebenen 
bestehen können. Eine Erklärung der Annahme der Wahl hat 
nur insofern Bedeutung, als der Gewählte dadurch zu erkennen 
gibt, dass er von seinem Rechte, die Wahl abzulebneu, keinen 
Gebrauch machen will-). 

') Mayer, l'entaclies Verwaltungsrecht Bd 2 S. 220: ^der Verfassmign- 
Staat lässt iimiigela einer gesetzlichen (Grundlage einen solchen eiuseitigeu 
Eingriff in die Freiheit nicht zir ; Zachariae, Deutsches Staats* und Bunde«- 
recltt (9. Aafl.)' Bd. 2 8. 81 : . . die in Dentacbland warn poiitiven Rechts- 
satie gewordene Übenengmig, dets niemand snr Übernahme einet Stoete» 
•JDtes gezwnngen werden kann*. 

-•) Affolter, Staat und Recht, in den Annalen 1903 S. 128: Die An- 
nahme der Wahl ist kfine VprtrR<i:serklHrnng, sondern gehört lediglich sam 
Tatbestande der ludividualisation (der Bestimmung des Einselorgaas). 
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Dieses Ablebnnngsrecht ist zwar meist in den Yei"- 
fassuDgen nicht sasdrftcklich erwfthnt. Nor bezOglieh der 
Wabl zam Mitgliede des Senates bestimmen Lübeck Art. 9 
und Bremen § 24 Abs. 2, dass eine Vcipflichtuug zur Annahme 
der Wahl nicbt stattfindet und dass der Austritt aus dem 
Senate jederzeit freisteht. Diese Erlaubnis ist jedocli wohl 
nur wegen des iu den Hansestädten frliliei und zum Teil noch 
jetzt bestehenden Amtszwanges ausdrücklich vorgesehen. Das 
Ablelinungsrecht wird aber aucli in anderen Republiken als ein 
Satz des Konventionalrechtes nicht zu bestreiten sein. Dies 
wird um so mehr zutreffen, als der Zwang zum Amtsantritte 
in zwei Verfassungen ausdriicklich ausgesprochen ist. Die Ver- 
fassung Bremens (§ 30 Abs. 6) setzt bezüglich der Wahl des 
Bürgermeisters fest: „Eine Ablehnung der Wahl oder ein Aus- 
tritt vor beendigter Amtsführung kann nur mit Zustimmung 
des Senates geschehen**. Hamburg (Art. 9 am Ende) bestimmt: 
„Die Wahl zum Senatsmitgliede muss von dem Erwählten an- 
genommen werden. Die Weigerung zieht den Verlust des 
Bürgerrechtes sowie der öffentlichen Ämter und Ehreustelleu 
nach sich". Seelig \) ist der Meinung, dass dieser Amts- 
zwang sich nicht verteidigen lasse; von Melle ^) bemerkt, 
dass die Idee des Amtszwauges ersiclitlich eine Konsequenz 
dt r antiken Staatsauffassung sei; die betreffende Vorschrift er- 
innert an ähnliche Bestimmungen iu einzelnen antiken Repu- 
bliken; sie stamme aus alter Zeit. Es ist zwar wahr, dass 
die Bestimmung der Hamburger Verfassung unzeitgemäss und 
unbillig erscheint. Sie ist aber in erster Linie als eine Konse- 
quenz des grundsätzlich zwischen dem Staat und dem Staats- 
beamten bestehenden Rechtsverhältnisses ananisehen. 

I 6. iBbalt und reebtliehe Wirkungen des Staatsbeamten* 

TerhftltniBses. 

1. Das Verhältnis des republikanischen Staatsoberhauptes 
wie des Staatsbeamten überhaupt zum Staate ist durch die 
Verfassung und andere Gesetze rechtlich normiert Es ist also 



>) BanborgiMhei Staatoreeht S. 80. 
'} Das Haraborgbehe Staatmeht 8. 65. 
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ein BechUverbältDis und nun als StaatsbeamtenFerhttltnis oder 
Staatsdienst nach seinem Inhalt und rechtlichen Wirkungen su 
untersuchen. Bornhak^) betont zwar: „Das Wesen des 
Staatsdienstes lässt sich nicht ans allgemeinen Abstraktionen, 
sondern wie jedes andere Bechtstnstitnt nur aus dem jeweilig 
geltenden positiven Rechte entwickeln". Doch zeigt das Er- 
gebnis des voihergehenden Paragraphen bereits, dass eine 
Zut^ammenstelliiiig von Verfassungsbestimmungen nicht weit 
liilireu wüidu. Zu der wichtigen Frage, ob das gewählte Ober- 
liaiipt die Wahl aiiiadmien mnss oder nicht, würde sich z. Ii. 
nur feststellen lassen, dass in Bremen und Hanibui j^ die Wahl 
nicht abgelehnt werden kann, weitere Bestiinniuugen enlliält 
das geschriebene Verfassungsrecht nicht. Die Rechtsstellung 
des Slaatshauptes der Republik soll daher weiterhin auf der 
breiteren Grundlage des Staatsbeanitenvtrliältnissfcs untersucht 
werden; um jedoch dieses Rechtsinstitut zu erschöpfen, wird mau 
Erörterungen allgemeiner Natur neben einer gebührenden Be- 
rücksichtiguug des gesetzteu Rechtes doch wohl nicht eutbehreu 
können 

Ein Rechtsverhältnis kann sein ein Forderungsverhält- 
uis oder ein G e wa 1 1 verhäl tnis. 

Den Unterschied zwischen beiden bestimmt Relim^j dahin, 
dass bei den Forderungsrechten der Bereclitigte nur deslialb 
seine Macht gegenüber dem VerpHichteten geltend machen 
kann, weil dieser ihm aus eigenem Willen das Recht ein- 
geräumt hat, während bei den Gewaltrechten die rechtliche 
Willensmacht des Berechtigten nicht auch auf den Willen des 
Verpflichteten als ihre rechtliche Kraft zurückgeht, sondern 
ihren Grund nur in ihrer eigenen Kraft hat. Demnach ist die 
Willensäusserung der herrschenden Person der Befehl, die der 
gleichberechtigten die Forderung"). In bezug auf das For- 
derungsrecht führt Rehm*) weiter aus, dass es auch im öffent- 
lichen Rechte einen Vertrag gebe. Es sei nicht ohne weiteres 
der Vertrag nur dem privaten Rechte zuzuweisen. Das unter- 

•) Preusaisches Staatsrecht. Freiburg 1889, Bd. 2 S. 19. 
^ Annalen 1885 S. 151 ff. yim Auacbhiiise an Husia, Souveränität S. 91). 
') Vgl. anob Prems, Das stildtiscbe Amtareeht in Pwibimi S. 92, 89. 
«) a. ». 0. 8. 118 ir. 
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scheidende Kerkirial zwisebcii Vertrag and Verffigung sei die 
Möglichkeit oder Nichtmöglicbkeit einseitiger rechtlicher Bin- 
dung einer Person durch eine andere. Nach dieser Definition 
wäre das Staatsdienstverliältnis ein Vertrag, da fast durch- 
gängig in praxi und iiarli KonvL'ntioiialrecht niemand ge- 
zwungen wird, Staatsbeamter zu werden, so dass in der Tat 
regelmässig duorum consensus in idem placituui, das Merkmal 
des gleichberechtigten Vcrtragsverhältuisses vorliegt. Docii 
bestehen, wie gesagt, auch gegenteilige Verfassungsbestini- 
mungen; ausserdem wird, wie im vorigen Paragraphen fest- 
gestellt ist. die Ansicht, die Zustimmung des Gewälilteu liabe 
rechtliche Bedeutung, durch das (lesetz, besonders die Ver- 
fassung, nicht gestützt. B'erner ist gegen Reh ms Kriterium 
noch zu bemerken, dass Forderuugsrechte auch gegen den 
Willen des Verpflichteten entstehen können, z. B. aus uner- 
laubten Handlungen, und dass andererseits ein Gewaltver- 
hält iiis auch durch Vertrag begründet werden kann, z.B. durch 
Adoption. 

Ein besseres Merkmal für das Vorliegen eines Vertrags- 
verhältnisses gibt Preuss') an: es müsse stets die gedank- 
liche Möglichkeit gegeben sein, die Parteirollen der Kontra- 
henten zu vertauschen. Der Verkäufer kann Käufer, der 
Gläubiger Schuldner sein; eine Person kann sowohl die eine 
wie die andere Eigenschaft erwerben, und zwar geschieht das 
auch unr mit ihrem eigenen Willen. Doch greift dieses Unter- 
scbeidangsmerkmal z. B. bei der Ehe nicht durch. 

Es wird vorzuziehen sein nud auch genügen, unter Ver- 
siebt auf andere Unterscheidungsmerkmale nnr anf die Bezeicb- 
noDg der beiden Arten von Bechtsyerhältnissen zurückzugehen. 
Unter Gewalt ist ein in jeder Beziehung überlegener Wille zu 
verstehen, während die Forderung sich konkret nnr anf be- 
stimmte Oljekte richtet. Gewalt ist ein nnbeschränkter Kom- 
plex von Fordemngen. Ein Gewaltverbältnis liegt vor, wenn 
es sich nm Forderungen handelt, die nach Belieben des Berech- 
tigten anf Gntnd des Vorliegens eines solchen Verhältnisses 
innerhalb rechtlicher Schranken geltend gemacht werden, ein 



>) a. ■. 0. S. 88. 
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FordenmgSTerhUtnis liegt vor, wenn der Ansprach sich auf 
einen bestimmten Tntbestand stfltzt; ihrer Natnr nach ist den 
GewaltTerhftltnissen eine gewisse I&ngera Dauer begrilbwesent- 
lieh. Ans einer nnerlanbten Handlang entstehen z. B. For- 
derangen nur entsprechend dem deliktiscben Tatbestande nach 
Hassgabe des Gesetses; der Berechtigte kann nicht etwa, wenn 
anch in gewissen gesetslichen Schranken, eine Menge nnvorher- 
znsehender Ansprüche erheben. 

n. Es ist oben betont worden, dass der Staatsdienst 
grundsfttslich dnreh einen einseitigen Willensakt des Staates 
begrttndet wird; der Staat ist zugleich Partei im Rechtsver- 
h&ltnisse nnd Ulkter der Rechtsordnang, denn es besteht keine 
rechtliche Oewalt über der des Staates^). Wenn der Staat 
also seinen Organen gegenüber Forderungsveiliältnisse eingelit, 
so liegt darin auf seiner Seite ein Verzicht auf rechtliche von 
ihm erzwingbare Vorteile. Trotzdem ein Amtszvvaiig last 
durchgängig nicht mehr ausgeübt wird, ist doch die Eigeii- 
scliaft des Staatsbeamteuverhäitnisses als eines Gewaltverhält- 
iiisses festzuhalten, der Staat bat dem Beamten gegenüber die 
Kompetenz, das Verhältnis in seinen Kinzellieiten festzustellen 
oder abzuändern. Demgegenüber ist nicht darauf hinzuweisen, 
dass dem Staatsbeamten ein rechtlicher Anspruch gegen den 
Staat auf (i ehalt zusteht, da ein Obuudensein durch Rechts- 
schranken und die verfii.ssungsmiissig festgelegten Staatsbürger- 
rechte nicht dem Wesen des Gewaltverhältnisses widerstreiten. 
Einem ( iewaltverhältni-sse wie der elterlichen Gewalt sind noch 
viel engere Grenzen gezogen. Die einseitig veränderliche 
Kompetenz verleiht dem Staatsdienste grundsätzlich 
die Natur eines Gewaltverhältnisses. 

III. Mayer '^j behandelt die Anstellung im Staatsdienste 
als Hauptbeispiel des Verwaltungsaktes auf Unterwerfung. Er 
bemerkt, dass diese Akte sich in ihrem stofflichen Inhalte 



') ßornhak, Preussisches Staatsrecht Bil. 1 S. 2(>8: „wechselseitige 
Rechte sind nur mUglicli, wenn beide Faktoren derselben Rechtsordnung unter« 
mttm sind. Der Staat «la Quelle der Bechtsordnang steht ttb«r dem Bechto* ; 
auch Bd. 2 8.70; er hllt salyektiT« Rechte des IndiTiduunM gegen den Staat 
für h^^lllicb andenkbar. 

.') Lehrbnch dei deutschen VerwaltnngitechtB Bd. 1 S. 9S. 
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durchweg an das Iialtcn, was aucli ein zivilreclitlicljcr Vertrag 
an Verpflichtungen, Belastungen usw. auferlegen könne: ^ Des- 
halb führen sie die Bezeichnung Vertrag, obwohl sie ja keine 
Verträge im strengen Sinne des Wortes sind. Zum Unter- 
schiede von den echten Verträgen des Zivilrechts spricht man 
von einem öf feutlichrechtliclien Vertrag". Wie hieraus 
schon hervorgeht, ist diese Bezeichnung leicht irreführend. 
Der grundsätzliche Cliarakter als Gewaltverhältnis kann ver- 
kannt und ein solches Rechtsinstitut als ein Verhältnis des 
Staates zu einer sozusagen mit ihm auf gleichem rechtlichen 
Niveau betiudlicheii Partei aufgefasst werden, zumal wenn der 
Vertrag als ein dem zivilen und öffentlichen Rechte gemein- 
samer Begritt in Anspruch genommen wird. Preuss*) weist 
mit Recht darauf hin, dass schon aus der äusseren Form die 
streng einseitige Natur des Beamtenverhältnisses bei der Be- 
gründung sich ergebe; er bezeichnet es als „kein geringes 
Kunststück der Vertragstheorie'' , der Zustellung der An- 
stellangsurkunde oder Bestallung die Bedeutung eines Ver- 
tragsabschlusses beizulegen. 

Wenn die Auffassung des Staatsdienstverhältnisses als 
eines grundsätzlich einseitig begründeten Becbtsverhältnisses 
als die herrschende bezeichnet werden kann, so wird daneben 
noch die Ansicht vertreten, dass bezüglich des Gehaltes ein 
Vertrag vorliege. Rehm^) definieii;, nachdem er aus dem 
Zwecke des Staatsdienstes, der Führung von Staatsämtem, 
festgestellt hat, dass der Staatsdienst prim&r staatsrechtlicher 
Nator ist, den Staatsdienst als ein staatsrechtliches Gewaltver- 
h&ltnis mit einem staatsrechtlich-priTatrechtlieh gemischten 
Forderungsverhältnis als Annexnm. Das Kriterium dafür» ob 
ein RecbtsTerh&ltnis ein öffentlich-rechtliches oder privatrecht- 

') a. a. 0. S. i)tj; ferner auch 83: .Wie uiau mit der Vertragstheorie 
nnvermeidUcta auf eiue scbiefe Ebene bei der juristischcD Konstruktiun der 
OrgauverhftltiiiflM gttrftt, das seigt sieh deatlidi, indem Jelllaek (System 
der salilektinn «ffentlieheo Reehte S. 199, 2. Aafi. 8. 900) anieer dem StMts- 
dlmat oad der als sein Seitenstllck regelmttsiig angeführten Naturalisation 
als vertragsmiU-Mg begriliidete OrganverhUUiiisse noch aufführt: Jlitgüedschaft 
einer Kammer, Präsideatschaft einer Eepublik, EinseUung einer 
Dynastie". 

Auualen 188Ö. 
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liches ist, «eine praktische Handhabang znr BestimmiiDg der 
rechtlichen Natar eines Rechts*, findet Rehm darin, dass man 
sich jedesmal fragen m&sse, wessen Interesse unmittelbar nnd 
znnftchst durch das betreffende Recht gefördert werde. Da 
dnrch den Staatsdienst, der in erster Linie eine Pflicht des 
Beamten und ein Recht des Staates darstelle, hauptsächlich 
staatliche Interessen gefordert würden, sei das Verhältnis zn- 
nftchst ein öffentlichrechtliches. Da aber femer Ansprache 
des Beamten auf Gehalt, Ersatz von Auslagen, Titel, Ehren, 
Pension, zu seinem Interesse bestanden, so sei das öffientlich- 
rechtliche Verhältnis mit einem privatrechtlichen verbunden; so 
kommt Rehm auf das staatsiechtlich-privatrechtliche Annexum. 

Ich glaube nicht, dass man in solclier Weise ein ge- 
mischtes Rechtsveilialtiiis annehmen darf. Altgesehen davon, 
dass das Kiiteiium, „in wessen Intei»^<se zunächst das Recht 
begründet ist'', als ein lelaiivur Begiill nicht sehr viel Be- 
friedigendes hat — es müsste dann mindestens theoretisch 
Rechtsverhältnisse geben, die gleich miissig öffentlichen und 
privaten Interessen dienen und deren Natur dann schwierig 
zu bestimmen wäre — , sttlien die PHichten des Staatsbeamten, 
die sich aus dem Gewaltverhältnis ergeben, und seine Rechte 
auf Gehalt usw., die sich auf einen Vertrag stutzen oder 
privatreiht liclier Natur sein sollen, sich doch so gegenüber, 
dass die.^e .Ansprüche die (Teiienleistnng für jene Dienste dar- 
stellen. Das Staatsdienstverhältnis ist kein zusammengesetztes, 
sondern ein einheitl iclies Rechtsverhältnis, und da es in 
seiner Totalität zweifellos dem Staate zu dienen bestimmt ist 
und nicht, dem Beamten ein auskömmliches Gehalt zu ver- 
schaffen ~- das Gehalt ist zwar Gegenleistung, aber keine 
entsprechende genaue Kompensation — , so kann man es, auch 
nach Rehm, ein üf feutli clirechtliches Verhältnis nennen. 
Dass man sich diesem Rechtsinstitute gegenüber schliesslich 
doch entscheiden muss, ob es als öfFentlichrechtUches oder 
privatrechtliches gelten soll, scheint auch Rehm gefühlt zu 
haben, denn „im RecUtssysteme ist ihm sein Platz in der öffent- 
lichen ßeclitsordoung angewiesen" £s liegt kein Grnnd 



*) R. a. 0. S. 1!0; Tgl. auch Seydel, Grundznge einer aUgemeia«! 
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▼or, ein Priyatrechtsyerhftltnis deshalb anaEanehmen, weil die 
besonderen Vereinbarungen sich meist anf das Gehalt und fthn- 
liche dem Beamten znstehenden Rechte beziehen Denn eben- 
sogut können über andere Modalitäten der Stellung Verein- 
bai-ungen getroffen werden, indem z. B. das Entlassnngsrecht 
bescliränkt oder die Kompetenz erweitert wird. Im allgemeinen 
bleibt jedoch, da die Kechtsverhältnisse der Staatsbeamten 
lieute (lurcli objektives Recht in Husgedelinteni Masse geregelt 
sind, tili vt'i tragsmässige Vereinbariinf^en kein Ranni mehr*). 
Nur die beim Amtsantritte diiich ausdrückliciie Erklärung oder 
stillschweigend durch konkliulentc Handlung kenntlicli gemachte 
Zustimmung spricht zwar niclit für eine privatrechtliclie Ver- 
einbarung, einen Vertrag, aber für die vom Staate heutigen 
Anschauungen gemachten Konzessionen. 

Die meisten der sogenannten Reciite des Staatsbeamten 
auf Betätigung: im Rahmen seiner Kompetenz Wf^rden besser 
seine Funktionen genannt. Sie sind zugleich Ptlicliten: niclit 
nur z. B. das Recht des Präsidenten, die Wahlen auszu- 
schreiben, sondein auch das Vetorecht, das er. wenn er die 
Notwemligkeit, ein Gesetz zu unterdrücken, erkannt hat, pflicht- 
gemäss ausüben muss. Allerdings sind manche dieser Ptlichten 
nicht rechtlich zu verantworten, da ihre Wahrnehmung voll- 
kommen in das Ermessen des Präsidenten gestellt ist. ]\ta<^ 
ferner für andere Rechte, wie anf (iehalt, Titel, Einen, eiu ge- 
wisser verfassungsmässiger Anspruch begründet, sogar die Be- 
schreitung des Rechtsweges gegen den Staat zulässig sein, so 
liegt hierin von selten des Staates mehr die Anerkennung eines 
Rechtes darauf, dass alle Staatsangeiiörigen für bestimmte 
Leistungen gleichmässig entschädigt werden, als die Anerkennung 
eines grundsätzlichen Rechts gegen den Staat. Alle solche 
Momente, die auf ein Forderungsverhältnis bindeaten, genügen 
nicht, die Vertragsnatnr des Bechtsverhältnisses zn beweisen. 

J^taaLslehre, WCirzburg 187.S, S, 43, 52: „Es mag .sirli mit (hin öffentlichen 
allordiugd eiu iudividuellcs Interesse verkutipteu, alleiu diesem letztere ist 
nicht das Butaelieidende, es iit aar ein noddfliM des enteren"; ferner 
Knntie, Der Geiamtakt S. 66 (Festacbrift d. Leips. Jur. Fak. f. llUller, 1898). 

') so auch AnschOtz in HoltzendorfF-Koblers En^klopädie Bd. 8 S.580. 

') Vgl. Loening, Deutsches Verwaltnngsrecbt S. 120. 

Walther» Staatshaaiit In RepnblUMn 7 
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Es ist aiicli nach •»hjektivem Rechte der Staatsdienst ein 6e- 
waltvei'bältnis, obgleich lestzustellen ist, dass die Funktionen 
des Staates gegenüber dem Staatsbeamten dorch ge- 
scbriebenes wie ungeschriebenes Recht eingeschränkt 
sind. 

IV. Hiernach sind Inhalt nnd Wirkungen des Staats- 
beamtenverh&ltnisses im einzelnen zu besprechen. 

Zunächst die Pflichten, die sieb fttr den Staatsbeamten, 
insbesondere das republikanische Staatsoberhaupt, ergeben. In 
Betracht kommen nur solche, die rechtlich erfassbar, d. h. 
durch Rechtsnormen bestimmt nnd rechtlich erzwingbar sind. 
Die Gehorsamspflicht, die Rehm') als die Basis aller 
Pflichten des Staatsbeamten anführt, ist daher hierher nicht 
zu rechnen. Dem Staatsbeamten eine Gehorsamspflicht auf- 
zuerlegen, hat soviel Wert, als ihn zu verpflichten, sein Amt 
gut zu verwalten. Eine solche Pflicht wftrde zwar ohne 
weiteres dem hier vorliegenden Gewaltverbältnisse entsprechen, 
hat aber keine Erwähnung im objektiven Rechte gefunden, das 
der Staat auch fflr sich massgebend erachtet. Die Reihe der 
Pflichten ist rechtlich festgestellt und eine Pflichtverletzung 
liegt nur vor, wenn das Staat^banpt sich einer Verfassungs- 
verletzong oder eines sonstigen Vergehens, wegen dessen es 
angeklagt nnd verurteilt werden kann, schuldig macht. 

Ausser dem schon besprochenen Amtseide, den das 
Staatshaupt bei Antritt seines Amtes zu leisten hat, besteht 
nach verschiedenen Verfassungen die Residenzpflicht des 
Staatsoberhauptes. Art. 67 der Chilenischen Verfassung unter- 
sagt dem Pr&sidenten ausser Landes zu gehen. Nach Art. 84 
der Mexikanischen und Art. 86 Kr. 21 der Argentinischen Ver- 
fassung darf der Präsident sicli nicht aus der Hauptstadt ent- 
fernen, höchstens wenn ein wichtiger Grund vorliegt oder er die 
Erlaubnis des Parlamentes hat, ebenso in Brasilien Art. 45. In 
einigen nordamerikanischen Verfassungen tindet sich die Ab- 
wesenheit des Governor aufgeführt unter den Fällen, in denen 
eine Vertretung des Staatshauptes nötig wird. Nach Art. 5 
Sekt. 15 der Verfassung von Alabama uiiiiuit der Präsident des 



') Annalen 1886, S. dö. 
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Senates für den weggefallenen Governor dessen Fnnktionen 
walir. und zwar liat der Staatssekretär diesem Anzeige zu er- 
statten, wenn die Abweseniieit des novenior mehr als zwanzig 
Tajre betiäirt. Der Lieutenant- Governor fülirt die Staats- 
gestliäfte in Abweseniieit des (jovernor fernei- nach der Ver- 
fassung von Kentucky Art. 3 Sekt. 17. In Mar3iand Art. 2 
Sekt. 21 soll der Governor an dem Sitze der Regierung resi- 
dieren. In Lübeck (Art. 12) und Bremen 28) muss jedes 
Mitglied des Senates in der Stadt seinen Wohnsitz haben oder 
innerhalb einiger Monate nach der Wahl nehmen der Erlaub- 
nis, in einer Vorstadt zu wohnen, steht in Lübeck die Ver- 
pflichtung gegenttber, ein zu bestimmtea Zeiten zugängliches 
Geschäftszimnier in der Stadt zu haben. 

Das Oberhaupt ist verpflichtet, die Wahlen anzuordnen, 
das PHrlament einzuberufen, für die Ausführang der Gesetze 
zu sorgen, dem Parlamente Auskunft zu geben; es liegt ihm 
die Beamtt'nernennung und der Oberbefehl über die bewaffnete 
Macht ob. Diese und ähnliche Pflichten sollen, znmal sie oft 
auch Rechte darstellen, unten im Zusammenhange als die 
Fnnktionen der Exekutive, die Haupttätigkeit des Staats- 
hanptes, behandelt werden. 

V. Unter den Rechten des Staatsbeamten steht in der 
Literatur der Anspruch auf Remuneration obenan. Begriffis- 
wesentlich ist der Anspruch auf Gehalt für den Beamten und 
somit für das republikanische Staatshaupt nicht; es gibt auch 
unbesoldete Beamte.' Es Ist sehr wohl denkbar, dass die 
Stellung des Oberhauptes der Republik lediglich als Ehrenamt 
verwaltet wflrde. Diese Möglichkeit, dass eine Remuneration, 
die doch Gegenleistung des Staates für die geleisteten Dienste 
sein soll und die zum Beweise des Vorliegens eines Vertrages 
viel herangezogen wird, fehlen kann, spricht fibrigens gegen 
die Annahme eines Vertrages; grundsätzlich hat der unbesoldete 
Beamte die gleiche Stellung wie ein besoldeter, besonders auch 
dieselben Pflichten. Die Verfassungen billigen jedoch durch- 
gehends dem Oberhanpte eine Remuneration zu. 

Da der Präsident, oder wie sonst der Titel ist, Staats- 
Oberhaupt ist, kann man annehmen, die Remuneration stelle 
eine Zivilliste wie die des Monarchen dar; da er ein Beamter 

7* 
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ist. denkt man an ein Gclialt. .Teil in ek*) hält beides in 
gewissem Sinne für gleichartig: ^Der Gelialtsaü.^pruch des 
Beamten ist publizistisch gleich dem Ansprüche des Monarclien 
auf Zahlung der Zivilliste, der Abgeordneten auf Diäten, weil 
an ihrer Gewäiiruiig das (iemeininteresse iibei wiegend beteiligt 
ist". Diese (Tloiclisetzung ist insofern .berechtigt, als alle diese 
Anspriiche verniogensreclitlicher Natur aus ött'entliclireclitlichen 
Verhältnissen entspringen und dnun selbst ü f f entl ichreclit- 
liehe sind P r e u s s dagegen — Städtisches Amtsrecht 
S. 110: „Das Amtsverhältnis als Rechtsverhältnis einer Organ- 
person zu ihrer Gesamtperson ist ein absolut und ausschliesslich 
publizistisches, auch für die Berufsbeamten entsteht das Amts- 
verliältnis und mit ihm ev. ein Anspruch auf Alimentationsrente 
ausschliesslich durch einseitigen publizistischen Akt des Gemein- 
wesens" — weist die Folgerung, nun auch den Anspruch auf 
Remuneration für öffentlichrechtlich zu erklären, zurück (S. 108j: 
,es fehlt an jedem Anlass und an jedem Mittel, die vermögens- 
rechtlichen Anspräche des Beamten als öifentlichrechtliche zu 
konstruieren". Ebenso erklärt Kehin^) die Ansprürlie des 
StaaUdieners auf Vermögensleist nngen für Privatrechte, denn 
sie seien zunächst von Nutzen für die Person des Beamten. 

Eine Zivilliste ist die Remuneration des republikanischen 
Staatsoherbanptes nicht. Sie ist allerdings auch eine von der 
Volksvertretung für eine bestimmte Zeitdauer bewilligte und 
für die pei'sCnliclien Bedürfnisse des Staatshauptes bestimmte 
Geldsamme. So definiert Mischler^): „Unter Zivilliste im 
weitesten Sinne versteht man jenen ansgesonderten Teil des 
Staatsbudgets, welcher für die Bedarf nisse des Staatsoberhaupts 
als solchen und der Dynastie bestimmt ist'. Es steht Jedoch 
nicht mit dem Sprachgebranche im Einklang, wenn tfischler 
anch die Remuneration des republikanischen Staatshauptes 
bierunter rechnet und fortfährt: ,In republikanischen Staaten 



'] System der subjektiveD Öffentlichen Rechte S. 62. 

*) Vgl. anch Fleisch mann, Entschädigung der öffentlichen Betriebs- 
onterneliinimijen bei polizeilich verfiiirter Strasscnsperrniiir 190.'», S. 10, 23, 

*) Auualea li'Hb S. KkS; dort tindcn sicli auch amleio IJegrilndungcn. 

*) Artikel , Zivilliste* im Ilandwiirterbuch der »taatswissenschafteu 
(8. Aufl., Jena 1900) Bd. 3 S. 48 ff. 
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tritt an die Stello der ZivÜliste der Gehalt des Präsidenten, 
Regiemngskollegiams etc.** Die ZiyilKste stellt sich als eine 
uar dem konstitutionellen Monarchen von der Volksvertretung 
vermöge ihres Rechtes, die Verfügung des Monarchen Uber das 

Staatsvermögeu zu beschränken, gewährte Rente dar 

Laband-) cliarakterisiert das Gehalt als eine dem Berufs- 
beamten gewäln te Ktnte zu der seiner Stellung entsprechenden 
Alimentierung. Diese auch sonst in der Literatur vertretene 
Ausiclit drückt richtig aus, dass die Remuneration, wenn auch 
«1er Grund ihrer Zahlung die Hingabe einer Gegenleistung ist 
und sie daher mit dem Staatsdienste in ursächlichem Zusammen- 
hange steht, nicht wie in einem Dienst vertrage das genaue 
Äquivalent für die geleisteten Staatsdienste ist; denn „der 
Gehalt bleibt hinter dem Masse, das sich im Verkehr für den 
Wert der Arbeit herausgelnldet hat. zurück"^). Die dem 
republikanischen Staatsliaui)le als einem Staatsbeamten zuge- 
billigte Remuneration ist mithin als (jehalt auzuseheu, sie soll 
ihm während seiner Amtszeit die Mittel zum Unterhalt, besonders 
aucli zu den während dieser Zeit erforderlichen Aufwendungen 
gewähren. Diese Auffassung findet sich besonders klar in der 
Verfassung Brasiliens (Art. 46) ausgedrückt, nach der der Prä- 
sident und der Vizepräsident ein „subsidio" erhalten. 

Die Höhe der dem Staatshaupte gewährten Entschädigung 
ist natürlich ausserordentlich verschieden. In Frankreich wird 
die Vergütung jedes Jahr etatsmässig tesr^^estelU, ist also grund- 
sätzlich veränderlich. Sie beträgt 1200000 Franken, die zur 
Hälfte als eigentliches Gehalt und zu je ein Viertel als Beprä- 
seDtatioDAkosteD und Beiseanslagen bewilligt werden ; ausserdem 

') Steinhacli, Die rechtliche Stellung etc. ö. 55, erklärt die Zivilliste 
als die Eutäcbadigung für das für Staatsgut erklärte frühere Kauimergut 
(Domäuen) dea Fürsten. Diese Eigeuscbaft als Bntflchädigung mag wobl auf 
die Betotehnng dm InstjtntM, beionden in deatsehea Lftodeni, surftdcgthea 
(■.MIschlerS. 49), sie ist aber nicht allgemein begrilbwesentlicb. Über die 
Zivilliste vgl, auch den Artikel v. Cineists iu Stengels Wörterbuch des 
Deutschen Verwaltungsrcclits Bd 1 S 252 und Meyer, Lehrbuch des Deatschen 
StaaUrechts (ß Aufl.» S. 2!Ki, 5<)1 Aum. 19. 

«) SUatirecht Bd. 1 6. 469. 

*) Ibering, Der Zweck nn Recht, 3. Aufl., 1893, Bd. 1 8. 196; auch 
8. 195 QBd 801. 
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hat der Präsident verschiedene Nutzniessnngsobjekte^). Der 
Präsident der Vereinigten Staaten bezieht ein Gehalt von 
60000 Dollar (der Vizepräsident von 8000 Dollar) und hat eine 
Dienstwohnung inne *). Der Govemor von New York erhält 
10000 (der Lieatenant-Governor 6000) Dollar, ausserdem ,there 
shall be provided for bis use a suitable and fumished executivo 
residence*^ (Art. 4 Sekt 4 Amendment). Genaue Bestimmungen 
trifft die Verfassung von Texas Art. 4 Sekt. 6: He shall, at stated 
times, receive as compensation for bis Services an annual salaty 
of fonr thottsand Dollars and no more, and shall have tbe use and 
occupation of the governors mansion, flztures, and fnrniture. 
Femer ist die Höbe des Gebaltes 8000 Dollar in Louisiana 
(Art. 66: per annum, payable quarterly, on bis own Warrant), 
6000 Dollar in Virginia und Wisconsin, 4600 Dollar in Mary- 
land, 2700 Dollar in West-Virginia, 2600 Dollar in Minnesota 
und Nebraska. Die andern Verfassungen der nordamerikaniscben 
Gliedstaaten begnügen sich mit der Bestimmung, dass der 
Govemor ein salary oder compensation für seine Dienste erhalten 
solle. Eine amerikanischen Verfassungen eigentiimlfche Vor- 
schrift, die den Zweck hat, die Stellung des Präsidenten der 
Legislative gegenüber unabhängig zu gestalten, ist die, dass das 
Gehalt während der Amtszeit weder erhöht noch verringert 
werden darf; auch ist verhüten, dass das Oberhaupt von anderen 
Staaten Vorteile geniesst: Nurdamerikauische Bundesverfassung 
Art. 2 Sekt. 1 § 6»), Georgia Art. 4 Sekt. 1, Nurd-Karuliua Art. 3 
Sekt. 15, Mexiko Art. 120, Argentinien Art. 79, Brasilien Art. 46. 
In Mexiko darf der Präsident nicht auf sein Gehalt verzichten. 
Verfassungsmässig ist die Höhe des Gelialtes festgesetzt in 
Haiti (Art. 122), und zwar auf 25000 Pia>ler. Laut Bundes- 
bescliluss vom 22. Dezeiubt-i 1899 bezieht der Bundespräsident 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft eine Besoldung vojj 
17000 F'r., jedes übrige Bundesratsmit^jUed eine solche von 
15000 Fr. In den Kautoueu^j ist die Besoldung sehr ver- 

Gesetz vom 16. September 1871 (Slischler ii. a. O.j. 
>) OeseU ?om 3. Hftra 1873. 

>) Vgl. hienm Federftlist Kap. 78 u. Story, Comment. §gl485, 1486. 

*) Scbolleaberger, Grnudrisä des Staats- mul Verwaltuugsrechts dtt 
Schweicerischen Kantone, Bd. l : Das Staatarecbt, Zttrick 1900, S. 249, 260. 
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schieden. Während in den Urdemokratien (ausser Appenzell 
Aasaer-Bhoden] Tagegelder gezahlt werden, betrftgt das feste 
Gehalt eines Mitgliedes der obersten VoUziehangshebörde in 
Basel-Stadt 8000, in Zarich nnd Waadt 7000, Genf 6000, 
Lnzem 4000, Scbaffhansen 3000, Uri400, Zug 250 (Landanimann 
400) nnd Appenzell Anser-Rhoden 100 (Landammann 200) 
FmadBtn, In Hamburg ^) erhält das recktsgelehrte Senatsmit- 
glied 25000, jedes andere 8000 Mark, in Bremen") ein nicht 
kaufmännisches Mitglied 15000, jedes Qbrige 9000 Mark Gehalt; 
ausserdem erhält in Hamburg dei präsidierende Burgermeister 
eine Zulage von 6000, der andere Bürgermeister eine solche von 
3000 Mark, in Bremen von 3000 bzw. 2000 Mark. In Lübeck '') 
setzt das Gesetz die Honorare der Mitglieder des Senates be- 
trettend diese auf 9000 und 3600 Mark fest, je nachdem das 
Mitf^lied dein Gelehrtenstaiule an^eliöit oder nicht; der den 
Vorsitz im Senate führtMule Biirgernieister eilialt als Entschä- 
digung für Ehrenausgaben 1200 Mark in monatlichen Raten. 

Für die rechtliche Natur des Ruhegehaltes gilt das oben 
allgemein über d«jn Anspruch auf Remuneration Gesagte. Die 
Verfassungen der meisten Republiken kennen einen Anspruch 
des Präsidenten auf Pension nicht. Dagegen gestehen die Hause- 
städte den Senatsniitgliedern, deien Amtszeit an sich lebt^ns- 
länglich ist, ein Ruhegehalt zu« wenn sie vorher aus dem Amte 
scheiden 

Weitere Rechte des republikanischen Staaishauptes auf 
Titel, Prädikat, Eliren sind ebenfalls Rechte des Siaats- 
bearaten als solchen. Sie haben jedoch für das Oberhani»t der 
Bepublik besondere Bedeutung und sind, da sie dazu beitragen, 
den Begriff des republil^aniscben Staatshauptes aus dem Staats- 



*) Oeieti Ton 10. April 1886 (Seelig, HuabDigiieliea StaaUredit S. 81). 

^ Bollmanii, Bremiachea Staate- und Verwaltungsrecht S. 46. 

*) Deateche Staatsgnindgeeetie, bentoeg. ?oii Binding, Heft 10, Lttbeok, 

S. 36. 

*) Über die Voraussetzungeu und die Hohe des Kuhegehaltes siehe LU- 
beck&cbes Gesetz die Veräet/uug der MitgUeder des Seoateä in deu Kuhestand 
(Biadiag a.a.O. 8.36); BremiMbee Oeeeti dea Senat betnllinid, §§ 27, 28 
(BiDdiag a. a. 0., Bremen, S. 32); Ten Melle, Daa Hatnlmrgieehe Staat»» 
fecbt & 72. 
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beamtenbcgnffe herauszabeben, onteu bei der Fcststellnng dieses 
engeren Begriifes zu besprechen. 

VI. Schliesslich ist noch das Ende der Stellang des 
republikanischen Staatsoberhauptes zu behandeln. 

1. Da das Staatshaupt auf eine bestimmte Anzahl von Jahren 
gewählt wird, endet seine Amtszeit nat&rlich meist mit Ablaaf 
dieser Periode. Der Tag entspricht dann dem Tage des Antritts 
oder es endet, soweit die Grundgesetze besondere Vorschriften 
geben, die Amtszeit mit einem bestimmten Tage, wie sie in den 
nordamerikanischen Verfassungen für den Amtsantritt bestimmt 
und oben (S. 80) erw&bnt sind, oder es tritt auch der Präsident, 
damit der Staat nicht ohne Oberhanpt ist, nicht eher zurück, als 
bis sein Nachfolger die Regiertmg ergreift Die Verfassungen 
▼on Argentinien Art. 78 und Brasilien Avt. 43 § 8 betonen, dass 
die Amtsperiode nach Ablauf der Zeit von selbst aufhört und 
unter keinem Vorwand verlängert werden darf. Im fibrigen 
gelten fttr eine Verlängerung der Amtspeiiode die oben fbr die 
Wiederwählbarkeit besprochenen Vorschriften. 

2. Weitere EndigungsgrOnde sind der Tod des Staatschefe 
vor Ablanf seiner Amtszeit , das Erreichen eines bestimmten 
Alters, die Unfähigkeit'), die Funktionen seiner Stellung 
wahrzunehmen, und die nur in besonderen Fällen mögliche 
zwangsweise Entfeinnnpr von» Amte. Je nach objeklivem 
Rechte findet in diesen Fallen eine Neuwahl statt, oder es 
rücken bestimmte Personen au die Stelle des fortgefalleneu 
Staatshauptes'). In Brasilien Art. 45 verliert der Präsident, 
der oline Erlaubnis des Kongresses das Land verlässt, sein Amt. 



>) z. B. Califoruieu Art. V Sekt. 2: The governor . . . shall hold his 
offloe two yeui from the tine of bis uistallatioii, and iiiitU his «looenor shall 
he qnaHÜsd. 

') In den Hnnsestädteu kaun ein Senatsmitgliad wegen Unfähigkeit in- 
folge geistiger oder körperlicher Srliw-idio «owie. wenu es ein bestimmtes 
Alter (70 Jahre) oder eine Üin^ere Amt«izeii hinter sich hat, in den Ruhestand 
versetzt werden; vgl. die zu dem Kuhegelialt angeführten Bestiuiuiungeu. 

') s. B. FranaOsisdies Oesets vom 26. Fehraar 1675 Art. 7 : Bn cas de 
vaeance par dicto on ponr tonte antre cause les denx Chamhres rtonies pro- 
cedent imui6diateiuent h r« lection d^in nouveau President. Der fransOnscbe 
Präsident ist aber nicht absetzbar (Batbie, Traiti' T^d. 3 S. 57). Verfassung 
der Vereinigten Staaten von Amerika Art. II Sekt. 1 {}6: In case of the re- 
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3. Nach der hier vertretenen Auffassung des Staatsdienstes 
ist ei« Verziclit des republikanischen ötaatshauptes auf seine 
Stellung in dem Sinne einer seinerseits einseitigen Auflösung 
der Reclitsbeziehungen grundsätzlich nicht mösrlich. Die Ab- 
dankung, der Verzicht nach Beginn der Anitstüin uuf;, ist ein 
(legensUick zu der ?]rklärung der Ablehnung der Wahl, und es 
ist anzunelinien, dass auch hier der Staat einen Atntszwang nicht 
ausübt. Sötern die Verfassung nicht ausdrücklich das Gegenteil 
vorschreibt, ist daher eine Demission zulässig. Nach v. Frisch') 
ist die Zulässigkeit des Verzichts auf Organstellung allgemein 
anerkannt, insbesondere auch für Beamte. Kaniniermitgliedcr 
und Staatsoberhäupter; das Recht des Beaniten. jederzeit sein 
Amt aufzugeben, beruhe auf der Natur des Beamlenverliältiiisses, 
Wie er jedoch selbst bemerkt, sind nur Rechte Objekt eines 
Verzichtes, Pflichten sind nicht verzichtbar, und auch ein Zustand 
kann durch Verziclit nicht aufgegeben werden. Die Eigenschaft 
als Staatsbeamter gibt aber nicht nur ein Recht auf Organ- 
ste]liing, sondern sie statuiert auch eine Verpflichtung, die das 
Staatshaupt mindestens mit der Annahme der Wahl auf sich 
genommen hat. Bei der Annahme eines blossen Rechtes findet 
die von v. Frisch erwähnte Pflicht des Organs, seine Absicht 
zu verzichten, mitzuteilen und die Reste aufzuarbeiten, keine 
genügende Begründung. Rechtlicli ist die Abdankung nur eine 
auf Lösung des Reciitsverhältnisses gerichtete Erklärung, der 
auf Seiten des Staates mindestens eine stillschweigende Zu- 
stimmung folgen muss^). In Mexiko (Art. 72) und Argentinien 
(Art. 67) muss die Deputiertenkammer bzw. der Kongress die 
Demission des Präsidenten entgegennehmen, v. Frisch fasst 
den Tbronverziclit als eine Handlang freier Willkür, nicht als 
Begiernngsakt des Monarchen auf, so dass er der GegenzeicU- 



moval of tbe Prcsideiit tnm oflice, or of hu deatb, resignation or inaUlity 
to diiehug« Ihe i»ow«ra and duties of tbe said office . . . 

') Der Thronvenicfat, TttbiDgen 1906, S. 10, 11; ?gl fflr dos Folgende 

8. 5, 6, 74, 75, 76 

•') Nach Meyer, StiiatsiL-cht (H .\nfl.) S. :iüi>. lunss im Zweifel ange- 
nuuimeii werden, dass eiu Mitglied der eräteo Kammer zur llesiguaiiou nicht 
befiigt ist, wenn die Annabme des Sitses nickt ron aeinem freien Belieben 
abbflag^ ist. 
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niuig uicht bedürfe^). Die Demittion des republikanischen 
Staatsbauples als eines Staatsbeamten ist nicht analog za be- 
handeln. Sie ist eine persönliche Handlang des Staatshanptes 
nur insofern, als sie nicht selbst das Rechtsverhältnis aufhebt 
und dann allerdings im Gegensatase zu rechtlich wirksamen 
Staatsakten nicht gegengezeichnet wird*). 

Es werden in Frankreich *) sowie in Nordamerika Pritoident 
und Govemor ohne weiteres ihr Amt niederlegen kfioaen; die 
Verfassungen der uordaroerikanischcn Republiken erwähnen die 
lesignation unter den Fällen, in denen der Präsident des Senates 
an die Spitze des Staates tritt, sie geben aber keine Einschrän- 
kungen an. Dagegen kam) iiacli der Verfassung Mexikos (Art. 81) 
der Präsident sein Amt nur uitdi rieften, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt, den dei- Kongress gebilligt hat. und nach der 
Vert'as.snng Bi'emens (§ 30 am Ende) kann „ein Austritt vor 
beendigter Amtsführung uur mit Zustimmung des Senates 
geschelien". 

In der Anwendung auf den Staatsbeamtenbegriif gibt die 
Beendigung der Stellung des Oberhauptes zu besonderen Be- 
merkungen keinen Anlass. Die eben besproclienen Endigungs- 
fälle widerstieifen nicht der Animhme eines Stualsdienstver- 
hültnisses; diese Feststellung genügt l'iir unsere Zwecko. es 
braucht nicht allgemeiu die Beendigung des Staatbdieustes be- 
liaudelt zu werden. 

§ 7. Die Eigenschaft als Behörde, als Reprftsentant und als 

StaatsTorstand. 

Die bisherigen Erörterungen haben ergeben, dass das repu- 
blikanische Staatsoberhaupt unter den Begriff des Staatsbeamten 
fällt, da seine Rechtsstellung sich überall mit der eines Staats- 

•) Er erklärt (Throuverzicht S. 74 und: Die Verantwortlichkeit der Mo- 
oarchen und hLk lHtcn MagUtrate, Berlin I9(M, S. 157} den rechtlichen Charakter 

dieacs Aktes für bestritteu. 

*) V. Frisch, Thronverzicht 8. 75 Aniii 2; einzige Akt des Piäsi- 
denten von Frankreich, der nicht gegengtzeichuet wird, ist die Niederlage 
des Amtes. 

Dam der gewKbltc Staatachef abdanken kann, nimmt aach Herviea, 
Lea miniatres S. 186, an. 
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beuDten deckt ^). Es bleibt nocb Qbrig, in der Reibe der ein- 
ander aber- bzw. antergeordneten Staatsbeamten seine Stellung 
festzulegen and einen engeren Begriff zu finden. 

I. Ein engerer Begriff als der des Beamten ist der der 
Behörde. 

1. Affolter*) nenntf von dem Oedanken au.sgehend, dass 
jede menscbliehe Organisation eine 6ber- und Unterordnung 
aufweise und aufweisen müsse, die von der staatlichen Organi- 
sation geschatfenen Organe und im besonderen die übergeordneten 

Personen des staatlichen Organismus Beliönlen. Wie er aber 
selbst bemerkt, ist die Frage, welches Organ übeigeor(ln(^t und 
welches milergeordnet ist, keine ITir die Begriffsbeslininiung 
wesentliche Frage. Schon deshalb kann man nicht im recht- 
hchen Sinne sagen, dies eine Organ ist dem andern über- bzw. 
uulergeordnet, weil im entwickelten konstitutionellen Staate die 
Über- und Unterordnung der Organe eine sehr kunstvoll ver- 
schlungene ist und in einzelnen Beziehungen ein Organ dem 
audern übergeordnet ist, dem es in andeien Reziehungen unter- 
geordnet ist Ausserdem ist die Täligkt it eiiits Organs oft 
durch die Älitwirkung eines anderen Organs derart bedingt, dass 
mau nicht sagen kauu, dass das eine von ihnen ausschlaggebend 

') Es fassen ebeufalla das Uberliaupt der ixepublik als Beamten folgende 
Scliriffäteller auf: Lebon, Das StuatHieclit iler fr;uizitsischen Kuimblik S. 45, 
»2; V. Holst, Das Staatsrecht der Vereinigten .Staaten von Amerika S. 46; 
BlIttiinanD, Dm nordAmerikaniscIie Bandesstsatsrecht vergUcben mit den 
politiiclieii EinrichtongeD der Sehweis Bd. 1 8. 22. 78; Stein bach, Die recht* 
lieb ' Stellung des Deutschen Kaisen Tergliclicu mit der des Präsidenten der 
Vereinigten Staaten von Amerika S. 2, 3; Uli mann, Völkerrecht (Marquard- 
sens Haiidbucb), Frcibnrg I8!>8, S. H8; Hartinann, Institutionen des prak- 
tischen Vi.lkerrechts in Friedenszeiten, Hannover 1874. 8. 78; v. Frisch, Pie 
Vwantwortlichkeit der Monarclien und höchsten Magistrute S. 134; de Tuc- 
qneville, De la d^mocratie en Amdrique, 8. 6dit., Paris 1840, Bd. 1 8. 194, 
196; Labend, Das Staatsrecht des Dentschen Reiches Bd. 1 S. 196; Free» 
man, Presidential GoTemment S. 387. — Brie, Die gegenwärtige Verfassung 
Frankreichs, 1893, S. 30, meint , dass das rechtlicbe Verhältnis des französi- 
sclien Präsidenten ^zur Volksvertretung deugeuigea eines konstitutionellen 
Monarchen fast durchaus analog" erscheine. 

*) Grundziigc allgemeinen Staatsrechts 8. 9, 33, 34. 

^ Hieriier gehart auch, dass im Kirchenstaate Papst nnd Kardin&Ie 
einander Kreationsorgane waren. 
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sei und also auf einer höheren Stafe stehe. leh halte Af folters 
Anffassung^) von dem Begriffe der Behörde und deren Gleich- 
Setzung mit dem Beamten und Organe des Staates für zu weit- 
gehend. Er gibt zn, dass seine Bezeichnungsweise nicht Überall 
geteilt werde, und dass man im allgemeinen nicht geneigt sei, 
höhere Organe, wie den Monarchen und das Parlament, Behörden 
zu nennen. Er stimmt mit der Bezeichnungsweise der &hwei- 
zerischen Grundgesetze ttberein, die die gesetzgebenden und 
vollziehenden Körperschaften Behörden nennen^). Wenn A ffolter 
die stimmfähigen Aktivbürger für eine Behörde (Wahlbehörde 
nnd gesetzgebende Beliörde) nnd sogar die Familienoberhäupter 
im Kn i^^e ilmi Familien für Behörden erklärt, so setzt er sich 
f;c\viss mit dem Sprachgebraiiche in Widerspruch. Das einzige 
Merkmal, durcli das sich nach ihm die Behörden von anderen 
Einzelpersonen und Personengemeinschaften untersclieiden, die 
Individnalisation, die auf verschiedene Weise, durch Wahl, Geburt 
oder das Los zu erlangende individuelle Bestimmung*), genügt 
wohl lur die Qualitizierung als Organ im allgemeinsten Sinne, 
aber nicht als Behörde, wie dieser Begriff meist ver- 
standen wird. 

2. Die Feststell 11 nii des Begritfes der Behörde muss von 
dem dos Amtes ausgehtMi. Ein Staatsamt ist ein durch das 
geltende Recht begrenzter Inbegrift' von staatlichen Funktionen 
im Gebiete der Yervvaltuug und der Hechtspflege^). Der Träger 



Sidie auch Affolter, 8tut und Becbt, in den Annalen 1908 S. 124: 
,8latt von Organen köuuen wir auch von Behörden sprechen ^ 

•) z. B. die Bundesverfassung überschreibt den zweiten Abschnitt (Art. 71 ff l 
luit Bundesbehörden fBundesvcrsaniniluug, Bundesrat, Bundeskauzlei, Biiudes- 
gericht) und die Verfassung des Kantons Uuterwalden ob dem Wald den 
dritten Titel (Art 2t ff.): Gesetigebende nnd volluehende Behörden des Kantons. 
8o aneh Schollenberger, Kantonsrecht 8. III. 
Affolter, Grundsttge S. 36. 

*) Vgl H ü b l e r , Die Organisation der Vervvaltoug in Preussen (alte Lande) 
und im Deutschen R. irhe S 2. Andere Definitionen unterlassen es, <lie Leiri«;- 
lative, die doch kein Aiui nach dem gewöhnlichen Sprat hgebranche von 
den staatlichen Funktionen auszouehiuen , wie üarseiui, Artikel ,Auit~ in 
Stengels WOrterboch des Dentschea Verwaltnngareehts Bd. 1 8.98, 99; 
llayer, Deutsches Verwaltnngsrecht Bd. 2 S. 198; Loening, Löhrbach des 
dentseben Verwaltungsrechts 8. 29. 
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des Staiitsamtes ist reg^elrnftssig (lerStaatRbeamte; doch decken 
beide Begriffe sich nicht durchaus '). Es kann z. B. nach ver- 
schiedenen Verfassungen unter gewissen Umständen das Parlament 
als Gerichtshof fungieren. In ähnlicher Bedeutung wird nun 
der Begrift' der Behörde gebrauclit, und zwar in ähnlicher ob- 
jektiver Bt'deulung als Amt und in äiinliclier subjektiver'*) Be- 
deutung wie der Träger des Amtes, der Beamte. Ks besteht 
jedoch ein Unterschied. Man spricht von einer Behörde im 
Gegensatz zu Amt und Beamten in Hinblick auf einen einheit- 
li<'hen umfassenden Tätigkeitskreis und besonders den materiellen 
Inhalt der Tätigkeit. Es tiitt al>o bei der Behörde das objek- 
tive Moment stark hervor; der Kreis der ihr zugefallenen, von 
ihr sozusagen als einem einheitlichen (ranzen zu h'isenden staat- 
lichen Aufgaben hebt die Behiirdc unter den übrigen Beamten 
hervor. Es hat zwar jeder Beamte seine bestimmte Kompetenz 
und seine Aufgaben, doch ist er nicht Behörde, wenn er sich 
mit seiner Tätigkeit nur einem Ganzen einfügt. Der Unter- 
schied ist daher auch darauf abgestellt worden, dass der Behörde 
bestimmte Angelegenheiten zur Entscheidung^) oder dass ihr 
eine Befelilsgewalt 'j zugehörten; dies ist nicht zutretiend, denn 
auch ein Beamter kann diese Eigen.schaften haben. Auch die 
kollegialische Form^) ist nicht begriffswesentlicli, obgleich die 
Behörde aus praktischen Gründen viel in dieser Form erscheint. 
Trotzdem ein Beamter nur eine Einzelperson sein kann, ist er 
der weitere, die Behörde der engere Begriff. Das Oberhaupt 
der Republik ist mit seiner Kompetenz als Einzelperson Staats- 
behörde; steht jedoch an der Spitze der Republik einKoUegiam, 
so hat dieses die Eigenschaft als Behörde. 

3. Die Frage, ob die Behörden juristische Persön- 
lichkeit haben oder nicht, ist ?on Bernatzik^) eingehend 



>) Vgl. Harsftim, Artik«! «Beamte' in Stengels WSrterbneh Bd. 1 S. 136. 
*) Loening, VOTweltnngezecht S. 80. 

*) Loening a. a. 0. 
*) Siehe nnten Z. 4. 

*) Hübler, OrKaiiisatiou der Verwaltunii S. 5: , Behörde im weitereu 
Sinue sind al.su alle Ämter, iu specie die kollegialiscb turmierteii KoUektivärater*. 

<) Die juristische Persönlichkeit der Behörden (auch im Arehi? fflr 
flffenüidieo Beeht 1890 Bd. 6 8. 16911). 
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ttntersadit worden. Er verneint, die Frage. Von der ünhalt- 
barkeit des Willensdogmas ausgehend, führt er ans. dass die 
Organe eines Gemeinwesens zwar «lessen Willensträgei-, aber 
nicht die Subjekte der (lui( Ii ilirfii Willen realisierten Rechte 
sind. Dies deckt sich mit nnsiMeii bisliiiigen Feststellungen. 
Eine Personengemeinschaft wird ja j^erade deshalb juristische 
Persun genannt, um sie als ein iSubjckt nur ihr zukommender 
Rechte zu kennzeichnen. Organe, wie Staatsbeamte, Behörden, 
überhäuptei sind nur berufen, den Willen des Staates zu ver- 
wirklii hei), sie haben in dieser ihi er Eigenschaft keinen eigenen 
Willen, der als iler ihrige gilt, sie sind also nicht Ubbeu dem 
Staate als juristische Personen anzusehen. Ein eigenes Recht 
auf das Amt oder auf Ortranstellung des Beamten gibt es nicht 
der Beamte erlaiiiit >eiiic (»rt^anstellung nur durch den freien 
Willen des ihn IjesteileiHlen Faktors. Es lässt sich nicht leugnen, 
dass durch die vollzogene Wahl der Gewählte in ein Rechtsverhältnis 
zum Wählenden tritt; dei Beamte erhält seine Kompetenz von 
der Rechtsordnung. Diese und ins1>esondere die die Rechts- 
stellung des republikanischen Staatschefs regelnde Verfassung 
ist aber das Werk des Staates selbst, dem gegenüber das Organ 
keine eigenen Keclite hat. Als Staatsorgan hat die Behörde 
dem Staate gegenüber keine eigenen Rechte und keineo eigenen 
Willen-), ist also auch keine juristische Person. 

Die Tatsache des Fortbestehens einer Behörde in objektiver 
Bedeutung trota des Wechsels der Personen, die allerdings zu 
der Annaiime einer juristischen Person leicht führen mag, erklärt 
Af foltcr^) auf die Weise, dass die Menschen in einer bestimmten 
Individuali«:ation Rechte und Pflichten der Behörde hätten, bei 
dem Tode der Person höre die Behörde nicht auf zu bestehen, 
sondern es trete an Stelle des Ausscheidenden ein anderer, der 
die Eigenschaft der BehOrde erhalte und individualisiert werde. 

Nach Äf folter, Staat und Recht, in den Annalea 190B S. 187, gibt 
es eigene Rechte des Organ«, die nicht einer fingierten StaatspmOnlichkeit 

mütehen. 

*> Jellinok, System »lor subjektiv, n riTeiiili. heii Rechte. 2 Aufl . S 325, 
betont ebeufalls, dass die Behürde uicht Träger eigenen, sondern treiuden 
Rechtes, lAmlieh des Staates sei. 

tirondsAge des allgemeinen Staatsrechts S. 36. 
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Es genügt zar Erkl&rang dieser Tatsache die Feststellnng, dass 
die BehSiNle eine Institution ist und als einmal durch die zu- 
stftndigen Faktoren Oeschaffenes auch nur durch dieselben wieder 
beseitigt wei*den kann. Hieraus folgt, dass die Behörde auch 
fortbesteht, wenn vorübergehend die sie darstellende Person 
oder Personenmehrheit fortgefallen ist. 

4. Ein anderer engerer Begriff als der des Beamten ist der 
der Obrigkeit Hübler \) sagt zutreffend: „Niclit jede amt- 
liche Tätigkeit ist eine oliiiiikt'it liehe. Der BeanUe besorgt 
Slaatsgeschäfte sehr verschiedener Art . . . nur a potiori übt 
er obrigkeitliclie Maclitbefngnisse aus. Obrigkeitliche Stellniig 
aber hat ein Iieamter nur dann, wenn er berechtigt ist, seinen 
Anordnungen im Wege des Zwaiighvert.ihrens Nachdruck zu 
geben". Dieser Begriff iässt sich niclit nur von dem iles Ikumlen, 
sondern auch von dem der Behörde abgrenzen, (»bwohl manche 
Detiuitionen die obrigkeitliche oder Leitungsgewalt als ein 
Begriffsmerkmal der Behörde ansehen^). Sehl* wertvoll ist die.ser 
Begriff nicht ; es ist bereits betont worden, dass die l^ber- und 
Unterordnung eines Organs sowie die mehr oder weniger grosse 
Fülle seinei- Macht keine wichtigen AnhaUsi>unkte für eine 
Festlegung des Begriffes gibt"). Schon aus diesem Grunde ist 
auf die obrigkeitliche Gewalt als Begriffsmerkmal wenig (it wicht 
zu legen; da sie nicht jedem Beamten zusteht, kommt sie immerliin 
als Unterscheidungsmerknial in Betracht. Das Oberhaupt der 

Hagittratiireii des ?91kerreehtlichea Verkehn S. 46. 
^ Hftbler, Organiiatjoii der Verwaltung S. 5: ,Im technischen Suine 
gelten abef nnr solche Ämter als Behörden, welche obrigkeitliche Gewalt 

( Leitiinfff^ewRlt , Entstheidiinirss^ewalt . VerlTi-^nugsgewalt) üben"; Mayer, 
Deutsches Verwaltuiis^srocht V,<\ l S. IMi: „Amter, welche mit Leituugsgewall 
und folglich mit der Fähigkeit ziun V^erwaltuugsaktc ausgerüstet siuil, bilden 
die Verwaltungsbehörden* i siehe anch Bd. 2 S. 198; Mayer, Theorie des fran^ 
sOMSchen Verwaltnngireehts S. 29: «Behörden sied solche Ämter, welche be- 
fthigt sind TO Willensänsaerungen mit bindender Kraft". 

•) Meyer. Artikel , Behörden" in Stengels Wörterbuch Bd. 1 S. 153, 
stellt als Begriffsmerkmal auf, duss die Behörde in Unterordnung niitor ein 
vorgesetztes Organ borufen wird. Wenn er ferner S. 1.^4 ausführt, das.s im 
Gegensätze zum Beamten das Staatsuberhaupt und die repräseutativeu 
Körperschaften selbstftndig, nnabhäogig and Iteiner höheren Autorität unter- 
geordnet seien , so bt unter d«n Staatshaupte nur der Monarch als Trilger 
der Staatsgewair an Terstehen. 
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Republik besitsst die erwähnte obrigkeitliche Gewalt, Ist Obrigkeit, 
einerlei ob man nun annehmen will, dass diese Kigenscbaft schon 
dorch die einer Behörde gegeben ist oder nicht. 

II. 1. Das republikanische Staatshanpt ist »>gar Obrigkeit 
in einem ganz besonderen Sinne, insofern es als oberster 
Staatsbeamter bezeiclinet wird*). Es sind ihm auch andere 
Bezeichnungen*) beigelegt worden, die — und nicht zum wenigsten 
das Wort Staatsoberhaupt selbst — auf eine besonders hohe 
qualifizierte Stellung liimlenten. Ks mag also untersucht 
werden, ob nicht dies /ax ein» m engeren BegriÜ als dem des 
Beamten und der Behörde hin fuhrt. 

Seelig'') meint, die kollegiale Teilnahme an der Inhaber- 
schaft der Staatsgewalt hindere, einem Senator die beiden l'ha- 
racteristioa für den Beamten hpiziiU'gen : es sei weder eine den 
öfFentliclirechtlichen Vertrag zwischen Senator und Staat aus- 
druckende Bestallung noch ein mit dem Dienstverhältnis eines 
Beamten notwendig verbundener Vor<!esetzter vorhanden Dass 
eine Bestallung fiir die Begründung des Staatsbeaniit^^nvci hiilt- 
nisses entbehrlich ist, folgt oline weiteres ans den bisherigen 
Erörterungen. Wie Bollmann ^) gegen Seelig bemerkt, gibt 
es auch audere Organe, die Beamte sind, ohne eine Bestallung 



'j Fast silnitlithe nonlamerikanisclien Staatsverfassangcn sprechen von 
einem ,cliiel' iiia^istratt- * Schweizorischf Rundesverfasfiung Art. 95: ^ ' ''6 
oberste vollziebemlc nii*i leiteode Behörde der Eidgenossenschaft ist ein }>uiules- 
rat". Als oberste oder hö^ste vollsi^iide BehSrde wird d«r Regicrungsrat 
beseichnet in üri Art. 60, Solotbnm Art 33, BaseULMidscbaft | fi8, Schaff* 
bansen Art. 61, Aargan nnd TbnrgAn Art. 37 nnd Schwyz § 46. Ferner Fre e- 
man, Presidential (tovernnient (a.a.O. S. 381): „President is a Single eleotive, 
res|ionsil)Ie magist rate tn wlioin the chief execntive power in a coramunwealt b 
is eiilnisted'* ; IJrjct?. The American Comtnonwealtli Hd 1 S 85: presidinp 
officer; Batbie, Tratte theorique et pratique de droit public et adiuiuistratif 
Bd. 8 8. 809: »Comme chef dn ponvoir exicntif le Prtoideni est a la ttte de 
radmioistration"; Prndier-Fod§r6, Conrs de droit diplomntiqne, 8. Mit, 
Paris 1899, Bd.l S. 162, 195. 

*) Argentinische (Art. 8(5 Nr. I i nnd Chilenischo Vi rfa^-tnug Art, 50: Jefe 
Siipremo dt» !a Nacion: franz. Verfa-jsunu; vom 14 .T;iiinar 18.")2 Art. 6: chcf de 
I Ktat; ^Saint (ürona, Manuel de droit conslitutiounel S. 381: riucamatiou 
▼ivante da paya. 

*) Hambnrgiscbes Staatsrecht S. 84. 

*) Bremiacbes Staats« nnd Verwaltnngareebt S. 44. 
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zu haben und io diesem Sinne angestellt zo sein, wie Bürger- 
meister und Gemeindevorsteher. Diese haben übrigens ebenfalls 
keinen Vorgesetzten. Die Notwendigkeit des Vorhandenseins eines 
Vorgesetzten folgt nicht ans dem Beamtenbegriife, kann also anch 
nicht gegen die Annahme von obersten, also verhältnisnüissig 
unabhängig gestellten, Staatsbeamten angefahrt werden. 

Subjekt der Staatsgewalt ist der Staat, ihre Ansfiber sind 
die Staatsorgane. Da in der Republik oberstes qualifiziertes 
Staatsorgan, Träger der Staatsgewalt, das Volk ist, kann das 
Staatshaupt natürlich nicht in demselben Sinne wie dieses ober- 
stes Organ sein. Durch die Eigenschaft als Beamter wird be- 
reits der Kreis, in dem das Oberhaupt erstes Organ sein kann, 
enger gezogen. Trotz manclier Beziehungen zu der Legislative 
ist das republikanische Staatsliaupt auf diesem Gebiete nicht 
höchstes Organ, schon (ieslKill» nicht, weil legislative Funktionen 
gewöhnlich nicht ]>taimen übertragen .sind, soiiilern von dem 
Träger der Staatsgewalt selbst walirgenuuinien werden. Es fragt 
sich, ob das Staatsliaupt auf dem Gebiete der Verwaltung und 
Keclitsptlege, auf dem sich Staatsbeamte betätigen, unter diesen 
an erster Stelle steht. Jedenfalls ist es keinem Beamten unter- 
geordnet. Ob es aber auch den Organen der Rechtspflege übor- 
geonlnet ist oder ob es diesen nur gleichsteht, kann erst eine 
Untersuchung des \'erliäUiiisses dieses Zweiges der Staatsgewalt 
zu der sog. Vollziehungsgewalt zeigen, in deren Gebiete das Ober- 
haupt allen anderen Oiganen iinljestritlen übergeordnet ist. 

Diese Stellung an der S^iiize der Staatsln hinten, wenigstens 
soweit sie auf dem (Gebiete der Staatsverwaltung tätig sin«!, 
berechtigt noch nicht allein, den obersten Staatsbeamten 
oder die oberste vollziehende und leitende Behiirde als 
einen besonderen Begriff anzunehmen. Die besonderen 
mit der Stellung als republikanisches Staatsoberhaupt verbun- 
denen Kompetenzen, die es vor allen anderen Staatsbeamten 
auszeichnen, folgen nicht nur daraus, dass das Oberhaupt in 
der Reihe der Beamten an erster Stelle steht, sondern anch 
vor allem aus seiner Aufgabe, über seine sog. exekutiven 
Befugnisse hinaus staatliche Funktionen wahrzunehmen. 

2. Ea genügt nun nicht, zu sagen, das republikanische 

W»ltlier, StMtsbanpt In RepnUlkmi 8 
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Staatsobei'baapt repräsentiere den Staat nach innen und aussen, 
es sei der Beprftsentant des Staates. Denn versteht man 
unter Repräsentation „das . Verhältnis eines Organes zu den 
Mitgliedern einer Körperschaft, demzufolge es innerhalb der 
Körperschaft den Willen dieser Mitglieder darstellt* ^\ so teilt 
das Staatsoberhaupt diese Eigenschaft mit anderen staatlichen 
Organen, sie kommt ihm nicht allein zu. Parlament und Bichter 
sind ebenfalls Repräsentanten. Wie diese ist das republikanische 
Staatshanpt sekundäres Organ eines anderen Organs. Dieses 
primäre Organ hat ausser dem Willen des sekundären Organs 
nur selbst Willen, soweit er ihm vorbehalten ist. 

Ich halte es für vcrtelilt. einen scharfen Unterschied zu 
machen zwischen Kompetenzen, die sicli anf die Verfassnng und 
solchen, die sich aul eine unmittelbare WiliensiiusseninLr des pri- 
mären Oi'g:ans auf Grund des Vorbelialtes stützen. Jellinek-) 
bemerkt, dass die republikanischen Staatshäupter und Richter 
gewöhnlich unter dem Eintlus.se antiker Vorstellungen und der 
naturrechtlichen Lehre von der Vulkssouveränität als Magistrate, 
Mandatare oder Beamte bezeichnet würden. Er ist der Meinung, 
dass sich damit eine schieft; Vorstelhiiig verbände; denn der Be- 
amte leite seine Orgaustelhing niemals unmittelbar aus der Ver- 
fassung, sondern stets aus einem ihm gewordenen Auftrage des 
Dienstherrn ab. Dem gegenüber lässt sich darauf hinweisen, dass 
die Organstellnnp des Beamten wohl ebensogut aus den Beamten- 
gesetzen und der N'erfassung, soweit sie für ilm in Betracht, 
kommt, sich herleitet als die des Staatshauptes aus der Ver- 
fassung. Die Verfassung ist ebenfalls nur ein Gesetz und dass 
in ihr neben anderen Normen über die rechtliche Struktur des 
Staates auch die Stellung des Staatshauptes ihre — oft nicht einmal 
vollständige — Regelung gefunden hat, beruht nur darauf, dass 
dieses Organ in dem Gefüge des Staates eine besonders wichtige 
Stellung einnimmt. Wären die einschlägigen Bestimmungen in einem 
besonderen Gesetze enthalten, so würde die Verfassung, die die 
Grundlinien der staatlichen Organisation, aber auch nur diese, 

') Jelliuek, Das Kecbt dea modenieu Staates, Bd. 1 : Allgemeine Staats- 
lehre 8. 652; liehe »uch dort die folgenden Aneftthrungen Uber den Begriff 
der BeprSflenlation. 

System der subjektiTen OffentlicbMi Beehte {2. Anfl.) S. 154 ff. 
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geben soll, nnTerständlich sein. Manche Verfassungen, x. B. die 
nordamenkanischen, behandeln Im Zusammenhange mit der • 
Rechtsstellung des Staatehauptes die Rechtsstellung der Staats- 
sekretäre; diese leiten ihre Organstellung also auch unmittelbar 
ans der Verfassung her, ohne dass ihre Eigenschaft als Beamte 
bestritten ist und sie etwa ffir Repräsentanten des Staates Im 
Umfange ihres Departements erklärt werden. Worin für den 
Beamten im Gegensat/ zum Oberhaupte ein besonderer ihm 
gewuidener Auftrag des Dieusthenn liegen soll, ist nicht 
ersichtlich, besonders nicht, wenn beider Stellung durcli gleich- 
niäs>?ig geordnete Wahl begründet wird. Allerdings steht das 
republikani.sclie Staatsliaupt nach der Wahl dem Kreationsorgan 
ähnlich selbständig gegenüber wie das gewälilte Parlaments- 
mitglied seiner Wählerschaft, während die Staatssekretäre dem 
Präsidenten bzw. Goveinor unterstellt sind. Dies berührt aber 
nicht die Heamteneigenschaft des Staatshauptes, dessen Merk- 
male oben festgestellt sind. Die im Veihältnis zu anderen 
Staatsbeamten grössere Unabhängigkeit des Oberhauptes der 
Republik gründet sich nur auf die besonderen für ihn geltenden 
und sich aus seiner Stellung als Staatshanpt erklärenden Vor- 
schriften der Verfassung. Anders als beim Farlamentsmitgliede 
sind ihr übrigens positivrechtliclie Schranken gesetzt durch die 
grundsätzlich bestehende Verantwortlichkeit (Impeachnient), von 
den übrigen Beziehungen zwischen Staatshaupt und Kreation.s- 
organen (ausser den Elektoren), durch die ersteres in seinen 
Funktionen beschränkt wird, abgesehen. 

Jellinek^) fasst nun den Präsidenten der Republik und 
den Hundesrat der Schweiz auf als Repräsentanten nur der 
exekutiven Gewalt; andererseits sei auch in der gegenwär- 
tigen repräsentativen Demolcratie die Volksrepräsentation nicht 
Repräsentant der ganzen potentiell als dem Volke zustehend 
gedachten Gewalt. Ist dieser Ansicht nicht beizutreten, wenn 
das Oberhaupt der Republik als Staatsbeamter erkannt und fest- 
gestellt ist, dass es nicht nur rein exekutive Fnnlctionen wahr- 
nimmt, so ist andererseits auch nicht das Staatshaupt ohne weiteres 
ais Repräsentant des Staates oder der gesamten Staats- 



<) 9j9tm S. 156. 
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gewalt hinzustellen; denn* es ist festsnbalten, dass die Legis- 
lative ihre eigenen Organe bat, nnd dass das Staatsbanpt min- 
destens nicbt alleiniger Bepräsentant des Staates ist. Der 
Begriff des Bepr&sentanten ist daber jedenfalls als nicbt eng 
genog für das repnblikaniscbe Staatsbaupt abzuweisen. Die 
Bezeicbnnng als Beprftsentant der Ezekative setzt übrigens die 
üntersacbung, ob es einen Begriff der Ezekntiye gibt, voraus 
und ist von diesem Gesiebtspunkte ans nocb weiter unten zu 
bebandeln. 

m. 1. Von den Funktionen, die Über die der sog. Exe- 
kutive allein oder in ihrem Yerb&ltnisse zu den anderen Staats- 
gewalten hinausgehen und nur dem Staatsoberbaupte eigentümlich - 
sind, ist zunächst das zu nennen, was gewöhnlich, nicht in dem 

eben entwickelten juristiscli-technischen Sinne, die Repräsen- 
tation des Staates nacli innen und aussen genannt wird. 
Von der Veitietung iiacli aussen, d. h. im völkerrechtlichen 
Verkehre, winl unten gesprochen werden, liier kommen nur 
Funktionen innerhalb des eigenen Staates in Betracht. Das 
Staatsuberhaiipt hat bei Feierlichkeiten den Vortritt, und zwar 
in Kollegialrepubliken wiederum der Vorsitzende vor den übrigen 
Mitgliedern des obersten Rates Kin Recht, das ebenfalls 
dem Staatshaupte als solchen zusteht, ist die Innehabung des 
Staatssiegcls iu Jen nordameiikanisclieii Kinzelstaaten sowie 
in TTri fArt. 63) und Appenzell inuei - Rlioden (Art. 32), obgleich 
dessen Benutzung als ein Akt der Vollzugsgewalt anzusehen ist. 

2. Ferner ist hier zu nennen das Begnadigungsrecht. 
Da es einen Eingritf in die Rechtspflege bedeutet, so soll es 
bei der Besprechung des Verhältnisses zu den Organen dieser 
Gewalt näher dargestellt werden. Das Oberhaupt ist straf- 
rechtlich qualifiziert, sei es, dass ein erhöhter Schutz gegen 

') Franz(>B. QeseU vom 26. Februar 1876 Att, 3: II prtside «nx solemitte 
nationales; Hervien , Les ministres S. 220, 821; Dnbs, Das Offentliehe Redit 
der Schwdaerisehen Eidgenossensehaft Teil 2 S. 65, sagt vom Bundespräsidenten: 

.Man räumt ihm . . . gewisse Ehrenrechte ein; so hat er bei Feierl icbkeiten 
den Vortritt; die Einladungen zu Festliolikeiten erfolgen in seinem Namen'; 
für die Sclnveiz siehe auch Dupriez, Les ministres daus les principaux pays 
d Europe et d'Aiu^rique, Paris 1ÖU2, Bd. 1 S. 191. 

>) The Oreat Seal of the State kept and nsed by the OoTemor: g. B. 
Arkansas VI 9, California V 14, Georgia IV 2, Nevada V 15. 
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Beleidigungen besteht sei e^, dass es selbst nur unter gewisbeu 
Umständen verfolgt werdeu kaun uud seiue Verantwortlichkeit 
stark beschränkt ist. 

3. Den Senatsmitgliederu der deutschen Freien Städte^) 
zukonnneude Ehrenrechte sind z. B. das Recht auf Fürbitte im 
Kirchengebet und auf Amtstracht sowie das Recht der ersten 
Bürgermeister, die sonst nur die Repräsentation der Körperschaft 
nach aussen haben auf den ihnen eigentiimlicli gehörigen 
Privatfahrzeugen die Reichskriegsfiagge wie die deutschen Fürsten 
zu führen*). Sodann .stehen den Senaten als Kontingentsherreu 
militärische Ehrenrechte zu. Dem Senate gebührt die An- 
rede „Hoher Senat". Weiter kommen als Prädikate vor: „Mag- 
aifisenz'^ für die lianseatiscben Bargermeister, in Massachusetts 
(Kap. I Sekt. I Art. I) and New Hampshire (Sekt. 41) für den 
Governor „His Excellency", in Massachusetts (Kap. II Sekt. U 
Art. I) für den Lieutenant- Governor „His Honor" ^). Früher 
haben südamerikanische Präsidenten, besonders die von Fern 
und Bolivia tönende Titel angenommen, die an ihre besonderen 
Verdienste erinnern sollten; diese Titel sind meist fortgefallen, 
nur der Präsident von Fern hat durch Dekret vom 22. Mai 1880 
sich den Titel eines Frotektors der eingeborenen Basse 
beigelegt*)'). 

IV. Diese Funktionen nnd Ehrenrechte zeigen deutlich das 
Bestreben, dem repablikanischen Staatsoberbanpte eine besondere 
Stellang za geben, der nicht nur darch den Nachweis, dass das 



*) Saiut Oirons, Manuel S. 389; von Helle, Das Hamburgiaohe 
Stutnwht S. 77, 78. 

*) YgL Ton Malle 8. 73ff.; 8«6lig, HambnigitehM Staataracht 8. 73; 

Bollmann, Bremisches .Staats- and Venraltungsrecht S. 52. 

*) See 1 ig S. 81; vgl. auch Klngniann. StaaUiocht Ton Lttbeck ä. 44. 
KaiserUcher Erlnss vom 2. März 188«. 

*) Nach Dubs a. a. 0. fUhrt auch der BuudespriUideQt der Schweizerischen 
Bidgenossenscbaft den Titel Exzellenz, indes .ist derselbe mehr nur im Vtfkehf 
aadi anaflen ttUieh'. 

*) Pradier*Fod6r6, Conta de droit diplomatiqae Bd. 1 S. 94, 95. 

*) Das ansdrücklidie Verbot, Titel, aofem sie nicht ein Amt bezeichnen, 
M führen, findet sich in dem strcnir republikanisch -demokratiRch gefassten 
Verfas*<un|L;seut\vurf <ler Freien Stadt Frankfurt v. J. 184« (Geschichte der 
Frauklurter Zeitung S. 6j. 
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Staatshanpt oberster Beamter ist, Genüge getan ist. Gewisse 
entgegenstehende gmndsätzliclie Bedenken zeigen sicli zwar in 

manchen Verfassungsbestimmungen, z. B. auch in dem Umstand, 
dass die weitaus überwiegende Zahl der Republiken keine Prä- 
dikate des Staatshauptes kennt, jedoch ist nuverkeniibar eine 
gewisse Ähnlichkeil zwisclien der Rechtsstellung des Monarchen 
und des Präsidenten vorhanden, die noch auffallender ist, wenn 
man ihre wichtigsten Funktionen, z. B. auch ihr Verhältnis zu 
der Legislative vergleicht. Man kann daher erwägen, aus den 
beiden, monarchischen und republikanischen Staatsoberhäuptern 
gemeinsamen Merkmalen einen eigenen Begriff zu bilden. Die 
Benennung als Regierung ist nicht zn empfehlen wegen der 
verschiedenen mit diesem Worte verkuiii)tlen Bedeutunpr: so 
wird auch das dem Oberlumpte zunächst unterstellte Organ, 
das Ministerium, die Staatsregierung genannt. Der Inbegriff 
der Funktionen des Staatsoberhauptes wird besser als Staats- 
vorstandschaf t ^) bezeichnet. Eine (Tieichsetzung beider 
Staatshänpter in dieser Weise bietet an si< h keine Gefahr, da 
nun die den Unterschied ihrer Rechtsstellung bestimmenden 
allgemein -staatsrechtlichen Grundlagen festgelegt sind. Eine 
richtige Auffassung des Begriffes des republikanischen Staats- 
oberhauptes ist nur möglich, wenn das objektive Verfassungs- 
recht eine gleichmässige Berücksichtigung erfährt. Es darf nicht 
einseitig seineGleichsetzung entweder mit übrigen Staatshäniitern') 
oder mit anderen Staatsbeamten ^) betont werden, sondern es 
sind beide Seiten seiner Stellung, seine Eigenschaft als Staats- 
beamter wie im besonderen die als Staatsvorstand festzu- 
halten. 



') Dieaer Begriff findet sich auch bei Gareis, Allgemeines Staatsrecht 

S. 46, und bei Seelig, Hanibnrf^isches Staatsrecht S. l'bor dio an Stelle 
eigener Auäubuuit,' der vollziehenden (iewali tretende leitende und regierende 
Tätigkeit des btaatshauptes vgl. Mayer, Theorie deä frauzüsischea Verwal- 
tnngazvehts S. 85. 

*) Behm, Allgemeine Staatslehre 8. 183: «Es ist fttr den Begriff der 

BinherrscbaflgMcbgiiltig, ob der Mouareh KOaig, Präsident uder Konsnl lieisst'» 
*) Frecnian, Presidential Governmeut (S. 382): ,Not the Kin^,'. l'nt 
tbe First Minister tills the positiou wbicb is realijr analogoiu to that oi the 
President of a repubUc". 
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Die Oberh&npter der Repabliken sind von staat- 
lichen Organen gewählte, die Funktionen der Spitze 
der Yerwaltnng sowie solche der StaatsTorstandsehaft 
wahrnehmende, in ihrer Bechtsstellung dnrch die Ver- 
fassung bestimmte Beamte. 



Zweiter Abschnitt 

Die Stelluiig im besoudereu 

I 8. Ble Kompetenz des repnhUkanfseheii Staatsoherhauptes 
und das Terhftitnis zu anderen Staatsorganen. 

Nachdem im ersten Teile der Begriff des republikanischen 
Staatshauptes unter Heranzieluinf? der zur Feststellung erforder- 
lichen Normen der allgemeinen Staatslehre wie des objektiven 
Verfassungsrechts gefunden ist, soll nunmehr seine Stellung im 
einzelnen unter Beriicksichtigung der übrigen konkreten Ver- 
fassungsbestimmungen ausgeführt werden. Da es aber nicht 
die Aufgabe ist, eine lehrbuchmässige Übersicht der Bestimmungen 
aller republikanischen Verfassungen zu geben, kann dies auch 
hier nur soweit der Fall sein, als nach allgemeinem republika- 
nischen Staatsrechte die Stellung des Staatshauptes bestimmt 
wird und die einzelnen Vorschriften besondere bezeichnende 
Bechtsnormen enthalten. 

I. Der Umfang der Amtstätigkeit eines Staatsbeamten, soweit 
er ihm durch die Rechtsordnung zugewiesen ist, heisst seine 
Kompetenz. Die Kompetenz des republikanischen Staatshauptes 
ergibt sich aus der Verfassung; andere die Rechtsstellnng der 
Beamten regelnde Gesetze werden dnrch die Verfassung, die 
hier als lex specialis wirkt, ausgeschaltet. 

Im einzelnen kann man die Kompetenz des Staatshauptes 
nach yerscbiedenen Gesichtspunkten betrachten. Oben haben 
wir bei der Untersuchung des Inhaltes des Staatsamtes Bechte 
und Pflichten geschieden, dabei aber gesehen, dass beide oft 
zusammenfallen und diese Einteilung daher nicht befriedigt. 
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Wir können nun die Kompetenz des Oberhauptes betrachten im 
Verhältnisse za den ttbrigen mit der Wabmehmnng der Staats- 
geschftfte betrauten Organen. 

Als Funktionen der Staatsgewalt werden herkOmmlicher- 
weise im Änsehlnsse an die Lehre von der Gewaltenteiluug die 
Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung genannt. Diese 
Einteilung ist zwar als unrichtig angegriffen worden da durch 
sie die Einheitlichkeit des Staates vernichtet werde, und da 
Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung durchaus nicht 
drei gleichwertige Begriffe, sondern die beiden letzteren von 
der gesetzgebenden Gewalt abliängig seien. Dennoch mag diese 
Ei iiteilung der t'olgendeii Daij^tellnng der Kompetenz des Staats- 
cliL'ls zugrunde gelegt werden, ohne dass zunächst die Berech- 
tigung der Neben- oder der Unterordnung dieser Gewalten uiiter- 
suclit wird. Nacli der Leine von der Teihiufr der Gewalten steht 
im republikanisch-deniokrat Ischen Staate die Gesetzgebung dem 
Volke, die richterliche Gewalt den Richtern und die Verwaltung 
oder Exekutive dem StaatsUaupte und den ihm unterstellten 
Beamten zu. 

II. Wir wenden uns zunächst der gesetzgebenden Ge- 
walt*) zu. 

1. Sie wird in den heutigen Republiken nieist von Organen 
des Trägers der Staatsgewalt ausgeübt, nämlich von dem Par- 
lamente, der Repräsentation des Staates. Der Hegritf der 
RepiiiscMiiation . wie er oben besprochen ist. hat sich aus dem 
ursprünglichen engeren Begriffe der Vertretung des Volkes bei 
der Gesetzgebung entwickelt. Er ist zuerst von Locke auf- 
gestellt und von Montesquieu weitergeführt worden^). Er 
fügt sich dem Gedankenkreise dieser beiden Staatstheoretiker, 



*) wie «. B. Meyer, Staatsrecht 8. 28, festotellt 
Anschttti, Die gegenw&rtigfeu Theorien Aber den Begriff der gesets- 

gebeii l' Ii <<ewalt und den Umfaii;;: des königlichen Verordnangsr echtes nach 
preussiscliem Staatsrecht. 2. Aufl., Tübingen und Leipzig 1901, S. 12, de- 
finiert die ge«*ef zsrcbciide (iewalt als die rechtssetzende (iewalt, die Macht, 
alles im Staate souverän zu regulieren und jedem durch abstrakte Nonnen 
die üreuzcu seines Dttrfens und Sollens in nnverhrflchUcher Weise vorzuschreiben. 

*) Vgl. Rebm, Allgemeine Staatslehre S. 225, 226, 232. Za dem Begriffe 
auch Bieker , Die rechUiehe Natnr der modernen Volksvertretung, Leipxig 1894. 
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dem anch die Lehre yon der Oewaltenteilang entstammt, ein: 
Locke gebt davon aus, dass der menschliche Selbsterhaltungs- 
trieb zur Schaffung von Staaten, also auch zu einer Staats- 
gewalt geführt habe, zugleich aber auch dazu, der menschlichen 
Freiheit, und Gewalt Schranken zu setzen; es tritt daher den 
Organen dur Staatsgewalt das Volk kuntiollierend und heunnend 
gegenüber, und zwar durch ständige StellverUetcr, seine Reprä- 
sentanten. Bei der rechtlich verschiedenen Stellung dieser Organe 
der Staatsgewalt, insbesondere der obersten Vollzugsorgane, der 
Staatshäupter in Monarchie und Republik, ist auch der Charakter 
dieser Repräsentation verschieden. Während in der konstituti- 
onellen Monarchie das Parlament, wie dies auch aus seiner 
gesell iclitlicheu Re<rriindung folgt, dem Monarchen gegenüber 
im wesentlichen eine dessen Befugnisse beschränkende Aufgabe 
hat und die Rechte des Volkes zur Geltung bringt, ist im 
repnblikanischea Staatsrechte der Name Volksvertretung irre- 
führend. 

Das Parlament spielt in der Republik eine doppelte 
Rolle. Es ist zunächst Repräsentant des Volkes, des Trägers 
der republikanisch-demokratischen Staatsgewalt, und steht daher 
über allen beamteten Organen. Insbesondere tritt es dem 
republikanischen Staatshaupte nicht nur kontrollierend und 
hemmend entgegen, um etwa die Rechte des Volkes als eines 
gleichgeordneten Teiles der Staatsbürgerschaft zu wahren, 
sondern es ist ein ihm übergeordnetes Staatsorgan. Als solches 
bat es, wie wir oben gesehen haben, in manchen Republiken 
das Staatsbaupt zu wählen und dessen Demission entgegenzu- 
nehmen; ihm gegenüber ist das Staatsbanpt verantwortlich. 
Sodann ist das Parlament Hauptorgan der Gesetzgebung. 
Die Ausübung der gesetzgebenden Gewalt gilt als eine dem 
Träger der Staatsgewalt normalerweise zukommende Aufgabe, 
wenn sie für ihn auch nicht begriffs wesentlich ist und nach ihr 
deshalb nicht die Staatsform bestimmt werden kann. In der 
Monarchie nimmt der Monarch, allein oder unter Mitwirkung 
des Volkes, die Gesetzgebungsfunktion wahr, in der Bepublik 
steht sie entsprechend dem Volke bzw. seiner Repräsentation zu. 
Ob die republikanische Volksvertretung in dieser ihrer Eigen* 
Schaft den anderen Staatsorganen Aber- oder untergeordnet ist, 
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ist weiter unten su prfifen. Jedenfalls sind die parlamentarischen 
Körperschaften in der B«publik nicht einseitig auf die Bolle 
als VollESvertretang oder die als gesetzgebende Versamnilang 
festzulegen 

Die Bepttbliken haben, wie die meisten konstitutionellen 
Staaten überhaupt, als Form der parlamentarischen Körper- 
schaften fast durchgängig dasZweikammen^ystem angenommen; 

beide Kammern erhalten in ihrer Vereinigung oft einen besonderen 
Namen. In Frankreich bilden Senat und Deputiertenkammer 
die National versamnihuig, in Mexiko den Generalkongress, in 
Argentinien und Brasilien den Kongress; in den Vereinigten 
Staaten von Amerika vereinigen Senat und Rtpiäsenlantenhaus 
sicli zum Kongresse, in den nordamerikaniselien Einzelslaaten 
diese beiden Häuser sicli zum General Court mler General 
Assembly. In den Freien Städten liegt die Gesetzgebung in 
den Händen von Senat und Blirgerschatt. In der Schweiz besteht 
die Bundesveisammlung aus dem Nationalrate und dem Stände- 
rate. Die „oberste gesetzgebende Behörde" der Kantone ist 
der Kantonsrat oder Grosse Rat, Grand Conseil, Grau Consiglio, 
Landrat; es besteht hier also das Einkammersystem. In zahlreichen 
Kantonen sind ausserdem manche sich auf die Gesetzgebung 
beziehenden Rerhte der Landsgeraeinde, der Gesamtheit der 
stinmiberechtigten Staatsbürger, vorbehalten geblieben, z. B. das 
Retereudum. das Veto und die Initiative: letztere jedoch nicht aus- 
schliesslich. Auch in der Eidgenossen.schatt besteht ein fakultatives 
Referendum (Bundesverfassung Art. 89). Es lasst sich zwar eine die 
genannten Volksreclite begünstigende Tendenz feststellen, doch 
fehlt es den diese Becbte ausübenden Aktivbflrgerschafteu im 

') Nacli Jelliuek, Allgemeine Staatslehre S. 562, repräsentieren die 
gesetzgebenden Versammlungen nicht das Volk nach allen liicbtungcui in 
eigentfUnlioher venntthle rieh die Lehre Ton der Gewaltenteilaug mit 
der der Yolkssonyerftnitftt aonftclist in ^ Verriaigteii Staaten, wo Pitaident 

nnd Ciovernor. die Innehaber der vollziehenden (iewalt, nicht minder Reprä- 
sentanteu des Volkes seien als die L gislative. Andererseits will Duguit, 
L'ivtat, les gouvernants et les agents S. 137, das Parlament deshalb nicht aU 
gesetzgebende Gewalt aufgefasst wissen, da es oft nur der Sanktiuu des 
Staatacbefs bedflrftige QeaetMntwttrfe anfertige, da der Staatschef selbst 
gesetsliebe Verordnungen erlasse nnd da es auch richterlicbe nnd Terwaltende 
Fonktionen babe. 
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Gegen^;atze zu der Laiidsgemeinde natiirlicli an einer körper- 
schatilicheii Organisation. Die nurdaineiikauiüciien Einzelstaaten 
haben meist ein obligatorisches Verfassungsplebiszit und einige 
Von ihnen auch ein spezielles, für besiimmte, in der Verfassung 
bezeichnete Gegenstände gegebenes und immer obligatorisches 
Gesetzesplebiszit ^). Für die Verfassüng:sänderungen werden 
besondere Konventionen gewählt, die weder gesetzgebende Ver- 
sammlungen noch Ro^rierungsbehörden sind*). 

Die Qualifikation als Mitglied der gesetzgebenden Gewalt 
ist, die Eigenschaft eines Aktivbürgers vorausgesetzt, durch die 
Wahl bedingt; grundsätzlich ist jeder Akt ivbiu gei- wählbar '). 

In vier der kleineren Kantone, Unterwaiden ob und nid 
dem Wald (Art. 39 bzw. 52), Appenzell Ausser- und Inner-Khuden 
(Art. 27 bzw. 32), führt nun das Staatshaupt, der Landamman n, 
das Präsidiam der Landsgemeinde. Ausserdem ist er Vor- 
sitzender der vollziehenden Behörde, deren Mitglied er ist, and 
in Appenzell Ausser-Rhoden präsidiert er auch noch dem Grossen 
Bat und in Unterwaiden nid dem Wald dem Landrate. Ln Gegen- 
satz zu diesen vier Kantonen ist in allen übrigen Republiken der 
Grundsatz der Gewaltenteilung schärfer durchgesetzt, insbesondere 
hat die Leg^islative überall ihren eigenen Präsidenten, der mit 
dem HanptexekntiTorgane nicht identisch ist Beide Organe 
treten vielmehr nnr soweit miteinander in Berührung, als die 
ihnen verfassungsmässig obliegenden Geschäfte die Gelegenheit 
dazu bieten. Im Kanton Freiburg jedoch darf der Präsident 
des Grossen fiates zu jeder Zeit von den Handlungen der voll- 
ziehenden Gewalt Kenntnis nehmen (Art. 53 Abs. 4). 

2. Den Organen der gesetzgebenden Gewalt gegenüber stehen 

*) Ulriefa, Die Bettellong der Gerichte in den modernen Bepubliken 
8. 182. 

*) Moll, Der Biindesstaatsbegrif! in ilen Vereinigten Staaten von Amerika 
Ten ihrer Unabhängigkeit bis zum Kompromisse von 1Ö50 (Zürcher Beitriige 
nur Reditewinenscbeft V), ZOrlch 1906, S. 61, 63. 

*) Fna StaSl ecblug Tor, daei die geaet^bende Gewelt in der 
Bapablik in der Hauptsache aus Soldaten und aufgeklärten Penkern bestehen 
solle: von ersteren sei begonders eine Festigung des republikanischen 'icdankens 
zn erwarten (Wober-Lutkow, Die CJedanken der Fran v. Stael über Revo- 
lution und Republik, in der Beilage zur Münchener Allgemeinen Zeitung 
Nr. 161). 
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dem Oberhaapte zunächst mr solche Rechte za, die sieb gleich- 
zeitig als Verwaltangsfanktiouen charakterisieren lassen und die 
nur den Gang der Gesetzgebung berUliren. Man kann sie als 
formelle Rocbte bezeichnen, im Gegensätze zu den materiellen 
Kecliteii, den sicli auf da.s Gesetzgebuugsweik selbst beziehendeu 
Funktiuneu des Siaatshauptes. 

a) Hier ist vorerst das Recht ^) die Kammei n zu berufen 
anzuführen^). Wo iiiclit bereits durch die Verfassung für die 
Wahlen bestimmte Termine fortgesetzt sind, hat das Staatshaupt 
den Tag fiir die Wahlen anzusetzen^). Der Zeitpunkt, zu 
dem die Kammern zusammentreten, oder die Fristen, innerhalb 
deren sie berufen werden müssen, sind meist verfassungsmässig 
festgelegt*) ; es bleibt daher regelmässig dem Staatshaupte in dieser 
Heziehung wenig Spielraum. Da{^en:en kann das Staatshaupt sie bei 
ausserordentlichen Gelegeulieiteu berufen '^). In Frankreich niuss 
der Präsident die Kammern berufen, wenn es deren Mehrheit 
fordert, in Mexiko (Art. 85 Nr. 12) auf Verlangen des permanenten 
Kongressausschusses; in einigen nordamerikanischen Staaten*) 
kann der f Jovernor sie an einen andern Ort als an den Sitz der 
Regierung berufen, wenn dieser durch Krieg oder Krankheit 
bedroht ist, in andern Staaten ') ist bestimmt, dass nur über 
die Frage, deretwegen die Berufung erfolgt ist, beraten werden 
darf. In den Hansestädten ist der Senat berechtigt, aber unter 



Hier wie auch weiterhin wird vuu iicchteu uicht immer im Gegensatz 
wa iM Ffliditai gesproidiea wurden; Reeht Ist dann gleichbedenteiid mit 
Fanktion ; Tglaber JellinelEi Allgemeine SUatalehre 8. 606 (.fteie Titigkeit'). 

') Arndt, Übw Anfug, Unterbrechung und Schlasfl der Legislatur- 
perioden oder: comment le pouvoir exfccutif arrete lo pouvoir 16gislatif? in 
den Annalen 1903 S. 722: nach Montesqnien soll die vollziehende (Jewalt 
Beginn, Vertagung und Schluss der Legislative bestimmen; S. 738; ein noch 
uicht eröffnetes Parlament besteht als solches noch nicht. 

') FnuiiOe. Geiete Tom 2. August 1875 Art. 1. 

*) YerfMsnttg der Tereinigten StMten von Amerika Art. X Sekt i; ftaniOi. 
Gesetz vom 25. Februar 1875 Art. b Abs. 2 und vom 16. Juli 187.') Art. 3. 

FranzO.s. (tesetz vom 16. Juli Art. 2; Verfas-sung der Vereinigten 
Staaten Art. 2 Sekt. 3; Chileuiscbe Verfassung Art. 73 Nr. 5; Argentiniscbe 
Verfassung Art. 86 Nr. 12. 

•) z. B. Alabawa V 10, California V 9, Delaware III 12. 

^ Arkonsu VI 19, Colorado IV 9, Florida VI 8, lUinoie V 8. 
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ümst&nden ancb gezwnngen, die Btti!gerschaft zu berafen In 
ArgentiDien (Art. 86 Nr. 11) und Brasilien (Art. 49 Nr. 9; 
eröffnet der Präsident jedes Jahr die Sitzangen der vereinigten 
Eamniern. 

b) Ein wichtigeres Recht ist das der Vertagung des Par- 
lamentes. Nach amerilcanischem Staatsrechte können die H&nser 
vertagt werden, wenn eine Obereinstimmung zwischen ihnen 
nicht erzielt werden kann; in den Einzelstaaten mnss dies dem 
Govemor angezeigt werden, der in bestimmter Zeit Jedoch das 
Parlament wieder berufen mnss"). Auch in Frankreich^) sind 
Einschränkungen gegeben, die Vertagung darf nickt den Zeitraum 
von einem Monat überschreiten und nicht mehr als zweimal in 
derselben Sitzungsperiode erfolgen. In demselben Artikel ist 
bestimmt, dass der Präsident die Schliessung der Session 
ausspricht. 

In manchen slUI- und mitteliimerikanischen Republiken (z. B.* 
Mexiko Art. 73, 74) besteht in der Zeit, in der der Kongress 
nicht versammelt ist, ein Aussclmss des Parlamentes, der dem 
Präsidenten gegenüber eine Art Kontrolle ausübt^). 

3. An materiellen Rechten, durch die das Oberhaupt der 
Republik Einfluss auf die Gesetzgebung selbst hat, kommt zuerst 

a) unter den positiven Funktionen 

a) die Initiative in Betracht. Sie steht zu dem französischen 
Präsidenten-'), dem Präsidenten Mexikos (Art. 65), den Senaten 
der Hansestädte'"'), in der Schweiz dem Bundesrat (Art. 102 Nr. 4) 
und den Vollziehungsbeiiuidon in den Kantonen Bern Art. 41» 
Zürich Art. 40, Freiburg Art. 52, Solothurn Art. 38, St. Galh^n 
Art. 62, Waadt Art. 59, Tessin Art. 26, Aargau und Thurgau 
Art. 39. Sfhaff hausen Art. 66, Wallis Art. 43; alleidings steht 
das Recht diesen Orgauen nicht ausschliesslich zu. 

*) Lübeck Art. 37, Bremen § 49, Hamburg Art. 50. 

^ Verfassaog der Union ÜB, Jowa IV 13, Kentncky III 13. 

*) Qewts Tom 16. Juli 1876 Art 2 Abt. 8. 

*) Matter, La diasolntion des asserabK'es parlenientaires , Paris 1896, 

8,25"): .iiiie ili'-putatioii do pornmneiK^p, c'e<*t-.i-(lire de Inl'■f^r^tn•e^ 

^) fit'setz vom 2.'j. Februar 1^7.) Art. .5 auch findet eine Verfasanngs- 

äodemng statt „snr la demamlc du Prtäident' ;^Art. 8). 

*) von Melle (Hamburg) S. 42; Klügmanu (Lttbeck) S. öO; Sievsrs 

(BKmen) S. 76. 
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Das nordamerlkanische Staatsrecht hat es in DurchfÜhrang 
des Oraodsatzes der Gewaltentailong zwar yermieden, dem 
Oberhaapte ein so offensichtliches Becht wie die Initiative zu- 
zuerkennen; doch besteht ein nicht unwesentlicher Elnflnss auf 
den Qang der Gesetzgebung. Dem Pr&sidenten der Union ist 
bereits in der flblichen Rede, die er bei seinem Amtsantritte 
am 4. H&rz yor dem Kapitol hftit, Gelegenheit gegebeu, sein 
Programm zu entwickeln. Nach Art. 2 Sekt. 3 soll er femer 
von Zeit zu Zeit den Kongress über die Lage der Union infor^ 
niieren nnd dessen Beratung Massregeln, die er für nötig und 
nützlich hält, anempfehlen. Dieses Recht wird jetzt in der 
Weise gehandhabt, dass alljährlich bei der Eröffnung des Kon- 
gresses der Präsident eine .schriftliche Botschaft, Message, an 
den Kongress richtet, während Washington bei dieser Gelegenheit 
persönlich redete und dann in königlichem Aufzuge erschien^). 
Ausser diesen jährlichen Botschaften lässt der Präsident dem 
Kongresse weitere Botschaften zugelien, so oft er es für nötig 
hält oder der Kongress es wünscht. Die Einzelstaateu kennen 
dies Institut ebenfalls; zuweileu öndet sich die ausdrückliche 
Bestinmmng. dass die Botschaft geschrieben werden nmss-j. 
Gleichzeitig ntit der {Botschaft übersendet dei- Präsident zu 
Beginn der Session eine Reihe Berichte der verschiedenen ihm 
untergeordneten Verwaltungsdepartenients, die auf diese Weise 
ebenfalls Gelcjrmlieit haben, dem Konirresse wünschenswerte 
Gesetze anzugeben 'j. Es stehen somit auch in Nordamerika 
der Exekutive ausreichende Mittel zu Gebote, gesetzgeberische 
Massnahmen anzuregen, wenn auch nicht verkannt werden darf, 
dass sie im Unterschiede zur Initiative nicht mit unmittelbar 
rechtlicher Wirkung den Gesetzgebangsapparat in Bewegung 
setzen. Die Messages sind in gewisser Beziehung mit den 
monarchischen Thronreden zu vergleichen. 

In entsprechender Art verkehrt auch der französische Prä- 
sident mit den Kammern durch Botschaften, die von den Mini- 
stem verlesen werden^). 

') Bo8c, Lea droits legislatils du pr^ident des ^tato^Unis d'Amöriqae, 
Fltris 1906, S. 76, 77. 

*) s. B. PennqrlTania IV 11, AkbamA V 11, Lonlsiana Art 63. 
«) Bosc S. 86. 

^ Oesete Tom 16. Juli 1875 Arfc. 6. 
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ß) Wfthi'end in fai»t allen andern Republiken die Ezekative 
aaArr Beratung der Gesetze, an der Feststellung desOesetzes- 
inbaltes, keinen Anteil bat — abgesehen von den Hansestftdten, in 
denen der Senat zugleich gesetzgebender Faktor ist, and in 
denjenigen Schweizer Kantonen, in denen der Landammann der 
Landägemeinde pr&sidiert — , ist es gerade die nordamerikanische 
Union, in der trotz der scharfen Gewaltensondernng der Prftsident 
eine Einwiikiing auf den Gang der Gesetzgebung ausübt. Es 
liegt hier ein Fall des konventionellen Rechtes vor. Wie das 
Volk unter praktischer Umgehung der Elektoren in Wirklichkeit 
den Präsidenten selbst wählt, so stehen auch trutz der Vertas.sung 
Exekutive und Legislative nicht in einem derartigen Gegensatze 
zueinander, wie man vermuten sollte ; Präsident, Senatoren und 
Repräsentanten werden durch dieselbe mächtige Wahlorganisation 
gewählt; der Fiäsident gehört also der Partei, die die Kongress- 
majoritilt hat. an Das Schicksal des Gesetzes bestimmt sich 
weiter nicht durch seine Autnahme im Kongress, sondern es 
wird bereits durch die Ausschiisse (Committees) des Kongresses 
geschaffen. Dadurch nun. dass die Ausschüsse von ihrem Rechte, 
ihnen genehme Personen zu höien, Gebrauch machen und die 
Meinung der Staatssekretäre; einholen, wirkt die Exekutive durch 
ihren Einfluss iu den Committees weseutlich auf die Beratung 
der Gesetze ein 

}') Das republikanische Staatshaupt entfaltet regelmässig 
eine verfassungsmässige Tätigkeit erst wieder nach der Fertig- 
stellung des Gesetzes durch die Legislative. Ein Gesetzentwurf 
wird zum eigentlichen <Tr,<etz erst, wenn ihm der Gesetzesbefehl, 
die Sanktion, erteilt ist. Dieses Recht der Sanktion kann seiner 
Bedeutung wegen nur demjenigen staatlichen Organe zustehen, 
welches nach dem Sinne der Verfassung die Funktionen des 
Oesetzgebers wahrnehmen soll. Grundsätzlich hat daher das 
republikanische Staatshaupt dieses Recht nicht, denn die konsti- 
tutionellen Verfassungen haben sämtlich, mehr oder minder durch- 
geführt, die Wahmehmnng der einzelnen staatlichen Funktionen 
yerscbiedenen Organen fibertragen'). Nur die Verfassungen 

«) Bosc S. 89 ff., 99. 
») Bosc 8. 106. 

Catimir-Pftriery Vorwort mBompanl, le V6to S. VI: «neUoB . . . 
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Argentinieiis Art. 86 Nr. 4, Brasiliens Art. 48 and Chiles 
beRtimmen, dass der Piftsident die Gesetze sanktioniere. 
Hierunter kann Jedoch f&r Argentinien nicht in der üblichen 
Bedeutung die Erteilung des GesetzesbefeUs verstanden werden. 
Denn abgesehen von dem grundsätzlichen Bedenken ist im 
Art. 73 die Formel fflr die Sanktion aufgefiUirt, die des 
Prftsidenten in keiner Weise Erwähnung tut; die Bestim- 
mungen Uber den Gang der Gesetzgebung (Art. 36, 68 ff.) sprechen 
überhaupt nicht von einem Sanktionsrecht des Präsidenten. 
Diese Antinomie wird dahin zu erklären sein , dass unter der 
Sanktion des Präsidenten die Billigung des Gesetzentwurfes 
zu verstehen ist, wie sie in Art. 69 erwähnt ist. Die Verfassung 
Brasiliens dagegen bestimmt ausser in dem angeführten Artikel, 
in dem iSanktion, Promulgation und Publikation als Rechte des 
Priisiileiiten aufgezälilt werden, in dem Art. 16 ausdrücklicb, 
da.ss die gesetzgebende Gewalt vom Nationalkuiigresse mit der 
Sanktion des Präsidenten der Republik ausgeübt werde. Die 
Sanktionsformel (Art. 37 §4i lautet dementsprechend : „DerNati- 
onalkongress beschliesst und ich sanktioniere folgendes Gesetz*. 
Hiernach erschiene in Brasilien der Präsident allerdings als ein 
wichtiger Faktor der (lesetzgebinig. Jedoch ist die Sanktion 
nicht uniiberwindlich : wie aus den §§ 1—3 des Art. 37 hervor- 
geht, wirkt ihre Vct Weigerung nur wie rlas amerikanische Veto, 
sie kann durch zweidrittel Majorität er.setzt werden und ist also 
nur als eine Umschreibung des Vetorechts aufzufassen. Ebenso 
nimmt in Chile der Präsident an der Bildung der Gesetze teil, 
indem er sie sanktioniert und pruniulgiert (.\rt. 73 Nr. 1). 

()) Rin Gesetz nuiss. um Geltung zu haben und angewendet 
werden zu können, zur utfentlichen Kenntnis gebraclit sein. Ks 
finden sich hierfür die Bezeichnungen Ausfertigung, Promul- 
gation, Publikation der Gesetze. Die Ausfertigung ist die 
Prüfung des verfassungsmässigen Zustandekommens des Gesetzes 
und die Feststellung seines authentischen Textes. Die repu- 
blikanischen Verfassungen gebrauchen diese Bezeichnung zwar 
nicht, doch ist die Ausfertigung als notwendige Stufe des Gesetz- 

incomi^utiblu avec le regime republicaiu. äaiut Uiruiis, Essai aar la Sepa- 
ration des ponvoira, Paris 1881, S. 259, nnd Hannel de droit eonstitQtioDnoI, 
8. Mit., Paris 1885, S. 875, niiniiit an, dass die Exekutivgewalt die Sanktion habe. 
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gebangswerkes anerkannt ^). Die Form der Ausfertigung ist in 
Uambnrg: „Der Senat hat in Übereinstimmung mit der Blirger- 
scliaft beschlossen und verkündet hierdurch als Gesetz was 
folgt" Die Promulgation ist ein recht unklarer Begriff'). 
Jedenfalls ist sie nicht mit der Publikation gleichbedeutend, 
denn beide Begritie kommen nebeneinander vor; gleichwohl wird 
promulgieren zuweilen in demselben Sinne wie verkünden 
gebraucht. Da unter der Publikation nur die Anordnung zur 
Veröffentlichung^ und Verkündigung der Gesetze verstanden 
werden kann, ist die Promulgation, wenn sie neben der Publi- 
kation erscheint, wohl am besten als die die Publikation vor- 
bereitende, nach der Tätigkeit der Legislative der Exekutive 
zukommende Funktion anzusehen; als solche kommt aber nur 
die Prüfung der Gesetze daraufhin, ob sie zur Veröffentlichung 
geeignet sind, also die erwähnte Ausfertigung in Betracht. 
Promulgation und Publikation stehen dem Präsidenten zu in 
Brasilien Art. 48 Nr. 1. Wo dagegen die Promulgation als einzige 
einschlägige Funktion des Präsidenten orscbeint, wird sie auch 
die Anordnung der VeröffautUcbnng mit umfassen; dies ist der 
Fall in Frankreich (Gesetz vom 25, Februar 1875 Art. 3, vom 
16. Juli 1875 Art. 7), Mexiko Art. 85, Argentinien Art. 86 Nr. 4; 
die Befugnis der Promulgation hat die Vollziehungsbehörde in 
Uri Art. 62, Neuenburg Art. 49, Genf Art. 82. In Thurgau 
Art. 39 veröffentlicht der Regiernngsrat die Gesetze, in Hambarg 
Art. 61 Abs. 3 (Art. 77: innei-balb 14 Tagen) yerktindet der Senat 
die Gesetze^}, ebenso gehOit in Lübeck (Art 49) nnd in Bremen 
§ 671 die Pnblikation znm Wirknngskreise des Senates. 



1) OrnmUätzUchea bei Fleisehniftnn, Der Weg der Geietq(elMing in 
PMonen, Breslau 1898, S. 68. 

•) von Melle S. 8«i; im übrigen W o 1 n s o n , Staatsrecht FIanibnr^;s S. 22. 

') Fleiacbinauu 8. G9. Über diüse Begriffe vgl. auch Folie vilie, De 
la Promulgation et de rnpplieation dM lote et dee dtereta, Donnl et Pevis 1876, 
S, 9; Batbie, Tni(6 Bd. 8 S. 618: «promnlgne: c^eit44ir6 d^elare exten- 
toires'; Schollenberger, Kantonalrecht S. 237. 

♦) Vgl. auch von Melle, Hainbnrgisrhrs Stuafsrorht S Hä. Seelip, 
Hambnrgisches Staatsrecht S. 72, meint unter Hcnifmig auf Art. 20 der Ver- 
fassung, der Senat niUsse das Leben eines uacii seiner Meinnn^^ nicht ver- 
fassungsmässigen oder nicht sweckmässigen Gesetzes dnreh driuglicbe Anträge 
nnd HlnnttMcUeben det Pnbliketionstemlne m Temicliten tncbten. 

W»Uh«r, Staataliaapt in RepabUktn 9 
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Die Anf«^abe. die Gesetze zur allgemeinen Kenntnis zu 
bringen, isi also durchgängig: der Spitze des Staates in Republiken 
sowohl wie in Monarchien zugefallen. Sic ist nicht nur ein 
Recht, sondern auch eine Pfliclit Denn wenn nach Belieben 
die Bekanntmachung unterlassen werden könnte, so hätte das 
Staatshaupt dadurch mittelbar ein wie eine Sanktionsverweigerung 
wirkendes Vctureciit in der Hand, es bestände die Möglichkeit 
unliebsame Gesetze zu unterdrücken, was nicht dem Sinne der 
Verfassung entsprechen würdn -i. Rine Zeichnung der Gesetze 
durch das Staatshaupt unter luinisterielhi' Gegeiizeichnunfr tut hält 
nur die FeststL'lhnig, dass die zur Giilligkeit des Gestlzt-s nötigen 
Willeiisiuisserungen der Legislative vo) liegen, sie bringt nicht 
eine eigene A\'illensäusserung zum Ausdruck. Im Hinblick hierauf 
sind Vorkelii ungen getrotleii woi-deri. Dem tranzösischen Prä- 
sidenten ist für die l'romnlgation eine Frist von einem Monate bzw., 
wenn das Gesetz für dringend erklärt ist, von drei Tagen gesetzt 
(Gesetz vom 16. Juli 1875 Art. 7). Die nordamerikanischen Ver- 
fassungen erwähnen ausdrücklich die Promulgation oder die 
Publikation nicht. Es wird hier ein Gesetz, nachdem es vom Kon- 
gresse angenommen ist, regelmässig durch die Unterzeichnung 
des Präsideuten oder des Governors perfekt, dem es vorgelegt 
werden muss, um ihm Gelegenheit zur Ausübung seines Vetorechtes 
zu geben billigt er das Gesetz nicht und verweigert er seine 
Unterschrift, ohne es innerhalb einer mehrtägigen Frist zorück- 
zusenden, so wird es dennoch Gesetz^). Die Aosfeitigung nnd 
Verkfindung der Gesetze ist Pflicht des Staatssekretärs'^). 

Die Ausfertignng ist nicht mit der Sanktion gloicbbe- 
deutend; doch ist das Verhältnis beider zueinander nicht nn- 

') Nach Art .H8 der Verfassung lirasilieiis promulgiert dpr Präsident oder 
Vizepriiäideut dea Senates im Nameu des Kougresaea, weuu iuuerhalb 46 Stuudea 
die ProniilgatioD durch den Prisideoten der Bepnblik nicht erfolgt Ut 

*) Ebeoeo heetebt richtiger Ansicht nach eine Pflicht dee denteefaen 
Kaisers ZOT Terkflodnng der Reicbagesetie, da m deren Zustandekomraeu nar 
das Zusammenwirken des Bundesrats und Roit-hstages nötig ist i.Art 5 der 
Reiclisverfassung); anders Derubarg, P&ndeltten, 6. Aafl.,Berlin liMO, &d4 
Auiu. ö. 

*) If he approves he sball sign it: Verfasenng der Vereinigten Staaten 
Art I Sekt. 7 § 2, Alabama V 13, Arkansas VI 16, usw. 

•) Vgl. unten S. 134. 

^} Westerkamp, ätaatenbuud und Bundesstaat S. 320. 
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bestritten. Wälii eiid die lierrsclieiulc Lehre auf die Feststellung 
des Gesetzesinhaltes die Sanktion und erst nacli dieser die Aus- 
fertigung folgen lässt, vertritt P'leischmann *j den Standpunkt, 
dass die Ausfertigung der Sanktion vorausgehe, da der (iesetzes- 
befehl erst erteilt weiden könne, wenn alle Vurhedingungen 
für das ins Leben Treten des Gesetzes erfüllt seien und im 
besonderen eine fehlerfieie Gesetzesurkunde vorläge. Beide 
Lehren setzen m. E. eine verschiedene Auffassung des Begriffes 
der Ausfertigung voraus. Wird als Aufgabe der Ausfertigung 
die Feststellung des Gesetzestextes zum Zwecke der Beendigung 
des Gesetzgebungswerkes durch die Sanktion angesehen, so ist 
sie als Grundlage uud Voraussetzung der Sanktion dieser vor- 
anzustellen. Sieht man dagegen in der Ausfertigung das ver- 
bindende Glied zwischen dem Gesetzgebungswerke und der Ge- 
setzesanwendung, so folgt sie nach der Sanktion, denn sie soll 
nicht nur dem Gesetzgeber den seinem Inhalte nach festge- 
stellten Gesetzestext nachweisen, sondern auch allgemein nach 
aussen hin die Existenz eines vollgültigen, also sanktionierten 
Gesetzes bezeugen. Icii nehme fQr die Ausfertigung diese 
weitergebende Aufgabe und einen entsprechenden Begnff an. 
Vor der Sanktion ist die Gesetzesarknnde noch kein Gesetz, 
sondern nur ein Entwurf; die Funktion des ausfertigenden Or- 
gans erschöpft sich aber nicht hier mitten im Gesetzgebnngs- 
werke, seine Tätigkeit ist znm mindesten nicht mit der PrUfung 
des noch zu sanktionierenden Gesetzestextes, die ebensogut dem 
Gesetzgeber zukommt, abgeschlossen. Jedes Gesetz bedarf der 
Ausfertigung, doch erfolgt diese erst, nachdem die eigentlichen 
legislativen Organe ihre Tätigkeit bei der Gesetzesbildung (also 
die Sanktion eingeschlossen) beendigt haben. .Die Ausfertigung 
vermittelt die Handhabung des Gesetzes, sie garantiert der 
Anwendung des Gesetzes durch die Feststellung des Textes und 
die Prüfung der Yoranssetzungen die rechtmässige Existenz des 
Gesetzes. Sie ist also eine Funktion bereits verwaltender (exe- 
kutiver) Natur, wie sich dies gerade in der Republik zeigt, in 

*) doi" Ctesetzgebung: S. 8Bff. Anschütz in <ler Besprechang von 

FlciThniann«» Schrift ( Forsch uiigen zur bramloiiburi^isclien und preussiscben 
(ieschicbte XII i^lH) stimmt ilicscin zu, biilt .|if Frage jcdocli nicht für prak- 
tiÄch. Nicht ablehncml Laband im Archiv für üftentlidies Recht XIII 611. 

9* 
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der nicht wie in der Monarchie das ansfertigeiule Organ mit 
dem Staatsbauptc als Organe der Legislative identiscii ist. 
Wird auch die Sanktion zum Gegenstande der Prüfung gemacht. 
80 ist allerdings die Folge, dass. wie Fleisch mann gegen die 
lierrscheiule Lehre anführt, einem sanktionierten Gesetze die 
Ausfertigung verweigert werden kann und dass so die Sanktion 
einen Teil seiner Bedeutung verliert. Dies widerspricht aber 
nicht dem logischen Gange der Gesetzgebung, indem zuerst ein 
Gesetz mit allen seinen Erfordernissen bestehen niuss, um aus- 
gefprtif]ft und danach verkündet zu werden. Gegenstand der 
Austertigung ist nur die Prüfung des rechtmässigen Zustande- 
kommens, nicht aber ein materielles Urteil über das Gesetz, 
daher kann auch eine der Sanktion folgende Ausfertigung nicht 
wie eine Sanktion wirken ; der (Jesetzcsbefehl braucht nicht er- 
teilt zu werden, er begreift also ein Urteil in sich, die Ausfer- 
tigung dagegen ist bei einem objektiven Befunde seiner Voraus- 
setzungen, wie gesagt, eine Pflicht des Staatscdx i hauiites 
S< hliesslich kann ein sanktioniertes Gesetz der Prüfung, ob die 
Sanktion vorliegt, nicht entbehren, es bedürfte also, auch wenn 
bereits zum Zwecke der Erteilung d(>s Geseizesbefehls ausge- 
fertigt wiire. der nachfolgenden Ausfertigung. 

f) Eine Möglichkeit, materielle Gesetze zu scliaffen, besteht 
ffir das republikanische Staatshaupt darin, dass ihm das Ver- 
ordnnngsrecht ttbeitragen ist. Eine Verordnung ist ein Gesetz 
im weiteren Sinne, unterscheidet sich jedoch von einem (besetze 
im engeren Sinne dadurch , dass das Recht, Veroidnungen zu 
erlassen, gewöhnlich auf weniger wichtige und umfangreiche 
Gebiete sich bezieht und daher meist von der gesetzgebenden 
Gewalt, der es natürlich an sich zusteht der Regiemngsgewalt 
ikbertragen ist^. Insoweit Verordnungen in den Rechtsznstand 

*) Nach Ihignit. L'^lat, Ics gouvernants et les agcnts. S. .342, wird 
das Veronhiung^recht nicht vom Parlaiueute an den Präsidenten delegiert, da 
die grandsätslich getrennten Gewalten keine subjektiven Bechte haben; das 
Parlament hat das ol^ektive Becht von der Bechtsregel erhallen, kann ako 
die Begiening nidit beauftragen, ein sabjdctiTes Becht, das ei selbst sidtt 

hat, ftu-znii1>cn. 

l lier r.ei,'riflF, Kinteiliin^ und Literutnr siehe Moyer. Ltlirlimh des 
Deutschen Staalsreclits (>;. Anfl.i S. ö70: Zorn, Das Staatsrecht des Deutseben 
Keiches, 2. Aull., Berhn IBUo, Bd. 1 S. I2d. 
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iler Uiitertiuieii eingfreifeii (Reclitsveronlnungeii), bedarf es, weil 
eine derartige Wirkung eigentlicli mir verfassuiigsinäb;sigeii 
Gesetzen zukonunt, wie ich mit der lierrsclienden Lelire anueiime, 
einer besonderen Delegation seitens der Legislative'). Zu diesen 
Verordnungen jrehoren insbesondere Ausführungsverordnungen, 
Polizeiverordiuiugen und Notverordnungen; sie müssen auch 
publiziert sein. So kann der lianzösische Präsident Verordnungeu 
erlassen, um (lie Ausfiilirung der Gesetze zu sichern '^); die nord- 
ainerikanischen Staatshäupter haben dagf'gen kein Verordnungs- 
recht. In den Kollcf^ialrepubliken steht das Verordnungsrecht 
dem Kollegium als solchem zu. Dem Bundesrate der Eidgenossen- 
schaft ist es durch ein besonderes Gesetz, nicht im Art. 102 
der Verfassung, übertragen worden in manchen Kantonen^) 
jedoch stützen sich die Vollzugsbehörden und ebenso die Senate^) 
in den Freien Städten auf ausdrückliche Vorschrift der Ver- 
fassnng. 

Ans der Stellung des Staatshauptes als Chefs der Exekutive 
folgt, dass es ohne weiteres, ohne ausdrückliche Ermächtigung 
berechtigt ist, sog. Verwaltungsverordiiuiigeu, Reglements, 
Instruktionen, zn erlassen. Dies sind solche Verordnungen, durch 
die ein höheres Verwaltungsorgan einem untergeordneten g^en- 
über in die Tätigkeit oder die Organisation der Verwaltungs- 
behörden eingreift. Sie berttbren nicht die Aufgaben der Legis- 

') An schütz, Begrifl der gesotzf^ebemlen (Jewalt S 16. 

^) Raiga, Le youvoir regleinentaire du Preäideut de la K^publique, 
Paris 1900, S, 65 (auf Omna des Art 8 des Oesetses vom 25. Februar 1876: 
il en snrvenie et en asBinre rex6cntioB); Saint Giro&s, Essai bot la Separation 

des pouvoirs S. 509, Manuel de droit constitutionnel S. 378 ff.; Dnpriez, Les 
niinistrcs S. 480; siehe amli S. 481, und bei Mayer, Theorie des französischen 
Verwaltungsrerlits S. Mß— eine Einteilung der Dekrete, je nachdem Mit- 
wirkaug der Minister oder ile.i Staati^rates erfurderlich ist. 

*) Bluoier-Morel, Handbuch des Schweizerischen Bnndesstaatsrechts 
Bd. 3 8. 89; er bUt unter Umstanden eine stillschweigende Delegation des 
Varordanngsreehtes fttr möglich. 8 ch o 1 1 en he rge r ^ Kommentar nw Schweis. 
Bnndeaverfassnng 1905, 8. 548. leitet das Recht des Bundesrates zum Erlasse 
von Rechtsverordnnngen ans Art. 102 Nr. 6 der Verfassung (.er Tollsieht die 
Bandesgeaetse") ab. 

*) 80 in Uh Art. 5Ue (Verordnungen und Voilziebuugsrerordnuugeuj und 
Zug § 47 d. 

•} Bremen $57e, Hamborg Art. 61, LOheek Art 61 HI (Vollsngsverord* 
nnngen, Verordnungen fttr Handbabnng der Qeeetse). 
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lative and werden hier nur des Zosammenhanges mit den Becbts- 
verordnangen wegen erw&lint Im Rahmen seiner Kompetenz 
kann also jedes Oberhaupt der Republik, ohne sich anf eine 
ansdrficUiche Verfassnngsbestimmnng stfltzen zn mOssen, der- 
artige Verordnungei), die generell die Verfögung des flbergeord- 
neten Oigans im Einzelfalle ersetzen, erlassen. 

b) Neben diesen sich anf das Werk der Gesetzgebnng be- 
ziehenden Fnnktionen bestehen anch Rechte des Staatshauptes, 
die negativer Natur sind, insofern sie auf den Gang der Gesetz- 
gebung einen vernichteudcn oder wenigstens hemmenden Einfluss 
auszuüben vermögen. 

a) Hier ist an erster Stelle das bekannte sog. Vetorecht') 
der nordamerikauischen Republiken zu nennen In der Union') 
wie in den Gliedstaaten*) wird jeder Gesetzentwurf (bill, aber 
auch andere der Kompetenz der Legislative unterliegende Be- 
schliisse), nachdem ei von der Legislative angenommen ist, aber 
bevor er Gesetzeskraft erlangt, dem Staatslianpte vorgelegt. 
Wenn dieses den Entwurf nicht genehmigt und nicht unterzeichnet, 
so sendet es ihn dem Hause, das ihn zuerst einbrachte, unter 
Angabe seiner "Bedenken zurück. Dieses prüft den Gesetzent- 
wurf und die geäussHiten Hedenken und lässt dann eventuell 
den Entwurf fallen. Slimnil aber nach der Prüfung die Mehrzahl 
des Hauses — in der Union zwei Drittel, in den Einzelstaaten 
zwei Drittel oder einfache Majorität — nochmals für den Ent- 
wurf, so wird er Gesetz. Der Entwurf wird auch dann Gesetz, wenn 
innerhalb einei- mehrtägigen Frist — zehn Tage in den Vereinigten 
Staaten und einigen Gliedstaaten, in anderen Staaten drei oder 
fünf Tage — das Staatshaupt ihn nieht unterzeichnet und auch 
nicht zurückgesandt hat. Gesetzentwürfe, die vom Kongress 
in den letzten zehn Tagen einer Session beschlossen sind, 
können nur durch Unterzeichnung des Staatshauptes, nicht auch 
durch eine zweite Annahme der Legislative zu gültigen Gesetzen 
werden (sog. pocket veto). 

*) Gegen den „abosiu'' dieser Benennung mit sachliehen Gründen 
T. HoUtf Staatareeht der Ter. Staaten S. 62. 

*) llatOD, The veto power, Boston 1880; auch Boae a. a. 0. 8. 157 ff.; 
Bryce, The American Comuoniroalih Bd. t S. 63, 54; Story, Oonmeatariei 

§§881 ff. 

^1 Verfassung .\rt. I Sekt 7 !^ 'J. 

*) z. B. ^'ew York IV U, Uregou \ 16, i'enosyivania IV lö. 
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Mittel- oud sfidamerikanische Republiken haben das InsUtat 
des Veto, höchstens mit gelingt ügigen Ändernngeu, ttber- 
nommen |). 

fS) Ähnlich ist das Recht des Aranzdaischen Pr&sidenten, 
inuet'halb des Zeitraums, in dem er das ihm ttbermittelte Gesetz 
promulgieren muss (ein Mouat bzw. drei Tage), durch eine mit 
Gründen versehene Botschaft, von den beiden Kammern eine 
neue Beratung des Gesetzes zu verlangen, die nicht veiwei- 
gert wcnlen darf (Art. 7 Abs. 2 des Gesetzes vom IG. Juli 1875)*). 
Auch in Genf kuun der StaatsiaL ein Gesetz vor der Promul- 
gation dem Grossen Rate innerhalb seclis Monaten, mit seinen 
Bemerkungen versehen, zurückgeben, muss es aber bei einer 
neuen Annahme sofort promulgieren (Art. 64); es besteht also 
ebenfalls ein suspensive.s Veto. 

y) Ausserdem ist dem französischen Präsidenten das Recht 
der Auflösung der Deputiertenkammer vor Ablauf der 
Mandate zugestanden^). Er daif dies jedocli nur mit Zustimmung 
des Senates tun, ausserdem müssen zwei Monate später die 
WahlkoUegicn für die Neuwahlen und in weiteren zehn Tagen 
nach Schluss des Wahlaktes dieKammeru versammelt sein (Art.ö 
des Gesetzes vom 25. Februar 1875). 

Dies Recht, die Kammern aufzulösen, besteht nicht in den 
amerikanischen Republiken, der Schweiz und den Hansestädten '). 
Differenzen zwischen Senat und Bürgerschaft werden durch Ent- 
scheidungskommissionen oderdurchdasReichsgericbtent schieden^). 
Solche Vorkehrungen mussten hier getroffen werden, da der 
Senat in besonderem Masse die Staatsgewalt ausübt; in anderen 
Republiken tritt natürlich die Exekutive gegenflber der Reprä- 
sentation des Volkes zurück. 

•) Mexiko Art. 61, Argeutmien Art. üUfi., lirasilieu Art. 37. 

*) Bompard, Le vßto da Prösideot de la Böpubliqae et Ut lanetion 
royttle, Paris 1906, 8. 239 ff. Der f lanaOeiBche Präsident Jiak von dieeem Rechte 
sie Gebraiich gemacht. 

*) Duguit, L'6tat, lc8 gonTentants et les agent.s, S. 330, sagt von 
dieeem Rpclite: il est tonjonrs Tancienne pr^'rogative lovalo, coil8er?6e & BOtre 
nonarque clectif et appliquee au luocanisme puilemeutaire. 

') Mattür, La disäolutiou dua asseiublecä parlemeutaires , Paiiä lHd8. 

•) Matter 8.968; von Helle 8. mff.; Lflbeok Art 73 ff.; Hamborg 
Art. 70 ff.; Bremen § 66 und Oes. Uber Erledigang von lleioiuigSTenehiedeii- 
beiten (bei Stoerk S. 607). 
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4. Die BedealDDg und der raclitliche Charakter dieser legis- 
lattyen Rechte, beaonden der drei negatireB Rechte (Veto, 
NeuberatuDg nnd AuflöBung), sind sehr bestritten Dies ist 
verständlich, denn einerseits stellen sie in der Tat erhebliche 
Einwirkungen anf den Gang der Gesetzgebung dar, andererseits' 
widerstrebt es, der Exekutive einen Anteil an der gesetsgebeuden 
Gewalt, von der sie grundsätzlich ausgeschlossen sein sollte, 
zuzubilligen. Eine Trennung der Gewalten, wie sie das Ideal 
dieser Theorie ist und wie es in der Verfassung von Massachu- 
setts ausgesprochen ist, dass keine Gewalt von der andern ab- 
hftngig sein solle, ist nicht möglich, aber auch nicht notig oder 
wünschenswert. Gerade die amerikanischen Verfassungen, deren 
Typus, die Verfassung der Vereinigten Staaten, immer als ein 
Master in dieser Beziehung liingestellt wird, haben am wenigsten 
eine vollkommene Isolierung jeder Gewalt durchgeführt; mit 
vollem Bewusstsein ist in der iiordamerikanischen Unionsver- 
fa.ssung ein System von „checks and balances'' ^) gesdiaffen 
worden zum Zwecke, die Maclit jeder Gewalt durch die der 
anderen zu begrenzen und zu kontrollieren. 

Unter diesem Gesichtspunkte ist insbesondere das nord- 
amerikanische suspensive Veto, aber auch die Botschaft an den 
Kongress, zu verstehen. Prüft mau ausserdem die maierielleu 
Kechte auf ihre Wirkung, su wird man sagen müssen, dass diese 
Rechte zwar die Bei atung oder wiederholte Beratung von Gesetzen 
anregen können, aber dann einen entscheidenden Anteil an dem 
Zustandekommen oder Nichtzustandekouiuien der Gesetze nicht 
haben. Man kann keinesfalls von einem Anteil an der Ge- 
setzgebung sprechen, denn die Funktionen des Präsidenten 
sind nicht uuumgäugiich uotweudig für das Weiden des Ge- 



■) Für die l^islative Katar dos Veto spreehen sieh ens MftBon, The 

Veto |>ower (er leitet es aus eiuer .iktivon Teilnahme am Gesetsgelmiigswerke 
ab), Bosc S. 158 nn«l ('ooley. Trcatise S. .')0. Es selicn dagegen in dem 
Veto nicht einen Anteil der Eielcative an der Gc-sctzgebung: Westerltauip, 
Staatenbund und Bundesstaat 8. 320 ; Steinbach, Die rechtliche Stellung 
S. 92; V. Orelli, Artikel «Veto* in der Encyclopaedia Britauuica Bd. 24. 

*) Fester, Commeataries Bd. 18. 296; Saint Olrons, Kanoel 8.890ff.; 
Bryee Bd. 1 S. lOSlT.; Cooley, Tlie general priaciples of eonskltatienal law 
S. 141—168. 
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setzes. Keine Eammer des Parlameutefl kann zwar allein für sieh 
ein fertiges Gesetz erlassen, aber jede Kammer Ut notwendiger 
Faktor und daher Mitglied der Legislative. Jeder Änssemng eines 
der Rechte der Ezekntive kann vernichtend begegnet werden, sei es 
durch Fristablaof bei unterlassener Promulgation (Frankreicb) oder 
Nichtftnsseronganf einen Gesetzentwurf (Nordamerika), sei es durch 
entge^enstekeuden Willen des Parlamentes (erneuten Bescliluss 
gegenüber dem Veto), sei es durch einfache Nichtbeaclituug 
der gebotenen Anregung (message). Diese materiellen Rechte 
haben untf r Umständen weniger Erfol«^, als die formellen Rechte, 
wenn z. B. die Verfassung für den Fall, dass der Pnisideiit die 
Wahlen nicht ausschreibt und die Kammern nicht berutt, keinen 
Ersatz vorgeselien hat, also kein Si lb.sLversammlungsrecht des 
l'arlanientes ausspricht und keinen andern Staatsbeamten zur 
Vornahme der unterlassenen Handlung verpflichtet. 

Ergibt es sich, dass die besprochenen sog. legislativen 
negativen Hechte keinen Anteil an der Gesetzgebung im eigent- 
lichen Sinne gewähren, so stellen sie doch einen wichtigen 
Teil der Kompetenz des republikanischen Staatshauptes dar. 
Vor allem aber gilt — bei diesen der Legislative gegenüber 
wahrzunehmenden Funktionen noch mehr wie sonst — . dass die 
Wirkung dieser Rechte weniger vun einer positivrechtlichen 
durch die Verfassung gegebenen grüsseren oder geringeren Macht- 
fülle abhängig ist als von der Handhabung durch das Staats- 
haupt '). Während in Frankreich der Präsident von seinen 
Rechten, eine Neuberatung des Gesetzes zu verlangen und die 
Deputiertenkammer aufzulösen (dies wird bereits durch die er- 
forderliche Zustimmung des Senates erschwert), keinen Gebrauch 
macht, hat sich in Amerika das Vetorecht als ein wichtiges 
Institut entwickelt-); wie der Einfluss des Präsidenten der Ver- 
einigten Staaten auf die Committees zeigt , ist sogar eine Ein- 
wirkung auf die Legislative möglich ohne jede verfassungs- 
mässige Unterlage. 

') Vgl. Dupricz, Lea luinistres Bd. 2 S. 632. 

*) Vgl. die statistischen Übersicbtenflber Hftofigkeit und Gegenstand dieses 
Beebtes tei Hason, The veto power. In der Literatur des Vetorechtes wird 
aodi riel darauf hingewiesen, dass das aiuerikanische Volk eine häufige An- 
wendung im Intcre^'««' *'it)er selbständigen Stellung des PrSsideuten dem Kon- 
grettde gegenüber geru siubt. 
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Was die rechtliche Natur der positiven legislativen Rechte 
anlangt, so sind Aosfertigang, Promolgation und Pablikation 
als reine Verwaltangsakte zu beurteilen. Ihre Existenz ist 
zwar VorbedioguDg fttr die Anwendung eines Gesetzes, doch 
gehören sie selbst nicht mehr zu dem eigentlichen Gesetz- 
gebungswerke; die Bezeichnung als legislative Funktionen be- 
stimmt also denjenigen Teil der Kompetenz des Hanptezekntiv- 
Organs } in dem es sich mit der Kompetenz der gesetzgebenden 
Organe ber&hrt. Die Sanktion des republikanischen Staats- 
hauptes ist nicht der eines Monarchen gleichzusetzen; sie ist 
nicht ein Teil des Gesetzgebungswerkes an sich, sondern, wie 
wir gesehen haben, nur ein verschleiertes Vetorecht und wie das 
nurdanierikanische suspensive Veto ein Ausfluss der Haupt- 
fuiiktion des Staatshaiiptes, der ihm übertragenen all^xemeinen 
Sorge für das Wühl des Staates und damit auch der Sorge für 
das Zustaiidekuuimeu guter Gesetze; sie ist also auch eine 
exekutive Funktion. 

Anders ist das Verordnungsrecht zu beurteilen. Es verleiht 
einen wirklichen Anteil an der Gesetzgebung, da im Wege der 
Verordnung ebenso wie in dem der Gesetzgebung Kechtsnornien 
allgemein verbindlichen Inhalts gesetzt werden. Die Verortluung 
ist keinesfalls deslialb als ein Akt der Verwaltung aozuseheo, 
weil sie von dem Hauptexekutivorgane ausgeht 

5. Schliesslich bestehen noch rechtliche Beziehungen zwischen 
dem republikanischen Staatshaupte und dem Parlamente dann, 
wenn das Staatshaupt von dem einen Hause des Parlamentes 
in Allklagezustand versetzt und von der anderen Kammer ab- 
geurteilt wird. Das Parlament fungiert dann als Anklage- 
behörde und Gerichtshof, es nimmt also keine legislative 
Funktionen wahr. Deshalb und wegen des Zusammenhanges 
mit der Lehre von der Verantwortlichkeit des Oberhauptes ist 
hierüber an anderer Stelle zu handeln. 

III. Das, was Uber das Verhältnis des republikanischen 
Staatshauptes zu der richterlichen Gewalt zu sagen ist, 
ergibt sich 



*) Raiga, Le pouToir röglementure da Prttideiit de la BApnbliqne S. 83, 
besoichnet «In» Gebiet der Verordmiiigfigewalt ale .aOne mixte*. 
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1. in seiueu Grundlagen aus den bisherigen allgemeinen 
Erörterungen. Die Oberliäupter der Republiken und die Richter 
sind Organe des Staiites, und zwar Beamte und IJthürden in 
den oben entwickelten Begrili\'ii. Sie nehmen Funktionen des 
Staates wahr, soweit ihre verfassungsmässige Kompetenz reicht. 
Da das Staatsliaiipt der Republik oberster Beamter ist, ist ihm 
an sich der riclitt i liehe Beamte untergeordnet; jedenfalls streitet 
hierfür die Wrmutung. Die Grundgesetze der heutigen konsti- 
tutionellen Staaten weisen jedoch dem Richter unter den Beamten 
eine besondi re, unabhilngige Slellung an. Es ist bt'ieits oben 
bei der Besprechung des Begritt'es der Repräsentation darauf 
Verzichtet, in der anderen staatlichen Organen gegenüber unab- 
hängigen, sich auf die Verfassung gründenden Stellung ein 
wesentliches Begriffsmerkmal zu finden. Wie die Bezeichnung 
des republikanischen Staatshauptes als eines Repräsentanten 
abgelehnt wurde, so kann auch für den richterlichen Beamten 
dieser Begriff nicht als ausreichende Bezeichnung gelten. Preuss') 
erklärt in Durchführung der organischen Theorie die tatsächliche 
Unabhängigkeit des Richters dadurch, dass der Monarch nicht 
selbst richten (und keine Polizeiverordnung erlassen) könne, 
dass er deshalb als Ernennender Rechte nicht auf den Ernannten 
übertragen (nemo plus iuris) und ihn von sich abhängig machen 
könne. Allerdings kann und darf der konstitutionelle Monarch 
nicht selbst die richterliche Gewalt ausüben; der Grund ist 
jedoch nicht in einer besonderen Qualifikation des Richters zu 
suchen, sondera ist einfach der, dass der konstitutionelle Monarcli 
Organ des Staates, wenn auch Träger der Staatsgewalt, ist, in 
der Ansabung der Staatsgewalt beschränkt und nur nach Mass- 
gahe der Verfassung zu ihr befähigt ist In konstitutionellen 
Monarchien und Bepubliken aber wird nach der Verfassung die 
richterliche Gewalt durch die Richter ausgeObt; in einem absolut 
monarchisch regierten Staate lipgt hingegen kein Grund yor, 
falls nicht schon konstitutionelle Gedanken mehr oder weniger 
Anerkennung gefunden haben, dem Monarchen rechtlich einen 
Eingriff in die Rechtsprechung zu verwehren, denn er ist alleiniger 
Träger der Staatsgewalt nnd in ihrer Ausübung nicht beschränkt; 



>) Dm «tädtucbe Amtsracht in Pvenaaen S. 69, ?0. 
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eine besondere Unabhängigkeit anderer staatliehen Orgaue kann 
nur anf eine ausdrückliche Verfassungsbestimmung sich stützen. 
Prenss führt weiter aus, dass die Unterordnung eines Organs 
gegenüber einem andern keine Ableitung der Kon)i»etenz selbst 
begründe. Dies trifft in gewisser Hinsiclit zu Ein vom Prä- 
sidenten ernannter Minister, Staatssekretär oder Richter ist nicht 
Berniter des Piäsidenten, sondern des Staates. Dies wird aber 
sclion genügend berücksichtigt, wenn festgehalten wiid, dass 
das kreierende Organ bei der Bestellung durch die Verfassung 
gebunden ist und natürlich auch nicht nach Belieben die Rechts- 
stellung des untergeordneten Organs ändern kann. Insofern 
beruht die Rechtsstellung aller staatlichen Oigane auf der Ver- 
fassung, aus der sie unmittelbar iiire Reclite und Ptlichteu her- 
leiten V). Dem kreierenden Organe steht aber bei der Bestellung 
iu gewissem Umfange eigener freier Wille zu. 

Die exzeptionelle Stellung des richterlichen Beamten beruht 
also auf positiver Verfassuntrsvorschrift. Das Interesse der 
Jieclitsprechung lässt eine möglichste Unabhängigkeit der recht- 
sprechouden Organe als erwünscht erscheinen. Daher gewährt 
das konstitutionelle Staatsrecht heute die richterlichen Ga- 
rantien der Unabsetzbarkeit und Unversetzbarkeit, jedenfalls 
stehen die Richter in mancher Beziehung unabhängiger da als 
andere Beamte, wie dies schon in der Disposition vieler Ver- 
fassungen, der Nebeneinandeistellung der gesetzgebenden, voll- 
ziehenden und richterlichen Gewalt, ausgedrückt ist. Diese 
Garantien stellen sich als Privilegien dar, sie gewähren eine 
Ausnahmestellung. Im übrigen ist der Richter Staatsbeamter 
wie jeder andere. 

2. Aas diesem (iiunde steht dem Staatsoberhaupte die 
Ernennung der Richter^) wie die der fibrigen (wenigstens 
höheren) Staatsbeamten zn, und zwar auch dann, wenn sie in 
der Verfassung nicht vorgeschrieben ist. Verschiedene Ver- 
fassungen enthalten ausdrückliche Vorschriften, teils weil sie 

') Affülter, Staat und Hecht, in den Annaleu 1903 S. 127: durch die 
Wahl wird nicht die < »rganei^'enschaft gescliaffeu, soudern diese ist Wirkung 
des Hecht»; daher keiue abgeleitete Kouipeteuz. 

*) Siebe hiersn die Monographie: Ulrieh, EMe Bestellimg der Oericbte 
in den modirnen Republiken. 
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im übrifreii von diesem (inindsalze {ibweidieii , teils weil sie iliii 
(lei- sonst durchgeführten Scheidung beider Gewalten g('rreiiül)er 
betonen wollen. Nach amerikanischem Staatsrecht ernennt der 
Präsident fnovernor) die Mitglieder des höchsten Gerichtsliotes 
sowie alle anderen Beamten, soweit ihre Bestellung nicht ander- 
weit geregelt ist, jedoch auf Rat und mit Zustimmung des 
Senates'). Der französische Präsident ernennt alle Beamten, 
also auch die richterlichen. In den Freien Städten ernennen 
die Senate die Richter-). In der Schweiz dagegen werden sie 
nicht von der Exekutive bestimmt, sondern von der gesetz- 
gebenden Versammlung''). 

3. Auf die Funktionen der richterlichen Gewalt, die Recht- 
sprechung, steht dem republikanischen Staatshaupte natürlich 
kein Einfluss zu. Denn im Gegensatz 211 den Funktionen der 
Legislative berührt die Rechtsprechung weniger die Organi- 
sation des Staatsganzen als solche, auf die dem Oberhaapte 
immer ein gewisser Eiufluss vorbehalten sein muss. Die ange- 
strebte Isolierung der richterlichen Gewalt gegenüber der Exe- 
kutive Hess sich hier besser als für die Legislative durchführen. 
Es findet sich höchstens eine Vorschrift wie die, dass der Prlt- 
sident der richterlichen Gewalt die f&r eine schnelle Recht- 
sprechung notwendigen Erleichtemngen verschaifen soll (Ver- 
fassung Mexikos Art. 85 Xm) *). 

4. Eine Einwirkung auf den Vollzug der rechtmässig zu- 
erkannten Strafe stellt das Begnadigungsrecht dar. Der 
französische Präsident ttbt das Becht ohne jede Einschränkung 
ans, jedoch können Amnestien nur durch Qeset« angeordnet 
werden'). Bundespräsidenten können natfirlich nur innerhalb 
der Kompetenz derBundesgerichte begnadigen: Mexiko Art. 85 XV, 

') Bundesverfassung Art. II Sekt. 2%2; vgl. z. H. Maryland II 10; Mexiko 
Art. 8ü Nr. 2; Argentinien Art. 86 Nr. 5; ßrasihen Art. 48 Nr. 5. 

*) von Meile S. 101; z. B. liambarg Art. 19: Dem Staate steht die 
Oberaafncht ftber sKoitlicbe Juticbebtfrdeo ta. 

^ s. B. BnndeivwfluMHig Art. 86 Nr. 4, Betn Art 63. 

«) Über die richterliche Gewalt in den Vereinigten Staaten von Amerika, 
besonder^* über das Recht, die (JUltij;fkeit der (ipsetze zu prüfen nnd die Frapt*. 
ob die ricliterlichrn Entscheidungen die Exckntive binden, yg\. Mnll, Der 
BundesstaaUibegrift in den Vereinigten Staaten von Amerika S. 34 ff"., 47. 

*) Oeseti Tom 26. Febni«r 1876 Art. 3 Abe. 2. 
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Brasilien Art. 48 N)-. ß. Der Präsident der Vereini^^ten Staaten 
von Amerika kann Straferhiss bei Vergclit-n, die sicli gegen den 
Bund richten, ausser in Fällen des Impeachnient, gewahren') 
In ähnlichem Masse steht den Governors für ihre Staaten das 
Recht zu, Strafe zu erlassen und Ausstand zu gewäliien -j. In 
den deutschen Kepublikeir'') sind es die Senate, die das Begna- 
digungsrecht ausüben, während in der Schweiz das Begnadigungs- 
recht der Exekutive entzoL^en ist. Ks steht in der Eidgenossen- 
schaft I Art. 85 Nr. 4) der Bundesversaninilung, in den meisten 
Kantonen ebenfalls der Legislative zu, während in kleineren 
Kantonen die Landsgemeinde sich dies Recht vorbehalten hat. 

5. Nach kantonalem Rechte ist den obersten Vollziehungs- 
behörden ferner die Beuiteilnng von Verwaltungsstreitig- 
keiten in letzter Instanz übertragen ' i. .\usserdem können die 
Regierungsräte Disziplinarstrafen gegen ihnen untergeordnete 
Behörden und Amtspersonen wegen Missachtung ihrer Befehle 
verhängen, zeitweise Amtseiustellung verfugen und sie in schweren 
FÄllen in Anklageznstand versetzen''). Diese Funktionen, be- 
sonders die dem Staatshaupte der Republik als oberstem Beamten 
gegen ihm untergeordnete Beamte zustehende Disziplinargewalt, 
weisen bereits anf die Hauptaufgabe des Staatsoberhauptes, die 
Wahrnebmang yod Funktionen der Verwaltung, hin. 

§ 9. Fortsetzung. l)ie Exekutive. 

I. 1. Es besteht heute wohl kein Zweifel mehr dar&ber, 
dass eine Verteilung der drei staatlichen Funktionen 
Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung an verschiedene 
vondnander getrennte Organe sich nicht streng durchfuhren 
lässt*). Die heutige Staatsorganisation zeigt eine sehr kompli- 

') Verfa.«<.*unLr Art. 2 Sekt. 2: graut rej riovos aiut pardons; vgl. hierüber 
Pumeroy, Au lutroduction to tlie couätitutiüual law ot the United Stat«^ 
3. ed., New Tt«ii 1875, S. 455 ff. In der Pnzie weit ausgelegt, so den incb 
Amnestien darunter fallen (r. Holst, Staatsrecht d. Ver. Staaten 8. 114). 

•) I. B. New Yer«ey V 9, 10. 

*) l^renien § 57i; Hamborg Art. 84; fflr Lttbeck Klttgmann S.44; 

▼on Mellf s it4. '».t 

*) Untern ulilt II oh dem Wald Art. 50 o, Freihtirti Art. 52 e, Bern Art. 4Ö. 

') Uri Art. r»2n; Unterwaiden ob dein Wald Art. 50c. 

*) Statt aller sei anf die jOngsten AnsfiUiningen eines belgischen Sebrift- 



Digitized by Google 



143 



zierte Diiich<lringiing der Tiewalten. Jedes Staatsorgan hat zwar 
einen eigenen Tätigkeitskreis, eine Kompetenz, genau abgegrenzt, 
es kann jedoch liöchstens relativ nach seinen Hauptfunktiouen 
<lieser oder jener „Gewalt- zngerechnet werden. Dei' Ricliter 
iiht auch vollziehende Gewalt aus. das Parlament fungiert unter 
t'mständen als Gericlitsliof . dei Monarch enit"alt<;t eine teils 
gesetzgebende teils verwallende Tätigkeit , sogar das republika- 
nische Staatshaapt hat legislative Rechte. Wenn daher das 
republikanische Staatshaupt als der Repi äsentant der Exekutive 
bezeichnet wird, so kann dies weder heissen, dass es selbst nur 
Oijjan der Exekutive ist. noch dass andere staatliche Organe, 
die gewöhnlich einer anderen ( Jewalt zugezählt werden, exekutive 
Funktionen nicht ausnbon können; es kann zunächst nur be- 
deuten, dass das lepublikanische Staatsoberhaupt das Haupt- 
organ der Exekutive ist und dass seine Tätigkeit in erster 
Linie eine verwaltende ist. 

Zn demselben, bei einem Blicke auf die positiven Verfassungs- 
bestimmungen offensichtlichen Ergebnis, dass eine Isolierung 
jeder einzelnen Gewalt nicht durchgeführt ist, führen auch 
die weiter unter folgenden theoretischen Erwägungen. 

2. Wir müssen ans hier schon deshalb mit der Lehre von 
der Gewaltenteilung sowie mit dem Begriffe der Exekutive 
auseinandersetzen . weil das republikanische Staatshaupt oft als 
der Chef der Exekutive, als oberster vollziehender Beamter 
bezeichnet wird, womit dann der Begriff des Oberhauptes der 
Republik genügend gekennzeichnet zu sein scheint. So beginnen 
die amerikanischen Verfassungen den oft mit „Executive Power, 
Executive Department** Qberschnebenen Abschnitt mit Sätzen wie: 
The ezecutive power shall be vested in a President (Vereinigte 
Staaten von Amerika), the ezecutive department shall consist 
of a govemor etc., the supreme executive power of this State 
shall be vested in a Chief magistrate (nordamerikanische Staaten). 
.Gl Poder EJfecntivo de la Nacfon*' wird vom Präsidenten aus- 
geübt (Argentinien Art. 74); der Bundesrat ist die oberste „voll- 
ziehende und leitende" Behdrde der Eidgenossenschaft, die kan- 

steiler*» verwiesen: Ürbun, Le droit coiiHtitutionnel de hi Belgiqiie 19(M» 
I sowie auf Ernst v. Meier, Franzüsiscbe KiQilü9»c auf die StaalH- und 
Recbtieiitwickhing PrenMeM im 19. Jahrhindort 1 1907 S. 61, 199. 
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tonalen Begierungsrftto werden ebenfans als „VoHziehungs- und 
yerwaltungsbehdrdeti", der Senat als „ Regierung des Bremischen 
Staats' (§ 57), als Inhaber der vollziehenden Gewalt nnd oberste 
Verwaltungsbehörde in Hamburg (Art. 19) bezeichnet. 

Dass diese Auffassung des republikanischen Staatshauptes als 
obersten Exekutivor<2:ans auch die herkömmliche ist, hat die oben 
(bes. S. 28, 29) (Uun('>tt lltc «j^eschichtliche Entwicklung dtu- Spitze 
in der Republik gezeigt, im einzelnen z. B. die Ernennung Tiiiers' 
znni Chet der Exekutive, die Übertragung der Exekutivgewalt an 
Mac Mahon auf sieben Jahre, die Gestaltung der Rechtsstellung 
der nordamerikiinischen Staatshäujiter nach dem Vorbilde der 
obersten Verwaliun^sbeainten der britischen Krone in den Ko- 
lonien. Es ist aucli darauf iiingewiesen , dass das Staatsober- 
haupt als Einzelperson für die W'ahi nehninnfr der ihm iiber- 
tragenen Funktionen besonders geeignet ist : agir est le fait 
d'un seul et deiihrrer est le fait de plusieurs^V 

3. Die gesamte Staatsgewalt ist der Inbegrift' aller Macbt- 
befimiiisse, die dem Staate übei- Land und Leute zustehen'-). 
Sowenig wie sich die Zwecke des Staates voraussehen und die 
Schranken für eine souveräne Staatsgewalt bestimmen lassen, 
sowenig lassen sich auch sämtliche Funktionen des Staates, 
die Fälle, in denen der Staat von seinen Machtbefugnissen Ge- 
brauch macht, anführen und voraussehen, „die unei*schöpflicbe 
Mannigfaltigkeit des Denkbaren schliesst eine Aufzälilung aller 
Einzelheiten unbedingt aus" -^). Es lassen sich also auch nicht 
die Organe, die zur Wahrnehmung staatlicher Funktionen be- 
stimmt sind, übersehen. Trotzdem ist es berechtig^, die Funk- 
tionen und die Oiirano nach bestimmten EinteilungsgrOnden za 
gruppieren, wie die Lehre von den drei Funktionen, Ge- 
setzgebnng, Verwaltung und Rechtsprechnng, annimmt, im An- 
schlösse an die schon von Aristoteles gelehrte Dreiteilong 
der materiellen Sonveränitätsrechte: tb ßcvUvofitvw Tre^e täq 

•) Vgb Relim, Allgemeine StAiitslehre S. 234. 
•) llüblcr, OrtjfaniHation der Verwaltung S. 7 

') Scliliet. l>it' X trlassung «ler nor<laniorikaiiisrht«n Union S. 37, vgl. 
auch »lort S. 4fi, 47; ferner Seelig, Ilauiburgiscbes StaaLsrecbt S. 64: „Die 
Lehre von der Gewaltenteiiung erschöpft nicht die Encbeinnugsformen der 
Stattigewftlt". 
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u^x^s'i t<> fiuvhvuftepw nml tw xoivtSv und tb doti^w. Diese 
Theorie geht aber daot feU, wenn eine grundsfttzliehe Unter- 
ordnuug der beiden letzteren Gewalten unter die Gesetzgebung 
angenommen wird. An und für sich sind die drei Funktionen 
Tolllcommen gleichwertig, denn hinter jeder steht der Staat selbst. 
Dagegen können die Organe einander unter- bzw. übergeordnet 
sein. 

Jellinek'j liiilt es daher fiii uotwendig, zwisclien mate- 
riellen und formellen Funktionen zu scheiden, d. Ii. zwischen 
den gro.ssen Richtungen der Staatstätigkeit und den Tätigkeiten 
bestimmter Organgruppen : die materiellen Funktionen sind unter 
entsprechende Arten voneinander relativ unabhängiger Organe 
so verteilt, dass die Zuweisung einer grossen Masse von Objekten 
einer bestimmten Funktion an iln' zugehörige Organe derart 
erfolgt, dass sie alle in dem höchsten Organe den Attsgangs- 
und EinigungspunkL finden. 

Die Träger der Staatsorpwalt. die obersten Organe, können 
nie von anderen Organen abiiängig sein; and(Ms die Beamten, 
da sie durch iibergeordnete Organe bestellt werden. In der 
Monarchie ist der Monarch, auch wenn er Chef der Exekutive 
ist, von keinem anderen staatlichen Organe abhängig, denn er 
ist Träger. In der Republik ist da.'^ Staatshaupt als Beamter 
von dem Träger der Staatsgewalt abiiängig, einerlei welche 
Funktionen es wahrnimmt. Die «gesetzgebende Gewalt ruht nun 
in der Republik beim Träger der Staatsgewalt, so dass sieh 
mittelbar eine Abhängigkeit der Exekutive von der Legislative 
ergibt*). Nicht ist eine Gewalt an sich von der andern abhängig, 
sondern es ist das untergeordnete Staatsorgan von dem über- 
geordneten abhängig. Dass heute der Träger der Staatsgewalt 
die gesetzgebende Gewalt selbst aosttbt, erklärt sicii aus der 
Natur dieser Gewalt im Gegensätze zor Verwaltung» berührt 

') Allgemeine Staatslehre S. 594 ff., 598. 

') Nur mit dieser Beschränkung ist es rit litif,^ wenn Piloty, Autorität 
and Staatsgewalt, im Jabrbache der luternatiunaleu Vereinigung f. vergl. 
BMbUwfaaenwlimft und Volkswirticlialtslehn (BerUn 190») Bd. 6, 7 S. 667, 
fordert^ daw in der Bepnblik bei leprSeentatiTer Regienugeforin die Hemchalt 
des Pftrlsmenfees anch in die Eielrati?e darehgreifen mflaae. 

W a Uh 6 r, SUataliMpt is BepvblUKMi 10 
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aber nicht die Möglichkeit, dasfi eine Yerfaseang die Ge- 
eetsgebnng ebenfaUs untergeordneten Organen ftberträgt; es 
ist nicht begriff Ueh ausgeschlossen, dass der EOnig Iceinen 
Anteil an der gesetsgebenden Gewalt hat'). Wird der 
PrSsident von dem Parlamente gewählt oder angeklagt und 
abgeurteilt, so unterliegt er hierin nicht Einwirkungen der 
Legislative, sondern es tritt das Parlament hier lediglich als 
Kepi äseiitaiit des Trägers der Staatsgewalt auf; das souveräne 
Volk bestellt seinen liüclisteu Beamten selbst und behält s^ich 
auch dessen Aburteilung, um sie nicht uutergeoidneten Organen 
zu überlassen, selbst vor^}. Man sieht, die Eigenschal't der 
Richter als „Repräsentanten der richterlichen Gewalt" verleiht 
ihnen nicht eine ausschliessliche Zuständigkeit. 

Eine strenge Durcliführung des Grundsatzes der Sonderung 
der Staalsfunktionen ist schliesslich auch aus politischen 
Gründen nicht möglich. Ebenso wie die Vereinigung aller 
Gewalten in einer Hand zum Missbrauche und zur Tyrannei 
führt (wodurch besondei's Montesquieu seine Lehre empfahl), 
kann eine scharfe Trennung der Funktionen zu einer Verwirrung 
und Auflösung des Staatsganzen führen, zumal wenn nach dem 
Grundsalze des Präsidenten Jackson jede der drei Gewalten die 
Verfassung so auslegt und anwendet, wie sie sie versteht und 
nicht wie die anderen sie verstehen ^j. Wenn die unendlich vielen 
einzelnen Funktionen zu bestimmten Gruppen, der gesetzgebenden, 
richterlichen und vollziehenden Gewalt, zusammengeschlossen 
und sich gegenüber gestellt werden, so ist andererseits doch 
die Anforderung zu stellen, dass „die unterschiedenen Organe 
der Staatsgewalt in ein Verhältnis zueinander gesetzt seien, 
welches in geordneter wechselseitiger Beeinflussung das einheit- 
lichen Zusammenwirken für die politischen Aufgaben ermi^licht 



*) Vgl. auch Bernatstk, Der Verfunmgwtnit iwiaeheii Sohweden 

und Norwegen (in GrOnhats Zeitichrift 1899 Bd. 26 S. 309, 310). 

Ilaenel, Studien zum Deutschen Staatsrechte, Teil 2, Leipzig 1888, 
S. Ifi: ,Es wi(lor:*priclit schlechterdings der Natur jeder Volksvertretung, sich 
in der AutVal"' einer Mitwirkung bei dor Ciesetzgebung zu isolieren ... Sie 
muss uotuuudig, iu irgend welchem L'uitauge, auf eine hestiniuite Einwirkung 
auch avf die ToUsidiende Gewalt bindrSogen*. 

*) Dnc de Noailles in der Revue des Denx Höndes Bd. 9S S.8(X». 
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nnd verbürgt, ünter diesen Gesichtspunkten messen wir theo- 
retisch und praktisch den Wert der Organisation eines Staates. 
Die Messung ist eine schwierige Aufgabe schon im einfachen 
Staate mit dem yielfach verschlungenen Räderwerk, das die 
moderne Entwicklung und insbesondere das repräsentative System 
geschaffen hat" 

II. Dass die Einteilung der Staatsfunktionen in der an- 
gej^^ebeiien Weise nicht zwingend ist, geht sclion daraus hervor, 
dass auch aiideie Einteilungen bestellen, (lewühnlich versteht 
man unter der Gesetzgebung die Aufstellung von Recljts- 
normen, unter der Recii tsprechung ihre Verwirklichung gegen- 
über Vei letzungen -) und unter der Exekutive oder der Ver- 
waltung im engeren Sinne die Tätigkeit zur Wahrnehmung 
der politischen Zwecke mit Ausnahme der ersten beiden Funk- 
tionen. Die Verwaltung im weiteren Sinne ist jede dauernde 
auf die Erfüllung der Staatsaufgal)eii gericlitete Tätigkeit. Nach 
der herrschenden .Ansicht ist der Hejuniff der Verwaltung im 
engeren Sinne, der Exekutive, also niii' negaliv zu bestinunen ^). 
Scbollenbei ger ') nimmt eine vollziehende und eine leitende Be- 
hörde an, Haenel ') .scheidet die Regierung oder die formellen 
Hoheitsrechte, die in die Gesetzgebung und die Voll/.ieliung 
zerfallen, von der Verwaltung, dein Inbegriffe der materiellen 
Hoheitsrechte. Eine andere Zweiteilung ist die in gesetz- 
gebende und vollziehende Gewalt, letztere die Rechtspflege 
einschliessend *"'). Die französische Rechtswissenschaft versteht 
unter dem gouvernement die dirigierende Tätigkeit im Gegen- 
sätze züi' adfflinistration, der ausführenden Tätigkeit'). Saint 

'j Haciu'l Stadien Teil 2 S. 'M. 

*J Ulrich, Die Bcijteilung der Gerichte in den modernen Repnbliken S. 7, 
erUlrt für die Aufgabe der ricbterlicheu Gewalt die Anwendung der staat- 
liehoi Beehttordanag im koakretoi Stfeitfall. 

*) Vgl. Bosin, SouTer&iitftt, Staat, GenMinde, Sdbatvwwaltnng S. 45; 
Mayer, Dentsches Verwaltungsrecht Bd. 1 S. 9, 13; anch Orban, Droit 
Gonatit. de la Bel'ritjuc I 410. 

*) Das Hundes.staatsieclii der Schwinz, Berlin iyU2, S. 252, 253. 
Deutsches Staatsrecht Bd. 1 S. Uyff. 

') Hflbler, Organisation der Verwaltung 8.9. 

^ Loening, Verwaltuagirecht S. 2 Anm. 1; Hftbler a.a.O. ygLaaeh 
Chileniiche Verfaaeang Art. 72, sowie denVoncblag Casimtr>P4rier8 vom 

10* 
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Girons^) nntencheidet denx ponvoin, lögislatif und eztentif, 
und denz aatoritte, jastice, gouTernement et administration. 
Anch Jellinek*) hebt die leitende Tätigkeit anter den staat- 
lichen Funktionen heiTor: die Verwaltung im materiellen Sinne 
enthalt zwei in ihr znr Einheit verbnndene Elemente , das der 
Regierung nnd das der Vollziehung, jenes die Initiative und 
Anordnung, dieses die Ausftthrung des Angeordneten enthaltend. 
Duguit*) unterseheidet legislative nnd administrative Akte nnr 
danach, je nach dem sie objektive Normen enthalten oder eine 
subjektive Lage schaflfen; daher gehöre den gouvernants die 
Domäne des objektiven, und den agents die des subjektiven 
Rechtes. 

Dieser Verschiedenheit des Sprachgebrauches entspricht 
jedoch in Wirkliclikeit nicht eine solche Begriffsverwirrung wie 
es auf den ersten Blick erscheint*). Hauptsächlich besteht 
Uneinigkeit über die Art und Weise, wie die an^efülirten Be- 
griffe zueinander zu ordnen und einander gegenüberzustellen 
sind. Im übrigen ist wohl festzustellen, dass über die Begriffe 
Gesetzgebung und Rechtsprechung kein Zweifel besteht. Weil 
nun jede Anwendung von Staatsjrewalt Verwaltung ist, meist 
jedoch unter der Verwaltung ein »iirreier Begriff verstanden 
wird, so wird es in der Tat kaum möglich sein, den Begriff 
anders als negativ auszudrücken. Die Verfassung ünterwaldens 
oh dem Wald (Art. 50 am Schlüsse) fasst sozusagen die Auf- 
gabe des Regierungsrates, der obersten Verwaltungsbehörde, 
dahin zusammen: „. . er erledigt alle Geschäfte, welche unter die 
Attribute einer Regierung fallen und nicht ausdrücklich einer 
anderen verfassungsmässigen Behörde zageschieden sind''. Eine 
genaue positive Bestimmung ist hier um so leichter zu missen, 



15. Jani 1874 (Dugalt-Monnier S. CXXXVII}: Le goavernemeat 1» 
BApnblique firu^lM se oompoie de denz ehambree et d*iui prteideat da 
poOTOir exC'catif. 

') Essai sur la Separation dee ponvoire S. 196; Haanel de droit oonsti- 
tntionel S. 4 (etwas abweicbeud). 

*) Allgemeine Staatslehre S. 603. 

*) L*£tat, les gouvernants et les agenta S. 376. 

^ Httbler a. a.0. eprieht voa elaor greaaenlosea Verwirrong; jeder 
gebraodie das Wort Verwaltnng in einem anderen Sinne. 
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als die FiiiikliuDeii des Oberhauptes der Kei»ublik nach audercu 
Gesichtspunkten zusammengestellt und bereits insoweit be- 
sprochen sind, als sie sich auf seine Eigenschaft als Staats- 
vorstand und sein Verhältnis zu den beiden anderen Gewalten 
beziehen. 

Ebenso wie bei der Bestimmung des Begriffes des republi- 
kanischen Staatsoberhauptes die Eigenschaft als Staatsvorstand 
und als oberster Staatsbeamter festgestellt wurde, so erstreckt 
sich auch seine Kompetenz nach zwei Richtungen hin. Das 
Staatshaupt in der Republik entfaltet als Staatsvorstand eine 
spezifische Tätigkeit, wie sie in den materiellen legislativen 
Rechten und in seinen völkerrechtlichen Kunktionen sich zeigt. 
Ein Reflex dieser Funktion sind die dem Staatshaupte zu- 
kommenden Ehrenrechte. Wenn diese Tätigkeit der Spitze des 
Staates die legierende genannt werden soll, so ist die Be- 
zeiclinung als Regierung aber auf die Spitze des Staates zu 
beschränken und nicht auch auf andere untergeordnete Organe 
auszudehnen denn die genannten Funktionen kommen nur dem 
Staatshaupte oder der kollegialen Spitze des Staates als solchen 
zu und sind von der leitenden und anordnenden Tätigkeit 
anderer staatlicher Organe zu unterscheiden. 

Die iibrige Kompetenz des Staatshauptes fällt in das Ge- 
biet der Verwaltung im materiellen Sinne. Die Beamten- 
ernennung, auch die ihm der gesetzgebenden Gewalt gegenüber 
zugestandenen formellen Rechte wie die Berufung und Eröffnung 
der Kammern und die Publikation der Gesetze, ferner der 
Oberbefehl iiber die bewaffnete Macht und die allgemeine Sorge 
für die Ausführung der Gesetze, sind nicht notwendig Funk- 
tionen des Staatshauptes als solclien, sondern dieaes nimmt sie 
vorwiegend in seiner Eigenschaft als Beamter wahr. Allere 
dings lässt sich die Verwaltung nun nicht mit der einem Beamten 
obliegenden Tätigkeit umschreiben; denn auch die Organe der 
richterlichen Gewalt sind Staatsbeamte. Nach dem heutigen 
Sprachgebraache scheinen Verwaltung, Vollziehang, Exekutive 

') Jellinek, Allgemeine Staatslehre S. 603: »Die Überwiegemi Regie- 
rongagescbäfte versorgenden Staatsorgane werden als Rcgierang im formellen 
od« m^ektiTeB Shrne baeiduiet: HoBiTchen mid npnUikaiiiidi« StMti- 
Unpter «mto die iimen nntorgeordnetmi Behörden*. 
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gleicbbedentend zu sein; vielleiebt kaon man sageu, das» die 
letzteren bereits etwas antiquierte Begriffe sind^). v. Steint 
meint, die VoUziebung der Gesetze sei nicbts als die Verwirk- 

licliung des gegebenen Staatswillens; ans ihr habe sich eine 
beständige Arbeit des Staates entwickelt, welche alle Verhält- 
nisse und Interessen, alle Ziele des Gesanitlebens in sich auf- 
fasse; diese Arbeit des Staates, der jetzt in der Mitte niclit 
mehr bloss des im Gesetze Gegebenen, sondern des Werdens und 
Fortschreitens des Ganzen durch den einzelnen stehe, sei die 
Verwaltung. Vou dem ursprünglichen, sozusagen buchstäblichen 
Sinne der Vollziehung hat sicii allerdings der heutige Begriflf der 
Verwaltung losgelöst und fortentwickelt. Es darf aber wohl 
beliauptet werden, dass daneben die Vollziehung noch in 
einer besonderen I^edeutung verstanden wird. Soweit die voll- 
ziehende Gewalt nämlich in einer Reihe mit Gesetzgebung 
und Rechtsprechung genannt wird — und hier soll ja ihr 
Verhältnis diesen beiden Gewalten gegenüber festgestellt werden 
— soll weniger die gesamte Verwaltungsorgam'sation des Staates 
als die höchste Stelle, in der sich diese Organisation konzen- 
triert, in diesen Gegensatz gebracht werden. Daher werden 
im französischen ötfentlichen Rechte pouvoir exi'cutif und 
adrainistration geschieden; die Exekutivgewalt gehört dem 
Verfassungsrechte an, während die eigentliche Verwaltung in 
dem besonderen Verwaltungsrechte ibre Begelung findet'). Die 

•) AnschUtz, Der Begriff der gesetzgebenden Gewalt ä. 11: . . Die 
.vollsldiende 0«w«lt', die «yerwaltung' , wie wir uns hentsaUge beuer und 
richtiger «nsdrllcken*'. 

■) Art. „Verwaltung usw." in Stengels Wörterbuch de» Deiitücheu Ver- 
waltungsrechta, Freiburg 1890, Bd. 2 S. 708. Vgl. auch v. Stein, Oie Vcr- 
waltungslehre, 1. Teil: Die Lebre von der vollziehenden Gewalt, Stuttgart 
1865, S.B und 9; er bezeichnet hier die VuUzichuug als die Kraft an sich, 
wu wddier die Tätigkeit hervorgeht, aud die Verwaltung als die wirkliche 
Tltigkeiti welche die Knft enthftlt: Die VoUsiebimg, ineofen eie Geetelt, 
Eintdloug ond Numh dareb Natur und Krall ihrer Organe empfingt, heiact 
Verwaltung. 

»> liossi in der Kritischen Vicrteljahrsscbrift 1^.37 S. 4H4, 485, 554: 
Verfassung nnd Verwaltung sind in Frankreich getrennt; es besteht kein 
KinÜuäs des Präsideuten auf die Verwaltung ; die Hinister sind in Frankreich 
mehr PelitÜMr ab Verwaltungsheamtei in der Tätigkeit der voUaiehenden 
Gewalt ttberwiegt das polltisebe Blement. Tgl. aneh Bd. 39 S. 11. 
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Exekutive ist also als ein Teil der Verwaltuug anzu- 
sehen, nur sie kommt hier noch in Betiarlit, nachdem die 
Funktionen als Staatsvorstand (bis auf die völkerrechtliche 
Stellung) bereits bei der Feststellung dieses Begriffes (oben § 7 III) 
und bei der Darstellung des Verhältnisses zu der gesetzgeben- 
den und richterlichen Gewalt (oben § 8) besprochen sind. 

ni. Die weiteren anzuführenden Funktionen bilden die 
Kompetenz des republikanischen Staatshauptes als des Re- 
präsentanten der Exekutive und damit des Hauptver- 
waltungsorgans ^). 

1. In der Erkenntnis der Unmöglichkeit, alle Funktionen 
aufzuzählen, stellen viele Verfassungen generell die Vorschrift 
auf, dass das Staatshaupt als oberstes Verwaltungsorgan in 
der allgemeinen Leitung und Verwaltung der Staats- 
angelegenheiten sowie in der Ausübung der vollziehen- 
den Gewalt seine Hauptaufgabe zu erblicken habe. Der 
Schweizerische Bundesrat „leitet die eidgenössischen Angelegen- 
heiten gemäss den Bundesgesetzen und Bundesbeschlüssen; er 
hat nir die Beobachtung der Verfassung, der Gesetze nnd Be- 
scUllsse des Bundes za wachen" (Art. 102). Dem Regierongs- 
rat in den Kantonen kommt z. B. in Zug § 47 „die Besorgung 
der inneren und äusseren Angelegenheiten'' zu; in Scbwyz § 48 
besorgt er „die EantonsTerwaltang**, in Scbaffbansen Art. 66 
pdie gesamte Staatsverwaltung nacb allen ihren einzelnen 
Zweigen". Der Senat hat in Bremen § 56 „die Leitung 
nnd Oberaufsicht in allen Staatsangelegenheiten, sowie die 
yoUziebende Gewalt ttberbaupt nach Massgabe der Verfassung**, 
in L&beck Art. 18 .ist ihm die Leitung sftmtlidier Staats- 
angelegenheiten anvertraut*, soweit nicbt die Mitwirkung der 
Bürgerschaft ansdr&cklicb vorgeschrieben ist; in Hamburg 
Art. 19 ,ftbt er die Aufsicht aus ttber sämtliche Zweige der 
Verwaltung". 

Sehr allgemein sagt die Chilenische Verfassung, der Präsi- 

') Vgl. die Zusammenfassaiig der Aafgabcn des Staatshauptes : An der 
8i»itze des Staates steht der snmmns macistratns, qiii secunduin leges ad 
"i.iliitcni et utilitateiii universalis consocialiouia coustitutiis , inra illius aduii- 
aijtirat et executiuni maudat (Qierke, Juliaimes Althusius und die £nt- 
wickluig der iiatiitveelitliehe& StaatitlieorieD, Bniian 1880^ 8. 31). 
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dent .admiDistra d Estado" (Art 50) uod die Argentiniache 
Verfassiing Art. 86: j^administracidn general del paU'. 

2. Sodann folgen gewöhnlich die einzeln aufgezählten Funk- 
tionen, die natürlich nur die hauptsächlichsten sind und oft 
auch daa Bestrehen, möglichst umfassende AnsdrBcke anzu- 
wenden, erkennen lassen. So steht an ihrer Spitze der die 
Möglichkeit einer weitgehenden Auflegung bietende Satz, dass 
das Staatshaupt die Gesetze zu vollziehen habe. In fast 
sämtlichen nordamerikanischen Verfassungen findet sich die 
Vorschrift, der Präsident oder Governor „shall take care 
that the laws be faitlifully executed" ^) (z. B. Bundesverfassung 
Art. 2 Sekt. 3, Pennsylvania Art. 4 Sekt. 2). In der Schweiz 
vollzieht die leitende Behörde die Gesetze (z. B. Bundesver- 
fassung Art. 102 Nr. 5, SdiHiriiausen Art. 66 Nr. 4, Genf Art. 82), 
in den Hansestädten der Senat (z. B. Hamburg Art. 61 und 
Bremen § 571). 

3. Der Senat hat in Bremen (§ 57a) auch „die Sorge für 
die innere und äussere Sicherheit des Staates"-); ebenso 
in Chile (Art. 72) der Piä.sident. Der Schweizer Bundesrat 
„sorgt für die innere Sicherheit der Eidgenossenschaft, für 
Handhabung von Ruhe und Ordnung" (Art. 102 Nr. 10); ebenso 
z. B. Art. 50 d Unterwaiden ob dem Wald, Bern Art. 39. Zu 
diesem Zwecke ist ihm zuweilen noch ausdrücklich das Recht, 
<len Belagerungszustand zu verhiincren , zugestanden, jedoch 
uur, wenn das Parlament nicht versammelt ist (Argentinien 
Art. 86 Nr. 19; Französisches Gesetz vom 3. April 1878); in 
Frankreich muss der Ministerrat gefragt sein, auch versammeln 
sich sofort die Kammern^); ferner Brasilien Aj't. 48 Nr. 15. 

4. Es steht der Spitze sodann die Leitung der be- 
waffneten Macht zu. In den nordamerikanischen Freistaaten 



') aSweepiog vords' (Bancrof t, History of tbe foznuttioii of tha ooii- 
stitution of tkb United StetM of America Bd. 2 S. 198). 

*) Locke unterscheidet die ei0lcnti?e Gewalt, die in den inneren Äo- 
gclegeubeiten die Gesetze des Staates zur Geltung bringt, und die föderative 
Gewalt, die <1as (lenieinwc-^en nach au.ssen hin verteidigt und vertritt 
(Liepmanu, Die Kecbtäphiioaox)liie des Jeau Jacques Boosaeau, Berlin 18i^, 
S.60). 

*) Matter, La diasolntion dei anemblftes pariamentaine S. III ff. 
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ist das Staatobanpt verfaeaanginftssig Oberbefehlshaber (Com- 
mander in Chief) der bewafiheten Macht der betreffenden 
Bepnblik; die Miliz untersteht dem Präsidenten oder dem 
Govemor, je nachdem sie in Diensten der Union oder des 
Staates steht: BnndesTerfassnng Art. 2 Seiet. 2 und z. B. New 
York Art. 3 Sekt. 4; ebenso Argentinien Art. 86 Nr. 15, 
Brasilien Art. 48. In anderen Bepabliken dagegen führt das 
Staatshanpt nicht persönlich den Oberbefehl. In Brasilien ver- 
waltet der Prftsident die Streitkräfte und kann, wenn er nicht 
persdnlich den Oberbefehl ansahen will, den Oberbefehls- 
haber bezeichnen. Der französische Präsident „dispose de 1a 
force arm^'' (Gesetz vom 26. Febmar 1875 Art. 3 Abs. 3); 
ebenso Mexiko Art. 85 Nr. 6, 7. In den Kollegial rcpnbliken 
kommt in gleicher Weise den Kollegien die Verwaltung des 
Militärwesens zu: Schweizer Bundesrerfassung Art. 102 Nr. 12, 
Hamburg Art. 21. In den Hansestädten ist der Senat Kon- 
tingeutsherr; ihm wird der Fahneneid geleistet ^). In Argen- 
tinien ist der Präsident Chef der Hauptstadt (Art. 86 Nr. 3). 

5. In den Republiken, die Buudesstaaten oder Gliedstaaten 
von solchen sind, hat die Spitze des Staates die Aufgabe, den 
Verkehr zwischen Einzel- und Gesamtstaat zu pflegen. 
Dies ist für den Schweizer Bundesrat (Art. 102) im einzelnen 
vorgeschrieben, er waclit tür die Garantie der Kantoiisver- 
fassungen und prülL die \'ei träge, Gesetze, Veruidnungen und 
die seiner Aufsicht unterstellten Zweige der Kantonalverwal- 
tuii^. Für die Kantone (Züiich Art. 40, Uri Art. 62, Freiburj? 
Art. 521) und für Hamburg (Art. 22) sind die Vorschritteu all- 
gemeiner gehalten. 

IV. Die Organe des Oberhauptes der Republik in 
der Wahrnehmung der ihm übertrageneu Funktionen sind die 
ihm untergeurdnetfcu Staatsbeamten. Deren Kompetenz und Ver- 
hältnis zum Staatshaupte sind durch besondere Gesetze und Ver- 
ordnungen bestimmt. Nur für die höheren Staatsbeamten, die 
Minister und Staatssekretäre, die mit dem Oberhani>te die 
Exekutive im Gegensätze zu der auch andere Beamte 



>) Hambnig Art 21; von Melle S. 96, Wolffson S.9, Klttgmftiiii 

8. Ö9. 
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umfassenden VerwaltungiSürganisaLiou bilden, enthalten die Ver- 
fassungen selbst Vorschriften. 

1. Zunächst unterstehen dem Staatähaupte die Minister 
seine wichtigsten Organe. 

In den Kollegial republiken werden die ministeriellen 
Funktionen von den Mitgliedern des Exekutivkollegiums selbst 
wahrgenommen. Es findet sich hier das sog. Departemental- 
systeni^). Es ist jedem Mitgliede des Rates (Senates), auch 
dem VorsitzenJeii , ein Departement zugewiesen^}, dessen Ge- 
schäfte er selb.ständig erledigt; nur in wichtigeren Angelegen- 
heiten berät und entscheidet das ganze Kollegium. Die 
Mitglieder sind voneinander unabhängig, auch von dem Vor- 
sitzenden des Kolle^qums, denn sie bilden zusammen die höchste 
Behörde und Spitze der Republik und werden vom Volke 
gewählt. In diesen KoUegialrepnbliken ist der Präsident des 
Bundesrats, Regierungsrats oder Senates zwar Staatsoberhaupt, 
• da er die Funktionen des Staats Vorstandes wabrnimmt, jedoch 
nicht selbständig Spitze der Republik. 

Dagegen ist in den Freistaaten, in denen an der Spitze 
eine Einzelperson steht, der Präsident der Vorgesetzte der den 
Zenti-albehörden vorstehenden Staatsbeamten, der Minister 
oder Staatssekretäre. Er hat diese Stellung auch wenn 
er, wie in der Republik Panama, zugleich Eabinettschef ist; 
er ist ebenso der Vorgesetzte des Ministerpräsidenten; das Ge- 
samtministeriam, das Kabinett, ist nicht etwa eine selbständige, 
neben dem Staatahaipte stehende Behörde. Die Emennnog der 
Hinister ist ein Recht des Staatsbanptes, sei es, weil er Aber- 
haupt die Beamten ernennt, sei es, weil ihm dies Becbt aus- 
drücklich fibertragen ist*). In nordamerikanischen Staaten 

') Dnpriez, Les niinistres dans les priiuipaux pa)'« trEurope et d'Ani/- 
rique, Paris 1892/93; Ilervieu, Lcs ministrea, leur röle et leurs attribuiiuiis 
dans les diff^rents Etats organisis, Paris 1893; Brie, Artikel ,Staatsiniui8ter, 
StMtominiateriaiii' hi Stengdi Wörterbuch Bd. 2 8. 48411. 

I) BranMB §86, Lttbeok Art 16 (BatMetsang, alQkhrl. QttMhIflaTWieUiiiig) ; 
von Helle S. 107; Verfassung der Eidgeuossenschaft Art 108; Zürich Art. 42. 

*) r»»'r Si;li\veiz(?r Bimdespräsident iiinssto bi-q y.nm Jahre 1887 das 
Departenieiit der ait^wiirtigen Angelegenheiten verwalten; dies ist jetxt nicht 
mehr nötig (Dupricz Bd. 2 S. 181). 

^ LetKteret ist der Fall in Hexilto Art. 85 Nr. 3, Argentinien Art 86 
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werden der Staatüsekretär und andere hohe Beamte zugleich 
mit dem Governor vom Volke gewählt^) oder vom Goveruor 
emannt (Florida Art. 6 Sekt. 17). 

Aus der Bedeutung, welche im heutigen konstitutionellen 
Staate die parlamentarische Verantwortlichkeit erlangt hat, hat 
sich die Tatsache ergeben, dass der republikanische Präsident 
einen Minister, der nicht das Vertrauen der Kammern geniesst, 
nicht im Amte behalten wird. Bezüglich der Verantwortlich- 
keit sind die französischen Minister, die vom Präsidenten der 
Parlaraentomelirlieit entnommen werden and dem Parlamente 
unmittelbar Terantwortlich sind, von den Staatssekretären in 
Nordamerika zn unterscheiden; diese sind nur die Gehilfen des 
Präsidenten oder des Governors und ihm allein verantwortlich. 
Die Minister vertreten in Frankreich die Regierung in beiden 
Kammern nnd mOssen gehört werden; der Präsident kann ihnen 
znr UnterstQtzung bei der Beratung eines Gesetzentwurfes 
Kommissare beiordnen*). Dagegen nehmen die nordamerl- 
kaniseben Staatssekretäre nicht an den Beratungen des Kon« 
grosses teil. Der Präsident oder Governor kann von ihnen 
äber jede ihr Departement betreffende Frage einen schriftlichen 
Bericht yerlangen, wie die Verfassungen der Vereinigten 
Staaten (Art. 2 Sekt. 2) und der meisten Blinzelstaaten (z. B. 
Pennsylvania IV 10, Alabama V 9 ,under oath'', Arkansas VI 7) 
ausdrücklich hei*vorheben zu mQssen glauben. 

Die selbständigere Stellung der französischen Hinister im 
Gegensatz zn den nordamerikanischon Staatssekretären zeigt 
sich auch darin, dass dem Ministerkollegium als solchem in 
Frankreich verschiedene Funktionen übertragen sind; es ftthrt 
die Staatsgeschäfte bei Fortfall des Präsidenten vor Ablauf 
der Amtszeit bis zur Neuwahl; der Präsident hat in manchen 



Nr. 10, BrasiHeu Art. 48 Nr. 2, Chile Art. 73 Nr. ß Dupriez Bd. 2 S. 337 
hält die ErnenDoug der Miuiüter durch deu Präsideuten für so sclbatver- 
stiadlidi, daM in den 7erfassnng8geBetie& von 1876 dies Becbt niobt «ns- 
drtteUicb wa erwUmen geweeen sei; er weist danmf hin, dass in Wirklichkeit 
in FWmkreicfa der Pr isi lcnt nur den Ministerpräsidenten nach derKanmier- 
nigorität ernennt, der ihm dann eine Liste seiner Kollegen nisanmenstellt. 

') z. B. Alabama V 3, Jowa IV 22. 

*) Gesetz vom 16. Jali 1875 Art. 6 Abs. 2. 
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Fällen, z. B. wenn er den BelHgerung^zustaud verhängen will, 
den Rat des Conseil des ministrcs einzuholen, in dem er 
präsidiert, während im Conseil de cabinet der Ministerpräsident 
den Vorsitz führt 

Hiermit ist nicht zu verwechseln der Staatsrat (conseil 
d'Etat), wie er durch (Jesetz vom 24. Mai 1872 (später modi- 
fiziert) {^escliatfen ist -j. Die Mitglieder des Staatsrates werden 
vom Präsidenten teils allein, teils im Ministerconseil eruaiiiit 
und können auch nur in gleicher Form entlassen werden. Die 
Funktionen des Staalsratcs bestehen hHuptsäclilich darin, oliiie 
bindende Kraft der Legislative und der Exekutive Rat zu er- 
teilen; ausserdem übt er die Verwaltungsgerichtsbarkeit aus. 
Ein Staatsrat bestellt auch in Chile, der die Gesetzesentwürfe 
der Exekutive begutachtet und der dem Präsidenten gewisse 
Beamten vorschlägt; auch er ist iu erster Liuie «purameute 
conßultivo" ( Art. 93 ff ). 

Dem Staatsrat ähnlich ist der dem Governor beigegebene 
Rat, wie er sich jetzt nur noch in Massachusetts (Kap. 2 Sekt. 3) 
und New Hampshire (Sekt. 60 ff.) sowie in Maine und Nord- 
Karolina findet. Er ist ebenfalls bestimmt „for advising tbe 
governor in tbe executive part of government'' und besteht aus 
fttnf bis nenn Mitgliedern, besonders den höchsten Verwaltungs- 
beamten, die jährlich gewählt und vom Goyemor nach seinem 
Ermessen zusammengerufen werden. 

2. Eines der wichtigsten Rechte ist das der Beamten- 
ernennung'). 

In den französischen Grundgesetzen, die sich ja überhanpt 
einer knappen Fassung befleissigen, ist nur bestimmt: Le President 
nomme k tons les emplois civils et militaires^). Nach anderen Ver- 
fassungen ernennt der Präsident die Minister, Staatssekretäre, Ge- 



') Dupri«! Bd. 8 8. 849, 861. 

*) Batbie, TnitA Bd. 3 8. 818, 819; Dnpries Bd.8S.488ff.; Harvieo 
8. 196. Auch Hägens im Arehiv für üffeutl. Recht Bd. 17 (1902) S. 373. 

>) V. Mohl (Staatsrecht, Völkerrecht und Politik Bd. 1 S. 489) trlgt Be- 
denken, dem Präsidenten dies Reclit zn geben 

*) Nach dem (iesetz voiii H. April 1H7H sind die kominandiereuden 
Geueräle aber uur dauu läuger aia drei Jahre im Amte, weun sie darch 
Dekret im llinbterconieU vom FMildenlea emsnnt shid. 
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sandte iiiul Konsuln, die Mitglieder des höclisten Goiichtshofes, 
höhere Offiziere sowie undtue höhere Beamte, und zwar teils 
ohne, teils mit Ziistinmumg des Senates oder des Parlamentes; 
zuweilen ist auch das Recht, die Ernannten oder andere Be- 
amte zu entlassen, erwähnt: Mexiko Art. 85 Nr. 2 — 5, Ai gentinien 
Art. 86 Nr. 5, 10, 16, Brasilien Art. 48 Nr. 2, 11, 12. In 
Nordamerika schlägt das Slaatshaupt den zu ernennenden Be- 
amten vor (nouiinate) und ernennt (ai>point) ihn dann mit dem 
Rat und der Zustimmung des Senates oder einer Mehrheit des- 
selben. Unter Mitwirkung des Senats ernennt der Präsident 
der Union die Governois der Territorien, die dieselben Funk- 
tionen wie die Governors in den Staaten haben Präsident 
und Governor fertigen die Bestallungen des Beamten aus 
(commis.sion) und dürfen in der Zeit, in der der Senat nicht 
versammelt ist, unbesetzte Stellen besetzen; doch muss der 
Senat nach seinem Zusammentritt diese Ernennungen bestätigen: 
Bundesverfassung Art. 2 Sekt. 2 §§ 2, 3, Sekt. 3, Pennsylvftiuii 
Art. 4 Sekt. 8, Nord-Karolina Art. 3 Sekt. 10 'j. 

In den Koliegialrepabliken entfällt das Recht, die höheren 
Staatsbeamten zu ernennen, fftr die Exekutive fast völlig, einmal, 
weil, wie gesagt, die Funktionen der dem Staatshaupte zunächst 
unterstehenden Kxekutivbeamten von den Mitgliedern des vom 
Volke oder der gesetzgebenden Versammlung gewählten Kolle- 
giums selbst wahrgenommen werden, dann weil die besonderen Ver- 
hältnisse dieser Bepubliken für eine Ernennung anderer höherer 
Staatsbeamten keinen Raum mehr lassen. In den Schweizer 
Freistaaten steht die Ernennung der höheren Beamten der ge- 
setzgebenden Behörde zu (z. B. Bundesverfassung Art. 85 
Nr. 4); den Senaten der Hansest&dte steht auf Giund besonderer 
Vereinbarungen mit Preussen das Recht, höhere Offiziere zu 
emeDnen, nicht zu, dagegen ernennen sie die Richter, insbe- 



0 Dupries Bd. 2 S. 149, IM. 

*) Ober die Frage, ob der Präsident der Vereuiigten Staaten die Be- 
amten entlassen kann, besteht Streit; bierzn wurde der Tennre of office act 

im Jahre 1867 erlassen; vgl. Pomeroy, An introduction to tlio constitutional 
law S. 425 ff.; Bancroft, Uistory Bd. 2 S. 188ff.; Cieveland, Presidential 
Problems S. 19 ff.; Moore, A digest of international law, Washington llK>ü, 
§ 633. 
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sondere die Hitglieder des geneinsehaftlichen Oberlandesgerichts, 
sowie die höheren yerwaltungsbeamten selbst^). 

Die Ernennnng anderer untergeordneter Staatsbe- 
amten erfolgt in den Republiken, wie anch sonst in den 
heutigen Staaten, nieht dnrcii das Staatshaopt selbst, sondern 
durch andere von ihm abhängige Organe, denen dies Recht 
teils Ton dem Staatshaupt selbst, teils durch die Verfassung^) 
übertragen ist. 

V. Ausser diesen wiclitigsten Funktionen der verwaltenden 
Tätigkeit des republikanisclien Staatsuberhauptes finden sicli in 
den Verfassungen der ÜeiHibliken natürlich noch manche 
andere Funktionen aufgezählt Vi So teilen die Verlassungen 
der Schweizer Kantone der obersten Exekutivbehörde des. 
Staates viele Funktionen zu, die in anderen, besonders grösseren 
Republiken nicht von den» Staatshanpte oder den Zentralbehörden, 
sondern von mittleren Verwaltungsbehörden waiirgenomnien 
werden^). In Argentinien (Art. 86 Nr. 8, 9) und Chile (Art. 73 
Nr. 8, 13) übt der Präsident bezüglich der Präsentation der 
Bischöfe die Patronatsrechte für den Staat aus und erteilt in 
Argentinien den KonzilienbeschUissen, Bullen und päpstlichen 
Reskripten das Plazet. Der Präsident des ehemaligen Oranje- 
freistaates -'^) hatte sogar die Pflicht, möglichst oft sur Entgegen- 
nahme von Wünschen das Land zu bereisen. 

Alle derartige Einzelheiten erl^lären sich oft leicht aus 



1) von Melle, Das Hambargische Staatsrecht S. 101, 102. 

*j Verfassung der Vereinigtea Staaten von Amerika Art. 8 Sekt. 2 § 2: 
... bnt the Congrest nay bj law vMt tlie «ppointment of snch inforior 
offioen, 88 tbey thlnk propw, m tlie President elooe, in the oonrH of law, 
or in the heads of departaients. 

*) Liepmann, Die Rechtsphilo.<;ophie des Jean Jacques Rousseau S. 60 
Anm. 4: Ausserdem soll die exekutive (Jewali alle diejenigen Fälle znr 
billigeu EntscbeiduDg bringen, die das Gesetz nicbt vorausgesehen bat 
(Locke). 

*) z. Ii. Oberaufsicht über die Cieineindeverwaltniig , Handhabung der 
Polizei, Entscheidung über Kompetenzstreitigkeiten, Erteilung verschiedener 
Konxeesionen. 

*) TerfasBong Art. 88 (bei Dareste, Les eonstltntione modernes Bd. 2 

S. 669). 
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den besonderen Veiiiältnis.sen der Republik. Sie brauchen nicht 
eingehender dargestellt zu werden, da sie die Rechtsstellung 
des republikanischen Staatsliauptes, wie es als allgemein-staats- 
recbtlicUer Begriff hier gezeicbuet werden soll, nicht berUhreu. 

g 10. Die YerantwortUehkeit. 

I. Ans dem Begriffe des Beamten und insbesondere 
ancli ans dem Zwecke des Staatsamtes folgt die Verant* 
wortlichkeit des Beamten fttr die von ihm vorgenommenen 
Amtshandlungen^). Der Staatsbeamte handelt als Organ des 
Staates nnd ist dem ihm übergeordneten Organe in der Ans- 
fllhrang staatlicher Aufgaben behilflich. Dies ist aber nur 
möglich, wenn die T&tigkeit des Staatsbeamten nicht in jedem 
Augenblicke in den guten oder schlechten Willen des Beamten 
gestellt ist. Mit der Übernahme des Amtes, der Anstellung, 
erwirbt der Beamte nicht nur ein Hecht, sondern er übernimmt 
auch die Pflicht, die ihm tibertrageoen Funktionen wahrzu- 
nehmen, und zwar ist diese Pflicht rechtlich erzwingbar, da 
der Beamte dem Staate gegenüber sich in einem Abhängigkeits- 
verhältnisse befindet. Für eine Handlung verantwortlich zu 
sein, bedeuiei nun nichts weiter als gewärtigen zu müssen, für 
die Folgen der Handlung in Anspruch genommen zu werden. 
Dies setzt eine Pflicht zur Vornahme dieser Handlung voraus, 
mindestens aber eine Person, die den Beamten zur Verant- 
wortung ziehen kann. Nur das oberste Organ des Staats- 
ganzen, der Träger der Staatsgewalt ist unverantwoiLlich. 
Da niemand über ihm steht, der ihn rechtlich zu der Vornahme 
einer Handlung anhalten und sein Riciiter sein kann, kann er 
nicht zur Verantwortung gezogen werden. Monarcii und Staats- 
volk sind also f&r ihre Haudlungen nicht verantwortlich; dagegen 



') V. Frisch, Die Verantwortlichkeit der Monarchen und hf^chsten 
Magistrate S. V: gehurt üea wesentlichen Merkmalen des moderueu 
Staate!, dan jeder TiSger öffentlicher OrgMutellang für eein Handeln nnd 
üntvbmen ▼eiaatworUieh ael*; vgl. anchSamnely, DasPrinsip der Miniater- 

▼erantwortlicUceit m der konstitutionellen Monarchie, Berlin 1869 S. 66. 
V. Mohl, Staatsrecht, Volkerrecht und Politik Bil. 1 S. ö59: .Die pers^niiche 
Verantwortlichkeit des Prftsideiiten ist eiue logische Notwendigkeit in einer 
Kepablik". 
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sind alle dem Träger der Staatsgewalt antergeoi'doete Organe 
diesem Terantwortlicb. 

n. F&r das Staatsoberhaupt in der Republik steht es 
daher ausser Zweifel, dass es als Beamter begrifflich und 

grundsätzlich verantwortlich ist. Wenn Yerfassungeii 
statuieren, dass das Staatshaupt der Republik fttr seine Amts> 

liandlungcu unverantwortlich sei, so berulit dies auf politischen 
Grinulen, iiiolit auf demselben Kt chtsgrunde, aus dem das 
monarchische Staat^haupt als 'i'ragei der Staatsgewalt unver- 
antwortlich ist Wie der Richter durch die richterlichen 
Garantien möglichst unabiiärigig und uubeeiufiusst gestellt 
wenlen soll, so soll dasselbe bei dem republikanischen Staats- 
haupte dadurch ei reicht werden, dass es in bezug auf seine in 
Ausübung seines Amtes begangenen Handlmifrpn der Verant- 
wortlichkeit entzogen oder seine Veranlworllit hktii beschränkt 
wird. Nur seiner politischen Stellung wegen ist ihm eine 
freiere und unabhängige Stellung gegeben und seine Verant- 
wortlichkeit oft so sehr gemindert, dass die ünvcrant- 
wortlichkeit wie beim souveränen Monarchen das Grundsätzliche 
und Primäre, und die I^pstiuimungen, die bei schweren Staats- 
verbrechen die Veranlwüi tli< likeit anordnen, Ausnahmen zu 
sein scheinen: „Die Verantwortlichkeit der Präsidenten ist 
rechtlich eine so minimale, dass man ohne weiteres von einer 
Unverantwortlicbkeit sprechen kann'' Es kann nicht mit der 
organischen Lehre') eine prinzipielle Unverantwortlicbkeit der 
höchsten Staatsorgane aus ihrer Eigenschaft als Repräsentanten 
des Staates abgeleitet werden. Die grundsätzliche Verantwort- 
lichkeit des Oberhaui>tes der Bepublik ist die , logische Folge 
des Grundsatzes der Volkssouveränität" *). 

In der Republik kann das Staatshanpt als höchster Be- 
amter nur dem Träger der Staatsgewalt, der Aktivbttiger- 



Über die Qeidiiohte der VenmtwottUehkeit und UnTenntwortlichkeit 

der DMinarebischen nnd re]Mif>1ikanisclien Staatshäaptor s. v. Frisch S. 106f. 

') V. Frisch 8.134^ vgl. aach Brie, Die gegenwftrtige Verfaanmg 
Phinkreich.s S. 33. 

*) Preuas, Das städtische Amtsrecht in Preasaea S. 70. 

*) P errin, De la responsabilit^ pönale da chef de ffitot et d«e niniitrei 
en FnacBt Paris 1900, 8. 68. 
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Schaft, oder dessen Repräsentation, dem Parlamente, verant- 
wortlich sein. Dass dieses in der Hauptsache die gesetzgebenden 
Funktionen wahrnimmt, ist bedeutungslos. Das Parlament tritt 
dem Staatshaupte hier als Gerichtshof gegenflber, nicht weil es 
die gesetzgebende Gewalt hat, sondern well es die Repräsen- 
tation des soaverftnen Volkes ist^). 

Es ist nicht nur das Mass der Verantwortlichkeit aus 
den angegebenen Grflnden für das republikanische Staatshanpt 
anders als f&r die flbrigen Staatsbeamten gestaltet worden, 
sondern die Verantwortlichkeit der Staatshäupter hat sich im 
Znsammenbange mit der ministeriellen Gegenzeichnung zn einem 
besonderen Rechtsinstitute entwickelt. Sie hat eine derartige 
Ähnlichkeit mit der Verantwortlichkeit der Minister, dass 
deren Lehre mit ihren Arten und ihrer Einteilung, die eine 
reichere Literatur aufweist, ohne weiteres hier herangezogen 
werden kann und muss. 

IlL Die Spitze der Kollegialrepubliken bedarf nicht 
so sehr einer Einschränkung der Verantwortlichkeit wie eine 
Einzelperson; es besteht daher grundsätzlich f&r die Mitglieder 
der regierenden Kollegien die gleiche Verantwortlichkeit wie 
für die Staatsbeamten ttberhanpt. Art. 117 der eidgenössischen 
Verfassung setzt fest, dass die Beamten der Eidgenossenschaft 
für ihre Geschäftsführung verantwortlich sind, und dass ein 
Bundesgesetz diese Verantwortlichkeit näher bestimmen werde. 
Nach Art. 4 des Schweizer Verantwortlichkeitsgesetzes vom 
9. Dezember 1850 -) wird die Veiantwoitung durch Verübung 
von Verbrechen und Vergeiien in der Amtsfiihrung sowie diucli 
Übertretung der Bunde.sverfa.s.siing, Bundesgeselze oder Regle- 
mente begründet. Besondere Bestimmungen für die Mitglieder 

*) Bs ist allerdings richtig, wsnn Stein back, Die rechtliche Stellnng 
des Denfesehen Kaisers Tei^licheu usw. S. 2, von der nordainerikaniscben Ver- 
fassung; «a^t: „Vollzugs-, gesetzgebende und richterliche (Gewalt mul einander 
koordiniert"; weuu er aber fortfahrt „keine ist der auderon veratitworf lieh, 
sondern alleiu dem souveräneu Volke", so ist nicht ersichtlich, wie denn die 
gesetzgebende Gewalt nach podtiTem Bechte dem Staate ▼erantwortlich 
sein solL 

a) Blnmer-Xorel, Handbuch des SchwdzerischeQ Bundesstaatsredits 
Bd. 3 S. 234; Toung, Der Staatsdienst nsw. ä. Ib: Schollenberger, 
Bnndesverfasaang Art. 117. 

Waith«?, SUMabaapt la BepabUlMB Ii 



162 



lies Bniidpsrates bestellen ebenfalls nicht. Auch in den H;\iise- 
städten wird nicht mehr als die allgemeine Beamten Verantwort- 
lichkeit verlangt; Hamburg Art. 27 : „Die Mitglieder des Senates 
sind den) Staate dafür verantwortlich, dass durch ihre Amts- 
führung weder die Verfassung noch die Gesetze verletzt wer- 
den". Auch hier soll ein besonderes Gej<etz Umfang und Gel- 
tendmachung dieser Verantwortlichkeit regeln. In Lübeck 
■ (Gesetz das Austreten aus dem Senate betreflfeud § 3) kann 
der Senat, wenn ein Mitglied sich beharrlich weigert, den 
Piltcliten nachzukommen, oder seine Amtsbefugnisse gröblich 
Uberschreitet, beschliessen , dass der Austritt geboten sei. und 
bei einer Weigerung des Mitgliedes eine gerichtliche Cntschei- 
dang herbeiführen. Auch in Bremen (Gesetz den Senat be- 
treffend § 20) kann der Senat ein Mitglied auf diese Weise 
zum Austritte nötigen. Als ein besonderes staatsgerichtUches 
Verfahren wie etwa das Impeachment ist dies aber nicht anzu- 
sehen. 

IV. Man hat eine Reihe von Arten der Verantwort- 
lichkeit festgestellt und sie nach verschiedenen Gesichtspunkten 
geordnet'). Man kann z. B. eine Unterscheidung je nach der 
strafbaren zu verantwortenden Handlang oder nach dem Forum 
treffen*). Gewöhnlich') werden aber, obwohl im einzelnen 
nicht unerhebliche Abweichungen bestehen, parlamentarische 
(konstitutionelle oder politische), staatsrechtliche, strafrecht- 
liche und zivilrechtliche Verantwoitlichkeit unterschieden. 

1. Ffir die politische oder parlamentarische Ver- 
antwortlichkeit bestehen Folgen positivrechtlicher Natur 
nicht. Ob nur die Zweckmässigkeit oder auch die Rechts- 
gültigkeit (Verfassungsmässigkeit) der Massregeln des sich dem 
Parlamente gegenüber verantwortenden Vei*ti*eters der Regierung 
verantwortet wird, richtet sich nach der Art der Verantwortung. 
Eine nicht verfa.ssung.smässige Massregel ist eine Verletzung 
der Verfassung und wird daher unter Umständen strafrechtlich 

^) V. Frisch S. 147; Samaely S. 3. Zam Teil abwelcbend Pastow, 

Das Wesen der MiDiätervoraiitwortlichkeit, 11K)4 S. 2ff., daXQ Fleiscfamaoil 

in der Deutschen Literaturzeitung IW)C> Sj». 2it7S. 
iihulith wie v. Friscli S. 152 >ie t rillt. 
*) S z.B. Lebon, Das .Stiiulsrecht der tranzüsiscbeu Republik S. Ö4. 
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Vfiaiitwortet weiden. Die politische Veraiitwoitlichkeit äussert 
sich mir in der Verpflichtunf? . dem Pai laiiipiite Erklärungen 
unil Ausküiifle, besonders auf Interpelluliuiien und ßescliwerden, 
zu geben, oder das Staatshaupt sieht sich genötigt, Minister, die 
das Vertrauen der Kammern nicht besitzen, zu entlassen. Sie ist 
eigentlich keine Verantwortlichkeit, denn eine PHicht zur 
Beantwortung und Auskunftserteilung sowie zur Entlassung 
missliebiger Minister besteht nach objektivem Rechte nicht; ein 
direkter Zwang kann nicht ausgeübt werden, man spricht 
deshalb auch von einer moralischen Verantwortlichkeit. Nur 
insoweit die pailamentarische Verantwortlichkeit durch eine 
politische Übung gestützt und für die Praxis anerkannt ist, 
kann sie als ein Rechtsinstitut angesehen werden. Dies ist 
der Fall in der parlamentarischen Republik Frankreich bei der 
politischen Abhängigkeit des Präsidenten von der Kammer- 
majorität, der er die Minister entnimmt. Wird das repabli> 
kanische Staatshaupt auf Grand von Normen des gesetzten 
Bechts, etwa der Verfassung oder eines Staatsbeamtengesetzes, 
znr Becbenschaft gezogen, so hat dies nur zivilrechtliche oder 
straf recbtliche Folgen. 

2. Die zivilrechtUche Verantwortlichkeit ist für das 
Staatsrecht ohne grosse Bedeutung. Es leuchtet ohne weiteres 
ein, dass bei einer Verfehlung des Staatschefs und einer Ge- 
ffthrdnog oder Schädigung von Staatsinteressen dem Staate 
nicht mit zivllrecbtlichen Schadensersatzansprfichen gedient ist. 
Während in Frankreich*) die Gerichte nicht zuständig sind, 
wenn ein Schaden bei einem in der gesetzlichen AnsQbung der 
Funktionen eines Amtes vorgenommenen Akte entstanden ist, ist 
in den Vereinigten Staaten eine Scbadensersatzklage gegen den 
Präsidenten mdglich, da er keinen besonderen Schutz in dieser 
Hinsiebt geniesst. Art. 108 der Verfassung Mexikos bestimmt 
ausdrücklich, dass hierin kein Privileg gegeben sei. Nach Art. 
89 der Hamburgischeu Verfassung können die Verwaltungs- 
behörden, ohne dass es einer besonderen Erlaubnis dazu bedarf, 
von jedem, der sieb durch ihre amtlichen Handlungen in seinem 



*} Lebon» Das Staatsrecht der franznsisclien Republik S. 68 Aom. 2. 

II* 
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Privatrechte verletzt glaubt, auf EatächädigUDg odei' Genug- 
tuung gerichtlich belangt werden. 

3. Sodann besteht noch eine strafrechtliche Verant- 
wortlichkeit. Ihr sind die republikanischen StaatshHupter und 
Minister wie jeder andere Staatsangehörige unterwürfen. Die 
Ahndung aller Verbrechen und Vergehen ist, soweit sie vom 
Gesetze mit Strafe bedroht werden, den ordentlichen Gerichten 
übertragen. Die Normen des Strafrechls und Strafprozesses 
finden grundsätzlich volle AnweDduug auf das i^epublikanisclie 
Staatshaupt. 

4. Die höchsten Magistrate werden aber mit noch anderen 
Becbtsnachteilen bedroht. Über die juristische Natur dieser 
Verantwortlichkeit sind die Meinungen geteilt. 

Samuely sucht den Nachweis zu erbringen, dass „die Verant- 
wortlichkeit der Minister, deren Realisierung der Volksvertretung 
zusteht, ihrem Eechtsgrund, ihrem Inhalt und ihrer Natar nach 
ein Ausfluss der disziplinaren Verantwortlichkeit aller Staats- 
diener sei** Ihm gegenüber f&hrt y. Frisch") zutreffend ans, 
dass diese Verantwortlichkeit der disziplinaren Strafgewalt ftber 
die Staatsdiener In manchen Punkten zwar ähnlich, aber nicht 
gleich sei. Es fragt sich dann, ob diese Verantwortlichkeit 
nicht auch rein strafrechtlicher Natur ist"). Schon Ansdrflcke 
wie: in Anklageznstand versetzen, aburteilen, Gerichtshof, deuten 
auf ein Gerichtsverfahren ond den strafrechtlichen Charakter 
hin. Es Hesse sich annehmen, dass der besonderen Natnr der 
politischen Vergehen, der verletzten Staatsinteressen und des 
Angeklagten durch die Bestimmung eines besonderen Gerichts- 
hofes nnd eines besonderen Verfahrens Bechnung getragen wor- 
den sei, denn fthnliche Abweichungen vom gewöhnlichen Straf- 
verfahren finden sich auch sonst; so werden die gewöhnlichen 
Gerichte z. B. durch die Anstrftgalgerichte ersetzt. Die genannten 
AnsdrQcke zwingen aber nicht zur strafrechtlichen Anffassang, 
sie können auch ,disziplin&r*' verstanden werden^). Aus der 

a.a.O. 8.87. 

•) a. a. 0. S. 171 ff. 

') PerrinsMonograpliie ist entsprechend betiteil ,De la respontabilitft 

p^uale etc." 

*) Fleiacbuiaun in der Dtiutscliea Literaturzeitung liXJti Sp. 2973. 
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politischen Nator der zor Anklage ftthrendeu Vergehen, die 
meist in Jeder VerfassungsTerletznsg bestehen können nnd 
deshalb anch nicht wie in den Strafgesetabllchem anfgezählt 
sind, folgt weiter, dass zunächst der Zweck des Verfahrens ist, den 
Staat za sichern, nnd erst in zweiter Linie, eine Bestrafung des 
Schuldigen herbeizufOhren: so kann in den Vereinigten Staaten 
von Amerika fiberhanpt nur auf Dienstentlassung erkannt werden. 

Hiemach wird man am besten eine spezifische 
Ministerverantwortlichkeit oder, da sie ja auch gegen die 
republikanischen Staatshftupter wirkt, eine besondere staats- 
rechtliche Verantwortlichkeit annehmen. Oerade sie ist mit 
der politischen oder parlamentarischen Verantwortlichkeit eine 
EigentQmlichkeit des Staatsrechts, da, wie gezeigt, die zivil- 
nnd strafrechtliche Verantwortlichkeit fUr die höchsten Magistrate 
dne besondere Regelung nicht gefunden hat. Staatsrechtliche 
und parlamentarische Verantwortlichkeit vereinigen sich mit 
der gleich zu besprechenden ministeriellen Gegenzeichnung zu 
einem besonderen Reclitsinstitute. Von einander unterscheiden 
sie sich dadurch, dass für die parlamentarische Verantwortlich- 
keit keine Rechtsfolgen bestehen, sie fügt sich der sittlichen 
Verantwoi tlichkeit ein Die .staatsiechtliche Verantwortlich- 
keit aber kann (wie die zivil- und strafrechtliche) auf Grund 
positiver Rechtsnormen geltend gemacht werden. Jedoch sind 
hierfür ein besonderes Verfahren und besondere Rechtsfolgen 
bestimmt, die daher noch einer Darstellung bedürfen. Dem 
Hauptzwecke der staatsrechtlichen Verantwortlichkeit, den Staat 
zu sichern, entspricht auch die Tatsache, dass in den heutigen 
Staaten die staatsrechtliche Verantwortlichkeit gegeniiber der 
parlamentarischen Verantwortlichkeit, trotzdem letztere zum Teil 
gar nicht ein Institut des geschriebenen Verfassuugsrechts ist 
und durch Anklage, direkten Zwang oder Bestrafung: nicht rea- 
lisiert werden kann, verhältnismässig sehr geringe Bedeutung 
hat. Bryce'^ nennt das Impeacliment das schwerste Geschütz 
im Araeual des Kongresses; dies Verfahren sei deshalb schwierig 



*) Piatorini, Die Staatageriditshsfe niid dt« MhtistWTMnuitwortUdikiit 
naeli heatigem deataehem Staalmeht, Tflbingen 1891, S. 3. 
>) Tbe Anericaa Commonwealth, 8. ed., Bd. 1 S. 211. 
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zn handhaben und könne sich nur gegen schwere Verbrechen 
richten. In den Vereinigten Staaten von Amerika bat nor ein 
Impeachnient stattgefunden, und auch dieses endete mit einer 
Freisprechung. Allerdings ist In Nordamerika auch die Ab- 
dankung vor Ablauf der Amtszeit so wenig den Traditionen 
entsprechend (da der Präsident sein Mandat vom Volke, nicht 
vom Parlamente liat), dass hier ans diesem besonderen Grunde 
die parlamentarische Verantwortlichkeit wenig Eifulg haben 
wird. In Frankreicli dagegen haben von fUnf sich folgenden 
Präsidenten vier ihr Amt niedergelegt^). In einem ausgebil- 
deten konstitutionellen Staate wird also die parlamentarische 
Verantwortlichkeit meist vollkommen ausreichen. Eine dnrch 
Urteil ausgesprocliene Amtsentsetzung hat im Gegensatze zn 
einem freiwilligen Rücktritte bereits den Charakter der Strafe. 

V. Die ministerielle (Jetten Zeichnung ist das (legen- 
stiick und die Ei gänziin«,' der in Monarcliien gnmd^iUzlich, in 
Republiken tatsächlich besteheuden üuverantwortlichkeit des 
Staatsoberhauptes - 1. " 

In den Kollegialrepubliken ist kein Raum fiir sie. da die 
Mitgliedei" des Kolletjinms dem Vorsitzenden gegenüber nicht 
die Stellung von Ministern einnelnnen. Sie besteht ferner nicht 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika und ihren (ilied- 
staaten. Hier ist, wie aus iler Rechtsstellung der Staalssekic- 
t'Mc fol'jt . der Präsident oder der (ioveriior allein für alle 
Kegierungsakte verantwortlich. Er unl erzeichnet allein seine 
Anoi-dnn Ilgen, die Staatssekretäre sind nur ihm gegenüber ver- 
antwortlich ^). 

In den übrigen Republiken dagegen findet sich die 
ministeiielle Gegenzeichnung. Wenn aus politisclien Gründen 
das republikanische Staatshaupt nicht oder nur in besclnäiik- 
tem Masse verantwortlicli ist, so sollen die Rechte und 
die Sicherheit des Staatsvolkes nicht dadurch berührt wer- 



') Des Noyer;^. Le ponvoir t^xf^cntif aux J^catB-Unis (Bevue dea Deax 
Hondcä vom 1. I »ktoliei llüil S. (,3ü, ^)M^ Anui. 1). 

Vgl. zm lauiistericUeu Veraiitwortlichkeit auch Brie, Art. „Staats- 
minister' in Stengels Wörterbuch Bd. S S. 492 ff. 

*) de Cbambrmi, Le poaToir ez6cntif aux ^tati-Unis, 2. 6dit, Paris 
1896, S. 1)35; Steinbach, Die rechtliche Stellung utw. 8.39. 
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den. Es treten die Minister an die Stelle des Staatshaoptes 
nnd sind für dieses dem Volke verantwortlich, ausser der 
kraft ihrer allgemeineD Eigenschaft als Staatsbeamte be- 
reits bestehenden Verantwortlichkeit. Die Übernahme der 
Verantwortlichkeit geschieht nach heutigem konstitutionellen 
Staatsrechte in jedem einzelnen Falle besonders, und zwar 
dadurch, dass der zuständige Minister den Staatsakt gegen- 
zeichnet Sehr wahrscheinlich ist es, dass die Gegenzeichnung 
zunächst nur die Wirkung hatte, die Unterschrift des Zeichners, 
des Staatschefs, als dessen eigenhändige Unterschrift zn be- 
glaubigen, ohne dass dadurch eine materielle Garantie fttr den 
Inhalt des betreffenden Schriftstflckes fibernommen wurde*). 

Eine besondere Stellung unter den gegenzuzeichnenden 
Akten nehmen gewöhnlich die militärischen Angelegen- 
heiten, soweit sie den Oberbefehl über die bewaffnete Macht 
betreffen, ein. In diesen soll die Handlungsfreiheit des Staats- 
hanptes nicht durch konstitutionelle Fesseln gehemmt werden"). 
In der Monarchie steht der Oberbefehl über das Heer un- 
zweifelhaft dem Monarchen allein zu; er hat dann das 
militärische Verordnungsrecht, die Kegierungsakte in Militär- 
angelegenheiten sind zum Teil der Gegenzeichnung des zuständigen 
Ministers entzogen. Dem republikanischen Staatsoberhaupte 
ist vielfach, z.B. in Amerika und Frankreich, verfassungs- 
f^cniäss ebenfalls das Heer unter.stellt. Es tlart jedoch nicht 
ohne weiteres lolfrert werden, dass der Präsident ebenso ge- 
stellt sei wie der Monarcli. Zunächst ist er nicht immer selbst 
Oberbefehlshaber. An und für sich unterliegen grund.sätzlich 
alle Kegierungsakte der Gegenzeichnung?; diese kann für eine 
Materie wie die militärischen Angelegenheiten aucli nur durch 
besondere Verfassuugsbestimmung uder ein Ausnahmegesetz 
au.sgeschlussen werden. Allerdings hat liier in der Monarchie 
oft die Praxis über die Theorie gesiegt^}. Der Monarch als 



Französisches Gesetz vom 25. Febrnar 187ö Art. 3 Abs. 6. 
'} Fleiscbmauu, Weg der Gesetzgebung S. 65, (16. v. Frisch S. 29 ff. 
•) T. Friseh 8. 368. 

*) Pleischmann in der Deutschen Literatuneitiing 1906 Sp. 2975: 
,Die Befreiung laudesberrlicber Anordnungen von der Gegenxeicbnnng, nunent- 
licb ihr Umfang, birgt eio Stttck Qewohnbeitsrecht*. 
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höchster Offizier erlässt auch olnie ausdrliekliclie Ermächtigung 
Akte, die den Oberbefehl betreffen, ohne Gegenzeichnung^). 
Die republikanischen Staatsbäupter dagegen, die diese Stellang 
nicht haben und denen ein entsprechendes Recht, auch wenn 
sie selbst den Oberbefehl fQhren, durch das Gewohnheitsrecht 
nicht beigelegt ist, mQssen sich bei jeder Verfügung fiber die 
Tmppenmacht an die Oegenzeicbnang gebanden halten*). Der 
nordamerikaniscbe Präsident, der selbst Oberbefehlshaber ist 
and dessen Akte, wie gesagt, nicht der Oegenzeicbnang be- 
dürfen, hat also nur aus letzterem Grande in dieser Beziehang 
eine monarchenähnliche Stellung. 

VI. Während in den meisten Fällen durch die Gegenzeichnung 
die Verantwortlichkeit auf den gegenzeichnenden Uinister Ober- 
geht, wird sie nach positiver Verfassungsbestimmnng nicht 
ansgeschlosseo im Falle des Hochverrates und anderer schweren 
Staatsverbrechen. Das fi*anzösische Gesetz vom 25. Fe- 
bruar 1875 Art 6 Abs. 2 bestimmt: „Le President de la 
Böpnbliqae n*6st responsable que dans le cas de haute trahison', 
während es im Abs. 1 von den Ministem heisst: «Les ministres 
sont solidairement responsables devaut les Charobres de la 
politique g^n^rale dn Gouvernement, et individuellement de 
leurs actes personnels'. Die Verfassung der Vereinigten Staaten 
von Amerika Art. 2 Sekt. 4 zählt ausser Hochverrat noch 
Bestechung und andere hohe Verbrechen und Vergehen (treason, 
bribery, or other high crimes and misdemeanors) auf, worunter 
sich dann schliesslich alles bringen lassen wird. Übereinstim- 
mung bestellt darüber, dass das Vergehen sich auf die amt- 
liche Tätigkeit beziehen nuiss, im i'ibrigen hängt die Frage, 
was zu den Anklagegriinden zu rechnen sei, in liuhem Masse 
von politischen Erwägungen des jeweiligen Kongiesses ab ''). 
Die Verfassungen Brasiliens Art. 54 uii i Mexikos Art. 105*) 
geben eine ganze Reihe von Ver<r('heji an, wegen deren An- 
klage gegen den Präsidenten erhüben werden kauu. 

>) Frisch S. 356, 357. 

^ LeboOi Das Staatmeht der fransOsiscb«D Republik S. 4611. 
*) V. Holst, SUaterecbt der Ver. Staaten S. 87, 88; s. a. oben S. 88 
Anm. 2. 

*) S. aacb Dareste, Lea constitutions modernes Bd. 2 S. 486 Anm. 1. 
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In allen diesen in den Gesetzen aufgezählten Fällen bleibt 
die grandsätzliche Verantwortlichkeit bestehen, es liegt nicht 
etwa eine Aosnahme von einer prinzipiellen Un Verantwortlich- 
keit vor; beide, Staatshanpt wie gegenxeicbnender Minister, 
künneii zur Rechenschaft gezogen werden. Unnötigerweise liat 
diese Tatsache manchen Schriftstellern Schwierigkeiten bereitet, 
insofern darin, dass Präsident and Minister in gleicher Weise 
für dieselbe Handlang haftbar gemacht werden, eine Verletzong 
des Grundsatzes ne bis in idem erblickt wird^). Die Haftung 
beider Personen ist aber darchaas nicht nnznlässig. Sie werden 
nach allgemeinen strafrechtlichen Normen wie zwei Mittäter 
bestraft. Aach ein zivilrechtlicher Schadenseroatzansprach 
könnte eventaell — praktisch wii-d dies, wie gesagt, wohl 
kaum werden — gegen beide solidarisch Haftende begründet sein. 

vn. Die Art und Weise, wie das repablikanische Staats- 
Oberhaupt in den angeführten Fällen zar Verantwortung ge- 
zogen wird, das Verfahren, ist in den Verfassungen besonders 
geregelt worden. In den Vereinigten Staaten von Amerika 
and ihren Gliedstaaten heisst dies Verfahren impeachment*), 
wie es überhaupt gegen jeden Beamten wegen seiner in Aos- 
fibnng des Amtes begangenen Verfehlungen angewendet werden 
kann. In einem Verfahren gegen den höchsten Staatsbeamten 
ist aber die Ausübung der Gci ichtsbrukeit anderen Staats- 
beamten entzogen. Das i epublikanische Staatsliaupt hat sich 
vor dem Parlamente, der Repräsentation des Trägers der 
Staatsgewalt, zu verantworten, und zwar fungiert die zweite 
Kammer (in Fiankreich die Deputiertenkannuer, in Nordamerika 
das Repräsentantenhaus bzw. A?;seiiil)lyj als Anklagebehörde und 
der Senat als Gericht shof). Ebenso wird in Mexiko (Art. 104, 105) 
und Brasilien (Art. 3.^, Ö3) der Präsident bei AuitsvergeUeu 



«) Vgl. dazu V. Frisch S. 138. 

») Köster, Conimentaries Bd. 1 S. 50.5 ff ; Story, Comuieutaries §§78r)ff. ; 
Ponieroy, Iiitroduc-tiun tu tbc constitiitiuiial law; Fcdcralist Kap. 6.5, 66, 
Baucroft, History Bd. 2 S. 193, wo andere bei der Beratimg der Vcrtassuug 
gemachte Vonchläge angegeben sind nnd auf das englische Vorbild hinge- 
wiesen ist; Meyer, Lehrbuch des dentsehen Staatsrechts S. 66B, 686. 

*) Franz. Geseti Tom 16. Juli 1876 Art. 12; Verfassong der Ver. Staaten 
Art I Sekt. 3 § 6. 
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durch die Kammer ?or den Senat, allerdings bei anderen 
bürgerlichen Vergehen, die hier auch nach ansdriicklicher Vor- 
schrift zu verantworten sind, vor den obersten Gerichtshof 
gezogen. In Nordamerika führt nicht der Vizepräsident, der 
Präsident des Senats ist, den Vorsitz bei einer Aburteilmig 
des Präsidenten, dessen Nachfolger er sein wQrde, sondern der 
oberste Richter. Nach manchen Verfassungen ist eine amtliche 
Tätigkeit des Angeklagten während des Prozesses verboten 
Zu der Verurteilung ist oft eine Zweidrittelmehrheit notwendig, 
ein Bechtsmittel ist nicht gegeben. 

Vin. Über die Folgen der Verantwortlichkeit bestehen 
nicht ausführliche Vorschriften. Die Verfassung der Vereinigten 
Staaten von Amerika (Art. 1 Sekt. 3 § 7) bestimmt, dass der 
Senat nur auf Amtsentsetzung und Unfäliigkeit, ein besoldetes 
oder ein Ehrenamt zu bekleiden, erkennen kann; eine weitere 
Verurteilung muss durch die ordentlichen Gerichte erfolgen. 
Das französische Verfassungsgesetz enthält nichts über die 
Folgen; das in Aussicht gestellte Gesetz über <las Verfahren 
vor dem Senate ist am 10. April 1889 erlas.seii. Falls nähere 
dieses Rechtsinstiiut regelnde Bestimmungen fehlen, sind ergän- 
zend die Normen des Slrafrechts und Slrafpiozesses liei'anzu- 
ziehen. Eine aussrhliessliclie (Teilung haben diese natiulich in 
solchen Rei)nblikt-n , die eine besonders geregelte Verantwort- 
lichkeit des Staatsoberhauptes nicht kennen. 

§ 11. Der YizeprUsidciit und die StcUrertretuiig des 

Staatshauptes. 

I. Wiewohl das republikanische Staatsoberhaupt normaler* 
weise ununterbrochen die meist nur wenige Jähre be- 
tragende Amtsperiodo hindurch bis zum Ende fungieren wird, 
ist es möglich ~ und es ist von den Verfassungen für den Fall 
Vorsorge zu treffen — , dass während der Amtszeit in der 
Person des Staatshanptes eine Änderung erfolgt. Es 
ist möglich, dass wahrend der Amtsdauer eine zeitweilige Be- 
hinderung eintritt, nach der der Präsident weiter fungieren 
wird; in diesen Fällen ist für eine Vertretung des Präsidenten 

*) V. Holst, Staatsrecht der Yer. Staaten S. 154 Anm. 1. 
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la sorgen. Es ist aber anch möglich, dass w&hreDd der Amts- 
dauer die Funktion eines Präsidenten endg&Itig anfhOrt. JHe 
Falle solcber Beendigung sind bereits frQber (S. 104ff.) eröi-tert. 
Bei solchem Vorkommnis k(}nnte entweder sofort eine nene 
Periode des Nachfolgers beginnen, oder es versieht fttr den 
fortfallenden Prftsidenten eine andere Person die Funktionen 
des Staatsoberhauptes bis zum Ablaufe dieser Periode. Für 
diese aufgezählten Fälle haben nun viele Verfassungen be- 
sondere Persönlichkeiten vorgesehen, wie den Vizepräsi- 
deiileii. dem Worte nach das .stellvcitretende republikaniselie 
Staatsuberliaupt, deu lieuteuant - güvernor, deu Laudesstatt- 
halter. 

II. Im folgenden soll ein Blick auf die Regelung der Ver- 
tretung im einzelnen fallen, und zwar zunächst für Amerika. 

1. Das Institut der V izein äsidt iitschaft der Ver- 
ein ijrten Staaten von Amerika ist das Vorbild vieler 
anilerei- aiin rikanisclier Verfassungen geworden, es lua«? daher 
mit >eiiien eigenartigen Reclitsnormen hier als besonderer 
Typus dargestellt werden. Von vornherein sei festgestellt, dass 
der Vizepräsident nicht, wie sein Name zu sauren scheint, stell- 
vertretender Präsident ist. Es besteht in ilen Vereinigten 
Staaten keine Stellvertretung des Präsidenten, nach der der Ver- 
tretende im Namen (h's Vertretenen handelt. Der Piäsident kann 
nicht etwa seine Funktionen delegieren, denn die Verfassung gibt 
ihm hierzu nicht das Recht ^) Auch steht der Vizeprä-sident nicht 
in einem solchen Verhältnisse zum Präsidenten wie der Stellver- 
treter zum deuisclieu Reichskanzler, der zwar die Funktionen des 
Reichskanzlers wahrnimmt, sie aber nicht von ihm delegiert 
bekommt, sondern sie auf Grund der Verfassung ausübt*). 
Der Vizepräsident wird zugleich mit dem Präsidenten vom 
Volke gewählt. 

Solange der Präsidentim Amte ist, ist der Vizepräsident Vor- 
sitzender des Senates; er ist also nicht Mitglied der Exeku- 
tive, trotzdem er in der Verfassung mit unter den Mitgliedern des 



') Ton Holst, V&a Staatsrecht der Vcreinigtcu Staaten vua Amerika 

8.46. 

*) Jellinek, Allgemeine Staatslehre S. 543. 
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executive department aufgeführt wird. Im Senate hat er 
jedoch nur bei SUmmengleichheit Stimmrecht; in diesem Falle 
gibt er den Ausschlag. Es k5nnte zweifelhaft sein, ob er als 
Mitglied des Senates nicht Beamter, sondern Repräsentant des 
Volkes ist. Seine Stellung innerhalb des Senates, das fehlende 
Stimmrecht und der Vorsitz kraft Amtes, sprechen jedoch 
weniger für die Eigenschaft als Repräsentant des Volkes als 
fQr seine Aufgabe, innerhalb der Legislative lediglich eine ver- 
waltende Tätigkeit auszuüben. Der Vizepräsident nimmt recht- 
lich wie politisch eine verhältnismässig unbedeutende Stellung 
ein; weder auf die Exekative noch auf die Legislative steht ihm 
verfassungsmässig ein grosser Einfluss zu 

Nach Art. 2 Sekt. 1 § 5 der Verfassung sollen im Falle 
der Entfernung des Präsidenten vom Amte oder seines Todes, 
Verzichts oder seiner Unfähigkeit, die Gewalten und Ptlichten 
dieses Amtes wahrzunehmen, dieselben auf den Vizepräsidenten 
übergehen. Dies gilt zunächst für eine zeitweilige Verhin- 
derung des Piäsidenten, denn die Unfähigkeit, sein Amt zu ver- 
sehen, kann gehoben werden. Die Verfassung gestattet weiter, 
dass der Kongress durch (lesetz einen anderen Beamten be- 
zeichnet, der im Falle der Hehindeiunrr des Vizepräsidenten 
für diesen einti-eten suU, und bestimmt ausdi iu klicli, dass dieser 
Beamte demgemäss fungieren soll, bis die Unfähigkeit gehoben 
oder ein Piäsident erwählt worden ist. 

Beim Scheiden des Piäsidenten aus seinem Amte vor 
Ablauf der Amtsperiude tritt dei* Vizepräsident jedoch an dessen 
Stelle und wird seilest Staatsoberhaupt und oberster Beamter der 
Exekutive. Hier bestellt Streit Es wird behauptet, dass der 
Vizepräsident nur die Funktionen der Exekutivgewalt wahrnehme 
und dass er nur mit der Ausübung der präsidentielleu Funk- 
tionen beauftragt sei. Nacii anderer Ansicht dagegen wird er 
in Wirklichkeit Präsident. Letzteres trifft zu. Der Vize- 
präsident tritt in alle Funktionen, Rechte und Pflichten des 
fortgefalleneu Präsidenten ein. Wenn die Verfassung dem 



*) über den Fall eines Inpeachment gegen den Präsidenten Tgl. obn 
§ 10 VII am Ende. 

*) de Cbambrunj Le pouvoir esdcatif ans Hitata^Unia 8. 43. 
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Vizepräsidenten nur eine soznsagen abwartende Stellung zuweist, 
so wird die Absiebt sein, dass beim Fortfall des Präsidenten 
sofort voller Ei'satz in der Person des Vizepräsidenten vor- 
handen sein soll; es würde zwecklos sein, dann noch in der 
Person des nicht mehr im Amlc beliiid Hellen Piäsidenten den 
eigentlichen Titular bis zum Ablaufe des Restes der Amtszeit 
anzunehmen. Zudem erhält der Vizepräsident, wenn er den 
Präsidenten ersetzt, sofort den Titel des Piäsidenten. Der 
Vizepräsident kann nicht etwa mit einem Re^'-eiiten verglichen 
werden, der in einem monarcliisehen Staate an die Stelle des 
au der Ausübung der Regierung verhinderten iMonarclien tritt. 
Von dem Monarchen können seine Souveiänitätsrechte nur der 
Ausübung nach übergehen, er bleibt als Träger der Souveränität 
neben dem Regenten bestehen ; der Präsident jedoch bat nur 
insoweit Rechte, wie sie ihm die Verfassung ausdrücklich zu- 
teilt. Ein Erhalten in der Präsidentenstellung trotz des Ein- 
tritts des Vizepräsidenten ist nicht vorgesehen und würde auch 
mit den republikanischen Grundsätzen nicht in Einklang stehen. 
Der Präsident fällt also fort, wenn der bisherige Vizepräsident 
seine Amtsfanktionen daaernd aasttbt. 

In den meisten nordamerikanischen Gliedstaaten^) steht 
neben dem govemor ein lieatenant-governor, dessen 
Stellung der des Vizepräsidenten der Union nachgebildet ist. 
Aach er ist znnllchst ex officio Präsident des Senates. 

2. Von den mittel- und sttdamerikanischen Staaten 
haben »Vizepräsidenten" Nicaragua, Salvador, Guba, Domingo, 
Ecuador, Brasilien, Paraguay, Uruguay und Argentinien. 
Bolivia, Guatemala und Peru wählen zwei; Costa Sica, Panama 
und Venezuela sogar drei Vizepräsidenten. In Argentinien 
haben die meisten Gliedstaaten Vizegobemadores. Auch diese 
entsprechen im wesentlichen dem nordamerikanischen Vize- 
präsidenten; 80 hat z. B. der Vizepräsident von Argentinien 
den Vorsitz im Senat mit beschränktem Stimmrecht (Art. 49), 
Jedoch vertritt er nach Art. 41 Nr. 1 den Priaidenten auch in 
BdhlnderangslUlen. 



') z. B. California V 17, Colorado IV 1, Conuecticut IV 13, 14,. Florida 
VI 14, Illinois V 1, Jowa IV 3, New York III 3. 
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3. In (U'iijeiiigL'n amerikanischen Republiken. <lio das 
Institut des Vizepräsidenten nicht kennen, tritt der l*rä.sident 
des Senates an die Stelle des l'ortt';illenilen Präsidenten; z.B. 
Mexiko Al t. 78. Ein Unter.«;chied in der Rechtsstellung beider 
besieht nicht, da auch der Vizejiräsident nui- den Vorsitz im 
Senate hat, also allein die r^ezeiclmung verschieden ist. 

4. Für den Kall, dass auch der Vizepräsident oder Präsident 
des Senates fort lallt, sind von vielen \'erfassungen andere 
Staatsbeamte bezeicimet, die der Reihe nach an die Stelle 
des Präsidenten treten. Hierfür kommen in Betracht der 
Si>re< bei des Repräsentantenhauses, die Staatsseki etäre und 
der oberste l ichterliche Beamte 'i. Der Vorsilz im Senat fjeiit 
dann von dem Präsidenten des Senates, der an die St(dle des 
Staatshauptes rückt, auf den PrÄsidenteu pro tempore'^) (desig- 
nierten-'') Präsidenten) über. 

Während der Vizepräsident immerhin vom Volke im Hin- 
blick auf den möglichen Ersatz des Präsidenten gewählt wird, 
nehmen diese in zweiter Linie heian zuziehenden Ersatzmänner 
unter den republikanischen Staatshäuiitern insofern eine ausser- 
ordentliche Stellung ein, als sie nicht vom Volke oder^) der das 
Volk repräsentierenden Legislative gewählt sind, sondern ihre 
Stellung als Staatshaupt der Ernennung durch den fortgefallenen 
Präsidenten (mit Zustimmung des Senates) und dem sie zur Nach- 
folge berufenden Rechtssatze verdanken. 

III. Diese Beschränkung der Tätigkeit des Vizepräsidenten 
während der Amtszeit des Präsidenten auf die Legislative 
findet sich nur in Amerika. Fär die Darstellung der Stellver- 
tretung in anderen Republiken schliessen sich am besten zunächst 

'i hie durch Konsre^-'akte vom 17. .lauuar 1886 iiuit (irun<l der erwähnten 
Verfaääuugäbe»liiiiimiiig tr<4.iugen, die dem Kongresse die Ikzciclmung des 
Bnatsmaunes flbwAiist) festgestellte Beibenfolge in den Vereinigten Senaten 
▼an Amerika (Secretary of State, of the Treasnry, of War, Attoraey Qenetal, 

Posttnastcr General, Secretary of the Navy, of the Interior, of AgrienUnre) 

s. bei Hervieu, Les niiuistres S. 212, und Des Noyers, Le pouvoir 
ex^cntif aux ^tats-Unis iRevur .Ic^ Deux Monile-« vom 1 (Oktober V.H)l S. ßlT). 

'') z. ß. Peniibylvrtiua 1\ 14 In den Vereinigten Staatou ist ein solcher 
schon im Gesetze vom 1. März 1792 vorgesehen (v. Holst S. 46 Aum. 2). 

•) Colombia Art 186. 

*) abgesehen vom Sprecher des Repritsententenhauses. 
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die Kollegiali ep iiblikeii an. Am h liier treten an die Stelle des 
Staatsiiaiiptes, wenn es vor beenili<rter Amtszeit fortlallt, andere 
Staatsbeamte und f Vi inen die Amtszeit zu Ende. Die be- 
rufenen Eisatzmänner sind die Mitglieder des Kollegiams, 
insbesondere das dem Staatsliaiii»te zunäclist stehende Mitglied. 

1. Die Schweizer Verfas-süngen kennen als solclie 
dem Staatsliaupte zunä(liststehen<ie Mitglieder des obersten 
Vollziehenden Rates den Vizepiäsiilcnieii der Eidgenossen- 
schalt (Art. 98), den Vizepi-äsidenLen des Regierungsrates 
in Zi\rich (Art. 38) und Bern (Art. 35), den Landstatthalter 
iu Unterwaiden ob dem Wald (Art. 35b) und Glarus (Art. 48), 
Statthalter in Zug (§46) und Schwyz ( Art. 35), den „stillstehenden" 
Landannnann in Appenzell Inner-Rhoden (.Art. 20). Es bestehen 
aber keine Bestimmungen über ihre Funktionen. Man wird 
annehmen dürfen, dass .sie ausser zu ihrer Tätigkeit als Mit- 
glieder des Kollegiums berufen sind, den Präsidenten oder 
Landannnann sowohl zeitweilig, wenn er verhindert ist, zu ver- 
treten, als aucliy wenn er während der einjährigen Amtsdauer 
fortfällt, bis siini Ende des Amtsjahres an seine Stelle zu 
treten; ausserdem werden sie, bei einem Wechsel im Vorsitz 
nach Ablauf des Amtsjahres, die Nachfolger des abtretenden 
Präsidenten sein '). 

2. Von den Hansestädten hat nar Lübeck einen 
einzigen Bürgermeister. Aus Art. 14 Abs. 5 der Verfassung ergibt 
sieb, dass bei einem Fortfall des Bürgermeisters vor Ablauf der 
Amtszeit sofort ein Nachfolger gewählt wird. Dieser wird nur fOr 
den Rest der Amtszeit gewählt, kann aber bei der nächsten 
Wahl wiedergewählt werden. Bei zeitweiliger Verhinderung 
vertritt den Bflrgermeister sein Vorgänger im Amte oder ein 
besonders gewählter Vertreter (Art. 16). 

In Hamburg wird neben dem ersten auch ein zweiter 
Bürgermeister gewählt (Art. 17); auch in Bremen sind stets 
zwei Bflrgermeister vorbanden, da alle zwei Jahre ein Bflrgermeister 
auf vier Jahre gewählt wird (§ 30). Diese zweiten Bfirgei'meister 
vertreten den Präsidenten des Senates in erster Linie (Bremen 

') Der Vizeprä^ii-leut der Eidgenossen^i liaft rückt .nach l)isherii?cm kon- 
stanten Usns" im lolgendcn Jahre an die Melle des abtieien leu Präsideuteu 
(v. Orelli, Das Staatsrecht der Schweiz. Eidgcuoäseuächat't S. 34). 
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§ 31 Abs. 2). Wild in Bremen der Nachfolger eines während 
der Amtsführung furl lullenden Bürgermeisters gewählt, so läuft 
seine Amtszeit mit JSchluss der Amiszeit seines Vorgängers oder 
erst nach weiteren vier Jahren ab. je naihdem sein Vorgänger 
in der ersten oder iu der zweiten Hälfte seiuer Amtszeit 
fortgefallen ist. 

Jede im Senate erledigte Stelle muss iunerlialb einer 
kurzen Frist wieder besetzt werden (Lübeck Art. 8), was sich 
schon aus der verfassungsmässig festgelegten Zahl von Senatoren 
( vierzehn iu Lübeck, je achtzeha in Bremen und Hamburg) 
ergibt. 

IV. in Frankreich findet im Falle des Todes oder der 
Abdankung des Präsidenten eine sofortige Wahl seines 
Nachfolgers statt (Gesetz vom 16. Juli 1875 Ait. 3). Es wird 
nicht etwa wie in den übrigen Republiken die Amtszeit des 
Präsidenten zu Ende geführt, sondern es läuft mit der Wahl 
des Nachfolgers für diesen eine neue Amtsperiode mit der ver- 
fassungsmässigen Anzahl von Jahren. Während der Zeit bis 
zam Amtsantritte des neuen Präsidenten führt das Gesamt- 
n)inisterium als nächstes höheras Begierungsorgan die Geschäfte 
des Staatshauptes. 

Im allgemeinen deutet die Festsetzung eines bestimmten 
Anfangstermins der Amtszeit — in Amerika ist als solcher 
ein Tag in der Verfassung festgesetzt, in den Kollegial- 
repnbliken fällt die Amtszeit des Staatshanptes als solchen 
gewöhnlich mit dem Ealenderjahra zusammen — auf eine Fort- 
führung der Funktionen bis zum Ablauf der Amtszeit durch 
einen Ersatzmann hin. Das französische Verfassungsrecht da- 
gegen legt nur eine Amtsperiode von sieben Jahren fest, ohne 
Beginn und Ende an bestimmte Termine zu binden. 
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Dritter Abschnitt 

Abweichende Konstmktioneii. 

§ la. Ableitungen «os ziTilreelitliehen Begriffen. 

Im VeHanfe der bisherigen Erörterungen ist die staats- 
rechtlicbe Stellang der repoblikaniscben Staatsliäupter syste- 
matiscb dargestellt worden. Da za diesem Zwecke bereits zu 
mancben wichtigen Begriffen, besonders auch zu den Bezeich- 
nnngen als Staatsorgan, Repräsentant, Chef der Exekutive, 
Stellung genommen werden mnsste, so kann der nunmehr fol- 
gende kritische Teil um so kürzer ausfallen; er braucht nur 
noch einige bisher nicht besprochene Konstruktionen zu bringen. 

I. Zur Erklärung der Rechtsstellung des republikanisclien 
Staatsoberhauptes und insbesondere des die Reclitsstelhuig be- 
gründenden Aktes hat man vielfach auf Institute des Zivil- 
rechts zurückgegriffen. 

1. So sieht folgender Scliriftsteller das Staatsliaupt der 
Rcljublik für einen Beauftragten des Volke.s an: Hart- 
man n'}: „Die Gesamtiieit der Staatsangehörigen . . . kann 
zu den einzelnen notwendig werdenden Handhingen, sofern die 
Anzahl der Staatsangehörigen die unmittelbare Mitwirkung 
sämtlicher Staatsangehörigen nicht zulässt, Bevollmächtigte 

beauftragen In Staaten , nach deren Verfa.ssung 

die Souveränität in der Gesamtheit der Staatsbürger beruht, 
sind die höchsten Orgaue des Staates nur Mandatare". 
Einen Mandatar ncinien das Staatshaupt ferner: Rivier-): 
„In den jetzigen Republiken ist die Gesamtheit der Staats- 
bürger souverän. Das höchste Organ . . . ist Mandatar der 
Gesamtheit"; Ullüianir*): „Der Inhalt der Reelitsstellung des 
Präsidenten der Republik ... ist ein abgeleiteter. Die höchsten 



') luatitutioneu üeä praktiacüen Völkerrechte iu Friedeuszeiteu. üaimover 
1874, S. 60, 78. 

*) Lehrbach de« Völkerrechts, Stuttgart 1889, S. 242; s. a. deMeu 
Prindpes du droit des ^ens. Pari-^ Tsmc I'.d. l S 42:V 

*) Völkeraecht (in Marqitardseus iiaudbucli), Freiburg 18H8, S. 8». 
WaUher, StaaMianpt la KepnUlken 12 
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Organe sind hier Mandatare des souveränen Volkes, ohne seihst 
souTerän zn sein"; r. Martens^): ,Nnr die Staaten sind 
Subjekte des Völkerrechts. Fürsten und Gesandte sind nur 
Beprftsentanten oder Mandatare des Staates .... In der 
Eigenschaft zur Pr&sidentscbaft ei*vfthlter Personen behalten 
sie in internationalen Verhältnissen vor allem den Chaiakter 
von Privatpersonen und gelten als Repräsentanten ihrer Nation 
immer nur auf Grund und innerhalb der Grenzen ihres staats- 
gesetzliclien Mandalet^''. Pradier- Fudere „L"organe supreme, 
de l'Etat r^publicain n'est que le raandataire special et partiel 
du peuple sDUverain". 

2. Besonders französisciic Scliriftjiteller sprechen davon, dass 
das Verhältnis des Staatshauptes zum Staate auf Delegation 
beruhe. De Chambrun^i: ..Dans une r^publique la souvorainet^ 
doit etre elfectivenient exercee par le peuple; il faut (jue les 
a.ssemblees , «lue le Pi esident lui - meme suient consideres 
seulement comme les delögues-; Perrin*): „Les agents du 
pouvoir ex^cutif. du pouvoir legislatif et du pouvoir jiidiciaire 
ne sollt que les delegues de la souverainete nationale ... En 
somme, le President 6tait Tt-Iu du peuple, quoique indirectemeut, 
et le delegue de la souvf rainetr nationale". Direktorialver- 
fassung: ,.Le pouvoir executif est del<'»gue k un directoire". 
Lefebvre^}: „Le president de la Republique doit etre con- 
sid6r6 aujourd'hui comme un delegue de la nation charge eu 
titre". Duguit^) verbindet die Begriife Mandat, Delegation 
und Bepräsentation : „Le pr^sideut de la R^publiqae auquel 
la natiou döl^ae le ponvoir executif lui aussi est un mandataire 
revötu du caract^re repr^sentatif". 

3. Eine andere Reihe von Schriftstellern betont mehr, dass 
das Oberhaupt der Republik dauernd für das Staatsvolk handelt 
und kommt somit auf den Begriff der Stellvertretung. 



•) Völkerrecht, Bd. 1 S. B, 309. 

*) Courg de droit diplomatique, 2. 6d. Paris 1899, Bd, 1 S. 196. 

•) Le pouvoir extVntif aux Etats-L'nis S. 117 

*) De hl reupousabilitO peuale du chcf de l Etat ut des miuistres eu 
Frauce S. 7, 6ö. 

*) £tQde ror les lois constitatioMlles de 1876, Paris 1882, S. 164. 
*) VttAt, les gouveniants et les agents S. 24. 
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Seligmaiin^) nimmt zwei Arten juristischer Stellvertretung 
an, die natürliche Stellvertretung, welche insbesondere für 
phj'sisclie Personen stattfinde, und die organische Stellver- 
tretung; er sagt: ,,Das Staatsoberhaupt, welches Staatsverträge 
abschliesst, wird als Organ des von ihm vertretenen Rechts- 
subjektes tätig". Rivier: „Das hücliste Organ vertritt also 
in veifassungsmässiger Weise das souveräne Volk, uliiie selbst 
souverän zu sein; daher ein weseiitliclier Unterschied in den 
Wirkungen dieser Vertretung". Rütti mann -): ,. Das Volk hat 
Stellvertreter und Werkzeuge, die ihm durch die Verlassuug 
gegeben sind, in seinen Aktivbiirgern, Beamten und Behürden". 
V. Martens: „Die Präsidenten sind . . . der Verfassung 
republikanischer Staaten gemäss nur Vertieter der vollziehenden 
Gewalt". Gegen die Autlassung als Stellvertreter erklärt sich 
Gareis''): „So ist auch das Staatshaupt oder ein Beamter 
nicht Stellvertreter des Staates, sondern Organon; als Stell- 
vertreter können nur gewisse Beamte aulgefasst werden, aber 
dann nicht als Stellvertreter des Staates, sondern des Staats- 
bauptes". 

II. Es lässt sich an und liir sich nichts dagegen ein- 
wenden, Rechtsinstitute wie Auftrag. Mandat, Bevollmächtigung, 
Delegation und Stellvertretung, nicht nur auf das Zivilrecht 
zu beschränken, sondern sie daraufhin zu untersuchen, ob sie 
allgemein rechtliche Bedeutung haben und sie sodauu auch als 
öffentlichrechtliche Begriffe zu verwenden. 

1. Während jedoch der zivilrechtliche Auftrag, die Voll- 
macht, die Stellvertretung, vermöge gesetzten Rechts in allen Teilen 
des Rechtsverhältnisses, der Begiündung, den Wirkungen, den 
Rechten und Pflichten beider Parteien, genau bestimmt sind, fehlt 
es an Rechtsnormen, die solche öffentlichrechtlichen Institute regeln, 
und aus den fiir die Stellung des Oberhauptes in der Republik 
bestehenden Rechtssätzen ergibt sich nicht ohne weiteres, dass das 
vorliegende EechtsverbältDis als eius der bezeicbnetea anzuseUeu 

*) Abächluss und Wirksamkeit der Staatsverträge, freibarg lödü, S. Iü7. 
Über StelivertretUDg und Urgaoscbaf t vgl. auch die Anfiätse ?on Schloitmann 
und Fretiss in Omriiigt Jabrbttcbenk Bd. 44. 

*) Bundesstaatsrecht S. 77. 

*) Allgemeines Staatsrecht (in KarqnardieiitBaDdbucb), Freibnrg 1883,8.35. 
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ist Der dehaltsansprach wQrde %. B. nur als Ansprach auf Lohn 
oder Vergfltung erscheinen und dies würde, ebenso wie andere 
Elemente, den Tatsachen und der rechtlichen Natnr des be- 
handelten Bechtsverhflltnisses nicht gerecht werden; ans der 
Delegation nnd Beyollmftchtignng lAsst sich sogar ein Ansprach 
anf die Gegenleistung ohne weiteres Dberhanpt nicht herleiten. 

2. Wie die angeführten Beseichnangen die Bechtsstellnng 
des republikanischen Staatsoberhauptes selbst nicht zn er- 
schöpfen vermögen, so ist es auch zwecklos, neben dem 
BeamtenbegrilTe noch anzunehmen, dass das Verhältnis zwischen 
dem Staatsoberhaupts als einem Beamten und dem Volke anf 
einem Auftrage, einer BevoUm&chtigung oder dergleichen 
henihe. Hierauf ist deshalb hinzuweisen, weil manche der 
zitierten Stellen keinen Anspruch auf eine genaue Bestimmung 
des Begriffes des republikanischen Staatshauptes machen werden, 
sondern vielleicht nur den grundsätzlichen Unterschied, soweit 
er für das Völkerrecht in Betracht kommt, zwischen dem 
souveränen Monarchen und dem seine Kompetenz von dem 
Volke lierleitenden Priisidenten betonen wollen. Dies zeigt sich 
scliun darin, dass derselbe Schriftsteller bald von Mandat, bald 
VOM Stellvcrtrelung spriclit. In der Wahl des Oberhauptes der 
Republik isi aber nichi ein Auftrag oder die Erteilung einer 
Vollmacht zu sehen. Das Staatshaupt wird vielmehr nnmittel- 
bar als Beamter kreiert, der Staatsdienst ist ein durchaus 
selbständiges Kechtsiustitut. 

§ 13. Die Betonung ttlTentlielire^tlielier Momeate In der 

Stellang. 

I. Der Stellvertretung verwandt ist der Begriff der 
RepräsfMitatioii. Er bezeichnet die staatsrechtliche Stell- 
vertretung, und im besonderen setzt ei- eine ausschliessliche und 
dauernde Willensbildung des Repräsentanten für das repräsen- 
tierte Ganze voraus. Der Begriff ist oben in seinem rein tech- 
nischen Sinne bereits besprochen worden ' ). Er muss hier nochmals 
berührt werden, weil er andererseits in einem sich stark dem der 
Stellvertretung nähernden Sinne gebraucht wird. So wurde, um 

•) Vgl. S. lUff., 121. 
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eiu Beispiel ans der Entwickliiugsgeschiclite des Gedankens der 
modernen Volksvertretung zu <^eben, von Abgeordneten der 
Nationalversaninilui)^ in Frankfurt im Jalire 1S48 geäussert: 
„Die Abgeordneten . . . sind nicht die Mandatare ihrer Wähler, 
sondern Vertreter der Nation . . . das Volkshaus soll den 
Willen der Nation als solcher repräsentieren . . . der Abge- 
ordnete handelt ... als Stellvertreter" '). Das republikanische 
Staatsoberhaupt wird entsprechend in mehr oder weniger farb- 
losem Sinne als Repräsentant ausser in der von Jellinek 
eingehend begründeten und bereits erörterten Weise noch be- 
zeichnet von F6raud-Giraud -): Les Presidents de Röpu- 
blique . . . comme representants des Etats dont ils sont les 
Chefs"; Ulimann 'j: „Die Tätigkeit einer Person, als Repräsen- 
tant eines Staates im Völkerverkehr zu fungieren, ist von den 
staatsrechtlichen Bestimmungen des betreffenden Staates über 
die Ausübung der Repräsentativgewalt abhängig"; v. Martens 
a. a. 0. gebraucht Repräsentant und Vertreter gleichbedeutend: 
„In der Eigenschatt zui' Präsidentschaft erwähltei' Perst)iieii . . . 
gelten sie als Repräsentanten ihrer Nation . . . Die Präsideuteii 
sind nur Vertreter der vollziehenden Gewalt". 

Für den Repräsentantenbegriff gilt das oben (S. 114ft.) Ge- 
sagte: er grenzt das rejiublikanische Staatshaupt nicht scharf 
genug vun anderen Organen ab, denen auch üepräsentanten- 
charaktei- zukommt, wie dem Parlamente. 

Wie die Repräsentation so ist aueli die Organschaft 
bereits besprochen worden, weil die.se beiden Bezeicliiiuiigen 
für die Feststellung des Begriffes des republikauischeu Staats- 
bauptes benutzt wurden. 

II. Das republikanische Staatshaupt wird sodann als 
Träger der Staatsgewalt bezeichnet, v. Holsf): „Der Träger 
der Exekutivgewalt soll nicht nur formell, sondern anch in 
Wahrheit der Piäsident sein .... Er ist nicht der alleinige 
Trftger der Staatsgewalt gegenüber dem Auslande, aber er 

') zitiert bei Nake. Das rechtliche Verbaltuis des Volke« zu »einer 
Vertretung (Güttiuger Dissertation 1896) S, 33. 
^ EM» tlQ. 8. 109. 
^ ysiktmcht 8. 84. 

*) Dm Stutareeht der Yeninigten SUatoi von Amerilw 8. 46, 51| 108. 
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allein repräsentiert sie ihm gegen&ber". Aacli Westerkamp ^; 
erklärt den Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika 
für den Träger der yoUziehenden Gewalt. Dieser Begriff ist 
ebenfalls bereits behandelt worden. Da die Eigenscbaft als 
Träger der Staatsgewalt in der Republik der Aktivbflrgerschaft 
zukommt, so ist der Präsident jedenfalls nicbt Träger der 
Staatsgewalt. Er ist aneb nicbt Träger eines Teiles der 
Staati»gewHlt, der Exekutive; denn wie die Staatsgewalt nnr 
einem Subjekte, dem Staate, so steht sie auch nnr einem Träger, 
der AktivbUrgerscbaft in der Republik, zu. Die Gesamtheit 
der Staatsgewalt befindet sich höchstens noch in den Händen 
der Repräsentation der Aktivbtirgerschaft, des Parlamentes: 
das heutige Verfassungsreclit kennt eine Übertragung der 
Staatsgewalt im ganzen an eine Einzelperson in dci Republik 
niclit. Das Oberhaupt der Republik kann daher nur Ausüber 
der btaal>gewalt .>eiii -i. Wenn der nordanitiikaiiisrhe Präsident, 
etwa im Gegensatze zu dem Präsidenten der Vereinigten 
Staaten von Mexiko als Träger der vollzielieiiden (Gewalt be- 
zeichnet wird, so i>t dies nur soweit richtig, als liieiniii seine 
grundsätzliche Zuständigkeit für alle in das Gebiet der Exe- 
kutive lallenden Funktionen, wie sie sich aucli in seinem Ver- 
hältnisse zu den Staatssekretären zeigt, betont werden soll, 
während in aiulnen Republiken die Präsidenten in der VoU- 
zugsgewitlt stark durch die Mitwirkung der Minister und 
mittelbai diii-ch das hinter diesen stehende Parlament (Frank- 
reich) beschränkt sind. 

III. Eine andere Bezeichnung für den Ausüber der Staats- 
gewalt ist wohl <ler Begriff Agent, v. Holst (a. a. 0. S. 33) gu- 
braucht diesen Aufdruck: „Die Rundesreiriei iuil;- , . ist „Agent", 
wie di«' Vertreter der Lehre von der Staalensouveränität sie im 
Widerspruche mit ihrer eigenen Partenihf'orie nennen, aber nicht, 
wie sie behaupten, Agent der Staaten, snii lei n Agent des Volkes 
der Vereinigten Staaten". S. a. Perrin an der oben (S. 178} 
angegebenen Stelle: ^Les ageuts du pouvoir exöcutif . . / 

1) StaatenlniBd nnd Bnndesstaat S. S23. 

^ Behm, Atlgemdne Staatslehre S. 183: .So kann sieh daa Volk« du 

Träger der Staatsgewalt i-t, z Ii ^uwohl lurdi eine EinzelpenOalilAkeit 
(Präsident, Diktator) wie durch ein Parlament vertreten laeaen". 
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IV. Dng u i t ^) stellt bei der Untersncbaiig der Beclitsstellung 
der republikanischen Staatsbäapter ein MissTerhältnis fest zwi- 
schen der Stellang, wie sie grundsätzlich sein mOsste und wie sie 
nach positivem Yerfassnngsrechte in deu grösseren Bepnbliken 
gestaltet ist. Nach' ihm ist die Staatsform dann repoblikanisch, 
wenn .le monopole de la force dans nn pays appartient a une 
certaine classe ou k la majorit^ num^rique des individns*. 
Wenn diese Klasse oder Majorität die Staatsgewalt selbst 
ausübt, gibt es keinen republikanischen Staatsclief, nur einen 
„commis, officier, lequel sera l'agent superieur des volontfes". 
Dieser haut niagistrat ist aber nie chef d'Ktat oder gouvernant. 
Im Anschlüsse an Rousseau versteht er unter einem Staatshaupte : 
„rexpressiüii de clief d Ktat implique Tidee d'mi individu ([iii est 
investi, en vertu de sa Situation sociale d^m puuvoir propre, 
d'une puissance de fait". Richtigerwoise habe dahei die fran- 
zösische Verfassung vom Jahre 1793 niclit eine Einzelperson, 
sondern ein coiiseil executif an die Spitze der neuen Republik 
gestellt. Zwar sei es möglich, dass das scliweizerische System 
(Bundes- bzw. Regierungsrat) in einem grossen Lande nicht 
durchführbar sei, es sei aber das einzige logische System, das 
sich mit dem republikanischen Prinzip vertrage. Daher seien 
auch die Versuche, in Franki*eich einen republikanischen Staats- 
chef zu schaffen, gescheitert. Duguit bespriclit sudanu (S.320ff.) 
diese Versuche. Die Nachbildung des Präsidenten von 1848 
nach dem konstitutionellen Könige, des „pseudo-monarqiie 
constitutionel", nennt ei eine totgeborene Einrichtung; das 
Gesetz vom 13. März 1873. durch da.s Mac Mahon „nn v('ritable 
chef d'^ltat, un repri'sentant de la soiiveiainete nationale pour 
le pouvoir exOcntif" wurde, bezeichnet er als bizarr, während 
das Gesetz vom 31. August 1871 als logisch seine Anerkennung 
findet, da nach diesem Thiers ist „point un gouvernant, mais 
simplement . . . l'agent executif superieur, un agent superieur 
de la hierarchie exocutive responsable, auquel, par delerence 
pour sa personue, ou a douue le uom de pr^ideut de ia 
rdpnblique" 

Natürlich billigt er von diesem theoretischen Standpunkte 



Vtut, Im gonv«niMkt8 et Im «genta S. SlBff. 
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ans auch nicht die beutige Gestaltung der Pi*ä8ideDtschaft in 
Frankreich. Er siebt in dem Präsidenten einen Wablkdnig, 
,un roi Sans couronne et sans force, qui disparaitra töt oa 
tard, comme tont organe inntile, ... nne institution d^corative, 
un Symbole qui plait an peuple'' (S. 328), fflr den kein Platas 
in einer auf dem Prinzipe der Volkssonveränität aufgebauten 
parlamentarischen Republik vorhanden sei. Das parlamentarische 
Regime erfordere ein Zusammenwirken von Parlament und 
Staatshaupt : beide müssteii mindest«*» gleicii mächtig sein, was 
unmöglicli sei, wenn das Staatshaupt vom Parlamente gewählt 
werde: 11 sera ümtiiit le prisonnier des chambres (S. 327). 
Im Hinblick auf das positive Recht jedocli sagt er von dem 
französischen Piäsidenten: il n'est pas nii simple agent adiuiiii- 
stratif, superieur, il est un gouveinaiit. un repr(^sentant colla- 
borant avec le parlement aux diverses fonctions etatiqiies 
('S. 329, 330, 331). Dies foljrert er auch daraus, ilass der Prä- 
sident nicht vom Parlamente, sondern von der Nationalversamm- 
lung gewählt wird. Da aber nicht wie in Nordamerika Par- 
lament und Kreationsorgan verschieden sind, so fehlt dieser 
Unterscheidung jedenfalls <lie politische Bedeutung. 

Wie nach Duguit das französische rirundge.setz aus dem 
Präsidenten einen munarque parlaiiicntaire, so hätten die 
amerikanischen Verfassun}j:eu aus ihm einen roi constitutionnel 
machen wollen, was Duguit ebenso unlogisch und der (Grund- 
idee jeder Republik widerstreitend findet (S. 347), wenn auch der 
Präsident der Vereinigten Staaten heute „assurement Porgane 
essentiel de la vie poUtique americaine" sei (8. 3ö3). 

Diesen Ausführungen ist hauptsächlich entgegenzuhalten, 
dass sie zwar die politisclie Stellung der republikanischen 
Staatshänpter nach früheren und jetzigen Verfassungen zum 
Vergleiche bringen, nicht aber einen befriedigenden rechtlichen 
Begriff geben. Die wiedergegebene Darstellung Duguits baut 
sich übrigens auf so eigenartigen rechtlichen Voraussetzungen 
auf, dass eine Auseinandersetzung mit ihnen schwierig ist^). 
Nach ihm setzen die „gouvernants" allgemeine Rechtsnormen und 



8. a. Labftnds BeHprecbuiig im Archiv fOr Offentliohea Beclit 1903 
Bd. 18 8. 89. 
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scbaffeD das objektive Becbt, ohne selbst ein subjektives Recht 
zu besitzen, vieimehr ihre Stellung lediglich auf die positive 
Macht statzend. Die „agents*^ dagegen werden unter der Kon- 
trolle und der Autorität der regierenden Gewalt im Gebiete des 
subjektiven Becbtes tfttig^). Hit diesen Schlagworten ist aber 
der Begriff des Oberhauptes in der Bepublik nicht gefunden. 
Wenn Duguit grundsätzlich als höchstes Exekutivorgan der 
Republik einen agent kennt, dagegen von dem Präsidenten der 
Verfassung von 1875 sagt „il u'est pas un simple agent . . ., 
il est un gouveniant so führt er dagegen später 

(S. 36U/ aus, dass der Präsident mit .meinem Ministerium trotz 
seines Charakters als goiivernant oft als simple agent otatique 
handele, also beides sei: il est eii meine temps goiivernant et 
agent administratil; und zwar wird nach seiner Meinung 
der Präsident, wenn er im Gebiete des objektiven Rechts liaiidelt, 
als gouvernant tätig, im Zusammenwirken mit dem Parlamente; 
wenn dagegen im Gebiete des subjektiven Rechts, so bandelt 
er allem ohne das Parlament als einfacher agent. 

Diese Feststellung deckt sich in gewisser Weise mit den 
Ergebnissen unserer Ausführungen. Auch wir fanden zwei Ele- 
mente des Begriifes des republikanischen Staatshauptes, die Eigen- 
schaft als Staatsvoi-stand und als oberster Verwaltungsbeamter, 
und entsprechend zwei Seiten der Kompetenz des Staatshauptes, 
seine Funktionen als Staatsvorstand und als llauptexekutivorgan. 
Da nicht alle legislativen Rechte als spezifische dem Staats- 
vorstande zukommende Reclile aufgetasst wurden, kann auch 
der gouvernant im Sinne Duguit s ^Regierender, Leiter, Inne- 
haber der Staatsgewalt ?) nicht genau dem Staatsvorstando 
und dei- agent (Ausnber der Staatsgewalt, Beamter) nicht dem 
beamteten Hauptexekutivorgane entsprechen. Im obigen sy>te- 
matischcn Teile (vgl. z. ß. S. HS) sind nun die zwei Seiten des 
Begriffes und der Funktion des Staatshauptes in der Republik 
als Elemente nachgewiesen worden, die zusammen erst eine 
richtige Auffassung von Begriff und Funktion ergeben, in 
die jedoch nicht Bcgriti' oder Funktion auseinaiidergerissen 
werden dürfen. Ebenso kann auch die Rechtsstellung des 

>) S. 861, m, 367. 
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lepublikaiiiscliL'U StaHlshauiites durch diu Begriffe gouvernant 
oder agent getrenut nicht bebtiiiinit werden; das Ergehiiis 
wiU'deii nur politische Ausführungen sein, wie sie oben nach 
Duguit wiedergegeben wurden und wie sie den rechtlichen 
Verhältnissen nach der einen oder der anderen Seite hin Gewalt 
antun müssen. Ein blosses Nebeneinanderstellen solcher Bc- 
gi'iffe, zu dem sich Duguit schliesslich gezwungen sieht, führt 
gleichfalls nicht zum Ziel, sondern nur zu dem Stossseufzer: 
cet Organe hybride qu'est le prösident de la republique ! ') 

Ein Zwitterbegriff ist aber das republikanische Staatsliauiit 
nicht. Ein solches Urteil — soweit es überhaupt auch auf die 
rechtliche nicht nur die poliiische Stellung gehen will — ver- 
kennt die Daseinsberechtigung eines Rechtsbegriffes und Rechts- 
institutes wie des Oberliauptes in der Republik, die festzustellen 
mindestens ebenso zulässig ist als sie an bislang gleich wenig 
untersuchten, aber noch nicht einmal anerkannten Begriffea zu 
messen. 

V. Am wenigsten werden unserer Aufgabe Sätze gerecht, 
die das republikanische Staatsbaupt für einen Herrscher er- 
klären"^). Sie treffen nicht einmal die Hauptfrage, die Frage 
nach der rechtlichen Natur des zwischen dem Staatshaupte und 
dem Staate bestehenden VerhÄltnisses. Der Unterschied zwischen 
Monarchie und Republik sowie den beiderseitigen Staatshäuptem 
ist bereits (S. 58) dargelegt worden. Der Monarch ist als 
Träger der Staatsgewalt i iiip Person „mit ausnahmsweiser, höherer 
Bechtsfähigkeit" Er wirkt an der Feststellung dei' Ver- 
fassung selbst mit, während der republikanische Präsident seine 
Rechtsstellung erst von der Verfassung empfängt. Die Be- 
zeichnung als Herrscher kann höchstens dann zugelassen werden, 
wenn sie den Zweck hat, den Präsidenten als eine mit be- 
sonderen VoiTechten und monarchenäbnlichen Funktionen aus- 
gestattete Einzelperson hinzustellen, wie für diese Eigenschaft 
oben der Begriff Staatsvorstandschaft gebraucht ist. Die 
Bezeichnung als KOnig oder als Herrscher, wenn hierunter 

»} Duguit S. 372. 

') Saiut Girous, Mauuel 8. 34ti. 

*) Affoltcr iu doQ Auuttleu IU03 S. 162; Hcrnauik in (iriiubuU 
Zeitflclurifl 1899, B4. 86 S. 810. 
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wie wohl fiberall nar ein monarcbiscbes Staatshaapt verstanden 
wird, ist abmlehnen. 

VI. Dass der Begriff des Herrschers als Bezeichnung fttr 
das republikanische Staatshaupt praktischen Wert haben kann, 
zeigt Art. 56 der Verfassangsurknade für den prenssiscfaen 
Staat, nach dem der König von Prenssen ohne Zosthnmung der 
heider Kammern nicht Herrscher fremder Beiche sein 
kann. In der Literatur des preussischeu Staatsrechtes, wo 
über den Artikel mancher Zweifel lierrscht'j, besteht Ein- 
stimmigkeit dariiber, dass unter den fremden Reichen grössere 
iiicludentsclie Staaten zu verstellen sind; da Art. 55 an 
die Stelle der liüheren Fassung „Herrscher eines anderen 
Staates" getreten ist, so erscheint lieute nur noch eine Personal- 
union mit einem aiisserdeutschen, niclit dagegen mehr mit 
einem deutschen Staate für unzulässig. Die Frage, ob unter 
den Reichen nur Monarchien oder auch Republiken zu verstehen 
seien, so dass Herrscher etwa gleichbedeutend mit Staatsober- 
haupt wäre, findet sieh niclit beantwortet, soweit man nicht 
schon in der Autiassung dei- betrefiendeu Verbindung als einer 
Personalunion, unter der wohl ;illfi:emein die gleichzeitige Be- 
herrschung zweier Staaten durch einen Monarchen verstan- 
den wird, die Antwort sehen will. Wenn auch der Herr- 
scherbegrift" an sich ziemlicii weit und nichtssagend ist — es 
Jässt sich ja schliesslich jede mit grosser Macht begabte und 
sie ausübende Einzelperson darunter fassen — , so versteht doch 
der Sprachgebrauch unter dem Herrscher nnr den Monarchen, 
den Träger der Staatsgewalt-). Die herangezogene preussische 
Verfassangsbestimmnng wollte also ohne Zweifel nar die Thron- 

M V. SteiigeJ, Daa Staatsrecht den Köiiigreitlis Preusseu, Frei bürg und 
Leipzig 1894, S. 37; Burubak, Preassiäches Staatsrecht. Bd. 1 S. 133; 

BOmie, Dm Staatsrecht der Preussiscben Monarchie, ö. Aufl. Zorn, 
Leipsiir 1899, Bd. 1 S. 216, 207^ Sehwarts (Die Yerfasinngrarknnde fflr den 
Prensäiechen Staat) und baonden Arndt sn Art. 65, aach r. Frisch, Tbron- 
Tenieht S. 9S. 

''i <* a V. Marti tz. Die Monarchie als Staatsform S 28: ^gegenüber 
dem rei>ublikani:^then hat das monarchische Staatshatipt das unterscheidende 
Merkmal in der Herrschersteliuug . . . Der König ist Herrscher und erst 
diese Elgemdiaft bildet die Orandlage seiBer sich als Begiening sDsaiiunen- 
fasscDden Orgaafanlctioneo". 
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folge des preussischen Königs in grösseren nichtdeutschen 
Monarchien verhindern; sie wird die Wahl zum Oberhaupte 
emer Republik als ausserhalb des Bereiches jeder Möglichkeit 
liegend angesehen haben. 

Die Frage, ob ein Souverän der persönliche Untertan eines 
anderen Souveräns sein kann, wiid von Rivier^) bejaht mit 
der Bemerkung, dass hieraus nicht etwa die Abhängigkeit 
seines Staates von dem des anderen fol^e. Da nun in der 
Republik das (Jesamtvolk Träfrer der Staatsgewalt, „Souverän" 
ist, so ist die luialoge Frage berechtigt, ob ein Souverän Ober- 
haupt eiiiei Iii pul»lik werden, also sich in rechtliche Abhängig- 
keit eines anderen Volkes begeben kann. 

Grundsätzliche rechtliche Bedenken bestehen m. E. nicht. 
Die Souveränität, die Trägerschaft der Staatsgewalt, ist eine 
Eigenschalt, die zunächst nur für den eigenen Staat von Be- 
deutung ist; monarchische und republikanische Staatsliäupter 
unterscheiden sich danach, ob sie in Hinblick auf ihren Staat 
Träger der Staatsgewalt sind oder nicht. Auch im völkerrecht- 
lichen \'erkehre ist diese Eigenschaft, abgesehen von den im 
Zeremoniell sich zeigenden Unterschieden, grundsätzlich ohne 
Wert, Die Staatsliäupter, auch die Souveräne, sind keine 
völkerreclitliche Personen im eigentlichen Sinne*), sondern 
lediglich ()i-j]^ane. wenn auch oberste Vfitieter, ihrer Staaten. 
Wenn nun Monarch in einer Republik zum Oberhaupte ge- 
wählt oder ein republikanisches Staatshaupt zur Thronfolge be- 
rufen wird, so berührt dies weder den monarchischen noch den 
republikanischen anderen Staat. Der Mangel hzw. das Vorhanden- 
sein der Souveränität in dem einen Staate ist für die entgegen- 
gesetzte Eigenschaft in dem anderen Staatswesen ohne Be- 
lang. Wie eine Personalunion die inneren Veiliältnisse zweier 
Moiiarchieu nicht berUhrt und auch in auswärtigen Beziehungen 

') Principes du droit des gens, Paris 1890, Bd. 1 S 4 in Die Fr;ifro 
wurde praktisch, als der Herzog vuu Ediuburg den TIhüu deü Herzogtuuis 
i:>ach3eii Kuburg-Ciiotba bestieg (Bonfils, Lehrbuch dea Vülkerrecbts für 
Studium ond Praxis, 8. Auflage von FaueliUle, ttbenetst von Grah, Berlin 
1904, 8. 346 Amn. 1). 

') V. Liszt, Völkerrecht, 4. Aufl. 1906 S.40f., 118ff. Bonfilt, Lehr- 
buch des Völkerrechts S. 844/6. 
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ihre Eigenexistenz nicht antastet, so ist aneh eine Personal- 
union zwischen Monarchie and Republik oder zwi- 
schen zwei Republiken grundsätzlich möglich. Po8iti7recht- 
lieh steht der Wahl eines Monarchen oder eines anderen frem- 
den Staatshauptes zum Oberhaupte einer Republik nur entgegen, 
dass, wie oben (S. 68j gezeigt, verfassungsmässig zu der Quali- 
fikation Zugeliörigkeit zu dem betreftenden Staatswesen und 
sogar längere AHs;i^^igkeit verlangt wird. 

Im übrigen bestehen natürlich wesentliche politische Be- 
denken. Diese sind für die Aufstellung des Art. 55 der preussi- 
schen Verfassungsurkuinle ausschliesslich massgebend gewesen, 
wie sich daraus ergibt, dass nur die Personalunion mit ausser- 
deutschen Monarchien verhindert werden soll. 

VII. Ein Vergleich zwischen dem Monarchen und 
dem Präsidenten als allgemeinen Begritten, wie er bei 
den besprochenen Bezeicinmngen des republikanischen Staats- 
chefs nahe liegt, kann eine lieilie von Einzelheiten fest- 
stellen, bezüglich deren die Rechtsstellung beider Staats- 
luuipter gleichgeordnet ist. Die Stellung gegenüber der 
Legislative bis auf das dem Monarchen zukommende Recht 
auf positiven Anteil an dem Gesetzgebungswerke, die Un- 
abhängigkeit der Richter der Exekutive gegenüber, die 
einzelnen Funktionen wie ObfiUefehl über das Heer, die 
Publikation und Vollziehung der G^^setze, der völkerrechtliche 
Verkehr, alles dies weist gemeinsame Züge auf). Ks scheint 
oft näher zu liegen, einen Monarchen mit dem Präsidenten 
einer der grösseren Republiken zu vergleichen, als, wie es hier 
geschehen ist, die republikanischen Staatshäupter unter einander. 
Ein Vergleich zwischen einem monarchischen und republi- 
kanischen Staatshaupte kann jedoch nicht in die Tiefe dringen; 
er muss sich notwendii,^ auf die Aufzählung äusserer Ähnlich- 
keiten beschränken , denn die Grundlage der KechtssteUuug 
beider ist durchaus verschieden ^j. 

•) Ausserdem vgl. noch Ciierke, Johanues Althnsius, S.Hb: „lu keiner 
llonurdil« lililtii domokratiaclM Elemente, wihnnd umgekehrt jede Polyarchie 
in irgend einer einbeitlicben Znepitsnug des nooerehiiche Element anfireiit*. 

*) Der nordnmerikaniscbe Prlsldent ist verschiedentlich mit anderen 
Steateliftiiptern Terglichen worden; lo mit dem fransttaischen Könige Ton 
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Schluss 



§ 14. Die Tdlkerreehtliehf* Stellung der repablikaulsebeo 

SUmtsoberhftapter. 

I. Die völkerrechtliche Stellung des Staatshanptes einer 
Repablik ist ein Beflez seiner innerstaatlichen Stellung, sie 
muss dieselbe rechtliche Grundlage wie diese haben, insbesondere 
sind die beiden Elemente dieses Begriffes, Beamteneigenschaftnnd 
StaatsTorstandschaft, festzuhalten. Hierzu tritt noch der heute 
allgemein anerkannte Satz des Völkeri^echts, dass die Subjekte 
des völkerrechtlichen Verkehrs nur die Staaten sind. Wie aber 
auch in einer Monarchie die den Staat repräsentierende Einzel- 
person als Subjekt des Volkerrechts angesehen worden ist, so 
ist ebenfalls das republikanische Staatshaupt in dieser Hinsicht 
wie ein Monarch behandelt worden, wozu die vielen beiden 
Staatshftuptem gemeinsamen äusseren Attdbute ihrer Völker^ 
rechtlichen Stellung leicht verführen. Obwohl im Volkerrechte 
die Staaten als solche Krieg fahren, Frieden schliessen, Ver^ 
trüge vereinbaren, durch die sie berechtigt und verpflichtet 
werden, so tritt, ebenso wie in konstitutionellen Monarchien 
der Monarch trotz der grundsAtzlichen Rechte der Volksver- 
tretung, das republikanische Staatshaupt mehr als im innerstaat- 
lichen Leben hervor. Es stehen ilim auf diesem Gebiete 
verhältnismässig mehr Befugnisse zu, es hat eine freiere Hand, 
seine Stellung ist ersichtlich bis in die Einzelheiten der eines 
souveränen Monarchen angenähert. Fr. v. Martens V) meint, 
dass tlieoretiscli wegen der Gleichheit der Staaten auch 
Monarchen und Priisidenten gleich seien; er IüIm t aber weiter 
an, dass „praktisch dies ohne zureichenden iiechtsgrund durch- 
geführt sei, da die Präsidenten nur Vertreter der vollzieliendeu 
Gewalt, nicht der Staatshoheit im ganzen seien Die Republik 



Tocqueville (De la d^mocratie ea Am6rique, Bd. 1 S. 197), mit dem 
englisebtii KSnige and dem QoTernor tob New York im Föderalist Kap. 09, 
and mit dem deutschen Kaiser von Steinbaclt (Die rechtliclie Stellang usw.)' 
>) Lehrbuch des VOlkerrochts Bd. 1 S. d09. 
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ist in völkerreciitliclier Beziehung in gewisser Weise, wie man 
gesagt hat, „eine in Windeln gewickelte Monarchie". 
Es sind manche Attribute, die konsequenterweise nach dem 
rechtlichen Unterschiede zwischen Monarclien und Präsidenten 
und nach dem Masse von Befugnissen, das im inneren staat- 
lichen Leben dem Hauptexekutivorgan und Staatsvorstaud zu- 
gewiesen ist, dem Oberhaupte der Reimblik versagt sein sollten, 
ihm kraft positiver Verfassungsbestimmung oder nach völker- 
rechtlichem Brauche beigelegt. Es zeigt sich die Tendenz, die 
Stuatsieituug in die Hand einer Einzelperson zu legen, besonders 
ausgeprägt. Die eigentlichen massgebenden republikanischen 
staatsrechtlichen Faktoren, die Kammern, treten dabei snrOck. Der 
Grund ist offensichtlich bei einem Vergleiche zwischen Ver- 
liandlangen, die Parlamente und solciien, die zwei Staatshäupter 
oder die nur nach deren Anweisungen sich richtenden diploma^ 
tischen Agenten führen Im Gebiete des Völkerrechts ist es 
grundsätslich gleichgültig, welches der Titel und die Rechts- 
stellnng der an der Spitae des Staates stehenden Persönlichkeit 
sind*). Fremde Regierungen können und müssen sich nur an 
die Person oder die Personen halten, denen die oberste Leitnng 
der internationalen Beziehungen des Staates obliegt; auf deren 
Legitimation oder ein Hitwirknngsrecht des Parlamentes kommt 
es zunftchst nicht an'). 

II. In völkerrechtlicher Beziehung wird das Oberhaupt 
der Republik infolgedessen allgemein als Repräsentant seines 
Staates bezeichnet; man spricht von dem jus repraesentationis 



") Bluraentbal, Die politischen Einrichtutigeu der Vereinigten Staaten 
von Amerika (Union und Imperium), Berlin 1904, S. ö2: .Die Maclit des 
Präsidenten der Vereinigten Staaten beruht haupteücblicU in der Bedeutung 
der aosw&rtigen Augelegenbeitmi. TrtIPeiid Itl daliev d«r Annpraek 
Tooi|Q«vlll«: o*eat prindpalemiiit dans cm n^poru «reo les ^tnagen qua 
lo pouToIr «ifentif d*ime natioii tnmre rooeaalMi de d^Ioyer de ThabiletA 
et de la force". 

*) Bonfils, Lehrbuch des Völkerrechts S Mh; Heilborn, Völkerrecht 
in Uoltzendorf - Köhlers Eusjrklopädie Bd. 2 6. lOUü; Liszt, Völkerrecht 
(2. Aufl.) S. lOö. 

*) Oeffeken i» Handlmeh des YOIkerreefaU, hemugeKeben tob 
HolUendorff, Hambiirg 1887, Bd. 8 8. 619. 
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omnimodo Dies ist richtig, insofern das Staatsbaopt nicbt, wie 
innerhalb des Staates hauptsächlich nur die Exekutive vertritt'). 
Denn wenn der Präsident Krieg erklärt, Gesandte empfängt 
oder im Interesse der Republik Besuche mit anderen Staats- 
liäuptern austauscht, so kann dies nicht als eine Tätigkeit 
der Vollzugsgewalt bezeichnet werden. Es zeigt sich hier noch 
deutlicher wie in der Organisation der Republik selbst, dass 
das Oberhaupt nicht schlechthin das Haupt der Exekutive ist, 
sondern dass es besondere Funktionen als Staatsvorstaiid wahr- 
nimmt. Im übrigen ist jt-duch mit der Bezeichnung als 
Kepräsentant des Staates ni<"ht viel gewonnen, da auch andere 
Personen oder PtM'S(»iiengenieinschaften im Völkerrechte den 
Staat repräsentieren. Es ist also genauer zu bestimmen: 
das republikanische Staatshaupt ist Kepräsentant seines 
Staates iiinerlialb der ihm durch die Verfassung seines 
Staates sowie durch volkei rcM htl ichen Bi auch ge- 
zogenen Grenzen Diese Besclintiikung muss der allgemeinen 
Bezeichnung n\> Kei»r!isenlant des Staates ebenso beigefiigt 
werden, wie andererseits die Bezeiclinuiig als Repräsentant der 
Exekutive zu en<r i<t. Beim Abschlüsse von Verträgen 
repräsentiert der Präsident die Republik, aber nur bei den 
Verhandlungen zwischen den Staaten; er repräsentiert nicht 
soweit, dass er auch bindend für den Staat al»schliessen kann. 

An einschlägigen \ erfassungsbestimmungen seien angeführt 
Art. 102 Z. 8 der Schweizer Bundesverfassung: „Der Bundesrat 
wahrt die Interessen der Eidgenossenschaft nach aussen, wie 
namentlich ihre völkpi i'-cblliclien Beziehungen, und besorgt die 
auswärtigen Angelegenheiten überhaupt, und Art. 22 der Ham- 
burgischen Verfassung: „Der Senat vertritt den Staat iu seinem 
Verhältnis zum Deut.schen Reiche und zum Auslände". 

Zu ttolcben, im einzelneu uicbt aufzäklbareu Funlctioueu 



*) Oareis, Inititntionen des TUkerrecbu, 2. Aufl., QiesMu 1901, S. 103; 
F. T. Martens, Lehrbvoh dn Völkerrcdits, Bd. 1 S. 310. 

*) Nach Hcffter (Das earopäiscbe Völkerrecht der Gegenwart, 8. Aiug. 

bearb. von n. ftVkcn, Berlin 1888, S. 124) ist der PrÄ-sident nicht Vertreter 
der Stant^hnli* it im ganzen, sondern nur der exeknÜTen Gewalt, so dass er 
detiballj nicht die unbescliränkte Vertretung habe. 
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gebört z. B. die Anerkennong nener Staaten und Staatsregie- 
mögen, die durch Vermittlnng der OberbAnpter erfolgt 

III. Das Tdlkerrechtliclie Institut der Ezterritorialitftt 
steht in engem Zusammenhange mit der Frage, wie weit das 
Staatshanpt den Staat repräsentiert. 

Unter Exterritorialität versteht man „die völkerrechtliche 
Ezemption gewisser Personen und damit in Verbindung stehen- 
der Sachen von der Staatsgewalt in demjenigen Territorium, 
in dem sie sich befinden"^). Dies Institut wurde zunächst 
geschaffen, um den Verkehr zwisclieii Staaten durch Gesandte 
zu ermöglichen uinl zu sichern. Da die Staaisliänpter in früheren 
Zeiten während des Friedens meist ihr Laiul niclit verliessen, 
liat sich das Prinzip der Exterritorialität bei ihnen erst später 
ausgebildet. In der Hauptsache sind die fiir die Imniuiiität der 
Gesandten bestehenden Grundsätze i\bertragen worden, wenigstens 
wird im heutij^on VölkerrtM-hte die Exterritorialität der Staats- 
hiiuptt^r und der Gesandten meist gleich behandelt'^). Auf die 
Frage nach der rechtlichen ßeorrnndung der Exterritorialität, 
ob sie eine Fiktion ist oder ob sie aus der P^iirenscliaft der 
Unabhängigkeit iles einen Staates und somit sei nei Organe von 
fremder Staatsgewalt zu erklären ist oder ob sie, was das Zu- 
treffende zu sein scheint, ein durch völkerrechtlichen Rrauoh 
im Interesse des Verkehrs pfewährtes Vorrecht ist, ist hier nicht 
näher einzugehen; ebensowenig darauf, ob die (jesandten oder 
die Staatshäupter den Staat in höherem Masse repräsentieren 
und daher grössere Exterritorialitätsrechte haben. 

Wichtiger ist die Streitfrage, ob den republikanischen 
Staatshäuptern dieselbe Exterritorialität wie den Monarchen 
zuzubilligen ist. Von der Ei wägung ausgehend, dass nach 
völkerrechtlichem Grundsätze alle Staaten gleich sind und 
somit auch ihren repräsentierenden Oberhäuptern dasselbe 
Mass an Rechten gebtthrt, kommt man zu einer Bejahung der 
Frage. Wenn jedoch betont wird, dass die völkerrechtliche 

Moore, A dipp«f of international law i<i5 2Hff.. IDft., liX) (Bd. 1). 

Hcffter, Das enropäi.scbe VüUterrecht der itegeuwart, 8. Ausgabe 
bearbeitet von Geffckeu, S. 102. 

>) Pietri, ifttade oitique sor la fietion d^eztenritorialitö» Paris 1885, 
8. 290| 282. 

Waltber, Staatidiaaiit la Repnbllkett 13 
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Stellung nur ein Reflex der innerstaatlichen Stellung ist and 
dass ein i'echtlicher ünterscfated zwischen Monarchen und Prä- 
sidenten besteht, so wird die Fi age verneint werden. Dass das 
republikanische Staatshaupt überhaupt keine Exterritorlalitit 

besitze, findet sich nirgends behauptet. Es wird aber aus- 
geführt, dass ihm dies Reclit nur insoweit zuzubilligen sei, als 
das Staatsliaupt als Chef der Exekutive handele, eine offizielle 
Reise unternehme oder soweit es iiberliaupt als diplomatischer 
Agent auftrete. Zorn\) ist der Ansicht, dass der Aufenthalts- 
staat republikanischen Staatslmuptern gegeiiiiber nicht in dem- 
selben Masse wie gegenüber Monarchen auf die Geltendmachung 
der Staatsgewalt verzichte. Heykiiiir ') ei kennt an, dass der 
Präsident ebenso wie ein Monai-ch dann die Vorrechte der Exterri- 
torialität geniessc, wt nn ei- im An.slande weile, um dort diploma- 
tische Funktionen auszuüben. Er liestreitet aber, dass er. anders 
als ein souveräner Monarch, liieriiber hinau.s allgemein als Staats- 
chef exterritorial sei. Ebenso Loening •^): „Die Exten itoiialität 
der Souveräne . . . kommt nicht zu den Präsidenten der 
Republiken, wie neuerdings mehrfach angenommen wird. vSie 
sind nicht Inhaber der StaaL-^f^ewalt, sondern die obersten 
Beamten des Staats. Halten sie sich in amtlicher Eisrenschaft 
im An.slande auf. wie etwa der Präsident der französischen 
Republik auf seinen Reisen nach Russland, so kommen ihm nach 
einer berechtigten Analogie die Vorrechte der Gesandten zu". 

Weshalb es berechtigt sein soll, die republikanischen 
Staatshäupter hier wie Gesandte dagegen nicht wie monarchische 



>) Artikel „Exterritorialität* in Stengels WOiterbneh des Dentaehen Ver- 

waltnuffsrechts Rd 1 S 171 2. 

») L'exterritorialiK', P.orlin 1889, S. 122, 12.S 

*) Die Gerichtsbarkeit über fremde Staaten und Souveräne [in der Fest- 
gabe der jnristleelien FUcoltit der UafTereiat Halle IQr Hermaan Fitting. 
Halle 1903, S. 169—331) 8. 145 Anm. 1. Vgl. aveh Rivier, Prncipes da 

droit des gens, Paris 189fi. Bd. 1 S:. 424; Stoerk in Holtzendoi ffs Ilandbiich 
des Völkerrechts l>d 2 S. t)54ff.; F. v. Mnrten.H. Lehrbuch des Vfilkerrechts 
Bd. 1 .'^ 311 ff; miiriann, Völkerrecht, Freihin^' 1H98. 8 88. Strisowcr 
in dem ausl uhrlichen, besonder» auch die zivilrechtliche ExLerritorialität be- 
rttcksichtigeudeD Artikel „Exterritorialitäf ^in dem OsterreicbiHcbcn Staat«* 
wörterbnche, heraneg. tod Uuehler und Ulbrich, Wien 1895, Bd. 1 8. 448) 
halt die Frage fttr sweifelbaft. 
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Staatshäupter zu beliaiideln, ist nicht eiiiznselien. Die Präsi- 
denten sind keine Monarchen , sie sind aber au(^h keine Ge- 
saiHiten. Von Jenen unterscheiden sie sicli als Staatsbeamte, 
Vdii diesen jedocli durdi ilire Eigenscliaft als besonders 
([iialilizit'itp Heainle, als Staatsvorstand. Der republikanisrlie 
Staatschel reist nicht als Gesandter seines Landes, er verhandelt 
nicht als Diplomat : ilim werden vielmehr Ehrenrechte erwiesen, 
die denen eines Monarchen analog sind. Das ihm übeitragene 
Recht, die völkerrechtlichen Verträgre \ns zur Geneliniigung durch 
die Legislative vorzubereiten, unterscheidet sich durcliaus von 
den den einzelnen Diplomaten erteilten Autträgen zum mehr oder 
minder selbständigen Unterhandeln. Das republikanische 
Staatshaupt ist grundsätzlich exterritorial, daesStaats- 
vorstand ist. Die Eigenschaft als Staatsoberhaupt besteht 
während der ganzen Dauer des Amtes; es ist nicht in jedem 
einzelnen Falle zu untersuchen, ob der Präsident in amtlicher 
Eigenschaft handelt'). Zutreffend weist v. Liszt") auf die 
praktische Unhaltbarkeit der dies verlangenden Theorie hin. 

Voraussetzungen der Exterritorialität sind, dass sie von 
der Territorialobrigkeit anerkannt ist, dass der Eintritt in das 
Gebiet nicht ausdrücklich verboten ist, dass nicht Krieg besteht 
nnd dass der Exterritoriale nicht inkognito reist 

Der Inhalt der Ezterritorialität, die einzelnen Immuni- 
täten^ sind die pei'sSnliche Unantastbarkeit, die Exemtion 
von der Gerichtsbarkeit des Aufenthaltsstaates, das Verbot 
gegen den Willen des Exterritorialen dessen Wohnung zu be- 
treten, die Befreiung von Abgaben und der ungehemmte Ver- 
kehr mit dem eigenen Staate. Dagegen besteht keine eigene 
Gerichtsbarkeit tkber das Gefolge, da dies nicht mit den Grund- 
gesetzen des Heimatstaates in Einklang stehen würde*). 



') a. a. Bontilä, Lehrbuch des Völkerrechts S. 348 Aum. 3. Vgl. 
Stoerk in HoltMiidorfia Uandlrach Bd. 2 8. 6&9: ^Der danemde amtliche 
Cbankter des Monarchen kann Jederaeit wirkaam werden*. 

^) Das Völker! et ht .systematisch dargestellt, 3. Auflage, Berlin 19M, 
S. 112; a GartMs. Institutionen des Völkerrechts S. 104 Anm. 4. 

V. Martens, Völkerrecht Bd. 1 S. 814. 
*) V. Liszt 8. 114, lir>; über die Ininiunitäten vg]. anch im einzelueu 
rietri S. 228ff. und v. Martens, Völkerrecht Bd. 1 S. 316. 

13* 
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IV. Die besondere Eigenschaft als Staatshaupt zeigt sich 
vornehmlicli in dem Verkehre mit Repräsentanten ireuider Staaten 
•sowie in den ihm bei diesen Gele^^enheiten zukommenden Ehren 
(Ehrenrechten). Es mag dahingestellt bleiben, ob sie recht- 
liche Bedeutung haben oder nicht jedenfalls sind sie für die 
Stellung des republikanischen Staatshauptes bezeichnend and 
integrierender Bestandteil völkerrechtlicher Darstellung. 

Soweit das i-epublikanisclie Staatshaupt staatsrechtlich 
Titel lind Prädikat hat. kommen iiim diese natürlich auch im 
völkerrechtlichen Verkeiire zu. 

Im übrigen wird bezüglich der Ehrenrechte trotz des 
Grundsatzes der Gleichheit der Staaten ein Unterschied gemacht 
zwischen Staaten, die königliche Ehren f>eniessen und solchen, 
die sie nicht geniessen. Zu ersteren sind nicht etwa nur 
Monarchien zu rechnen , sondern es werden k r» n i c- 1 i c Ii e 
Ehren ^) auch den bedeutenderen Republiken, wie Fiankreich, 
den Vereinigten Staaten von Amerika und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft, zugestanden. Ob auch Republiken wie 
Mexiko und Argentinien sie geniessen, ist streitig''). Früher 
wurde den gekrönten Häuptern der Vorrang vor den Präsi- 
denten eingeräumt; dies geschieht nicht raehr^). Staaten mit 
königlichem Rang sind solche Staat^Mi. deren H&apter den. 
Titel Kaiser oder König führen oder Republiken von gleicher 
vidkerrechtlicher Bedentang. Die königlichen £hren bestehen 
in dem höheren Rang andern Staaten gegenüber, die diese 
nicht haben, in dem ausschliesslichen Rechte» Gesandte ersten 
Ranges, Botschafter, zu senden, sowie für Monarchen in dem 
Gebrauche der Anrede als Bmder. Der völkerrechtliche Satz, 
dass jeder Staat eine seiner Betlentnng angemessene Bezeichnung, 
der der Titel des Oberhauptes entspricht, annehmen darf, hat 



Pietri S. 824 leagnet et. 
*) Pradier-PofI6r6, Coun de droit diplomatique, 8. «dit., Paris 1899, 

Bd. 1 S. 6(): . on appelle honneiir^ loyaux des honncurs couTeiitioiiiiels 
con»i(l^r(-s traditionellement oomme lea plus distingu^g qai paiflseat 6tre re&diw 

& un pAat". 

Pradier-Foder6 8.60, 61; Rivicr, Principe» du droit des gens, 
Bd. 1 S. 128. 

«) Bonfils, Lehrbuch des VKlkerrechts S. 348. 
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für Republiken geiiuge Wichtigkeit, da iu der Bezeichnung 
als Republik, Staat, Freistaat, nichts liegt, das, wie die Be- 
zeichnung als Königreich einem Fiirstentunie gegenüber, An- 
spruch auf besondere Bedeutung und königlichen Hang macht 
oder einen grosseren Gebietsumfang vermuten lässt. Auch die be- 
stimmten Staatswesen eigentümlichen Bezeichnungen als Kanton, 
Freie Stadt, Provinz, deuten nicht unbedingt auf Staaten 
zweiten Ranges hin, abgeselien davon, dass es Freistaaten mit 
dem Titel Republik gibt, die eine geringere Bedeutung als diese 
Staatswesen haben. Die Titel der Staatshäupter, Präsident, 
Landammann, Bürgermeister, fordern unter sich zu keinem Ver- 
gleiche heraus'). 

Ausser den Oberhäuptern von Republiken, die verfassungs- 
mässig- ein Prädikat haben, wird oft auch Präsidenten anderer 
Republiken das Prädikat Exzellenz im völkerrechtlichen Ver- 
kehre beigelegt; jedoch ist der Gebrauch schwankend-). Ins- 
besondere erliält dei- Bundespräsident der Ülidgenossensctiaft 
dies Prädikat im diplomatischen Verkehr^). 

Die republikanisciien Verfassungen gestehen selbst, wie 
wir gesehen haben, den Oberhäuptern im Verhältnis zu 
Monarchen nur ein verhältnismässig geringes Mass von Ehren- 
reckten zu. Es wird sogar gesucht, in Betonung demokratischer 
Grundsätze, alles zu verhindern, was äusserlich die Stellung 
des Staatschefs mit monarchischem Glänze umgeben könnte. 
Hierher gehört die Bestimmung der Vereinigten Staaten von 
Amerika (Art. 1 Sekt. 9), nach der jeder Bundesbeamte, also 
auch der Präsident und Viz(>i)räsident. nur mit Zustimmung 
des Kongresses von auswärtigen Staatshäupteru Geschenke, 
Titel, Amt und andere Vorteile annehmen darf, wodurch*) 
Höflichkeitsbezeugungen, wie sie zwischen Staatsb&uptem üblich 
sind, dem Präsidenten der Vereinigten Staaten gegenflber fast 
unmöglich gemacht sind. 

*) Prädikate, die deu Republiken aU solchen zukommen, bestehen nicht 
mehr (Boofils, Lehrlroeh des Völkerrechts S. 347: ,|Diinhlaiiditig8t» Repu- 
bliken Geana» Venedig, Polen"; Pradier-Fodöi6 Bd. 1 S. 89: ,1a BdpaUiqne 
sdftaissime de Venise*). 

») Vgl. Pradier-Fod^rfe Bd. 1 S. 89. 

V. Orelli, Das Staatsrecht der Schweiz. Eidgcno!^9enscbaft S. 86. 
*) 8teinbach, Die rechtliche äteUung usw. £>. öö. 
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Besondere Fürmlichkciten bestellen bezügliclj ileb scliiift- 
liclien Verkehrs zwischen den Stiuit.shänptern '). Republi- 
kanische Staatschefs spreclien nicht wie die Monarchen von 
sich in der ersten Person der Mehrzahl. Ebensowenig werden 
von ihnen oder ihnen gegenüber Verwandtschaftsbezeichnungen, 
l^ruder, Vetter oder dergl. angewendet, wie dies bei Monarchen 
üblich ist. Republikanische und monarchisclie Staatsoberhäupter 
reden sich gegenseitig als „sehr lieber, guter oder grosser 
Freund, grand et bon ami und tr^s eher et graud arai" an. 
Unter sich werden Oberhäupter der fiepubliken derartige zere- 
monielle Anreden vermeiden und einen gescliRftsmässigeren Ton 
vorziehen. Grundsätzlich beschränkt sich der Inhalt von Mittel- 
langen auf Tatsachen von unmittelbarem politischen Interesse. So 
werden die Thronbesteigung des Monarchen und die Wahl des re- 
publikanischen Staatshauptes amtlich angezeigt, wobei auch 
regelmässig der Wunsch nach einer Fortdauer der freundschaft- 
lichen Beziehungen beider Staaten versichert wird Doch finden 
sich Fälle, dass Familienereignisse in monarchischen Häusern den 
Präsidenten offiziell mitgeteilt sind Oerade auf diesem Gebiete 
derpersönlichenEhrenrechte völkerrechtlicher Natur werden 
Fragen oft derart durch die Politik beeinflusst, dass man nicht 
von feststehenden Rechtssätzen sprachen kann. Ähnlich ist die 
Frage, ob der Gemahlin des Präsidenten besondere Ehrenrechte 
zukommen, zurzeit als zweifelhaft zu bezeichnen. Im allge- 
meinen finden natürlich die Grundsätze monarchischer Staaten 
nicht Anwendung, ebensowenig wie die Souveräne grundsätz- 
lich den republikanischen Präsidenten als gleichgestelltes Staats- 
baupt behandeln*). Jedoch lässt sich in neuei-erZeit (Besuche 

») Pradier-Fodferfe Bd. 1 S. 143, 144; Rivier, Lehrbnrh 1. s Völker- 
rechts (3. Aull ) s Ml 8. (inffeken iu Holtzendorffs Handbuch des Völker- 
rechts Bil. H 8. (ibHit. ; rilinann. Volkerierht S. KS Aiiiii. 3. 

Buu liU, Lehrbuch des Völkerrechts S. 340. Nach üeilboru (Das 
System des Völkerrechts entwickelt ans den vOIkerrechtlichea Begriffen, 
Berlin 1896, S. 140) ist die Notiflkation nnd AktDfthme von dem R^enuigs- 
antritt« die einxige Formalität, die sieb ansschliesslich auf die Stellnng des 
Oberhauptes« selbst und nicht anf eine Handlung des Staates besieht, ohne 
auch bloss iiitornationale Cuurtoisie zu sein. 

») Prudii r-Fudi'rc Dd 1 S. 153, 1B2. 

♦) Kivier, i'rincipes du droit des geu8 Bd. 1 S. 424, Bd. 2 S. 5. 
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des Zaren , des Königs von Italieii und des Königs von Däne- 
mark in Paris) ein anderer, die Gleichstellung anbalniender 
Standpunkt beobachten Die Höfe legen übrigens beim Tode 
republikanischer Staatsliänpter und umgekehrt diese beim Tode 
von Monarchen keine, Trauer an-). 

V. Es sind hauptsächlich drei Gebiete, in denen dem 
Oberhaupte der Republik in völkerrechtlicher Beziehung, ausser 
dem in den erwähnten 1^'ormen vor sich geheudeu weniger 
amtlichen Verkehre zwischen den obersten Vertretern der 
Staaten, die Repräsentation des Staates in weitgehendem Um- 
fange übertragen ist; dies sind das Gesandtschaftsrecht, der 
Abschluss von Staatsverträgen und das Kriegsrecht. In den 
Kollegialrepubliken tritt der Präsident nicht in demselben 
Masse wie in den Republiken, die eine Einzelperson an die 
Spitze gestellt haben, vor den nbrlGfon Mitgliedern der Begie- 
rong hervor'). Wenn auch die heutigen zivilisierten Staaten 
und erst recht die Repuliken in der Repräsentation des Volkes 
einen wichtigen Faktor des öffentlichen Lebens sehen, so bat 
doch die Tradition^), nach der das sonveräne Staatshaupt die 
militärischen und auswärtigen Geschäfte leitet, auch fttr das 
republikanische Staatsbaupt ihre Kraft nicht verloren. 

Was zunächst das Gesandtschaftsrecht^) anbetrifft, so 
hat das repablikanische Staatshaupt verfassnngsmässig die 
Funktion, fremde Gesandte zu empfangen. In Frankreich 
(Gesetz vom 25. Februar 1875 Art 3 Abs. 5) sind die Bot- 
schafter und Gesandten fremder Mächte bei dem Präsidenten 
akkreditiert. Die eigenen Gesandten werden als Beamte grund- 
sätzlich vom Staatshaupte ernannt, doch ist dies Recht meist 
ausdrücklich in den Verfassungen erwähnt; der Staatschef ist 
aber bei der Bestellung dieser wichtigen Organe an die Mit- 

') Die Zeitsclirift , Juristen weit" (Heransgeber Paul Posener) Band FV 
(1907) S. 44 bemerkt: Bisher war ilie Frau des franziisi^cheii Priisidenteii 
Privatperson; nun aber ist ea ihr gelungen, bei den Kniptaugeu des uor- 
wcgiscbeD KOnigspaares und des KOnigs der Beigiw ofliaiell mitniwirheo. 

«) Pradier-Fodör« Bd. 1 8. 172. 

") Vgl. Heilborn in Holtzcndorff-Kohlers Enqrklopädie Bd. 2 S. 1000. 

*) Geffcken in Holtzendorffs Handbuch des Völkerrechts Bd. 8 S. 669. 
Geffcken S. (i24 '5. Für die Hansestädte vgl. allpfcniein Curt Riess, 
Auswärtige Hobeirsrcrhtr drr dnutschen Einzelstaaton '11. Heft der Abhand- 
lung auü dem Ölaatü- und Verwaltuugsrecbt von Brie und Fieiächmauu VJOb). 
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wiikimg aiKkrer Faktoren gebimdeii. Die Verfassung der 
Vereinigften Staaten z. B. verlangt die Zustimmung des Kougre&t;es 
(Art. 2 8ekt. 2 § 2) V). Die Beglaubigungs- und Abberufungs- 
sclireiben, wenigstens die der Gesandten hölieren Ranges, der 
Botschafter, werden vum Staatshaupte ausgestellt und an das 
Oberhaupt des Empfangsstaates gerichtet In der Eidgenossen- 
schaft werden die „eidgenössischen Repräsentanten", die Ge- 
sandten von dem Bundesrate als der präsuniptiven Wahlbehörde 
(vgl. Art. 102 Z. 6 und 85 Z. 4), nicht wie früher von der Bun- 
desversammlung ernannt"'). In den Hansestädten ernennt und 
instruiert der Senat die Gesandten und sonstigen diplomatischen 
Agenten. Die republikanischen Gesandten werden jedoch nicht, 
wie Gesandte monarchischer Staaten, zugleich als persönliche 
Repräsentanten des Staatshanptes aufgefasst, wenn auch im 
gesandtschaftlicben Verkehre die Person des Präsidenten mehr 
als die Verfassungen vorsehen können in den Vordergrund tritt. 

VI. Aus praktischen Erwägungen ergibt sieb die Forderung, 
für den Abschluss von Staatsverträgen der Exekutiv- 
behörde weitgehende Vollmacht zu geben. Regelmässig fttbrt 
die Spitze der Republik die Verhandlungen mit anderen Staaten, 
schliesst Verträge ab und ratifiziert. Wichtige Verträge be- 
dürfen za ihrer Gültigkeit der Mitwirkung der Legislative'). 

Ein Staatsvertrag kommt danach meist in der Weise za- 
Stande, dass die zur Vertretung im auswärtigen Verkehre legi- 
timierten Staatshäupter durch ihre Organe Vorverhandlnngen 
führen lassen, dann die Genehmigung der Volksyei*tretung ein- 
holen und nutt den Vertrag durch die Ratifikation zu einem 
beide Teile bindendem machen. Die Ratifikation ist dn not- 
wendiges und unerlässliches Erfordernis; sie kann nicht er- 
zwungen werden, wenn auch das abschliessende Staatahaupt 
verpflichtet ist, die zu ihr erforderliche Genehmigung der Legis^ 
lative herbeizuführen^). 

>) Müore, A digeiit ot intemationai law, § 632 (Bd. 4 ä. 4ö0, 4öl); 
a a. oben 8. 166. 

>) Bonf ÜB, Lehrbuch dee VOlkeneolito S. 863; Oeffeken 8. 670. 

^ Scbolleuberger, Bandesverfassung S. 505/6. 

*) V. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, Bd. 1 S. 657, hat Be- 
denken gegen die (ienehiniirnno: der völkerrechtlichen Verträge durch dM 
Parlament, die Reyiprunir imi-isi! frei sein. 

Vgl. hierzu Buulil.i, Lehrbuch don Vulkerreciiu ö. -43&y 436; 
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Der Präsiileiit der Vereinigten Staaten schliesst überhaupt 
VürLiiigti mir mit dem Rate und der Zustimmung einer Zwei- 
drittelmehrheit des Senates ab (Art. 2 Sekt. 2 §2)'). 

Für den französisc hen Präsidenten sind im Art. 8 des Ge- 
setzes vom 16. Juli 1875 Vorscin Ilten gegeben. Er gibt von 
den von ilnn geführten Vorverhandlungen den Kammern Kennt- 
nis, sobald es das Interesse und die Sicherheit des Staates ge- 
statten. Friedens- und Handelsverträge sowie Verträge, die 
die Finanzen, das Staatsgebiet und die Rechtsverhältnisse der 
Staatsangehörigen im Auslände betreffen, müssen, ehe sie defi- 
nitiv sind und vom Präsideuten ratiüziert werden, von deu 
Kammern angenoninien sein. 

In der Eidgeiiussenschaft dagegen gehören ßlindnisse und Ver- 
träge mit dem Auslande zu der Zuständigkeit der Bnndesversamm- 
lung (Alt. 85 Nr. 5). Nationalrat und Ständerat stimmen jeder 
durch besonderen Besdiluss zu. Der Bundesrat dagegen schliesst 
die Verträge ab und erklärt sie als von der Bundesversammlung 
angenommen; „zu Urkund dessen'' erfolgt unter Unterschrift 
des Bundespräsideuteu und des eidgeaössiscbeu Kanzlers die 
Katifikation 

In den Hansestädten •*) schliesst in Hamburg der Senat 
die Staatsverträge, hat aber vor Ratifikation derselben die 
Zustimmung der Bürgerschaft einzuholen (Art. 22); nach 
Art. 61 beruht die Gesetzgebung auf dem übereinstimmen- 
den Beschlüsse des Senates und der Bürgerschaft, nach Art. 62 
ist aber Gegenstand der Gesetzgebung u. a. die Ratitikation 
von Staatsverträgen. In den beiden anderen Hausestädten da- 

Gessner in Holtzeiidorffs Hiunibne!) Bd. 3 S. 15, Geffcken «liiselbst S. ti^ 
Anm. 2. Zu der Frage, wann ein Siaatsvertrai; gültig abgeschiüsäeu ist. vgl. 
die «mflUirlidien ErGrteruageu von Heilborn, Das System des Völkerrechts 
8. 1441t, aach ▼. Liest 8. 176. 

>) Vgl. hierüber Wbarton, A digeal o£ tbe interafttional law of the 
United States, 2. ed., Washington 1887, Bd. 2 8. 10 (§ 131); Moore, A digest 
of international law, §§ 735 ff. (Bd. ö); Gesiner in HolUendorffiB Handbach 
des Völkerrechts Hd. 3 S. 51 ff. 

0 Uessner in lioltzeudurtls üaudbuch Bd. 3 S. 6U, 61; Ueilboru, 
Sjgtm dee VOIkemcbts 8. 145, 146. 

*) Oessner in Holteendorffe Handlmch Bd. 8 8. 43; Alfow Biftti, 
Mitwirlraiig der geietigelwiideii Xttrpendiafteii bei 8t«at8Tertrllgai 1904 8. 4611 
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gegen wirkt die Bürgerschaft nur mit, wenn dies verfassungs- 
mässig bestimmt ist; dem Senate ist also der selbständige Ab- 
scliluss einer Reihe von. alleiilings wenijrer wiclitigen, Staats- 
verträf::en überlassen. In Lübeck fArt. nO wirkt die Bürger- 
schaft bei Verträf^en mit, die den Handel, die Schiflfahrt oder 
Gegenstände betreüen, welche der Miljjceuehmiguhg der Bürger- 
schaft unteiliegen Nucli §57f der Bremischen Verfassung 
erfolgt die Vollziehung der Staatsverträge durch den Senat im 
Namen des Staates*). 

VII. Das Recht Krieg zu erklären steht zwar nach 
verschiedenen Verfassungen dem Staatsiiauple zu; denn iu 
diesem Punkte tieften sich die Repräsentationshuheit und die 
Militärhoheit*''). Doch ist die Beschränkung gegeben, dass 
die Zustimmung der Legislative vorher eingeholt werden mnss 
(französisches Gesetz vom 16. Juli 1875 Art. 9). In den Ver- 
einigten Staaten von Amerika ( Art. 1 Sekt. 8) sowie in der 
Schweizerischen EidgLiinssenschaft ( Art. 85 Nr. 6) ist dies Recht 
der Legislative, dem Kongresse bzw. der Bundesversammlung, 
übertragen. 

Wie im Bandesstaate das republikanische Staatsliaupt 
sich als das einigende und zentralisierende Organ den 
.verschiedenen Bnndesgliedern gegenüber erweist, 80 hat es auch 
im völkerrechtlichen Verkehre für den Staat, dem es angehört, eine 
wichtige Bedeutung. Staaten, die im Weltverkehre eine mass- 
gebende aktive Stellung einzunehmen suchen, können auf ein 
politisch und rechtlich selbständig gestelltes Staatshaupt nicht 
verzichten, mögen dessen Funktionen bewnsst oder unbewusst, 
der geschriebenen Verfassung entsprechend oder Aber sie hinaus 



*) Eine Besonderheit Ar Lübeck vgl. Alfone Biei« S. 48. 

•) Verträge, luit Republiken geschlosseu, s. bei Fleiaclimann, Vülker- 
rccbtswiuelleu S. 81 , ( . . . der Könij? von Italien und der Bundesrat der 
Schweizeri<rlioii Kiflgenusscnscliafr. .'^ III ( . . . und der Präsident der Ver- 
einigten Staatt'ii vuu Amerika), S. 168 ( . , le gouvernenient de ia Kepublique 
Frau^ise)i viele Beispiele in dem Recueil mauuel et pratique de trait6s et 
Conventions, heraosg. von Martens nnd Cossy, in zweit» Folge von F. H. 
Oeffcken, Leipnig 1846—88. 

*) Oarels, Institutionen des Völkerrechts S. 228. 
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diircli (üb Anturdei iingeu der Praxis fortentwickelt*), denen eines 
Monarchen iilinlicli sein. Es lässt sieh ans der geschichtlichen 
Entwicklung zu der B'rage nach der 8laatst"orni der Zukunft-) 
Wühl die Fuigerung ziehen, dass weniger der Unterschied von 
Monarcliie und Republik in den Vordergrund treten wird, als dass 
der moderne Staatstypus kaum mehr eine einzelpersönliche Staats- 
vorstandscliaft wird entbehren können ■^). Es wird vielleicht in 
Zukuiilt eine grössere Äliiiliclikeit zwischen der konstitutionellen 
Monarchie und der modernen Präsidentschaftsrepublik (nach 
amerikaiiis( hem oder französisch-parlameiuarischen Typus) sich 
aufweisen lassen als zwischen letzterer und der Kollepfialrepublik '). 
Eine kollegiale Spitze lässt sich in einer Republik nur bei 
besonderen politisclien und geschichtlich gegebenen Verhält- 
nissen begründen. Ihre Gestaltung ist daher, wo sie heute 
besteht, komplizierter als die Übertragung der Exekutive an eine 
Einzelperson; ausserdem entfernen sich die Schweizer Kullegial- 
republiken von dem Typus derjenigen Staaten, die eine Einzel- 
person an der Spitze haben, noch dadurch, dass wichtige Be- 
fugnisse der beaufsichtigenden und vollziehenden Gewalt nicht den 
eigentlichen Exekutivbehörden, sondern den legislativen Körper- 
schaften zustehen^). Für mauche iu der fiatstehoog begriffenen 



') V. Hohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Politik Bd. 1 S. »59: „Verfas- 
sungen werden prhalten durch ilire l'bereiustinimun^i; mit den allgeineiueu 
Ansaliteii \in<\ Hedürfnissen, nicht aber diircli ihre eigenen Bestiannungen"; 
8. a. V. Piloty, Autorität and Staatsgewalt, im Jabrbucbe der Int Vereinig, 
f. v«rgl. Bflditswiss. Bd. 6» 7 8. 667» 676. 

V. Mobl a. ft. 0. S. 491 OMiot, dass die reprftsentati?e Demokratie 
wahrscheinlich eine grosse Zukunft habe, besonders in den neu gesittigten 
und bevfilkerten Weltteileoi dann werde eich aacli die amUbende Gewalt 
weiterentwickeln. 

') Nach Jellinek (AUgciuciue Staatslehre, 2. Aull. S. ti04) kommt die 
Aneilcäniiuig der Bedeatnng der Eoglernng «fast instinktiT* dadurch vm 
Attedmck, dass ihr oberstes Organ in jedem Staate, auch der demolcratischen 

B^nblik, Staatshaupt heimse. 

*) (iareis Institutiuiu n di,;* Volkerrechts S. 101) teilt die Staat-ifornipn 
ein iu Ein- und ilehrhurr.-^t hutun . Monokratien un<l l'leonokratien, je nach- 
dem das Staatäuberhaiiitt eine phy irische oder eine Kollektivperüun sei; doch 
wird hier Staatsoberhaupt gleichbedeutend mit Souverän, Träger dar Staats- 
gewalt, sein. 

*) ?. Orelli, Das Staatsrecht der schwell. Eidgenossenschaft S. 37. 
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Staatswesen, wie den Coninionwealtli of Australia ' ) inul Canada, 
kaini also die künftige Staatsform ebensowenig / weile) halt sein wie 
sie, es für die überhaupt in neuerer Zeit entsiandeiieii Knltur- 
staalen gewesen ist: der Staat wird an seine Spitze eine 
Einzelperson als Staatshaupt setzen, unbeschadet des recht- 
lichen Unterschiedes zwischen einem nionarcliisciien und republi- 
kanischen Oberhaupte. Wird dann ferner eine Entwicklung 
des Staatslebens dahin gehen, dass die Grenzen des VOlker- 
nnd Staatsrechts wie bisher bei der Entstehung der jetzigen 
Bundesstaaten sich verwischen und das Staatshaupt, das repu- 
blikanische so gut wie das monarchische, weiter Gelegenheit hat, 
Bich als „agent d'unification et de centralisation" za bewähreo 
oder sonstwie im Innern des Staates und nach aussen hin seineD 
Emfluss geltend zu machen, so wird sich in gewisser Weise auch 
noch fQr die Gegenwart das dieser Abhandlung voran- 
gestellte Wort Montesquiens bewahrheiten mit der Modi- 
fikation, dass zwar nicht mehr der Wille eines Mannes einen 
Staat schaffen wird, wohl aber, dass der in einer Einzelperson 
verkörperte, mit möglichster Selbständigkeit ausgestattete Staats^ 
Wille fär die ja von jedem Staate erstrebte Jdealstaatsform 
notwendig ist, mag dann anch das Staatshanpt ^formö par 
nnstitntion*, nicht nur ein soziales, sondern auch ein recht- 
liches Produkt des Staatsgansen, ein vom Volke gewähltes 
nnd ihm verantwortliches republikanisches Staatsoberbanpt sefai. 



') Vgl. des»eii staatsähnliche Organisation bei Duerkes-Boppard, 
Vcrfassnngsgeschiohte der Austr:ili>cliin Kolonien und de« romnionwf>;\lth of 
Australia, München und Berlin 1Ü03, LMH, 217, 2M\S.. :VM <!. nii«l ferner 
hierzu 8.286,297. Sodann Kohler, Das Commonwealth von Australien und 
BeiDe rechtliche Oestaltang, in der toq ihu herausgegebenen Zeitschrift für 
VWkMrractat und BundcMtaatirecht, Bd. 1, BraUn 1906/7 (ProThiHtMteB mit 
Sigenngierang). 

*) Daguit, L*£ut, les graveniaiits et Im agentt S. 354. 
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1899: 1D2 





Kantone 


• 


Aargau 


Art. ai 


70, 112' 




38 


73, 22 




39 


125 


Appenzell Ausser 




Rhoden Art. 22 


73^7(),79, L 


Appeuzell 


Inner 




Rhoden Art. 2Q 


7H, 125 




32 


116, 123 


Basel Landschaft §ää 


112' 




Ü2 


85 


Bern 


Art. 12 


üü 




13 


m 




33 


69, TS 




35 


72, 77, 125 




33 


152 




40 


li2i 




41 


125 




5ä 


141» 


Frei bürg 


Art. hl 


72, 22 




52 


125 




52e 


142* 




521 


153 




a3 Abs. 4 


123 


Genf 


Art. 54 






H2 


68, 69 




23 


73, 22 




82 


129, 152 


Glarus 


Art. 28 


ÜS 






76, 125 




4a 


20 


GraubUndeu Art. 25 


73, 22 


Lnzem 


Art 65 


20 




m 


72, 22 


Neuenburg 


Art. U 


73, 22 




49 


129 


Scbaffhausen Art. &1 


112' 






22 




m 


125, IM 




ßfi Nr. 4 


152 


Schwyz 


§ 35 


125 





8 '^6 
8 


77 






f iH 1 1 > 




47 


69 
im 




48 


Inl 


Solothiim 


Art. 28 






33 


72, 77 112' 




38 


i fit 1 


St. Galleu 


Art. 62 




Tessin 


Art. 15 


78 86 




15 Abs. 2 


7H 




26 




Tburgan 


§ ü2 


19 77 1 1 J> > 




3a 




Uuterwalden ob dem 




Wald Art. 21 


76 




35 


7'2 




35b 


17t 




39 


123 




5D 


148 




50d 


152 




50e 


1496 




50o 


142* 


Uuterwalden nid dem 




Wuld 


Art. 21 flf. 


1(18' 
IVO 




38 


72 7fi 




52 




Uri 


Art. 52 


26 




59e 


1H3 




m 


112* 




62 


129 \h'\ 




62n 


142» 




63 


116 

1_1A2 


Waadt 


Art. 54 


7ft 




52 


7^ 77 




52 


125 


Wallis 


Art. 34 


22 




43 


125 


Zug 


§ A6 


77 1 7*i 
1 /, 1 «0 




12 


151 




42d 


mi 


Zürich 


Art. 32 


28 




38 


77, 125 




39 


70, 85 




40 


126, 153 




42 


154» 



216 



VoiTiiil;;to Staaten von Amerika. 
Bundesverfassung: 



Art. 1 Sekt, a § ö 
2 

A 
6 

2 § 2 
8 

Art. II Sekt. 1 § 1 
2 
5 



6 

2(H) 



Sekt. 2 § 1 



8ekt. a 



Sekt. I 



170 

124« 

169» 

i:w 

134» 

2Q2 

192 

ßU« 

HO' 

82 

gl 
104 » 

1Ü2 
tü 
85 
142' 

141 ' 

157 

lf>8» 

m) 

201 
lül 
124* 
125' 

ISS 

162 
162 

81 

IfiS 



Die Einzelstaaten der Union; 

AlabainaArt.VSekt. 2 . Öü 





1Ö5 ' 


4 


80' 




IM 


m 


124" 


u 


12»)-' 


13 





I 1^ 

AikaDäOä Art. VI 

Sekt. 3 
3 

lä 

Lü 

Caliluniia Art. V 

Sekt. 2 

ü 
U 

n 

Coluradu Art. IV 

Sekt. 1 
ü 

Counecticut Art. IV 
Sekt. I 

la 

U 

Delaware Art. III 

Sekt. 2 

a 

12 

FInri.l.-i Art VI Spkf H 

u 
II 

üeurgia Art. IV 

Sekt. 1 
2 

5 

Illinois Art. V Sekt. 1 

b. 
& 
2h 

Indiana Art V Sekt 8 
Jowa Art. IV Sekt, a 

la 

22 

Kansas Art. I Sekt. 1 
Kentucky Art. III 

Sekt, a j 

la I 

12 I 



72 

125- 

»9 
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Louiiiiana Alt. ä5 

5ü 12. 

5ß 1Ü2 

fi3 126» 

Marylaud Art. II 

Sekt, lü 141' 

21 aii 
Maiisachus«tts Kap. I 

Sekt. 1 Art. 1 ' 117 

Kap. II Sekt. :i Art. 1 III 

Sekt, ü läfi 
Minnesota Art. V 

Sekt, ö Ml 

Missouri Art. ESiikL2 72» 
Nebraska Art. V 

Sekt. 2 2Ü 

NevaJaArt.VSekt.l5 1 16 
New Hampshire 

Sekt. 11 112 

fiüff. 15fi 
New Ycrsey Art. V 

Sekt. 2 I 142* 
lü I 142' 
New York Art. III , 

Sekt, a mi 

4 IM 



Art. IV Sekt, a 
4 Arndt. 
9 

North-Carolina 

Art. III Sekt, lü 
lö 

Ohio Art. III Sekt. 3 
Oregon Art. V Sekt 1 
Ih 

Pennsylvania 

Art. IV Sekt. 2 

a 

• 8 

lü 
U 
Ii 
Ih 

South-faroliua 

Art. III Sekt, d 
TenuesHee Art. III 

Sekt. 4 
Texas Art. IV Sekt. 5 
6 

Virginia Art. IV 

Sekt. 1 
West-Virginia 

Art. VII Sekt. 4 



1Ü2 
1Ü2 
IM* 

1hl 
1112 

aä 

134 ' 

152 

22 

lü2 

126* 
174» 
134* 

23 
1Ü2 

2Ü 

22 
22 



Mittel- und sudamorikniiiselic Republiken. 



Art. 3ß 
411 

62 

69if. 
2ä 
lA 
2fi 

8Q 

Ölflf. 



Argentinien: 



128 
123 
173 

lÜD 

128 
128 
136' 

128 
113 

m 

1Ü4 
1112 
81 

77, 8ü_ 



Art. 8fi 





lä2 


Nrl 


112' 


3 


IM 


4 


128, 12ü 


5 


141 157 


8 


158 




158 


lü 


154*, lä2 


11 


12ii 


12 


125* 


Ih 


lä3 


m 


152 


lü 


152 


21 


98 
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Brasilien : 


1Ü3 






68, 69 












Art. m 




1 <SO 


m 






Öl 


üä 




lli2 


122 






1Ü2 


37 




1 .-vS 










ai Nr. 1- 








Kolumbien : 


22 i 




1 OQ 


Art. 114 






71 






1 'jn 1 
1 .-M 1 ^ 


ilä 






ü8 


43 § 2 






llfi 






Hl 






q1 


Uh 






174 ' 


4h 




££, 1U4 










i& 










Mexiko 




H 




u/ k 1 
/b, QÜ ^ 


Art. 61 








41 § i 


• 


»JA 

211 








12ä 






128, InH 


2ü 






IQa 


Nr. 1 




1 2\9 


23 






12a 


2 




IM*, IhJ. 


24 






12ä 


5 




1/11 1 
141 ' 


m 






22 






142 


2B 






124 


11 




lä2 


ai 






lOfi 


12 




lü2 


8B 






Sl 


lä 




lä:i 


M 






aa 


42 Nr. ü 




125 


85 






129 


äa 




lfi2 




Nr. 2 




UP, lü2 


öl 




Itiä 




u 
•J 








Cliile: 






J 
■ 














5 




1Ö7 


Art. 12 








fi 






5Q 




(Iii I 1 1 0 1 1 .".o 




1 




IM 


Ol 


i 






12 






61 




m 




13 




141 


21 




ai 




15 




141 






147 ^ lh2 


lül 






im 


2a Nr. 1 




12& 


Hin 






168, IfiÜ 


5 




124» 


m 






163 


6 




IM* 


12Q 






lfl2 


8 




laß 










13 




läS 


Gesetz 


vom 


Dezember 18iK): 7.^' 


23 ff. 




m 






Peru: 






Haiti: 




Dekret 


vom 


2i Mai 1880: 117. 



Art. IDl 



21 

22 



III. Sachregister 



Die Zahlen verweisen auf die Seiten. 

Die einzelnen Republiken sind meist nur nach ihrer Erwähnung im § 2 und 
nach ihrer Verfassunjjsurkunde aufpctuhrt ; wegen der sonstigen Kechtsver- 
hältnissc und im besonderen der Funktionen des Staatshauptes sind die ein- 
zelnen Mat^'ricn zu vergleichen (s. a. das Quellenregister). 

rp. St. — republikanisches Staatsoberhaupt. 



A 

Aargau 

Abherutungsschreiben der (Jesandt<;n 
2ÜÜ 

.\bdanknng s. Verzicht 
Ablauf der Amtszeit s. Amtszeit 
Ablehnung der Wahl äl 
Absoluta; Aristokratie 59, ü2 

— Demokratie 59^ G2 

— Monarchie K 2, 7, 59, ft4 ^ 87, 82 
administration 147, 148. IMl 
Agent lfi2 

agent 148. IBüff. 

Akkreditierung der Gesandten lüB. 
Aktivbürger 58, 69, 74, m 
Aktivbtlrgerachaft als Urgan des 
Staates II 

— als Träger der Staatsgewalt in 
der Republik 60, IßÜ 

— als gesetzgebende üewalt 74.75. 28 

— als Kreationsorgan 76^ 2Ö 
Alabama 'ü 

Alter für Eigenschaft als Aktivbürger 
58, 6Ü 

— für Wählbarkeit als rp. St, G7, ßfi 

— als Endigungsgrund der Amtszeit 
104 



Amendement Naquet 2ä 

Amendments zu den nordamerika- 
nischen Verfassungen 21^ 22 

Amerikan. Republik als Typus 28, ßl 

Amerikan. Republiken s. Ver, Staaten 
und mittel- und südamerikan. Rep. 

Amnestie lü, li2 

Amt s. Staatsamt 

Amtliche Eigenschaft des rp. St. 
s. Staatsoberhaupt 

— in Hinsicht auf dip Exterritoria- 
lität laaff. 

Amtseid s. Eid 

Amtsentsetzung 104^ 166, 170, 112 
Amtstracht der hanseat. Senatoren III 
Amtszeit Anfang 8Ö 

— Dauer 71. 22 

— rnterbrechung 170, 121 

— Ende 104. 170. 175. Ufi 
Amtszwang 9L 93, 91 
Anerkennung neuer Staaten 1Ü3 
Anklageerhebung gegen rp.St. 138, Ifiä 
Anklagcgründe s. Staatsverbrechen 
Annahme der Wahl 87, 89, 90 
Anrede des rp. 8t. s. Titel 
Ansässigkeit als Erfordernis für Wähl- 
barkeit als rp. St. 68, 69, ISa 
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Anskllung dos Sta;itsbeamU'n s. Be- 
stellung; 
Anstellungsvcrtrag Hg 
Anzeigen im völkerr. Verkehre IM 
Appenzell äfi 
Ar^jentinien 24. 25. liß 
Aristokratie 1^ 2*, 58—60 

— absolute 62 

— in der Schweiz 3a 

— in den Freien Städten ÜL üÜ 
Aristoteles III 

Arkansas 22 

Articles of Confederation and Per- 

petual Tnion 2Ü 
Atheist (Wählbarkeit als rp. St.) ü9 
Aufenthalt im Staate (Wählbarkeit 

als rp. St.) 68, fiH 

— s. Residenzpflicht 

Auflösung der Deputierlenkammer 

laäff. 

Ausfertigung der (besetze 12fiff.. 138 
Ausführung der (besetze 92 

— Sorge für 149, 152 
Ausführungsverordnungen 133 
Ausschuss des Parlamentes in mittel- 

und südam. Rep. 124. 125 

— in den Ver. St. v. Am. s. Committce 
Australien 2iM 

Austritt aus d. hanseat. Senaten lfi2 
Ausüber der Staatsgewalt äl^W, 61 , ß4 

— der vollziehenden Gewalt läi 
Auswärtige Angelegenheiten, unter 

Leitung des rp. St. 154». lüüff. 
Autonomie e. Kommuualverbandes 5Ü 
autorites 148 

» 

Basel m 

Beamter, Begriflf 85. 113; 8. a. Staats- 
beamter 

— rp. St. als, s. Staatsoberhaupt 
Beamtenernennung als Funktion des 

rp. St. 5'. 21, 1>9. 140, 14'J, läfifl'. 
Beauftragter, rp. St. als 14^ 177 
Beglaubigungsschreiben der Gesandten 

200 

Begnadigungsrecht 84, 116^ 141. 112 



' Begriff, Methode zur Feststellung 
Kl, 84 

I Behörde, Begriff 107. 109 

— nicht gleich Organ 107, 1Ö8 

I — juristische Persönlichkeit 109, 110 

— rp. St. als B. 109, Uü 

j Belagerungszustand 152. 15fi 
j Belgien, eine Republik V I 

Belgische Verfassung 4, 82^ 

Beratung der Gesetze 122 

Berichte der nordamerikan. Staats- 
sekretäre 126. Ihh 

Bern 3fi 

Berufung der Kammern 124 , 135. 
149. 1L2. 

Beschwerden gegen die Regierung lß3 
j Bestallung der Beamten in den Ver- 
] einigten Staaten von Amerika 157 

Best-allungsurkunde 87. 112 

Bestechung des rp. St. IßS 

Bestt^Uung des Staatsorgans 50 

— des Staatsbeamten Süff.. 112 

— des rp. St. durch Wahl 22 

— — durch die Bundesgewalt 2i 

— — durch Rechtssatz III 

— des Ersatzes des rp. St. 122 ff. 
Bevollmächtigung 42, 177. 122 
Bewaffnete Macht. Verfügung über 

die 152, 153 
Bodin 52 
Bolivia 25 

Botschaft des Präsidenten an das 

Parlament 126, \M 
Botschafter 200. s. a. Gesandte 
Brasilien 24, 25 
Bremen 38 

Bruder. Anrede als 138 
Buenos Aires 25 

Bund der Waldstätte. der Orte 35 
Bundesdistrikt von Nordamerika 21 
Bundespräsident 16, 2L 34, 66, 68, 121 
I Bundesrat der Eidgenossenschaft M 
I — als Spitze des Staates 9, Ifi 
I Bundesstaaten, rechtliche Natur des 
Gesamtstaates (Souveränität) 13^ 
' 52—56 



« 
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— recht!. Natur d. (iliedstaat<^s 24. 53 

— im Gegensatz zum Kinluitsstaat^; 
1^ 2a 3Ü 

— die republikanisrhcn 2ü, 28. 24^ 
HiL 21 

— Verkehr zw. Einzel- und Gesamt- 
staat 3L IM 

Buudesvereine (.Schweiz) äl 

Bundesverfassung s. Namen der betr. 
Republik 

Bundesversammlung Th 122 

Bündnisverträge 2ül 

Bürgermeister als Schweiz. Staats- 
haupt Üä 

— der Freien .^tädte 37. 07, 103, 

— — als Staatshäupter lö^ 16 
l^ürgerrechte (Wählbarkeit als rp. St.) 

68, <>9. 189 
Bürgerschaft in den Hansestädten 
H7, 39, <i(L 7H, 12ä 

— als gesetzgebende (icwalt L22 

C 8. a. K. 

California 22 
Canada 204 

Canton directeur 33, M 
t'apitani reggenti 07^ 22 
Catamarca 2ä 
Crivaignac 28 
rharü?r la 

Chef des Staates, der Exekutive 

s. Staatsoberhaupt 
i hile 2h 

rhristliche Religion des rp. St. üü 
i'olorado 22 
l'olumbia 2ü 

Commission (Bestallung) Ihl 
("ommittee des nordaraerikanisehcn 

Kongresses 10, 127, 121 
l onnecticut 19, 22 
Conseil de ("abinet laß 

— d'Etat 6ü (Schweiz), läfi (Frank- 
reich) 

— ex<:'cutif (Frankreich) 22 

— des niinistres liß 



— (irand (Schweiz) 122 
Consiglio di Stato, Gran (Tessin) 

66, 122 

Constitution (iirondine 26, 22 

— Kivet 2H 
Cordoba 25 
('(»rrcintes 25 
Costa Rica 23—25 
("uba 2i2 

D 

Dauer der Präsidentenschaft Jh 12 
Dekret 133*. im Ministerconseil 156*: 

s. a. Vorordnnngsrecht 
Delaware IH, U», 22 
I »elegatar, rp. St. als 66, 12H 
Demission s. Verzicht 
Demokratie 1^ 21. 58, 53 

— in der Schweiz 'iih. 
reine ÜÜ 

- absolute 59, 62 

— parlamentarische , eine Wahl- 
nionarchie? 6, I 

— repräsentative 35, Uü 
Departementalsystcm IM 
Deputiertenkammer 122: s. a. Par- 
lament 

Designierter Präsident 124 
Deutsches Reich, eine Republik? 6^ 2 
Dienstvertrag 87, HS; s a. Staatsdienst 
Dienstwohnung 1D2 
Diplomatische Funktionen und Agen- 
ten des rp. St. miff. 
Direktorialkanton 33, 34 
Direktorium (Frankreich) 22 
Disziplinare Massregeln gegen das 
rp. St. 164, 165 

— Funktionen des Schweiz. Regie- 
rungsrates 142 

Dominikanische Republik 24^ 2Ü 

E 

Ecuador 2h. 

Ehren. Hinweis auf Staatsvorstand- 
schaft Iii 

— Rechte' des rp. St. 103, 117, 142 

— im völkerrechtl. Verkehr 196, 197 
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— königliche IUI \ 
Eid des rp. .St. 81. H2, iüi 

— Leistung til 

— Verweigerung 82 
Kidgenossenscliaft Tit. Ii : s a. Schweiz 
Eigi'ncs Recht oL äfi ! 
Einheitsstaat 1. 2. 32. 33. 5:^. üä 
Einkammersystem 122 [ 
Einkommen des rp. St, 101 — 103 j 

— als Erfordernis für WahlfUhigkeit 
58, 60, 68, öü 

Einteilung der Staaten s. Staatsformen 

Eintracht, neue (Hremen) 3ä 

Einzelperson an der Spitze der Repu- 
blik und der Exekutive 4^ LL 
15. 20. 2B. 114. 191. 20A 

Einzelstaat s. Rundesstaaten 

Elector 6a 76 -78, 115. 122 

Empirisch-individualistische Lehre i& 

Enabling acts 21*. bhl 

Entfernung vom Amte. s. Amtsent- 
setzung und Residenzpflicht 

Entmündigter, nicht wühlbar als rp. 
St. 

Entre Rios 2ä 

Entscheidungskommission 135 j 
Erblichkeit als Beruf ungsgrund für 
das Staatsbaupt fi | 

— als Unterscheidungsmerkmal zw. [ 
mon u. rep. St. ü2 | 

Erbstatthaltcr der Niederlande 6. 63 j 
Ernennung des Staatsbeamten und ! 
rp. St. 8fK s. Bestellung 

— der Minister 154. 155 

— der Richter 140, III 

— der übrigen Beamten s. Reamten- 
erncnnung 

Eröffnung der Kammern 125. 149 
Erwerb des rp. St . verboten Iii > 
Executive Council 19, läß 
Exekutive. Begriff. 143. 142 

— Verhältnis zu den anderen (le- ' 
walten Ll2ff. 

— im Verhältnis zur Vollziehung 
147, 149. lijO 

— als IVil der Verwaltung Iii 



rp St als Chef LL 21, 28, 113. 
LLlff., 122 

— Träger 181. 1S2 ' 

— Funktionen 99, IM 

als Teil des allgemeinen repuhl. 
Staatsrechts LI 

— in d Verfassungsurkunden 23, 

— starke und einheitliche 5. 5_^ iL 
203, 2üi ^ 

Exekutivrat 19, 20, IM 
Exemtionen s. Exterritorialität 
Exterritorialität 193 ff., der (iesand- 
ten m 

— der Staatshäupter 1 93 ff. 

— Inhalt laä 

Exzellenz als Titel des rp. St. 107, mi 
¥ 

Fahneneid 15H 

Feierlichkeiten, V(»rtritt des rp St. 

bei Ufi 
Finanzverträge 2Q1 
Florida 22. 

Föderative Gewalt 152* 
Forderungsverhältnis 112 ff. 
Frankfurt als Republik 62, 117' 
Frankreich 8, 2fiff. 

— Republik, als Typus 61 
Freiburg Üfi 

Freie Städte 8, 17, 18, 32 ff. 

— Titel i 

— als Kollegialrepubliken 35i ^^2. ül 

— keine Aristokratien 37. 6U 
s. a. Senat. Bürgermeister 

Freistaat Hamburg 3Ö 
Freund, Anrede als 198 
Friedensverträge 201 
Funktionen Begriff 120, IM 

— materielle und formelle lAh. 

— des rp. St. 99, 116, 120, U2 ff.. 
185, 186 

— — höchste Verwaltungsfunk- 

tionen Ii 

— — laufende (Geschäfte lä 
— Veränderung QA 

s. a. Lehre von der tJewaltenteilung 



223 



(.iebiet, im Staatsbegrifte lÜ 
^ rmfang 8Ö. 48, 49, ül 
üebietskürpersrhalt, Bogrift lA, 

— Kinteilung äÜ 

— Staatsgewalt in der oA 
(Ji'gcnzeichnunu, ministerielle 106', 

VM). IMff. 
(iehalt. rechtliche Natur 100, lül 

— Anspruch auf 94, 95, Q2 

— Höhe 101—103 
U«'horsamspllicht 
(ieniahlin des rp. St. 138 
(Jemeindeverwaltung. Aufsicht der 

Schweiz Regierungsbeliürden über j 

(leneral Assembly 122 
Cieneral Court 122 
Ueneralkongress 122 
(ieneräle, kommandierende (Frank- 
reich) 1Ü()* 
(Jeorgia 18, 22 
(lenf 3fi 

(lerichtc. ordentliche, s. strafgerichtl. 
Verfolgung und zivilrechtl. Schaden 

— Stiiatygcrichtshöfe s. Verantwort- 
lichkeit I 

(ierichtsbarkeit. Exemtion von. s. Ex- l 

territorialität 
(tesandte, Ernennung 156, 157, 199, 

2ÜÜ 

— Akkreditierung 1S9 

— Empfang 81. 192, IM 

— Keglaubigungs- und Abberufungs- 
schreiben 21X1 

— Exterritorialität lil3 
tteschenke. Verbot der Annahme lÜI 
(ieschichtliche Entwicklung LZ ff.. 

s. die einzelnen Republiken 

— Bedeutung der Darstellung 6. ü 

( i »'schlecht, männliches (Wahlfahigkeit 

des rp. St.) 60, 62 
(tesetze, s. Beratung, Sanktion, Aus- [ 

fertigung, Publikation, Ausftihrnng 
Gesetzgebende(4ewalt. Begriff ü2 \ 12Li 



— Verhältnis zu den anderen Ge- 
walten 128, Läüff., Ll2ff. 

— Organe 120—122 

— — deren Qualifikation 123 

— in Republiken ausschlaggebend 15 

— als Träger der Staatsgewalt 60. 
64. 120, 145, liü 

— in den Verfassungsurkunden 23, 
67 

s. a. Parlament 
Gesetzgebung Begriff 120, L42 

— Organe 12üff., lÜfiff. 

— Gang der, s. (iesetze 

— Teilnahme des rp. St. 124 ff. 

— als l'nterscheidungsmerkmal zw. 
monarch u. rp. St. 6^ ISH 

— nicht Merkmal für Träger der 
Staatsgewalt 60, M 

Gewalt, eigene, im Staatsbegriffe 54, 55 

— höchste 51 — 53, s. a. Souveränität 

— Staatsgewalt 143, 144, s.a. gesetz- 
gebende, richterliche (Gewalt, Exe- 
kutive 

(iewaltverhältnis «12 ff. 
Gewohnheitsrecht als Quelle des all- 
gemeinen Staatsrechts 10, 11 

— Fälle im republ. Staatsrechte 70, 
91, 98, 127. 137, 163, 167, IßS. 192, 
193. 19H 

Glarus ilü 

Gliedstaat s. Bundesstaaten 
Gobernador 24, 62 

(iovernor in den britischen Kolonien 
19, LH 

— in den nordamerikanischen Glied- 
staaten 21, 23, 62 

— in den Territorien 151 

— als Staatshaupt 16 
gouvernant 148. 183 ff. 
gouvernement als Spitze der franz. 

Republik 27, 2H 

— im Gegensatze zur Verwaltung 
147, liH 

(touverneur s. (iovern(»r und Gober- 
nador 
(^raubünden 36 
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(Jrosse Rat s. Rat | 
(Jrundbositz i Wahlfühigkeit als Ak- | 

tivbUr^jt'r und als rp. St i öH^ «JO, i 

GM, m 
Grundrechte 23, StL ' 
(Guatemala 23—25 

H 

Haiti 2h. 

Halbsouveräner .Staat oÜ 
Hamburg M 
Handelsvertriifje 2ül 
Handlungsfähigkeit und -Unfähigkeit 

der Organ- und Verbandsperson 

ÖL 57, 74, 2a 
Hansestädte s. Freie Städte 
Hauptexekutivorgan läl 
Hauptrezess (Lübeck, Haniburg) .jiT, 38 
Hauptstadt, Chef der IM 
Hauptverwaltungsorgan lül i 
Helvetische Republik u. Verfassungen 

32, aa 

Herrschende Organe öT, s. Träger 
Herrscher liegriff 47, IM ff. 

— rp. St. als 14, filL 

— fremder Reiche lülff. 
Herrschertheorie 47, ih 
Hochverrat IM 
Ilüflichkeitsbezeugungen lilfi ff. 
Hoheitsrechte LH | 
Honduras 23—25 

I 

Idaho 22 

Illinois 22 

Immunität 193, lila 

Impeachment 115. IC.fi, lOfi. m). HÜ , 

— wegen Staatsvergehen H2, IfiÖ i 

— kein Straferlass bei lAl \ 
Indiana 22 

Individualisation 90*, lOS 
Initiative als Funktion der Regierung 

14a 

— des rp St. 125 

— des franz. I'räsid. v. IH.Vi. 2ä 
in der Schweiz Hl 122 



Inkompatibilität 7a 85 
Inkognito i9ij 

Instruktionen des hans. Senates au 
die (Jesandten 2<K> 

— s. Vfrwallung.sverordnungeti Ulli 
Interpellation 1H3 

J 

Jackson IAH 
.Iowa 22 
.lujuy 2a 

.luristische Person Begriff 50. il 

Staat als 14k 51 
.Tus repraesentationis omnimodo li>l. 
Ü12 

K 

Kabinett läl 

Kalenderjahr als .Vmtszeit IH 8Q 
Kammern s. Parlament. gesetzgebei\de 

(iewalt. Heputiertenkammer 
Kansas 22 

Kantone Titel 74. lül 

— Schweizer, (ieschichte 31, M ff. 

— — Vi-rfassungen ilü 

- — als Kollegialrepubliken ül 

— — als (iliedstaaten s, Bundes- 
staaten 

Kantonsrat 122 

Kanzler der Kidgenossenschaft 201 
Katholische Konfession (Wählbarkeit 

als rp. St.) ßiL iÜ 
Kentucky 22 

Kirche, Verhältnis des rp. St. zur 

m, 112 

Kirchengebet, Recht der hanseatischen 

Senatsmitglicder auf III 
Kirchenkollegien (Hamburg) 38 
Kirchenstaat fi3 
Kleiner Rat s. Rat 
Kollegialrepubliken 3(1, 61. ü2 
Kollegium, nicht Staatshaupt, sondern 

Spitze ö, 9j 15, 61, ÜÜ 

— als Regierung in den Freien 
Städten 31 

— — in der Schweiz 35 
Wahl 7& 



— Minister- 68, üL IM 
Koloiiialcharter lü 
Kolninl)i('n 2ä 

Knmniissareals(ichilfend. Minister L5ä 
Küinmunalverband s Autonomie, Ge- 
bietskörperschaft 
Kompetenz 4, 97, 109. 110. 

119. 134. 140'. 143. 119. 185. IM 1 
Kompetenz-Kompetenz äi I 
Königliche Fähren, Kepubliifen mit lüü | 
Kongress 122, s. a. Parlament j 
Konkordat i Lübeck) 31 , 
Konkurs ( Wählbarkeit zum rp. St.) ü9 
Konstituante (Haniburfr) üä 
Konstitntionalismus 2^ 4^ (»j 8 
Konstitutionelle Monarchie l_i 7j 
8, 59, 64', m 

— Republik 2. ^ I 

Konsul, als rp. St. in Frankreich 22 

— als diploniat. Ayent. Ernennung | 
löT. 199. 2üQ 

Kontingentsherr, Senat als 1 17, läü 
Konvent (Frankreich) 2ii 
Konvention 123 

Konventionelle Verlassung Iii* 
Konzessionserteilung (Schweiz) löH* 
Krankheit des rp. St. als Verhinde- 
mngsgrund Uüff. 

— Epidemie, als (frund zur Berufung 
der Kammern 121 

Kreationsorgane 70^78. 8D 
Krieg, als Grund zur Berufung der 
Kammern 121 

— Entscheidung über, durch Tag- 
satzung AI 

— Erklärung 192^ 2Q2 
Kuba 2ä 

Kündige Rolle (Bremen) liS 

Landamano Presidente 67 ' 
Landammann, (Jeschichtliches (Erster 
L.) 32-34 

— als Präsident d. Landsgemeinde 123 
und der Regierungsbehörde 123 

— r«'gi»'render ü7 

W a 1 1 h 11 r , staatHii.iuiit in llcpulilikt ii 



— Stillstehender llh 

— im Völkerrechte 132 
Landessprachen, Kenntnis der fiil 
Landrat (Schweiz) 122, 123 
Landsgemeinde 76^ 122^ 123 
Landstatthaltcr 33^ LZä 

La Rioja 2h 

Lebenslänglichkeit der Senatoren- und 
Bürgermeisterwürde 3Ö 

— der Präsidentenwürde 71 73 
Legislative s. gesetzgebende Gewalt, 

Parlament 
Legislative Rechte 121 ff. 

— deren rechtl. Natur 13fiff. 
Legitimation als rp. St. 6. 82, 83 
Lehre, organische 14. 10 ff.. Uff, 7h 

— V. d. Gewaltenteilung 8, 20, 120, 
136. Ll2ff., lüü 

— empirisch-individualistische 18 

— s. a. Herrscher- uud Persiinlich- 
keitstheorie 

Leitende Behörde 113. LLZ 
Leitung als Funktion des rp. St. 113, 
118. 118' 

— allgemeine, der Staatsangelegen- 
heiten n_L 1hl 

— der bewaffneten Macht 152, lü3 

— der auswärtigen Angelegenheiten 
190 ff. 

Liberia Entstehung 18^ Verfassung 
26. als Präsidentschaftsrepublik 61 
Lieutenant-governor 99, 173 
Locke 8, 120, 12L 152 ^ ir>8=« 
Lois constitutionnelles 211 
Louisiana 22 
Lübeck 31 
Luzern 36 

Machttheurie 47, lü 
Mac Mahon 29, 144, 1Ö3 
Magnilizenz, Prädikat der hanseat. 

Bürgermeister 112 
Maine 22 

Mandat (( 'bernahme des Staatsamts) 
12, 

Kl 
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Mandatar, rp. St. als 86. 114.177—179. 
181 

Maryland 18, 22 
Massachusetts IB 
Mediationsakte 33 
Mcndoza 2a 
Message 126, 136, 132 
Mexiko 23—25 
Michigan 22 

Militärische Ehrenrechte Iii 

— Angelegenheiten, Verwaltung und 
Oberbefehl 152, 153 

— Gegenzeichnung Ifil 
Miliz lä3 

Minister als Organe des rp. St. IM ff. 

— als Mitglieder der Regierung 2S 

— Ernennung 154, Ihh 

— Entlassung lü3 
Ministerconseil 155. 176 
Ministerielle Gegenzeichnung Ißl 
Ministerk(»llegium lää 
Ministerpräsident lü, 154^ lüfi 

— als rp. St. 28, 29^ IM 
Ministerrat 10, 28, lä2 
Ministerverantwortlichkeit liiüfl., hes 

m. 

Minnesota 22 
Mississippi 22 
Missouri 22 

Mitt^'lamerikanische l'nion 23^ 24 
Mittel- und südainerikan. Republiken 
(»eschichtlirhe Entwicklung 2ä 

— Verfassungen 23 

— als Präsidentschaftsrepubliken 
Monarch s. Staatsoberhaupt 
Monarchie als Staatsform üH 

— Einteilung äil 

— absolute 1, 3, 64- 

— konstitutionelle U 4, 64 '. 121 

— Gegensatz zur Republik 1. fi. | 
Montana 22 

Montesquieu 1^ 8, 120, 124 ^ 146, 2D4 [ 

Xachfolgt-r des rp St.. Vizepräsident 
172. m ! 



' — lieutenant-governor 123 

( — Vizegobernador 123 

I — Präsident des Senates 70. 124 

— Staatssekretäre u. a. Beamte 12A 

— in Kollegialrepubliken 174—176 
1 — in Frankreich 70, Ufi 

! 8. a. Wicderwählbarkeit 
Napoleon d. u. III.) 6, 2L 28, 32, 33 
Nation, im (regensatze zum Staate 49, 

Argentinische ß£i 
Nationalrat i Schweiz) 122 
Nationalversammlung 2L 122, 184 
Nebraska 22 

Neuberatung der Gesetze 135 ff. 
Neuenburg 35^ 3fi 
Nevada 22 

New Hampshire 18, 19. 22 
New Versey 18, 22 
New York 18, 22 
Nicaragua 23—25 

Nordamerikanische Republiken 18 ff. 
Norwegen i 
N..rth-('arolina 18, 22 
North- Dacota 22 
Notverordnungen 133 

O 

Oberaufsicht über die Staatsverwal- 
tung InJ 

Oberbefehl, militärischer 84, 99, 149, 

152. 153. 167, ISa 
Oberhaupt d.Staatx^s, Rechtsverhältnis 

zueinander 66, s. a. Staatsoberhaupt 
Oberster Staatsbeamter, oberst. ( >rgan, 

s. Staatsoberhaupt 
Obrigkeit U_L 112 
Offiziere. Ernennung 1ü3. lälL Uil 
Ohio i»2 

Oranjefreistaat 18, ]9^ 62, 158 
< »regon 22 

Organ. Hegriff 42. 50. 6L 85, 107 

— oberstes 65, llü 

— primäres und sekundäres 65, 7h 

— n)ittelbares und unmittelbares üü. 

— herrschendes ä2 

— ausübendes äi 
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— konstitutives ö8" 

Organe als Elemente des Staates 2i 
^ 54', ILL LLü 

— des rp. St. l^ff. 
Organisation (jur. Person) 5fi, 107. lAl 
Organische Lehre, Organismus, s. 

Lehre, organische 
Orte, Band der 8 alten u. dreizehn 3ä 

P 

Pacte de Bordeaux 2ß 
Panama IM 

Päpste als Oberhäupter des Kirchen- 
staates 6H 

— deren Bullen lä8 
Paraguay 2ä 

Parlament, Begriff ö^i lÖM 

— Qualifikation der Mitglieder 123 

— Wahlen zum 123. üül 132 

— Berufung 124, 125, 135, 137, 152 

— Eröffnung 125 

— Vertagung 12ä 

— Schliessung 12h 

— Auflösung 135—137 

— doppelte Rolle in der Republik 
121, 122 

— als Repräsentation des Volkes 4^ 
5, 60, 75, 114. 121, liü 

— als ( )rgan der gesetzgebenden Ge- 
walt s. gesetzgeb, Oewalt 

— als Kreationsorgan 72. 22 

— als beschränkendes Element 59.121 

— ün Verhältnis z, i-p. St. 78. 121, 1Ä4 

— in \'ertretung des rp. St. 5li 

— Verantwortlichkeit d. rp. 8t. gegen- 
über dem 151, lüU 

— als Anklagebehörde u. Gerichtshof 
138. 169. I2Ü 

— im Völkerrechte liH, 200 -202 
Parlamentarische Ivepublik fil 
Parlamentarisches Regime 64' 
Partialrevisionen 31 
Patronatsrechte. Ausübung durch den 

Präsidenten lüM 
Pennsylvania 18. 19, 22 
PcnsionsansprUche lüil 



Persönlichkeitstheorie 43 
Personalunion 187—189 
Peru 2h 

Pflichten des rp. St. 98, 99. 119. 162. 

8. a Funktionen 
Philadelphia. Kongrcss von IS 
Plazet läö 

Plebiszitäre Republik 62 
Pocket Veto IM 
Political year 8ö 

Politik, polit. Betrachtungen 9—11, 

im 

Politische Vergehen 82. 164, IfiS 

Polizei, Aufsicht über 158« 

Polizeiverordnungen 133 

pouvoir 148, 158. s. a. Lehre v. d. Ge- 
waltcnteilung 

pouvoir ex6cutif 26—28, 183, s. a. 
Exekutive 

Prädikat des rp. St 103, 117. 118, m 

Präsident als rp. St. s. Staatsober- 
haupt u. d. einzelnen Funktionen 

— Titel 66, m 

— als }Iinwei3 auf die Staatsvor- 
standschaft lü 

— innerhalb des Kollegiums lü 

— in Frankreich 27. 20 

— in Amerika 2L 23 

— des Ministerrates 28. 154 

— des Regierungs-, Staats-, grossen 
und kleinen Rates lö 

— des Senates in Bremen 38, I2h 
in Amerika 98, 99, lÜ 

— pro tempore 124 

— designierter Iii 

— jetzt tiovernor 13 
Präsidentschaft e. Republik als Ver- 
trag 95 s. a Einzelperson 

Präsidentschaftsrepublik 8', 23, 61, 
! 62, 64», 203 

1 Praxis, staatsrechtliche 10, s. a. (ie- 
I wobnheitsrecht 

President, president. presidcnte 27. 28 

Prinzipat ti 
j Privy Council Iii 
' Promulgation 128 ff., 135, 137. 138 
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l'rutoktor der cingchort n«'!! Ilass»- III 
Protestantische Konfession ' Wählbar- 
keit als rp. St.) üa 
l^rovinzen als (iebietskörpcrschaften j 
49, hl 

— l'nterschied vom Staat Ii, 52, 
Ö3, mi 

— als (Miedstaaten 24. 25 ! 

— südamerikanische 25. afi. Ii ■ 
Publikation der (besetze 22\H4. P28ff.. , 

138. liü 



Qualifikation des rp. St. fil ff. 



Kat in den Freien Städten äl 

— (;ros8er 32, «iß, IL ^ 

— Kleiner 32, 6<5, ÜI 
s.a.Exekutivrat. Staatsrat, Minister- 
rat 

Ratifikation 22, 195, 2üüff. 
Katssetzung 154- 

Recht. eigenes u. übertragenes 57 .58 

— auf Staatsgewalt u. ( irganstellung 
57, 58, 105^ llü 

— auf das Amt llü 

Rechte, formelle u. materielle legis- 
lative des rp. .St. 124, i2ä 

— und Pflichten, Funktionen 99, 1J9, 
120. laü 

Rechtsfähigkeit der jur. l'erson äl 
Rechtskund. hanseat. Senatoren tiiL lilÜ 
Rechtspflege, Rechtssprechung. Ein- 
fluss des rp. St. auf ll.j llß. 141. 147 
Rechtsstaat 3 

Rechtsverhältnis, öffentlich- u. privat- 
recht 1. 95—97 

— Forderungs- u. < iewaltverhältnis 32 
Kechisverordnungeu lüii 
Referendum (50, 75, 122. 
Regierende Familien in P'rankreich lü 
Regierung. Begriff 118 

— als Funktion d Staatsvor-^tand. lül 

— als leitende Tätigkeit 118 

— alshöcbsteVerwaltungsfunktion Ii 



— formelb- HHheitsrecht.* Iii 

— Teilnahme d. Volkes an 3.1, 3fi. 32 

— Ministerium lää 

— Senat in Bremen Lü 
Regierungsantritt, Mitt<:ilung von 1V>8 
Regierungsformen ü 23 '. 3ä 
Regierungsrat in Frankfurt 02 

— in den Kantonen (jfi 

— als Kreationsorgan II 

— als Spitze des Staat^^'S Iii 
Regierungsätatlhalier 33 
Reglements lil3 

Reichskriegsflagge. Recht der hans. 

Bürgermeister zur Führung ULI II 
Reiseauslagend. franz Präsidenten lül 
Reisen des rp. St läiL 194. 
Remuneration üüff. 
Repräsentant. Begriff 75, Tß, HA 

— des Staates U, 19, 114 — 11« 

— der E.xekutive 115. 143, IM 

— rp. St. als IL 14, 66, 18üff. 

— Richter als 114, LLB 

— eidgenössische 20() 

— des Staatshauptes 2t X) 
Repräsentantenhaus in Amerika 

— als Anklagebehörde Ifili 
s. a. Parlament 

Repräsentation. Begriff U4, 120. 121. 
s. a. Repräsentant u. Parlament 

— nach innen Uü 

aussen iL UÜ ITT, liiL 132 

Repräsentationskosten lül 
Republik. Begriff L 2^, Li. 62 

begrifflich konstitutionell 2, 7, 62 

— Entwicklung 17, 18 

— Bevölkerungszahl 8J 

— Pnterschied v. d.Mtmarchie 58.6:}.64 

— Titel 14 

— Typen 30, 58 ff. 

— antike 2. i 

— heutige 8, R 18, 60—62 

— aristokratische 1 

— demokratische ^ L 35. 53 

— repräsentative, demokrat. 35. 145 ' 

— parlamentarische 61 
Einteilung nach der Spitze 58. fil 
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— amerikanische 23. fil 

— I'räsidcntschafts- 2X fil 

— Kollegial- fil 

— mit monarchischer Spitze 8* 

— plebiszitäre 62 ' 
Kepublikanisches Staatshaupt, Begriff 

1 Ui. s. a. Staatsüberhaapt . 
Residenzpflicht 98. 99, UM 
resignation s. Verzicht 
Rezesse (Hansestädte) 37—39 i 
Rhode Island 19, 22. 
Richter als Staatsbeamter 112 

— als Repräsentant der richterl. (Je- 
walt lifi 

— Ernennung 141, 157, IM 

— höchster Hl. 141. 157. 158 
Richterliche (iarantien liU 
Richterliche (Jewalt 23, 67-, 138 ff. 
Rousseau 8, 1S3 
Rücktritt vom Amte Ififi 
Kuhegehalt IM 

Salta 2h 
Salvador g.n 
San Domingo 2L 2h 
San Juan 2h 

Sanktion 127, 128, laQff.. IM 

— des franz. l'räsid. v. 1852 2Ö 

— als unterscheid. Merkmal zwischen 
mon. u. rp. St. G. fil 

San Luis 2ü 
San Marino fil 
Santa Fe 2ä 
Santiago dcl Estero 2h 
Schadensersatzanspruch gegen das 
. rp. St. 163. 164. 169 
Schaffhausen Üfi 

Scheiden des rp. St. a. d. Amte 172^ 12a 
Schliessung der Session i2h 
Schriftlicher Verkehr löö. 198, Mi 
Sdiultheiss (Schweiz) 31, 67 
Schutz, erhöhter strafrechtl, 116, LH 
Schweizer Eidgenossenschaft , ge- 
schieht!. Zusammensetzung H 

— geschichtl. Entwicklung 31 ff. 



— Bundesverfassung 31 

— Kantone 3ß 

— als Kollcgialrepnbliken 61^ 183 

— höchste Beamte als rp. St. 15^ 16, 
66. m 

Schwyz 3fi 

Sektionen ( Verwaltungsbezirke in 

Venezuela) 25 
Selbstergänzung des Senates 39 
Senat in den Hansestädten 32 

— — als Spitze des Staates 1£ 

— — (ileichsetzg. m.d. Monarchen Iii 
rechtl. Stellung 37. 3M. 112. 122 

— — nicht Träger der Staatsgewalt 

37, fiü 

als Kontingentsherr 117. 153 

— — als Kreationsorgan 77, 78 

Wahl der Mitglieder 22 

Austritt der Mitglieder 162 

~ ~ Vorsitzender s. Bürgermeister, 

Präsident 

— — 8. a. die einzelnen Funktionen 

— in der Freien Stadt Frankfurt G2 

— in der Schweiz 32 

— als Parlamentär. Körperschaft in 
Frankreich und Amerika 

(ieschichtliches 19—21, 22 

gesetzgeb. Funktionen s. (ie- 

setzgebung 

— — Zustimmung zurBeamtencrncn- 

nung lä2 

— — Zustimmung zur Kammerauf- 

lösung 135 

— — Vorsitzender als Anwärter auf 

die Präsidentschaft 70, 121 bis 
III 

— — als (ierichtshof liüi 
Senatoren, Scnatsmitgliuder 37^ 60, 

112. 176, s. a. Senat 

Sicherheit des Staates, Sorge für 138, 
152 

Siegel des Staates 33», 116 
Sieyös fi3 
Solothurn 3fi 

Sorge für Ausführung d. (Jesetze 149 

— Sicherheit des Staates 138, IM 
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South Carolina liL 22 
South Dacota 22 

Souverän IHS. s. a. Souvoränitilt und 

Träger der Staatsgewalt 
Souveränität. I^egrift' 52^ äü 

— als höchste (iewalt äl 

— im Staatsbegriffc IB 
~ als Einteilungsgrund 1 

— im Bundesstaate 18.20/24.52—66 

— in d Verfassungsurkunden äü 

— als unterscheidendes Merkmal zw. 
monarch. u. rp. St. 6. LßH 

— des rp. St. 53 ' 
Spitze des Staates, liegriflf 11 

— im I'nterschiede v. Staatshaupt 1^ 

— in KoUcgialrepubliken IM 
Sprecher des Repräsentantenhauses 

80, m 
Staat. Begriff q6 

bestimmend für Rechtsstellung 

des rp. St. 12 

— — nicht feststehend 12 

— — Elemente öß 

— als Organismus 14, 40ff , 44 ff.. 25 

— als Persönlichkeit 43 

— als Rechtsverhältnis 4ß 

— als Subjekt. Objekt und Zustand 
der Herrschaft ^ 4S 

— als juristische Person 14. äl 

— als (Jebietskörperschaft ^ 51^ 
53. äfi 

— I'ntcrschied v. and. Gebietskörper- 
schaften U.Verwaltungsbezirken 13. 
24. 25. 49, 5L 53 

— als Subjekt d. Staatsgewalt 49, 51 ! 

— als Subjekt d. Völkerrechts 49^_190 ' 

— nieichheit der Staaten 190, lül 

— Anerkennung neuer Staaten lilH 

— Einteilung. Formen, Typen s. 
Staatsformen 

Staatenbund 20, 31 j 
Staatsamt. Begriff S4-86, lOS, 1D9 [ 

— Antritt I2fi | 

— Ende Ißlff. 

— Niederlegung s. Verzicht 
Staatsangehörigkeit (iH, 69, lÜU 



Staatsbeamter, Hegriff 109. 113 

— Bestellung s. Bestellung 

— rp St. als IL 14, fiÜ 

— oberster 112. 113. liü 

- als Organ des rp St. L53ff. 

— Ernennung s. Bestellung und Bc- 
amtenernennung 

Staatsbehörde s. Behörde 
Staatsbürger (Wählbarkeit als rp. St.) 
(>8, »29, löa 
Rechte 23, 30. 07« 
Staatsdienst SL Ülff.. IßÜ 
Staatsdienstpflicht 89 
Staatsform, Begriff üS 

— Einteilung U 2, ^2. blff., Q2. B2 
Staatsgebiet 123 

Staatsgewalt 2A. 14, 15, -2^ «iL Ulh 
IIB. 144. 148; Träger und Aus- 
über 52; 8. a. Gewalt 

Staatsoberhaupt. Begriff 15. IfiZ 

— nur Einzelperson LL lä 

— nicht K(»llegium 15^ IM 

— I'nterschied von Spitze lä 

— im Völkerrechte liJÖ 

— monarchisches als Träger der 
Staatsgewalt 145. 173, IM 

— — als Herrscher IM ff. 

— m«march. u republ., Unterschied 
6, 7, 10, 180, IM 

— Vergleich 6, 7, ID. lOH, 118, 

183 ff ■ um 

— Verkehr beider m. 19«^ 1112 
republikanisches. Begriff Hü 

— Titel OB, 67, 19L 197-198 

— Prädikat 103. 117. 118, 137 

— Ehrenrechte 103. 117. Ua 

— C^ualifikation 17^ ü2 

— Legitimation HL 82. 121 

— Bestellung 21. 79, 124 
-- Vertretung. Ersatz 12üff. 

— als < »rgan 14, 44, 50, 66, 121 
als Staatsbürger 50, 68, 69. Ißy 

— als höchstes Staatsorgan LL 
14, üä 

— als Beamter LL LL 66^ 81, 
114. 118 



— — als obersU»r Staatsbeamter 11, 

112. 113. \M 

— — als Hauptverwaltuugsorgan 

löl. 180 

alsl'hef der Exekutive LL 27^ 

28, 118. 143 ff., m 

als Behörde IDäff. 

als Obrigkeit 33 lU, U2 

als Magistrat 33», lU^ 183 

als lU Präsentant 14. 6(?, 177-181 

des Staates 19, 114-11() 

— der Exekutive 115, 143^ 151. 

183. 190, 192'^ 
im innerstaatl. Verkehre Ufi 

— — — im Völkerrecht!. Verkehre 

191. Iii2 

als Staatsvorstand Ufi. 149. 

18.-). 186 

als Beauftragter 14, 177, 179 

als Bevollmächtigter 177. 112 

— — als Mandatar ti6^ 114, 177 bis 

179, 181 

als Delegatar 27, (JG, 178. Hü 

als Stellvertreter 178, UiL 

als Herrscher 14, 66, löü 

— — als Trüger d. Staatsgewalt IMi 
d. vollzieh. Gewalt 181, IM 

— — als Aasüber d. Staatsgewalt 57, 

i]o^ ^ tji, im. 

als Agent, agent lM2ff, 

— — als gouvcrnant IHÜff. 
als König 6. 7. 183 

— — als Kabinettschef IM 

— — als Exterritorialer 193 ff. 

Vergleich m. and. rp. St. ü"^. lää 

Staatsorgan s. Organ, Organe 
Staatsrat tili (Kantone) läfi (Frankr.) 
Staatsrecht, allgem , republikanisches 

8, 9, n 

Staatssekretäre 115^ 127j 130, 140. 

153 ff., 166, 174', 182 
Staatssiegcl s. Siegel 
Staatsverbrechen 82, 164. 168: \'cr- 

fahren u. Folgen 165, 169, liO 
Staatsverträge 3L 192, 2U)— 202 
Staatsverwaltung läl 



I Staatsvolk s Volk 
Staatsvorstand, Begriff 118, 149, Ihl 

— Unterschied vom Beamten u. vom 
j Monarchen lÜä 

' Stadtstaaten 2, 37 
Stand = Staat 7A 
Ständerat 122 
Statthalter 11h 

Stellvertretung, organschaftliche 42,75 
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— als Funktion des rp. St. Ufiff. 
, — des rp. St llüff. 

in Kollegialrepubliken 121 ff. 
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m Iii 
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117, 164. 169, mi 

Südafrikanische Republik 18. Ü2 
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Suspendierung v. Amte als rp. St, 12Ü 

T 

Tafel (Bremisches Verfassungsges.) 38 
Tagegelder der Schweizer Kegierungs- 
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Tagsatzung 31—34 
Tennessee 22 

Territorien in Nordamerika 18, 21, 
deren (iovernors 157. in Mexiko 21 
Tessin 36 
Texas 22 
Theokratie 1 

Thiers 28, 29, 30». 144, lß3 
Thronbesteigung. Anzeige von laS 
Thurgau üÜ 
Titel des rp. St. 66, ü2 

— Hecht auf im 
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i Staatsvorstand 16, 2iia 

I — im völkerrechtlichen Verkehr 191, 

196-198 
I Tod des rp. St. 171, 122 
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Organe) 4_j oL üLL Uä. Hill 
181. IM 

— der gesetzgebend (iewalt 120, 121 

— der vollziehenden (.iewalt IHl. 182 
Transvaal IS, ü2 

Trauer beim Tode d. Staatshanpts IM 
Tucuman 2ä 

II 

ritvoerende Haad läl 
l'nabsetzbarkeit der Richter ÜÜ 
Fnfähigkeit des rp. St. 104. 172^ als 

Strafe LZÜ 
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l'nionsrezess 38 
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l'nterwalden Üü 

Unterzeichnung der (Jcsetze 130. IM 

— der Rcgierungsakle 166. lüZ 
l'nverantwortlichkeit d. Staatshauptes 

V<^. 160, 166. im 
Unversetzbarkeit des Richters liü 
l'rdemokratien 60. 74, 12Ü 
Urkantone Ül 
Uri 313 
Uruguay 2ä 
Usurpation TL 73*. iä 
Utah 22 

V 

Venezuela 24, 25. 66, Geschichtliches 

2iL 211 

Verantwortlichkeit, grundsätzliche, d. 
r»eamten u. rp. St. ll.'v 121. läH. iM 

— tatsächlich geminderte llJÜ 

— bei Staatsvergehen 168. Ifiä 

— Verfahren 16Ö, 169, 12Ü 

— Folgen 12Ü 

— in Kollegialrepubliken 161, lli2 

— Arten 1Ü2 

— — parlamentarische 121. 155. 162. 

168. lliü 

— — moralische lilS 

zivilrecbtlichc 163, Uli 

— — strafrechtliche 1<>4. lüä 

— — staatsrechtliche Hi.'> 
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mon. u. rp. St. tifi 

Vorantwortlichkeitsgesetz (Schweiz^ 
llil 

! Verbandsperson s. Lehre, organische 
Vereinigte Staaten als Hundesstnaten 

j s. Hundesstaaten 
^ Titel des rp. St. Ofi 
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läff. 
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114. iia 
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hin 24. öä 

Disposition 23, qG. 67». 11h 

! nicht Völkerrecht I.Verträge Iii' 
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tant<>n lliüff. 

— der Staatshäupter 192. 197, 198 
VerkilnduTig der Gesetze 12ä 
Vermittelungsakte 3ä 

Vermögen (Wählbarkeit als rp. St.) üü 
Vermont 22 

Vcröffentlirhung der Gesetze s. Publi- 
kation 

Verordnungsrecht Li2 ff . lÜÖ 
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Verwaltung. Begriff LH ff. 
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(Funktionen I 14H ff. 
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Verwaltungsbezirk im Verhältnis zur 
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Verzicht auf die Stellung als rp. St . 

recht). Natur loö. lOH. llki 

— Ersatz bei lH 
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~ in Brasilien L2M 

— in Mittelamerika 135 

— in der Schweiz 122 
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— Verweigerung der Publikation kein 
Veto im 

Vetter. Anrede als ÜIS 
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Typus 21 in 
Wahl 21. 7(v 8Q, 111 
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ment Hü 
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als Ersatz d. Präsident. 172. 173 
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Virginia 18, IS. 22 
Vollziehende Gewalt s. E.xekutive 
Vollziehung 147. der Gesetze 133*. 

152. der Verträge 2112 
Vollziehungsbehörde 31i'. 14.^ 144. UI 
Vollziehungsdirektorium 32 
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V(dk im Staatsbegriffe 13 
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im Rechtsverhältnis zum rp St lÄ 
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Vorort (Schweiz) äl 
Vorrang der Staatshäupter 13fi 
Vorschlag bei der Wahl d. rp. St. Iii 
Vorsitzender e. Kollegiums als rp. St. 

15, 16, ü2 
V^orverhandlungen (Staatsverträge ) 
2ÜÜ 

W 

Waadt .3« 

Wahl als l'nterscheidungsmcrkmal 
zw. raon. u. rp. St. ü2 

— als Berufung des rp. St. H. 79. s. 
a. Bestellung 

— Vorgang 21_, Tü 

— - direkte, indirekte 76, 21 

— Annahme. Ablehnung 87, 89—91 
Wahlen, Anordnung der 84^ 99, 124. 

135. Lii 

Wahlfähigkeit, aktive OL ^ passive 
Iii ff. (rp St. ) u. 12ü ' Parlament I 
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Wahlkünig. rp. St als IM 
Waliliuann. ijmalifikutiun als 6S 
Wahlmiinner 2h ( Si hwi'iz i . 7H— 7H. 

llö, 122 (Nordamerika) 
Wahlmonarcliio üli 
Waldstiitte. Bund der 
Wallis aß 

Washington. Präsident 73, 12ß 
— Staat 22 

Weltlicher Stand f Wählbarkeit als 

rp. St.) üä 
West- Virginia 22 
Wiodorwählbarkoit 72. 78. HM 
Willcnsfähigkeit (Jur. I'cr.son) hl 
Wisconsin 22 
Wyoming 22 
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Republiken 
Zeremoniell m liiii 
Zivilliste 99-101 

Zivilrechtliclie iJezeichuungen des rp. 

St. 177 — 180 
— SchadensersatzansprQclie geg. das 

rp. St. 163, im 
Zug m 
Zürich üfi 

Zweikammersystem 122 
Zwangsweise Entfernung des rp. St. 
104, 170. 112 
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